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Vereinsnachrichten. 
Tagesordnung des XXI. Deutſchen Anwaltstages 
zu Breslau. 


1. Verhandlungstag, Donnerstag, den 4. September: 
Reform der Rechtsanwaltsordnung: Freizügigkeit, 
Lokaliſierung, Anderung des 8 5 Ziffer 5 der Rechts⸗ 
anwaltsordnung, Ehrengerichtsweſen (Strafenſyſtem, 
Ehrengerichtshof). 

Gutachter: Rechtsanwalt Dr. Viktor Berger⸗ 
Leipzig; 
Rechtsanwalt Dr. Finger ⸗ Bremen. 
Berichterſtatter: Rechtsanwalt Dr. M. Fried⸗ 
länder⸗München; 
Inſtizrat Dr. Harnier⸗Caſſel. 

2. Verhandlungstag, Freitag, den 5. September: 
Die Ermittelung der Wahrheit im Zivilprozeſſe. 

Gutachter: Juſtizrat E. Koffka⸗Berlin. 
Berichterſtatter: Juſtizrat Dr. Heilberg- 


Breslau; 
Rechtsanwalt Dr. Mittel⸗ 
ſtaedt⸗Leipzig. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechts anwülte. 


Die Anwaltskammer im Großherzogtum Heſſen hat der 
Kaſſe abermals eine Beihilfe von 1000 „ gewährt. Der 
* und ihrem Vorſtande iſt für die reiche Beihilfe 

* gerzlichſte Dank ausgeſprochen worden. 


Die privatrechtliche Beſtimmungen des preußiſchen 
Waſſergeſetzes. 
Von Juſtizrat Zelter, Stettin. 


Das preußiſche Waſſer x 
jahr: 5 geſetz iſt abgeſchloſſen. Nach dreißig⸗ 
he e, hat der Entwurf von 1911, ausgeſtaltet 

eine ſorgfältige langwierige Arbeit der Kommiſſionen, die 


Billigung des Parlaments gefunden, und demjenigen, der die 
wichtige Kodifikation durchprüft, wird es als ein hervorragend 
gelungenes Werk erſcheinen müſſen. Neben dem im modernen 
Sinn ausgebauten Problem des Schutzes vor Waſſergefahr, 
dem Deiche, Talſperren, Strombauten dienen ſollen, verkörpern 
ſich zwei Gedanken in ihm: der Wunſch, im Intereſſe des Kultur⸗ 
fortſchrittes, im Intereſſe von Landwirtſchaft und Induſtrie die 
Ausnutzung der Waſſerwerte möglichſt zu fördern und anderer⸗ 
ſeits die Notwendigkeit, bei den geſteigerten Anſprüchen an den 
Waſſerſchatz formell berechtigte Ausnutzung da zu hemmen, wo 
ſie durch zweckwidrige Verſchwendung oder durch Einwirkung auf 
die Intereſſen anderer die Volkswirtſchaft und Kultur ſchädigt. 
Nach dieſen Zielen ſtreben die Normen des Geſetzes, ihnen muß 
auch das Eigentumsrecht, ſowohl das frühere wie das neu- 
geſchaffene, weichen, und da überall die Billigkeit, die Zweck⸗ 
mäßigkeit, das Ausgleichungsprinzip zur Löſung von Rechts⸗ 
kolliſionen, wie es das BGB. ſchon im 8 1024 aufgeſtellt hat, 
den entſcheidenden Inſtanzen zur Grundlage gegeben iſt, iſt die 
Erfüllung zu erhoffen. 

Dieſes wirtſchaftliche Ausgleichungsprinzip kehrt nicht nur in 
dem wirklichen Anſpruch auf Regelung der Ausübung kollidierender 
Rechte, ſondern auch in den verſchiedenſten Begriffsformen 
wieder. Wo Einrichtungen geſchaffen werden, ſollen es nur 
ſolche fein, die mit dem Unternehmen vereinbar und wirtſchaftlich 
gerechtfertigt ſind. Wo Vorteile des Rechtsprätendenten dem 
Schaden beſtehender Rechte gegenüberſtehen, kommt es nächſt 
dem Intereſſe des öffentlichen Wohls auch darauf an, ob der 
Nutzen des erſten größer iſt als der Schaden des andern. Wo 
das Geſetz als Korrelat der Rechtsentziehung in erweiterter 
Nachbildung der Enteignung dem Erwerber des neuen Rechts 
die Pflicht zur Entſchädigung beſtehender Rechte auferlegt, wird 
in den meiſten Fällen der Umfang der Entſchädigung anders 
als nach den Grundſätzen der Enteignung dahin normiert, daß 
die Entſchädigung der Billigkeit entſprechend den Umſtänden nach 
zu leiſten ſei; es werden alfo alle wirtſchaftlichen Momente 
herangezogen, der direkte und indirekte Vorteil, den der Geſchädigte 
aus der neuen Rechtsſchöpfung erhält, iſt mit zu bewerten. 

Das Geſetz iſt umfangreich, weil es neben dem neuen eine 
Menge alter, erprobter Beſtimmungen, zum Teil nur wenig 
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verändert, in ſich aufnimmt. Wenn auch ſtellenweiſe die Normen 
der an ſich ſchwierigen Materie nicht leicht verſtändlich gefaßt 
ſind, auch das Syſtem der Verweiſungen leider nicht verlaſſen 
iſt, ſo erleichtern doch klargeſchriebene Motive das Studium. 

Die nachſtehenden Zeilen ſollen lediglich die wichtigſten 
Neuerungen auf dem Gebiet des Privatrechts gegenüber dem 
e altpreußiſchen Zuſtand ſkizzieren. 


Einteilung der Gewäſſer. §8 1—6. 


Während die älteren Rechte von dem Unterſchied der 
öffentlichen und nichtöffentlichen Gewäſſer ausgingen, das Land⸗ 
recht die geſchloſſenen und nichtgeſchloſſenen Privatgewäſſer 
unterſchied, daneben die Quellen und das wildablaufende Waſſer 
ſtellt, ſcheidet nun das Waſſergeſetz die Gewäſſer in Waſſerläufe 
und andere Gewäſſer. Zu den letzteren gehört das Grund⸗ 
waſſer, die Seen und Teiche, die keinen oder doch nur einen 
künſtlichen Abfluß haben, diejenigen Quellen, welche nicht von 
der Urſprungsſtelle ab im feſten Gerinne laufen, ferner diejenigen 
Gräben, welche nicht die Vorflut zwiſchen den Grundſtücken 
verſchiedener Eigentümer vermitteln, auch diejenigen Waſſer⸗ 
flächen, welche in künſtlicher Verbindung mit Waſſer zum Zwecke 
der Fiſchzucht oder Fiſchhaltung beſpannt werden, und ſchließlich 
das wildablaufende Waſſer. Waſſerläufe ſind dagegen alle 
anderen Gewäſſer, die in natürlichen oder künſtlichen Betten 
beſtändig oder zeitweilig oberirdiſch abfließen, einſchließlich ihrer 
oberirdiſchen Quellen, ſowie die Seen mit natürlichem Abfluß. 

Die Waſſerläufe werden in drei Ordnungen eingeteilt, von 
denen die erſte, wiedergegeben durch ein dem Geſetz anliegendes 
Verzeichnis, weſentlich die Ströme und Schiffahrtskanäle umfaßt 
(darunter noch beſonders privilegierte), während die Waſſerläufe 
zweiter Ordnung in den einzelnen Provinzen durch ein Verzeichnis 
aufgenommen werden ſollen. Als Grundlage gilt die Beſtimmung, 
daß ſie für die Waſſerwirtſchaft von größerer Bedeutung ſein 
ſollen. Alle anderen Strecken natürlicher und künſtlicher Waſſer⸗ 
läufe fallen in die dritte Klaſſe. Dieſe Reglementierung ſcheint 
zunächſt etwas ſchematiſch, iſt aber von praktiſcher Bedeutſamkeit 
für die Spätere Anwendung der öffentlich⸗rechtlichen, privatrecht⸗ 
lichen und waſſerwirtſchaftlichen Beſtimmungen, die gegenüber 
den verſchiedenen Ordnungen ſich auch verſchieden geſtalten. 


Eigentum. 88 7—18, 196205. 


Neu geordnet iſt nun die Einführung eines allgemeinen 
privatrechtlichen Eigentumsbegriffs, die Regelung der Rechte am 
Waſſer nach dieſem Ausgangspunkt. Die beſtehenden Rechte 
kennen ein klares, privatrechtliches Eigentum nur an dem 
Grundwaſſer, der Quelle, dem See; über die Natur der Rechte 
an der Welle des Fluſſes differieren die Normen, ja auch das 
Bett des Fluſſes unterſteht nicht überall dem Immobiliar⸗ 
eigentum, die Nutzungen des öffentlichen Stromes ſind Regal. 
Das neue Geſetz ſtellt zunächſt das privatrechtliche Eigentum 
überall, auch an dem ganzen Waſſerlauf, alſo auch an der 
Welle, feſt, indem es Fluß und Bett zu einer Einheit verbindet. 
Freilich beſteht kein Beſitz an der Welle, Gegenſtand des Eigen⸗ 
tums iſt die jeweilige wechſelnde Waſſermaſſe innerhalb des 
betreffenden Raumes über dem Flußbett. 

Die Einteilung des Geſetzes entſcheidet über die Perſon 
des Eigentümers. Zwar bleibt das frühere Eigentum erhalten, 


jedoch muß bei Strömen in den erſten 10 Jahren grundbuch⸗ 
liche Eintragung nachgeholt werden; ſonſt gehen die Waſſer⸗ 
läufe erſter Ordnung in das privatrechtliche Eigentum des 
Staates über, die Waſſerläufe zweiter und dritter Ordnung 
werden, falls ſie eigentumsfrei ſind, Eigentum der Anlieger, 
ebenſo die oberirdiſchen Gewäſſer, die nicht zu den Waſſer⸗ 
läufen gehören. Das unterirdiſche Waſſer bleibt Eigentum des 
Grundſtückseigentümers. 


Polizeiliche Verbote. 88 19—24, 199202. 

In die Privatrechtsſphäre greifen auch hinein die zunächſt 
im Intereſſe der Allgemeinheit gegebenen polizeilichen Verbote, 
welche dem Eigentümer und Nutzungsberechtigten bei Waſſer⸗ 
läufen und Seen die Verunreinigung durch feſte und ſchlammige 
Stoffe, bei erſteren auch durch Erde, Sand, Steine, Schlacken, 
Holz, tote Tiere, überhaupt unterſagen, und die Einleitung 
flüſſiger Stoffe über den Gemeingebrauch hinaus bei Waſſer⸗ 
läufen von der Genehmigung der Waſſerpolizeibehörde abhängig 
machen; denn im Anſchluß hieran erweitert das Geſetz die 
zivilrechtliche Pflicht der Reinhaltung. Während früher nur 
die Unterlieger Einleitungen, die das Maß des Gemeinüblichen 
überſchritten, nicht zu dulden brauchten, die Reinhaltung ſonſt 
nur im Intereſſe der Fiſcherei geboten war, gibt die jetzige 
Regelung jedem Geſchädigten einen zivilrechtlichen Schadens⸗ 
erſatzanſpruch, und dieſer Auſpruch richtet ſich zunächſt gegen 
den Unternehmer der Anlage, von dem die Verunreinigung 
herrührt. Der Unternehmer kann ſich nur exkulpieren, wenn 
er nachweiſt, daß er die im Verkehr erforderliche Sorgfalt zur 
Verhütung der Verunreinigung beobachtet hat. Aus dem 
Fiſchereigeſetz iſt das Verbot des Rötens von Flachs und Hanf 
für Waſſerläufe übernommen mit der Befugnis des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes, notwendige Ausnahmen zu geſtatten, jedoch befreit 
dieſe Erlaubnis nicht, wie früher, vom Schadenserſatz. 

Ferner unterliegt die Errichtung von Anlagen in Waſſer⸗ 
läufen, die nicht auf Grund eines geſetzlichen geordneten Ver⸗ 
fahrens geregelt iſt oder zur Erfüllung der geſetzlichen Unter⸗ 
haltungspflicht ausgeführt werden, behördlicher Genehmigung, 
bei Waſſerläufen dritter Ordnung der Regelung durch Polizei⸗ 
verordnung, auch kann zum Zwecke der Erhaltung der Vorflut 
die Polizeiverordnung Beſtimmung darüber treffen, daß auch 
Anlagen am Ufer der Genehmigung bedürfen. Die erſte Be⸗ 
ſtimmung ſtellt eine Erweiterung des geltenden Rechts dar, das 
im weſentlichen nur für die Ströme und Privatflüſſe ein Unter: 
ſagungsrecht der Behörde anerkannte. 


Gemeingebrauch. 88 25— 39, 199. 


Der Gemeingebrauch wird etwas erweitert. Die Waſſer⸗ 
läufe erſter Ordnung dürfen wie früher von jedermann zur 
Schiffahrt und Flößerei benutzt werden. Das Annexum dieſes 
Verkehrsrechts, das Leinpfadrecht, wird im Sinne der herr⸗ 
ſchenden Rechtſprechung des Oberverwaltungsgerichts dahin feſt⸗ 
gelegt, daß es nicht nur die Ufergrundſtücke erſaßt, und daß die 
Anlieger den Ausbau des Leinpfades durch den Staat zu 
dulden haben müſſen. Die Verpflichtung, Landung und Aus⸗ 
ſetzung der Ladung in Notfällen zu dulden, wird auch auf 
die Ausſetzung des Schiffes ausgedehnt. Die Entſchädigung 
des Uferbeſitzers bei der Ausübung des Leinpfadrechts oder der 
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Ausſetzung der Ladung wird abweichend vom Landrecht geregelt. 
Nur derjenige Schade, welcher durch Landen, Befeſtigen, Aus⸗ 
ſetzen von Schiff und Ladung oder derjenige, der durch die 
beſtimmungswidrige Benutzung des Leinpfades entſteht, iſt zu 
erſetzen, und zwar liegt die Haftung dem Schiffseigentümer ob. 
Dieſe Haftung tritt aber nur als eventuelle ein, wenn nicht die 
reichsgeſetzliche Haftung des Binnenſchiffahrtsgeſetzes und des 
Flößereigeſetzes den Entſchädigungsanſpruch regelt, und daneben 
bleibt die Möglichkeit weiterer Schadensanſprüche nach den 
Normen des BGB. 

Die Benutzung der Waſſerläufe zweiter und dritter Ord⸗ 
nung ſowohl zum öffentlichen Verkehr durch Kahnfahren wie 
zur Flößerei bleibt als Gemeingebrauch beſtehen, wo ſie bisher 
gemeinüblich oder zugelaſſen war, ſie kann aber auch neu durch 
den Landwirtſchaftsminiſter zugelaſſen werden. Dieſe neue Zu⸗ 
laſſung erzeugt zunächſt eine privatrechtliche Schadenserſatzpflicht 
des Staates für nachteilige Wirkungen der Flößerei, die nicht 
durch beſondere Einrichtungen ausgeſchloſſen werden und vom 
Bezirksausſchuß nach den Grundſätzen des Enteignungsrechts 
feſtzuſetzen iſt. Im übrigen iſt die Art der Ausübung der 
Flößerei ſowie die Beſchränkungen, die den Uferbeſitzern auf⸗ 
zuerlegen find, durch miniſterielle Flößereiordnung entsprechend 
dem Privatflußgeſetz zu regeln. 

Erweitert iſt nun bei natürlichen Waſſerläufen der Gemein⸗ 
gebrauch auf Benutzung des Waſſers für Hauspirtſchafts⸗ 
zwecke. Geſtattet wird nicht nur (unabhängig von der bis⸗ 
herigen Beſchränkung auf das Schöpfen) die Entnahme von 
Waſſer für die Hauswirtſchaft und den landwirtſchaftlichen 
Hofbetrieb, es wird auch die Einleitung der Abwäſſer der 
betreffenden Hauswirtſchaft und bei den Waſſerläufen erſter 
Ordnung die Eisentnahme zugelaſſen, jedoch immer nur unter 
der Vorausſetzung, daß durch dieſen Gemeingebrauch andere 
nicht benachteiligt werden. Die gleiche Vorausſetzung iſt der 
allgemeinen Benutzung des Waſſers zum Baden, Schwemmen, 
Waſchen, Viehtränken, Kahnfahren, ſoweit es bisher gemein⸗ 
üblich geweſen iſt, und Eislaufen vorgeordnet. Ausgeſchaltet 
iſt dieſer Gemeingebrauch innerhalb der Parke, Gärten und 
Hofräume der Flußeigentümer. 

Die Rechtskolliſion iſt verſchieden geregelt. Der Eigentümer 
des Waſſerlaufs und derjenige, der ein wohlerworbenes Benutzungs⸗ 
recht bei Inkrafttreten des Geſetzes beſaß, wird in geringerem 
Maße eingeſchränkt als andere zum Gemeingebrauch berechtigte 
Perſonen. Letztere dürfen ſich gegenſeitig den Gemeingebrauch 
nicht erheblich erſchweren. Der Eigentümer, der aus wohl⸗ 
erworbenem Recht Berechtigte, hat den Gemeingebrauch nur ſo weit 
e daß er ihn nicht unnütz erſchwert oder ohne erheb- 
era dean d unmöglich macht, Beſchränkt wird der Gemein 
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privatrechtliche Hemmung. Der Grundeigentümer konnte das 
in ſeinem Grundſtück befindliche unterirdiſche Waſſer nach Gut⸗ 
dünken gebrauchen, ableiten, eine unterirdiſche Quelle, ein ſpäter 
auf einem anderen Grundſtücke zutage tretendes Waſſer ab⸗ 
fangen, gleichgültig, ob dadurch fremde Grundſtücke entwertet, 
gleichgültig, ob bereits vorhandenen Brunnen das Waſſer 
entzogen wurde. Nur mittelbare Ableitung aus einem Privat⸗ 
fluß war ihm verſagt. Hier ſetzt nun die kulturfördernde 
Tendenz mit dem erſten großen Eingriff in die Eigentums⸗ 
ſphäre ein, aus der Erwägung, daß einmal die Bedeutung des 
unterirdiſchen Waſſers, namentlich für die Trinkwaſſer⸗ 
verſorgung, fortdauernd gewachſen iſt, daß andererſeits die 
unterirdiſchen Waſſeradern in ſich und mit den oberirdiſchen 
zuſammenhängen, die Entziehung des Grundwaſſers alſo auf 
den Waſſerſtand der Waſſerläufe einwirkt. 

Das Geſetz löſt die widerſtreitenden Intereſſen in folgender 
Weiſe: 

Der Eigentümer darf das unterirdiſche Waſſer nicht 
dauernd weiter fördern, wenn er dadurch die Waſſergewinnungs⸗ 
anlage oder die benutzte Quelle eines andern weſentlich ſchmälert, 
die bisherige Benutzung des Grundſtücks eines andern erheblich 
beeinträchtigt oder ſchließlich den Waſſerſtand eines Waſſer⸗ 
laufes oder eines Sees derartig verändert, daß andere in der 
Ausübung ihrer Rechte beeinträchtigt werden. Dieſem Prinzip 
ſetzt der Geſetzgeber wieder die ausgleichende Norm entgegen, 
daß der Eigentümer trotz dieſer Schädigung frei verfügen kann, 
wenn ſein Unternehmen dem öffentlichen Wohl dient oder ſein 
Nutzen den Schaden des andern erheblich überſteigt. In dieſem 
Fall kann der Geſchädigte nur Herſtellung von Einrichtungen 
zur Verhütung oder Ausgleichung des Schadens fordern, wenn 
ſolche Einrichtungen mit dem Unternehmen vereinbar und wirt⸗ 
ſchaftlich gerechtfertigt find und erhält, ſoweit dies unmöglich iſt, 
Entſchädigung nur in dem oben erwähnten beſchränkten Umfang. 

Ebenſo darf auch der Eigentümer eines geſchloſſenen Sees 
durch Senkung oder Hebung des Spiegels den Grundwaſſer⸗ 
ſtand zum Nachteil anderer nicht verändern, das Waſſer auch 
zum Nachteil anderer nicht verunreinigen; auch die kultur⸗ 
ſchädliche Aufſtauung des Grundwaſſerſtromes eines Tales 
durch unterirdiſche Anlagen und die mittelbare Verunreinigung 
des unterirdiſchen Waſſers, eines Sees oder eines Waſſerlaufes 
durch Einbringung von Stoffen in den Boden (abgeſehen von 
landwirtſchaftlicher Düngung), wird verboten, falls ſie andere 
benachteiligt. 

Bezüglich des wildablaufenden Waſſers, das ſeinem 
natürlichen Gefälle folgte, war der Rechtszuſtand verſchieden. 
In den gemeinrechtlichen und franzöſiſch⸗rechtlichen Gebieten 
Preußens galt die actio pluviae arcendae; ſie wird dort 
für landwirtſchaftlich benutzte Grundſtücke meiſt aufrecht⸗ 
erhalten ($ 198). Im übrigen iſt der Rechtszuſtand des Land⸗ 
rechts (58 102 ff. Teil I Titel 8) im weſentlichen beibehalten. 
Der Unterlieger darf das Waſſer abhalten, muß es nur auf⸗ 
nehmen, wenn es der Oberlieger nur mit unverhältnismäßigen 
Koften ableiten kann. Die Aufnahme iſt jedoch dadurch 
bedingt, daß der Unterlieger es weitergeben kann;) kann er 
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das nicht, ſo gilt wieder das oben erwähnte Prinzip: die 
Aufnahme iſt dadurch bedingt, daß ſein Nachteil kleiner iſt als 
der Vorteil des Oberliegers; der Oberlieger hat ihn zu ent⸗ 
ſchädigen. Künſtliche Veränderung des Ablaufes iſt auch dem 
Oberlieger überall unterſagt. 

Bei den Waſſerläufen beſtanden freilich ſchon Ein⸗ 
ſchränkungen des Eigentümers und Nutzungsberechtigten nach 
dem Privatflußgeſetz; aber auch dieſe Rechte ſind erweitert. 
Das Geſetz zählt zunächſt beſtimmte Nutzungsarten als weſent⸗ 
lichen Inhalt des Eigentumsrechts auf und gibt Ein⸗ 
ſchränkungen dieſer Benutzungsarten. Die nicht erwähnten 
geringwertigeren Nutzungen bleiben uneingeſchränkt. 

Die aufgeführten Benutzungsarten gliedern ſich: 

a) Gebrauch des Waſſers als Waſſer, durch Entnahme 
in unmittelbarer und mittelbarer Ableitung, als 
Triebkraft, als Verkehrsſtraße, . 

b) Verbrauch des Waſſers, 

c) Benutzung des Waſſers zur Aufnahme von Waſſer 
und Stoffen, 

d) Gewinnung von Waſſerkräften, 

e) Heben und Senken des Waſſerſpiegels und Bettes. 

Schon nach den Beſtimmungen des Privatflußgeſetzes 
durfte gegenüber den Anliegern der Eigentümer die Vorflut 
nicht ſchädigen, keine Überſchwemmungen und Verſumpfungen 
herbeiführen, das abgeleitete Waſſer, ſoweit es nicht verbraucht 
war, innerhalb feiner Grenze wieder zuführen, die Hälfte des 
Waſſers dem jenſeitigen Anlieger zur Benutzung belaſſen. 

Dieſe Rechte der Anlieger ſind dahin erweitert, daß an 
Stelle der Vermeidung der Verſumpfung, Überſchwemmung 
das allgemeine Verbot tritt: der Waſſerſtand darf überhaupt 
nicht derart vom Eigentümer verändert werden, daß andere in 
der Ausübung ihrer Rechte am Waſſerlauf beeinträchtigt oder 
fremde Grundſtücke geſchädigt werden. Das Geſetz will 
hierdurch die ſchweren wirtſchaftlichen Schäden, die durch 
Senkung oder Hebung des Grundwaſſerſtandes entſtehen 
können, verhindern, auch dem Grundſtücke Schutz gegen Ent⸗ 
ziehung nützlicher Frühjahrsüberflutungen gewähren. 

Korreſpondierend mit dem allgemeinen Verbot wird auch 
der Eigentümer dahin verpflichtet, daß er den Waſſerlauf zum 
Nachteil anderer nicht verunreinigen darf, und ſchließlich darf 
auch der Eigentümer durch ſeine Benutzung die Unterhaltungs⸗ 
pflicht eines andern nicht erſchweren. 

Dieſe Einſchränkung des Eigentumsrechts wird aufgehoben, 
wenn das landwirtſchaftliche Kulturintereſſe überwiegt. Das 
Geſetz führt den Begriff der gewöhnlichen Bodenentwäſſerung 
ein, der Abführung des ſchädlichen Waſſers durch Drainage 
oder offene Gräben von geringer Breite und Tiefe. Zum 
Zwecke dieſes notwendigen Kulturwerks kann auch zum Nachteil 
anderer der Waſſerſpiegel eines geſchloſſenen Sees ſowie ein 
Waſſerlauf, der der natürliche Vorfluter der betroffenen 
Grundſtücke iſt, geſenkt werden, was ſonſt ſelbſt dem Eigen⸗ 
tümer prinzipiell unterſagt iſt. 

Die Rechte von Mühlen auf ungehinderte Benutzung des 
Waſſers, welche bei Erlaß des Privatflußgeſetzes rechtmäßig 
beſtanden haben, bleiben auch gegenüber den Eigentümern der 
Waſſerläufe zweiter und dritter Ordnung beſtehen. 


Verleihung. 88 46 —85, 203. 

Die wichtigſte und kunſtvollſte Konſtruktion des Geſetzes iſt 
das Inſtitut der Verleihung. Die Gewerbeordnung gibt das 
Prinzip der Konzeſſion zu gewerblichen Unternehmen, welche mit 
dem rechtlichen und wirtſchaftlichen Intereſſe anderer kollidieren 
können. Die Enteignung gibt im Intereſſe des öffentlichen Wohls 
das Privileg für ein beſtimmtes Unternehmen, anderen Rechte 
entziehen zu können. An dieſe Inſtitute ſchließt ſich formell die 
Verleihung an, die jedoch in ihrem Ausbau viel weiter geht. 
Das Geſetz ergibt in feiner Geſtaltung ſchließlich einen tatſäch⸗ 
lichen Anſpruch auf Verleihung beſtimmter Rechte unter be⸗ 
ſtimmten Vorausſetzungen, und zwar Rechte auf Benutzung des 
Waſſers und des Waſſerlaufes, ſowie Rechte auf Einſchränkung 
anderer Rechte. Der Anſpruch iſt freilich nicht im Rechtsweg 
verfolgbar, aber die Feſtlegung der Grenzen iſt eine ſo präziſe, 
daß er geſichert erſcheint, die Gleichmäßigkeit des Schutzes da⸗ 
durch gewährleiſtet, daß die Kommiſſion eine Zentralbehörde, das 
Landeswaſſeramt, als höchſte Inſtanz geſchaffen hat. 


a) Verleihbare Rechte (88 46, 203). 

Der Kreis der verleihbaren Rechte ſchließt ſich an die Waſſer⸗ 
nutzungsbefugniſſe des Eigentümers an. Bei Waſſerläufen können 
einem Nichteigentümer diejenigen Rechte verliehen werden, welche 
oben erwähnt und im Geſetz als Hauptnutzungsbefugniſſe auf⸗ 
gefaßt ſind, und zwar auch über die Grenze der den Eigen⸗ 
tümer hemmenden geſetzlichen Einſchränkungen hinaus, daneben 
das Recht zur Anlage von Häfen und Stichkanälen, kommunaler 
und gemeinnütziger Badeanſtalten, ſowie Anlegeſtellen und ähn⸗ 
liche Anlagen, die über die Zwecke der Haushaltung und Wirt⸗ 
ſchaft hinausgehen. Auch die Rechte des Waſſerlaufeigentümers 
können durch Verleihung im gleichen Umfange erweitert werden. 
Bei den übrigen Gewäſſern kann die Verleihung zugunſten des 
Eigentümers ihm den Anſpruch auf Befreiung von feinen geſetz⸗ 
lichen Einſchränkungen gewähren. Einem Dritten kann gegen 
den Willen des Eigentümers die Nutzung ſolchen Waſſers nicht 
durch Verleihung gegeben werden. Stimmt der Grundſtücks⸗ 
eigentümer dagegen der Ausnutzung ſeines Waſſerſchatzes durch 
den Dritten zu, ſo kann auch der Dritte für ſein abgeleitetes 
Recht durch Verleihung die Befreiung von den geſetzlichen Ein⸗ 
ſchränkungen erhalten. 

b) Grenzen der Verleihung (88 47, 49, 50, 61, 62). 

Der tatſächliche Verleihungsanſpruch wird durch zwei 
Momente gegeben: 

1. Die Berechtigung der einzelnen Prätendenten auf Ver⸗ 
leihung desſelben Rechts iſt in beſtimmte Klaſſen ein⸗ 
geteilt, ſo daß dieſe Rangordnung der Vorrechte be⸗ 
ſtimmte erkennbare Anſprüche ſchafft. 

2. Nur aus ganz beſtimmten Gründen kann die Ver⸗ 
leihung unterſagt und aufgehoben werden. 

Nur ein Spielraum bleibt dem Ermeſſen der Behörde. Sie 
kann das auf unbegrenzte Zeit erbetene Recht auf beſtimmte Zeit 
beſchränken, jedoch bleibt dem Unternehmer ein Anſpruch auf 
Verlängerung der Verleihung nach Ablauf der Zeit, falls nicht 
überwiegende Intereſſen des öffentlichen Wohls oder über⸗ 
wiegende wirtſchaftliche Rückſichten entgegenſtehen. Da nun 
dieſe Vorausſetzungen denjenigen der Zurücknahme der Ver⸗ 
leihung ſehr nahe ſtehen, iſt dieſer Spielraum ſehr begrenzt. 


42. Jahrgang. 
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Die Gliederung der Vorrechte entnimmt ihre Grenzen den 
großen Prinzipien des Geſetzes, ſo daß zunächſt die Bedeutung 
des beanſpruchten Rechts für das öffentliche Wohl, wenn dies 
nicht in Frage kommt, die größere wirtſchaftliche Bedeutung für 
die Ausnutzung des Waſſers den Ausſchlag gibt. Erſt nach 
dieſen Vorrechten kommt der Schutz des wohlerworbenen Rechts 
und das Zweckmäßigkeitsprinzip der Löſung der Kolliſion zur 
Geltung. Beſtehende Ausübung gibt vor neuen Unternehmen 
den Vorzug. Der Anſpruch, der an einem andern Ort leicht 
erfüllt werden kann, tritt vor dem zurück, der nur in der 
beanſpruchten Weiſe gewährt werden mag. Nach dieſen all⸗ 
gemeinen ſachlichen Erwägungen folgt die dritte Klaſſe der Ab⸗ 
ſtufung, gegliedert nach dem perſönlichen Verhältnis des Prä⸗ 
tendenten zum Waſſerlauf; der Eigentümer geht dem Anlieger, 
der Anlieger dem Dritten vor. 

Die negative Abgrenzung des Verleihungsanſpruches ergibt 
ſich aus abſoluten und relativen Verſagungsgründen. Als 
abſoluter Verſagungsgrund kommt nur in Betracht entgegen⸗ 
ſtehende überwiegende Rückſicht des öffentlichen Wohls, bei 
Talſperren, Seen, aus denen Waſſerläufe dritter Ordnung 
abfließen, und künſtlichen Waſſerläufen auch der Widerſpruch 
des Eigentümers; ſchließlich nationale Gründe: die ausländiſche 
Unternehmung, der Ausländer hat keinen Anſpruch auf Ver⸗ 
leihung. 

Die relativen Verſagungsgründe, welche aus der Kolliſion 
mit den Rechten anderer Perſonen entſpringen, ſind ebenfalls 
weſentlich beſchränkt. Die Verleihung richtet ſich zwar, anders 
wie die Enteignung, nicht gegen einen beſtimmten Berechtigten, 
ſondern gegen jedermann. Aber Einſpruch hat nur, wer in 
der Ausübung eines Rechts durch die Waſſernutzung des 
Prätendenten benachteiligt wird oder wem tatſächlich die 
Vorflut geſtört und die Unterhaltung eines Waſſerlaufes 
erſchwert wird. Solche Perſonen können aber auch zunächſt 
nur verlangen, daß der Prätendent den Nachteil durch Ein: 
richtungen, die wirtſchaftlich gerechtfertigt und mit dem Unter⸗ 
nehmen vereinbar ſind, verhütet. Dieſe Einrichtungen werden 
den Prätendenten als Auflagen gegeben. 

Iſt die Ausführung dieſer Einrichtung unmöglich, ſo iſt 
zu unterſcheiden, ob dem Benachteiligten ein beſonderer Titel, 
d. h. das Eigentum oder ein vertragliches oder geſetzliches Recht 
auf Waſſernutzung zur Seite ſteht oder nicht. 

Im letzteren Fall iſt der Anſpruch auf Verleihung ſtärker, 
wenn das Unternehmen als ſolches volkswirtſchaftlich gerecht⸗ 
fertigt erſcheint, d. h. wenn der Nutzen des Prätendenten den 
Schaden des Widerſprechenden erheblich überſteigt, und der 
u fein Werk anders zweckmäßig nicht ausführen 
= Ai Denn hat der Benachteiligte nur Anſpruch auf Ent⸗ 
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an die Stelle des Enteignungsverfahrens tritt. Auch das 
letztere wird nicht ganz entbehrlich. Zur Enteignung muß der 
Unternehmer immer dort ſchreiten, wo er nicht nur den Be: 
rechtigten tatſächlich in feiner Rechtsausübung benachteiligt, 
ſondern ſeine Rechte beſeitigen will. 

Der Verleihungsanſpruch wird eingeſchränkt durch ein 
Vetorecht der Miniſter nur in zwiefacher Weiſe. Rechte an 
beſtimmten, in dem Verzeichnis ausgezeichneten Strömen können, 
wenn die Waſſerpolizeibehörde mit der Begründung wider⸗ 
ſpricht, daß überwiegende Rückſichten des öffentlichen Wohls 
entgegenſtänden, nur mit Zuſtimmung der Miniſter für Handel 
und Gewerbe und der öffentlichen Arbeiten verliehen werden. 
Ebenſo muß der Miniſter für Landwirtſchaft zuſtimmen, wenn 
die Waſſerpolizeibehörde einer Verleihung eines Rechts an 
einem Waſſerlauf zweiter oder dritter Ordnung deshalb wider⸗ 
ſpricht, weil dadurch die Wirkung einer Talſperre beeinträchtigt 
wird. An Stelle der Zuſtimmung der Miniſter tritt die Ein⸗ 
haltung von Normativbeſtimmungen, falls dieſe von ihnen im 
voraus erlaſſen werden. 


c) Auflagen (88 51—60). 

Aus dieſer Erſchwerung der Verſagungsgründe geht hervor, 
daß im weſentlichen der Anſpruch auf Verleihung für den nach 
der Vorrechtsrangordnung Legitimierten auch trotz wieder⸗ 
ſtreitender Nachteile anderer Intereſſenten des Waſſerſchatzes 
durchdringen ſoll und durchdringen muß. Als Gegenleiſtung 
für die Verleihung hatte das Geſetz zunächſt die Möglichkeit 
einer Geldabgabe für den Nutzen des Erwerbers, insbeſondere 
einen Waſſerzins für die Entnahme von Waſſer an den Eigen⸗ 
tümer, bei Strömen an den Staat vorgeſehen. Dieſe hindernde 
Vorſchrift hat die Kommiſſion geſtrichen. Der Prätendent hat 
alſo nur neben den Schutzeinrichtungen und den Maßnahmen 
zur Feſtſtellung von Grundlagen für künftige Anſprüche die 
Benachteiligten zu entſchädigen. Die Enſchädigung richtet ſich 
hier nach den Grundſätzen des Enteignungsrechts, nur dann 
nach der Billigkeit und den Umſtänden, falls die Freiheit von 
der Beſchränkung in der Verfügung über das Grundwaſſer 
verliehen wird.?) 

Als Teil der Entſchädigungsfeſtſetzung kann auch die Über⸗ 
nahme von Grundſtücken, deren Bewirtſchaftung nicht mehr 
zweckmäßig erfolgen kann, durch den Unternehmer zu Eigentum 
gegen Bezahlung beſtimmt werden. Die Rechte der Hypotheken⸗ 
gläubiger und ſonſtigen dinglichen Intereſſenten werden geſchützt; 
die im 88 52, 53 EGBGB. erwähnten obligatoriſchen und 
dinglichen Anrechte an dem Preis für die Zwangsübertragung 
werden ihnen verliehen. 


d) Wirkung (8 81). 

Die Verleihung, obwohl öffentlich-rechtlicher Akt, gibt neben 
dem öffentlichen Anſpruch auf Duldung gegen die Behörde ein 
abſolutes Privatrecht, ausgeſtattet mit Rechtsſchutz gegen jeden 
Störer. Für dieſen Schutz ſind die Normen des Eigentums⸗ 
rechts entſprechend anzuwenden; Unterlaſſungsklage wie Schadens⸗ 
erſatzanſpruch ſtehen dem Inhaber zu. Alle Streitigkeiten über 
die aus der Verleihung entſpringenden Rechte gehören in den 
ordentlichen Rechtsweg. Soweit das Recht ſich gegen den 
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Eigentümer des Waſſerlaufes oder eines andern Grundſtücks 
richtet, wird man ihm den Charakter der Dienſtbarkeit nicht 
abſprechen können, daraus die Folge für die prozeſſuale 
Zuſtändigkeit gezogen werden müſſen. Aus der Eigenart 
des Verleihungszwecks ergibt ſich jedoch eine Bindung der 
Perſon des Erwerbers. Zwar bleibt er Träger des 
Rechts, aber während die Enteignung freie veräußerliche 
Rechte ſchafft, zwingt das Ziel des Geſetzes hier zu einer 
Bindung an das Unternehmen. Das Recht wird ſtets für ein 
beſtimmtes Unternehmen erteilt, deſſen Durchführung es ermög⸗ 
licht, und dann mit dieſem Unternehmen untrennbar verbunden, 
ſo daß es einer ſelbſtändigen Übertragung nicht fähig iſt. Ob 
ein Teil der Vermögenswerte des Unternehmens ohne das ver⸗ 
liehene Recht veräußert werden kann, iſt Tatfrage. Können 
die verbleibenden Anlagen den Zweck der Verleihung in dem 
Sinne noch tragen, daß das verliehene Recht ſeinerzeit auch 
für die Reſtanlage hätte gewährt werden müſſen, ſo wird man 
dies zulaſſen. Zweifelhafter erſcheint dagegen, ob, wenn für 
ein und dasſelbe Unternehmen mehrere Rechte verliehen ſind, 
eine wirtſchaftliche vermögensrechtliche Teilung derart möglich 
ſein kann, daß die einzelnen Teile des Unternehmens, jedes 
ausgeſtattet mit einem der verliehenen Rechte, ſelbſtändig weiter 
beſtehen darf. Die auf die Förderung der Waſſernutzung ge⸗ 
richtete Tendenz des Geſetzes wird zur Bejahung führen müſſen, 
auch dann, wenn die Verleihung nicht mit dem Grundſtück 
dinglich verbunden iſt. Das ſervitutähnliche Recht kann auf 
Antrag des Prätendenten weitergehend mit dem Eigentum an 
einem Grundſtück verbunden werden. Das wird ſinngemäß 
nur dann geſchehen dürfen, wenn das Grundſtück die wirt⸗ 
ſchaftliche Baſis oder das wirtſchaftliche Objekt der Waſſer⸗ 
benutzung gewähren ſoll, ſo das Fabrikgrundſtück, die Mühlen⸗ 
anlage, dem die Abwäſſerung oder Waſſernutzung dient, oder 
das Grundſtück, welches berieſelt werden ſoll. In dieſem Fall 
wird das Recht dinglicher Beſtandteil des Grundſtücks, iſt auf 
dem Grundbuchblatt zu vermerken und bleibt bei demjenigen 
Teil des Grundſtücks bei Teilveräußerungen beſtehen, dem es 
zum Vorteil dient. Hier kann aus dieſer Beſtimmung eine 
Teilung der verliehenen Rechte mit der Teilung der Grundſtücke 
möglich ſein, wenn jedes der verliehenen Rechte für den Teil 
zum Vorteil dient, mit dem es veräußert wird. Wenn ſich 
dies Recht gegen ein Grundſtück richtet, alſo immer dann, wenn 
es dem Nichteigentümer des Waſſers zuſteht, wird es, auch 
ohne Eintragung in deſſen Grundbuch, zur Grunddienſtbarkeit. 
Ob die Servitut ebenſo wie das Zwangsrecht dem öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs entzogen iſt, ſoll hier dahingeſtellt 
bleiben. 
e) Verfahren (§8 48, 6376). 

Das Verleihungsverfahren ſelbſt iſt im Anſchluß an das 
Enteignungsgeſetz geregelt; einzelne Beſtimmungen finden ſogar 
poſitive Anwendung. Der Unternehmer hat einen Plan vor⸗ 
zulegen, das Unternehmen vorzubereiten; der Plan wird bekannt⸗ 
gemacht. Das Verfahren beginnt dann mit einem Aufgebot 
der entgegenſtehenden Rechte. Die Friſten werden mit der 
Wirkung geſtellt, daß nichtangemeldete bekannte Anſprüche 
weder im Verleihungsverfahren noch in einem beſonders geord⸗ 
neten Nachverfahren berückſichtigt werden können. Die Waſſer⸗ 
polizeibehörde wird gehört, die ſämtlichen Intereſſenten zugezogen, 


die Anſprüche in mündlicher Verhandlung erörtert und nur, 
ſoweit ein privatrechtlicher Titel ſtreitig iſt, die Entſcheidung 
darüber ausgeſchaltet und eventuell das Verfahren ausgeſetzt. 
Dann entſcheidet der Bezirksausſchuß, wie bei der Enteignung, 
und beſtimmt in ſeiner Entſcheidung die Begrenzung des ver⸗ 
liehenen Rechts, die Auflagen, den Ausſchluß von Rechten 
Dritter, die Vorbehalte, welche entweder der richterlichen Ent⸗ 
ſcheidung oder einem Nachtragsverfahren vorbehalten werden, 
die Entſchädigungen, die der Unternehmer zu leiſten hat, bzw. 
die Grundſtücke, die er übernehmen muß. Gegen dieſe Ent⸗ 
ſcheidung haben die Parteien des Verfahrens, nach deren An⸗ 
trägen nicht erkannt iſt, die Beſchwerde an das Landeswaſſer⸗ 
amt, welches in einer Zuſammenſetzung von drei gelehrten 
Richtern und zwei Laien endgültig beſchließt. Das Verfahren 
vor ihm iſt durch Anwendung des Verwaltungsſtreitverfahrens 
geregelt. Soweit Entſchädigung des Unternehmers feſtgeſtellt 
iſt, bleibt den an der Entſchädigung intereſſierten Parteien der 
Rechtsweg offen, ebenſo wie nach dem Enteignungsgeſetz; die 
Friſt zur Klage iſt jedoch auf drei Monate herabgeſetzt. 

Verleihungsverfahren und gewerbepolizeiliche Genehmigung 
können nun dann zuſammentreffen, wenn der Anſpruch der 
Konzeſſionspflicht unterliegt. Da das gewerbepolizeiliche Ver⸗ 
fahren die privatrechtlichen Widerſprüche nicht erledigt (8 15 der 
Gewerbeordnung), andererſeits der Kreis der Verſagungsgründe 
noch enger gezogen iſt, zogen die Motive den Schluß daraus, 
daß praktiſch die gewerbliche Konzeſſion künftig dem Verleihungs⸗ 
verfahren wird nachfolgen müſſen, weil die materiellen Rechte, 
die der Unternehmer durch die Verleihung erwirbt, ihm als 
Grundlage für die Erteilung der Konzeſſion zur Seite ſtehen 
müſſen. Eine Reſolution erſtrebt ein Geſetz zur Vereinigung 
beider Verfahren, um die unerwünſchte Verdoppelung zu ver⸗ 
are ) Zurücknahme (88 84, 85). 

Die Verleihung kann ſpäter zurückgezogen werden ſowohl 
unter Entſchädigung des Privilegierten wie ohne Entſchädigung. 
Die entſchädigungsloſe Zurücknahme erfolgt bei Zweckloſig⸗ 
keit des Unternehmens (ähnlich dem § 53 der Gewerbeordnung), 
und wenn der Unternehmer die Ausübung unterläßt; dann 
kann dem Unternehmer, der ſelbſt durch Unrichtigkeit ſeiner 
Nachweiſungen die Verleihung erhalten hat, wenn überwiegende 
Nachteile für das öffentliche Wohl herbeigeführt ſind, die Ver⸗ 
leihung entzogen werden, ebenſo wenn er wiederholt die Auf⸗ 
lagen der Verleihung nicht erfüllt. Entzogen werden kann das 
Privileg gegen Entſchädigung jederzeit, wenn für das öffentliche 
Wohl entweder überwiegende Nachteile oder Gefahren entſtehen. 
Die Entſchädigung erfolgt zunächſt durch diejenige Korporation 
des öffentlichen Rechts, welche einen Vorteil von der Aufhebung 
genießt, nach Maßgabe dieſes Vorteils, im übrigen durch den 
Staat. 

Ausgleichung. 88 8790. 

Wo beſtehende Rechte auf Benutzung des Waſſers und des 
Waſſerlaufs konkurrieren, kennt das Geſetz in Erweiterung der 
allgemeinen Ausgleichungsvorſchrift für Grunddienſtbarkeiten ein 
Verfahren, die widerſtreitenden Intereſſen nach den für die 
Rechtsgemeinſchaft geltenden Prinzipien auszugleichen. Dieſes 
Verfahren iſt jedoch beſchränkt auf die ihrer Qualität nach 
verleihbaren Nutzungsrechte (gleichgültig ob ſie durch das Geſetz 
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geſchaffen worden ſind oder nach dem Geſetz beſtehen bleiben), 
gegenüber den durch Enteignung begründeten Rechten von der 
Zuſtimmung des Berechtigten abhängig, weil dieſer Entſtehungs⸗ 
grund ſtärkeren Schutz verleiht. Der Ausgleichungsanſpruch 
ſetzt voraus, daß die Quantität des Waſſers zur Erfüllung der 
verſchiedenen Nutzungsrechte nicht ausreicht, oder daß die 
Qualität der Benutzungsarten ſich gegenſeitig beeinträchtigt. 
Das Maß oder die Zeit oder die Art der Benutzung wird 
entſprechend den Intereſſen aller an dem Verfahren Beteiligten 
nach billigem Ermeſſen geregelt; dabei ſind die Bedürf⸗ 
niſſe des Gemeingebrauchs zu berückſichtigen. Soweit die 
einzelnen Beteiligten infolge der Regelung mehr Schaden 
erleiden, als ſie auf anderer Seite Vorteile gewinnen, hat der⸗ 
jenige, der den Vorteil der Regelung allein oder überwiegend 
genießt, ihnen den Schaden zu erſetzen. Aus derſelben allgemeinen 
Geſetzestendenz folgt der Ausſchluß des Ausgleichungsanſpruchs 
dann, wenn der geſamte Nutzen der Ausgleichung für alle 
Intereſſenten die Schäden des früheren Zuſtandes nicht erheblich 
überſteigt. 

Einer der wichtigſten Fälle dieſer Ausgleichung ergibt ſich 
als Erweiterung des ſchon im Privatflußgeſetz 8 37 gegebenen 
Anſpruchs. Dort konnte der Unternehmer einer Bewäſſerungs⸗ 
anlage von dem Eigentümer eines Triebwerks eine ſeinem 
Unternehmen nützlichere Einrichtung des Stauwerkes, des 
Gerinnes und des Waſſerrades auf ſeine Koſten verlangen. Jetzt 
darf jeder Waſſernutzungsberechtigte vom andern beanſpruchen, 
daß der letzte auf die Koſten des erſteren ſeine Betriebs⸗ 
einrichtungen verändert, falls dieſe Anderung eine beſſere Nutzung 
des Rechts des erſteren herbeifährt. Freilich hat der Antrag⸗ 
ſteller auch noch die Koſten des Betriebsſtillſtandes und die 
Mehrkoſten des Betriebes und Unterhaltung zu tragen, ſoweit 
ſie nicht durch die dem andern aus der Anderung entſtehenden 
Vorteile aufgewogen werden. Da der Ausgleichungsanſpruch 
mit der Geſetzeskraft auch für die beſtehenden Rechte erwächſt, 
wird ſeine Geltendmachung für die Waſſerwirtſchaft von 
beſonderer Wichtigkeit ſein. 

Das Verfahren ſtimmt im weſentlichen mit dem Verfahren 
der Verleihung überein. Aus der Vorausſetzung ergibt ſich nur, 
daß Aufgebote unbekannter Rechte nicht vorkommen können. 


Zwangsrechte. 88 330-341. 


Theoretiſch weitgehender iſt der Eingriff, den das Geſetz 
zugunſten beſtimmter waſſerwirtſchaftlicher Unternehmungen in 
den ſogenannten Zwangsrechten gewährt, denn hier werden nicht 
nur poſitive Rechte, welche tatſächlich den andern benachteiligen, 
FR ſondern ohne Enteignung rechtliche Beſchränkungen aus 
an . tatſächlichen Verhältniſſen unmittelbar für zuläſſig 
behörde ie den Umfang hat das Verfahren vor der Verwaltungs⸗ 
des Pag und nur die abſoluten Verſagungsgründe 
die R ealifierun Wohls bzw. das Vetorecht der Minifter kann 
geen hemmen. Es werden folgende Anſprüche 

0 Ea auf oberirdiſche oder unterirdiſche Durch⸗ 
wäſſerung 1 Waſſer zur Entwäſſerung oder Be⸗ 
für häusliche Grundſtücken, zur Waſſerbeſchaffung 
eng 8 10 gewerbliche Zwecke oder zur Be⸗ 

gung von Abwäſſern zugunſten des Unternehmers; 
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b) der Anſpruch auf Veränderung des Waſſerlaufes 
zugunſten eines Unternehmens, das die Entwäſſerung, 
die Beſeitigung von Abwäſſern oder die beſſere Aus⸗ 
nutzung einer Triebwerksanlage bezweckt. Voraus⸗ 
ſetzung iſt, daß das Unternehmen anders nicht zweck⸗ 
mäßig oder nur mit erheblichen Mehrkoſten durch⸗ 
geführt werden kann, und ſein Nutzen den Schaden 
der Eigentümer des Waſſerlaufs und der betroffenen 
Grundſtücke überſteigt. Dient das Unternehmen der 
gewöhnlichen Bodenentwäſſerung der Grundſtücke, für 
welche der Waſſerlauf der natürliche Vorfluter iſt, 
ſo darf der Unternehmer auch die Senkung oder 
Hebung des Waſſerſpiegels verlangen, falls er dadurch 
nur den Grundwaſſerſtand verändert; 

c) der Anſpruch desjenigen, dem ein Staurecht verliehen 
iſt, auf Anſchluß der Stauanlage an das gegenüber⸗ 
liegende Ufergrundſtück; 

d) der Anſpruch des Eigentümers oder Nutzungs⸗ 
berechtigten eines Ufergrundſtücks, daß der Flußeigen⸗ 
tümer die Einrichtung von Treppen, Brücken, 
Anlegeſtellen, Badeanſtalten und ähnlichen Anlagen 
einfacher Art für Hauswirtſchaft, Badeanſtalten, 
ſoweit ſie nicht dem Verleihungsverfahren unter⸗ 
liegen, dulde; 
der Anſpruch auf Geſtattung der Mitbenutzung von 
Anlagen zur Beſeitigung von Abwäſſerung, Ent⸗ 
wäſſerung und Bewäſſerung, der für den letzten Fall 
dem Eigentümer von ſolchen Grundſtücken zuſteht, 
die zur Herſtellung der Anlage in Anſpruch genommen 
worden ſind, bei den anderen Anlagen dagegen 
allgemein denjenigen Intereſſenten zukommt, welche 
von der Mitbenutzung Vorteil ziehen können. 

Das Zwangsrecht hängt in beiden Fällen von 
der Vorausſetzung ab, daß anders als durch dieſe 
Mitbenutzung die Inhaber der Zwangsrechte dieſes 
Ziel nicht zweckmäßig oder nur mit erheblichen Mehr⸗ 
koſten erreichen können, und daß der Eigentümer der 
Anlage nicht unverhältnismäßig beeinträchtigt wird. 

In allen dieſen Fällen hat der Zwangsrechtsinhaber den 
Belaſteten zu entſchädigen; dabei iſt jedes Intereſſe des Be⸗ 
ſchädigten zu berückſichtigen. Bei der gewöhnlichen Boden⸗ 
entwäſſerung (zu b) iſt der Nachteil der Veränderung des 
Grundwaſſerſtandes nicht zu entſchädigen. Analog dem Ent⸗ 
eignungsrecht kann der belaſtete Grundſtückseigentümer die 
Übernahme des Eigentums des zu den Anlagen erforderlichen 
Grund und Bodens gegen Entſchädigung und auch die Über⸗ 
nahme des ganzen Grundſtücks verlangen, wenn er den Reſt 
nicht mehr zweckmäßig nach ſeiner bisherigen Beſtimmung be⸗ 
nutzen kann. 

Als Zwangsrechte werden ferner noch behandelt der Anſpruch 
auf Aufnahme des wildablaufenden Waſſers ſowie die ſchon 
durch 8 11 des Vorflutedikts gegebene Möglichkeit, ein 
Staurecht im Intereſſe des öffentlichen Wohls zu beſchränken 
und zu beſeitigen. Gegen verliehene Staurechte iſt ein ſolcher 
Anſpruch nicht gewährt, weil das Verfahren auf Zurücknahme 
genügt. 


e 
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Der Umfang der Zwangsrechte und die Leiſtungen der 
Beteiligten werden durch ſchriftliches Verfahren, das ſich im 
übrigen den Beſtimmungen des Verleihungsverfahrens an⸗ 
lehnt, vor dem Bezirksausſchuß feſtgeſtellt. Nur die Rechte 
bezüglich der Aufnahme des wilden Waſſers regelt der Kreis⸗ 
ausſchuß. 

Die Zwangsrechte werden als Dienſtbarkeiten aufgeſaßt, fie 
entſtehen mit der Rechtskraft des Beſchluſſes, der ſie feſtſtellt 
oder regelt. Diejenigen Rechte, welche eine an ſich verleihbare 
Benutzungsart des Waſſers umfaſſen, ſollen jedoch in das 
Waſſerbuch, andere Zwangsrechte in das Grundbuch eingetragen 
werden; doch hemmt in keinem Fall die Nichteintragung ihre 
dingliche Wirkſamkeit gegen Dritte, ihnen gegenüber ſchließt das 
Geſetz den öffentlichen Glauben des Grundbuchs aus. 


Unterhaltungspflicht. SS 113—151. 


Die Unterhaltungspflicht der Waſſerläufe war und bleibt 
auch nach dem neuen Geſetz eine öffentlich⸗rechtliche, Toll daher 
hier nicht behandelt werden, wenn auch der öffentlich- rechtlichen 
Pflicht privatrechtliche Anſprüche und Folgen entſpringen. Es 
mag hier nur erwähnt werden, daß das Geſetz überall Träger 
der Unterhaltspflicht beſtimmt, verſchieden geordnet nach den 
Klaſſen der Waſſerläufe, daß es die Neubildung öffentlich⸗ 
rechtlicher Unterhaltungspflicht durch Obſervanz und Rezeß 
unterſagt, den bisherigen Unterhaltsverpflichteten nur zum 
Teil ganz oder unter Bedingungen die Verpflichtung überläßt, 
und im andern Fall den neu eintretenden Trägern einen 
privatrechtlichen Rückgriff an die früheren Verpflichteten verleiht. 
Den Umfang der Unterhaltung ändert das Geſetz nicht weſentlich; 
ſie umfaßt die Erhaltung der Vorflut, bei Strömen auch die 
Erhaltung der Schiffbarkeit, nur die Uferunterhaltungspflicht iſt 
eingehender und bei den Waſſerläufen zweiter und dritter Ordnung 
umfaſſender geworden als bisher. 


Einfluß des Geſetzes auf die bisher beſtehenden Rechte. 
88 379— 385. 

Bei der Frage, wieweit das Geſetz auf die beſtehenden 
Privatrechte Anwendung finden ſollte, konkurriert der Zweck, 
bald einheitliches Recht zu ſchaffen, mit dem Prinzip des 
Schutzes wohlerworbener Rechte. Die Kommiſſion hat den ur⸗ 
ſprünglichen Entwurf, der auf die Ausübung aller erhaltenen 
Rechte die neuen Normen anwenden wollte, gemildert, weſentlich 
wohl deshalb, weil die beſtehenden Trinkwaſſeranlagen durch 
die Beſchränkung der Verfügungsfreiheit über das Grundwaſſer, 
die beſtehenden Abwäſſerungsanlagen durch die privatrechtlichen 
Einſchränkungen des Geſetzes Schaden leiden könnten. Der 
Rechtszuſtand iſt nunmehr folgender: 

Das privatrechtliche Eigentum an den Waſſerläufen bleibt 
erhalten, jedoch nur mit ſeinem bisherigen Inhalt als bloßes 
Eigentum am Flußbett und mit den bisherigen Einſchränkungen. 
Die öffentlich-rechtlichen Verbote und die neuen geſetzlichen Ein⸗ 
ſchränkungen treten ihm gegenüber in Kraft. Eigentum an den 
Strömen geht auf den Staat über, wenn nicht innerhalb 
10 Jahren der bisherige Eigentümer ſeine grundbuchliche Ein⸗ 
tragung beantragt hat. 

Die an ſich verleihbaren Nutzungsrechte ſowohl am Waſſer⸗ 
lauf wie am Grundwaſſer, ſowie das Recht auf Aufnahme des 


wilden Waſſers durch die Unterlieger bleiben nur beſtehen, wenn 
ſie auf beſonderem, öffentlichen oder privatrechtlichen, Titel 
beruhen; ferner ſolche untitulierten Rechte, die aus der früheren 
allgemeinen Geſetzesnorm entſprungen ſind, wenn die Inhaber 
für die Ausübung ſchon eine rechtmäßige Anlage geſchaffen 
haben; rechtmäßig bedeutet, daß weder ein Privatrecht noch eine 
Behörde Widerſpruch erheben kann. Die Rechtmäßigkeit einer 
Anlage, die vor dem 1. Januar 1902 beſtanden hat, wird 
vermutet. Die Vermutung gilt dem gegenüber nicht, der in 
dieſer Zeit Widerſpruch bei der zuſtändigen Behörde erhoben 
hat. Im Intereſſe der Schaffung klarer Rechtszuſtände ſollen 
aber alle dieſe aufrechterhaltenen Rechte erlöſchen, falls nicht 
innerhalb 10 Jahren nach dem Eintritt der Geſetzeskraft ihre 
Eintragung in das Waſſerbuch beantragt wird, und anderer⸗ 
ſeits kann die Entziehung aller dieſer Rechte wie die Entziehung 
verliehener Rechte im Wege des Zurücknahmeverfahrens erfolgen, 
wenn die Vorausſetzungen, unter denen ein verliehenes Recht 
aufgehoben werden konnte, gegeben ſind. 

Dieſe aufrechterhaltenen Nutzungsrechte werden künftig den 
öffentlich-rechtlichen Beſtimmungen des neuen Geſetzes unter: 
geordnet, während ihre privatrechtlichen Grenzen ſich nach dem 
Inhalt des Titels und den früheren Geſetzen richten. In zwie⸗ 
facher Richtung müſſen aber auch die Rechte, welche nur mit 
Rückſicht auf die rechtmäßige Anlage aufrechterhalten werden, 
den modernen Normen nachgeben. Eine nach den früheren 
Geſetzen beſtehende Befugnis, das Waſſer über das Gemein⸗ 
übliche hinaus zu verunreinigen, erliſcht. Jeder Geſchädigte 
hat demgegenüber die zivilrechtlichen Anſprüche des Geſetzes. 
Dann ſetzt aber auch das Geſetz der rechtmäßigen Anlage des 
früheren Eigentümers gewiſſe Grenzen bei ſolcher Ausnutzung 
des Grundwaſſers, welche fremde Waſſergewinnungsanlagen 
und Quellen, fremde Grundſtücke ſowie den Waſſerſtand eines 
Waſſerlaufs ſchädigt. Der Geſchädigte kann unter den gleichen 
Vorausſetzungen von dem Inhaber einer ſolchen rechtmäßigen 
alten Anlage Einrichtungen zur Verhütung fordern, wie bei 
einer neuen Anlage, erhält bei Unmöglichkeit ſolcher Einrichtungen 
die billige Entſchädigung aber nur dann, wenn der Unternehmer 
ohne Gefährdung der Leiſtungsfähigkeit und Wirtſchaftlichkeit 
des Unternehmens hierzu imſtande iſt. 

Erhalten bleiben ferner diejenigen titulierten Rechte auf 
Benutzung eines Waſſerlaufes, welche nicht verliehen werden 
können, insbeſondere ſind das Fährgerechtigkeiten, Nutzungsrechte 
der Anlieger, Pflanzen im Waſſerlauf zu ſchneiden, auch das 
Fiſchereirecht wird ausdrücklich erwähnt; jedoch haben ſich dieſe 
Rechte den neuen Normen bezüglich Erhaltung der Vorflut und 
der Schiffbarkeit unterzuordnen. 

Die Wirkſamkeit der erhaltenen Rechte, welche ihrer Art 
nach verleihbar ſein würden, kann noch in der Weiſe verſtärkt 
werden, daß der Inhaber fie ſich durch Beſchluß der Verleihungs⸗ 
behörde ſicherſtellen läßt. Das Verfahren entſpricht dem Ver⸗ 
leihungsverfahren. Die Wirkung hat für den Inhaber den 
Vorteil, daß er den neugeſchaffenen privatrechtlichen und 
öffentlich rechtlichen Schutz genießt und nicht auf den ſchwierigeren 
Nachweis der früheren Rechtswirkungen zurückgreifen muß. 
Denſelben Anſpruch hat auch der Eigentümer des Waſſerlaufes 
wegen ſeiner im Geſetz beſonders hervorgehobenen Nutzungs⸗ 
befugniſſe (58 86, 203). 
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Waſſerbücher. §8 182 195. 


Um die privatrechtlichen Wirkungen des Geſetzes möglichſt 
weit zugänglich zu machen, hat das Geſetz für die Waſſerläufe 
Waſſerbücher geſchaffen. Sie werden vom Bezirksausſchuß 
geführt; die Führung bezüglich eines Waſſerlaufes, der mehrere 
Regierungsbezirke durchfließt, kann einem Bezirksausſchuß über⸗ 
tragen werden. Die Waſſerbücher ſind ſofort für die Waſſer⸗ 
läufe erſter und zweiter Ordnung einzurichten, für einen Waſſer⸗ 
lauf dritter Ordnung erſt dann, wenn eine Eintragung erfolgt. 
Die Waſſerbücher dienen nicht zur Eintragung des Eigentums, 
ſondern lediglich zur Eintragung von Benutzungsrechten und 
Unterhaltungspflichten. Es müſſen eingetragen werden die an 
ſich verleihbaren älteren Rechte, falls ſie nicht erlöſchen ſollen; 
es werden eingetragen die verliehenen Rechte, die Zwangsrechte 
zugunſten der Entwäſſerung, Abwäſſerbeſeitigung, Triebwerks⸗ 
ausnutzung und zugunſten der Benutzung des Ufers für die 
Intereſſenten der Ufergrundſtücke, ſoweit ſie einen verleihbaren 
Rechtsinhalt haben. Auch wer den Waſſerlauf bei Inkrafttreten 
des Geſetzes beſitzt, kann ſein Benutzungsrecht, ſoweit er es 
durch Beſchluß der Verleihungsbehörde ſicherſtellen laſſen kann, 
eintragen laſſen, ebenſo ein anderer das abgeleitete Be⸗ 
nutzungsrecht. Benutzungsrechte eines ſpäteren Eigentümers 
oder deſſen Kontrahenten ſind nicht einzutragen. Die Ein⸗ 
tragung geſchieht bei Verleihungs⸗ und Zwangsrechtsbeſchluß, 
Sicherſtellungserklärung der Verleihungsbehörde auf Erſuchen 
des Bezirksausſchuſſes, bei den anderen aufrechterhaltenen Rechten 
auf Antrag des Berechtigten. Der Berechtigte hat ſein Recht 
durch Urkunden nachzuweiſen, eventuell glaubhaft zu machen, 
daß das Recht 10 Jahre lang ausgeübt oder die Anlage, deren 
Rechtmäßigkeit er behauptet, 10 Jahre beſtanden hat. Iſt auch 
dies nicht möglich, ſo wird der Antrag öffentlich und in allen 
betroffenen Gemeinden bekanntgemacht, der Eigentümer gehört und, 
wenn niemand in der beſtimmten Friſt widerſpricht, das Recht 
eingetragen. Auch die Unterhaltungspflicht ift eintragungsfähig, 
falls ſie nicht denen obliegt, die das Geſetz als allgemeine Träger 
bezeichnet. 

Die Bedeutung der Eintragung im Waſſerbuch gibt nur 
einen Beweiswert, die Vermutung der Richtigkeit, jedoch nicht 
einmal dann, wenn das Grundbuch mit ihr in Widerſpruch 
ſteht, noch dann, wenn ein Widerſpruch im Waſſerbuch ver⸗ 
merkt iſt. 

Die weiteren Beſtimmungen des Geſetzes enthalten im 
weſentlichen Normen öffentlich⸗rechtlicher Natur, fo daß auf die 
darin zerſtreuten privatrechtlichen Neuerungen hier nicht ein⸗ 
Deichen. werden ſoll. Sie erweitern die beſtehenden Geſetze: 
geſeß . Strombauverwaltungsgeſet, Waſſergenoſſenſchafts⸗ 
11 5 „nen die Waſſerpolizeibehörden und ihre Zuſtändig⸗ 
— 5 ne bei Anlage von Stauwerken und Talſperren 
inhalt laßt 5 Strafbeſtimmungen. Aber der beſprochene Teil⸗ 
19 chtsſphäre 45 ennen, wie weſentlich das Geſetz in die Privat⸗ 
ve Berufiing 8 welche bedeutſamen wirtſchaftlichen Vorteile 

. * neugeſchaffenen Wege für Kommunen, Land⸗ 
wirtſchaft und Induſtrie bi Ä 5 a 
effenten das Grfaffen d. ietet, und wie notwendig allen Inter⸗ 

105 ieſer Rechtsſätze ſein wird. 
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Iſt ein richterlicher Eid auch dann aufzuerlegen, 
wenn er vorausſichtlich ohne Einfluß auf die lber⸗ 
zeugung des Gerichts iſt? 

Von Rechtsanwalt Link, Würzburg. 


Die Ausführungen, welche Herr Amtsgerichtsrat Laubhardt, 
Bunzlau, zu dieſer Frage in der JW. 1913, 10 ff. machte, 
können meines Erachtens nicht als richtig und beweiskräftig 


erachtet werden. 1 


Sein Ergebnis, das Gericht müſſe auf einen Eid er⸗ 
kennen ohne Rückſicht darauf, ob es annimmt, die Leiſtung des 
Eides werde auf ſeine Überzeugung keinen Einfluß haben, iſt 
vielmehr abzulehnen und ſtatt deſſen zu ſagen: Das Gericht 
darf nur dann auf einen Eid erkennen, wenn es der Über⸗ 
zeugung iſt, die Leiſtung des Eides werde einen Einfluß auf 
ſeine Überzeugung haben. 

Bei dieſer Definition, die nur um des Gegenſatzes willen 
zu der Laubhardts gewählt wurde, iſt bereits der Fehler zum 
Ausdruck gebracht, der in den Deduktionen Laubhardts obwaltet. 
Der Begriff „Überzeugung“ ſchillert in verſchiedenen Farben. 
Einmal iſt hierunter die bereits gewonnene Überzeugung, ein 
andermal die erſt zu gewinnende Überzeugung zu verſtehen. 
Während im Anfang der Ausführungen Laubhardts dem Geſetze 
entſprechend von der Bildung der richterlichen Überzeugung 
und dem Einfluß des Eides hierauf die Rede iſt, verſchwindet 
zunächſt das Wort „Bildung“ der Überzeugung in der Antwort 
zu dem geſtellten Thema und im folgenden zeigt ſich, daß mit 
dem Wort auch der Sinn ſich verflüchtigt hat und in dem 
Schluſſe der Ausführungen iſt es unzweifelhaft geworden, daß 
das Geſetz den Richter nötige, den Inhalt eines Eides als wahr 
oder unwahr anzunehmen, wenn der Richter auch bereits die 
feſte Überzeugung gewonnen habe, daß der Beſchworene 
unwahr bzw. wahr ſei. 

Um dieſen Doppelſinn des Wortes Überzeugung aus 
obiger Definition auszuſchließen, erſcheint es deshalb geboten, 
die Antwort dahin zu faſſen, daß das Gericht einen Eid nur 
dann auferlegen darf, wenn es der Überzeugung iſt, die Leiſtung 
des Eides werde einen Einfluß auf ſeine Anſicht, auf die 
Bildung ſeiner Überzeugung haben. 

Hand in Hand mit der Umbildung des Begriffes der Über⸗ 
zeugung geht in den Ausführungen Laubhardts auch die Ver⸗ 
ſchiebung des Momentes, in welchem die Überzeugung in Frage 
kommt. Es kommt gar nicht darauf an, ob das, was 
beſchworen wird, wahr iſt oder nicht, ob es der bisherigen 
richterlichen Anſchauung entſpricht oder widerſpricht, ob es ſeine 
bisherige „Überzeugung“ zu erſchüttern vermag oder nicht; all 
das ſind für die Frage, ob der Eid aufzuerlegen ſei oder nicht, 
ganz nebenſächliche Geſichtspunkte. Hierfür kommt es nur 
darauf an, ob die Ergebniſſe der bisherigen Verhandlungen 
nebft einer etwaigen Beweisaufnahme hinreichen, um für den 
Richter eine Überzeugung von der zu erweiſenden Tatſache zu 
begründen oder nicht. Hat der Richter weder eine Uber⸗ 
zeugung von der Wahrheit noch eine ſolche von der 1 
heit der zu erweiſenden Tatſache gewonnen, ſo bleibt dem 
Richter, der das Urteil nicht verweigern darf, falls alle Beweis⸗ 
mittel erſchöpft ſind und auf andere Weiſe eine Überzeugung 
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nicht zu gewinnen ift, kein anderes Mittel übrig, als zum 
richterlichen Eid zu greifen; er muß ihn auferlegen. 

Hat der Richter bereits eine Überzeugung nach der einen 
oder anderen Richtung gewonnen, ſo iſt für den richterlichen 
Eid kein Raum, das Gericht darf nach dem klaren Wortlaut 
des § 475 den Eid nur auferlegen, wenn es noch keine Über: 
zeugung hat, ſondern noch unentſchieden und im Ungewiſſen iſt. 

Eine richterliche Überzeugung für die Wahrheit oder Un⸗ 
wahrheit einer Tatſache kann natürlich nur gegeben ſein, wenn 
die Gründe und Beweismomente für und wider einander nicht 
die Wage halten, ſondern die eine Seite einen erheblichen und 
offenſichtlichen Ausſchlag gibt. 

Ein richterlicher Eid wäre hier unzuläſſig und ein offener 
Verſtoß gegen das Geſetz. 

Halten ſich aber beide Seiten die Wage, gibt es auf keiner 
Seite einen ſichtbaren Ausſchlag, ſo iſt die Möglichkeit des 
richterlichen Eides gegeben. Dann kann aber keine Rede davon 
fein, daß der Richter bereits eine Überzeugung nach irgend⸗ 
welcher Richtung habe oder daß die Leiſtung oder Verweigerung 
des Eides ſeine „Überzeugung“ doch nicht erſchüttern könne. 
Der Richter legt ja den Eid nur auf, um ſich eine Überzeugung 
zu bilden, weil er noch keine hat. Wie auch der Inhalt des 
Eides lautet, jedesmal gibt die Leiſtung oder Verweigerung des 
Eides den ſichtbaren Ausſchlag und begründet eine richterliche 
Überzeugung. 

Es iſt deshalb nicht richtig, zu glauben, das Geſetz nötige 
den Richter, einen Eid aufzuerlegen, wenn er auch ſicher vor⸗ 
ausſieht, daß die Leiſtung des Eides keinen Einfluß auf die 
Bildung ſeiner Überzeugung habe. 

Gerade das Umgekehrte iſt der Fall. Das Geſetz gibt 
dem Richter nur die Möglichkeit, einen Eid aufzuerlegen, weil 
er ſicher vorausſieht (infolge der formalen Beweiskraft des 
Eides), daß die Leiſtung des Eides einen beſtimmenden Einfluß 
auf die Bildung ſeiner richterlichen Überzeugung haben werde. 

Zwar ſagt Laubhardt nicht genau, ſo wie oben in kon⸗ 
ſequenter Durchführung des angefangenen Gedankens geſagt 
werden mußte, ſondern behauptet, das Geſetz nötige den Richter, 
einen Eid aufzuerlegen, wenn er auch ſicher vorausſieht, daß 
die Leiſtung dieſes Eides auf ſeine Überzeugung von der 
Wahrheit des Beſchworenen ohne jeden Einfluß ſein wird. 

Allein, gerade hierin liegt, wie ſchon oben berührt, eine 
Abweichung von der Geſetzesvorſchrift. Nicht um die Frage 
handelt es ſich, ob die Leiſtung des Eides für die Bildung der 
richterlichen Überzeugung von der Wahrheit der zu be— 
ſchwörenden Tatſache von Bedeutung ſei, ſondern darum, 
dem Gericht eine Überzeugung von der Wahrheit oder Un⸗ 
wahrheit der zu erweiſenden Tatſache zu bringen. Die zu 
erweiſende und die zu beſchwörende Tatſache brauchen nicht 
identiſch zu ſein und ſind es für die Regel auch gar nicht. 
Die zu beſchwörende Tatſache iſt regelmäßig nur ein Glied 
der zu erweiſenden Tatſache; letztere iſt meiſt viel komplexer. 
Iſt nun die zu erweiſende mit der zu beſchwörenden Tatſache 
identiſch, ſo kann es gemäß 8 475 ZPO. zu einem Eide nicht 
mehr kommen, wenn der Richter bereits eine Überzeugung 
von der Wahrheit oder Unwahrheit der Tatſache hat. Der 
Richter braucht kein Mittel zur Begründung und zur 
Bildung feiner Überzeugung, wenn er ſchon eine ſolche hat. 


Hat der Richter aber noch keine Überzeugung, ſo iſt nicht 
einzuſehen, warum ein Eid zu perhorreszieren ſei. Der Richter 
erwartet hiervon eine Klärung ſeiner eigenen Ungewißheit. Er 
ſagt ſich: Leiſtet der Mann den Eid, ſo bin ich der Über⸗ 
zeugung, daß es ſo ſei, und entſcheide ſo, verweigert er ihn, 
ſo bin ich der Überzeugung, daß es anders ſei, und entſcheide 
anders. 

Iſt die zu erweiſende Tatſache mit der zu beſchwörenden 
nicht identiſch, ſo iſt auch hier wieder der Eid nur zuläſſig, 
wenn der Richter von der Wahrheit oder Unwahrheit der zu 
erweiſenden Tatſache noch nicht überzeugt iſt. 

Ob er von der Wahrheit oder Unwahrheit der zu be: 
ſchwörenden Tatſache überzeugt iſt, iſt für die Frage der 
Zuläſſigkeit des Eides, um ſich eine Überzeugung von der 
Wahrheit oder Unwahrheit der zu erweiſenden Tatſache zu 
bilden, zunächſt unerheblich. 

Selbſtverſtändlich wird der Richter aber überhaupt keine 
Tatſache, über die er ſich ſchon ein fertiges Urteil gebildet hat, 
die er für erwieſen oder nicht erwieſen hält, unter Eid ſtellen. 

Auch für die „zu beſchwörende“ Tatſache in dieſem Sinne 
iſt der Grundſatz anzuwenden, daß der Richter über die Tat⸗ 
ſache nur dann den Eid auferlegen darf, wenn ſie noch nicht 
als wahr oder unwahr erwieſen oder nach ſeiner Überzeugung 
als wahr oder unwahr zu erachten iſt. 

Das Geſetz ſetzt logiſcherweiſe voraus, daß die ſtreitige 
(S zu beſchwörende) Tatſache nicht durch andere Beweismittel 
zu klären iſt, daß ſolche nicht vorhanden oder fruchtlos erſchöpft 
ſind, ſo daß eben als letztes Mittel nur mehr der Eid zur 
Verfügung ſteht. Was für die komplexe zu erweiſende Tatſache 
gilt, gilt ebenſo für das Glied in derſelben, für die ſtreitige 
zu beſchwörende Tatſache. 

Das Reſultat iſt alſo folgendes: 

1. Wenn das Gericht noch keine Überzeugung von der 
Wahrheit oder Unwahrheit der zu erweiſenden Tatſache 
hat, ſo iſt ihm die Möglichkeit gegeben („kann“) 
ſich durch einen Eid ein Mittel zur Begründung einer 
Überzeugung zu verſchaffen. 

2. Das Gericht darf nur auf einen Eid erkennen, wenn 
es noch keine Überzeugung von der Wahrheit oder 
Unwahrheit der zu erweiſenden Tatſache hat, wenn 
er ſich eine ſolche erſt bilden und begründen will. 

3. Das Gericht muß auf den Eid erkennen, wenn es 
auf andere Weiſe ſich keine Überzeugung bilden kann. 

Als nicht ganz zutreffend iſt in dieſem Zuſammenhang auch die 
Anſicht von Gaupp⸗Stein (Anm. I zu 8 475) zu bezeichnen, daß 
der richterliche Eid inſofern in den Dienſt der freien Beweis⸗ 
würdigung geſtellt ſei, als der Richter ihn nur aufzuerlegen 
brauche, wenn er ſich von dem Eide einer Partei eine volle 
Überzeugung verſpricht. Genau betrachtet gibt es keine volle 
Überzeugung. Es handelt ſich hier nur um einen Pleonasmus. 
Jede Überzeugung iſt voll, ſonſt iſt es keine Überzeugung, 
ſondern höchſtens ein Glauben und Meinen, eine Anſicht, ein 
Wahrſcheinlichkeitsgrad. Hierfür allerdings dürfte der Eid nicht 
auferlegt werden, ſondern wie das Geſetz ſagt, „nur zur Be⸗ 
gründung einer Überzeugung“. 

Im Intereſſe der Bildung irgendeiner Überzeugung muß 
aber unter allen Umſtänden der Eid auferlegt werden, der 
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infolge ſeiner formalen Beweiskraft auch beſtimmt dieſe Wirkung 
hat. Darum gibt es keine freie Beweiswürdigung für den Eid, 
wenn der Richter noch keine Überzeugung hat. 

An dieſer Tatſache ändern auch die Motive nichts, die den 
Eid nur in der Richtung der bereits vorhandenen Wahrſchein⸗ 
lichkeit auferlegt haben wollen. Dies iſt ein ſehr verſtändliches 
und zu billigendes Poſtulat. Damit iſt aber keineswegs geſagt, 
daß bereits eine halbe Überzeugung vorhanden ſei und man 
nun ſich eine ganze Überzeugung von dem Eid verſpreche. Nur 
weil ein Grad der Wahrſcheinlichkeit nach der einen Richtung 
gegeben iſt, ſoll in dieſer auch der Eid auferlegt werden. Aus 
dem Eide wird der Richter unter allen Umſtänden eine richter⸗ 
liche Überzeugung gewinnen, darum muß er ihn mangels 
anderer Mittel auferlegen; aus dem Eide welcher Partei er 
kraft ſeiner perſönlichen Anſicht (S der halben Überzeugung 
bei Gaupp⸗Stein) ſeine Überzeugung (S volle Überzeugung bei 
Gaupp⸗Stein) zu gewinnen hofft, nur das bringt den Eid in 
den Dienſt der freien Beweiswürdigung. 


II. 


Nun noch zu den einzelnen Argumenten Laubhardts. 

Es iſt nicht richtig, daß die Auferlegung des Eides über⸗ 
haupt in das freie Ermeſſen des Gerichts gelegt ſei. Das Er⸗ 
meſſen ſpielt nur inſofern herein, als das Gericht nach freiem 
Ermeſſen zu prüfen hat, ob die Vorausſetzungen für den Eid 
gegeben ſind, ob es nach ſeiner perſönlichen individuellen An⸗ 
lage dieſelben für gegeben erachtet. Das „kann“ des Geſetzes 
will in ſeiner Beziehung auf die Geſamtheit des Paragraphen 
auch nicht ſo ſehr dem Richter ein Ermeſſen einräumen, als 
vielmehr die Möglichkeit einführen, von einem richterlichen Eid 
Gebrauch zu machen. Man darf nur nicht vergeſſen, daß das 
„kann“ auch um deswillen geſetzt wurde, um dem Richter die 
Möglichkeit zu gewähren, eine vorausſichtlich unnütze Beweis⸗ 
aufnahme zu umgehen. Mit einem „muß“ oder „iſt“ wäre 
ein Zwang für das Gericht konſtatiert worden, eine nach ſeiner 
Anſicht vorausſichtlich unerhebliche Beweisaufnahme abzulehnen, 
was ſicher nicht im Intereſſe ordnungsgemäßer Prozeßführung 
gelegen hätte. Endlich bezieht ſich das Ermeſſen, welches dem 
Gericht in dem „kann“ eingeräumt wurde, auch vielmehr 
auf die Frage, welcher der beiden Parteien der Eid auf- 
zuerlegen ſei. 

Aus anderen Gründen kommt übrigens auch Laubhardt zu 
der gleichen Anſicht. 

2. Es iſt nicht richtig, daß bei den Deduktionen der 
herrſchenden Meinung überſehen ſei, daß dann, wenn auf einen 
e iſt, die richterliche Uberzeugung für die Entſcheidung 

N 5 iſt. Soweit ſich der Angriff Laubhardts aber gegen 
Gutf 3 richtet, iſt er wohl begründet. In dieſer 
das Geſet = offenkundig der Geſetzeswille verkannt. Während 
Einfluß auf = nur zuläßt, wenn der Richter hiervon einen 
e 5 ildung ſeiner Überzeugung erwartet, wird hier 
Frag 9 Aberzeugung präſumiert und dann noch die 
einen Einfluß 175 ob der Eid auf dieſe fertige Überzeugung 
Wortes ll ba werde. Auch hier iſt der Doppelſinn des 

Nic; Sg zum Irrlicht geworden. 

mi: 5 zu beanſtanden hingegen iſt die Faſſung der weiter 
geteilten Entſcheidung des RG. vom 16. Januar 1912. 
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Der richterliche Eid bezweckt — trotz ſeiner formalen 
Beweiskraft — nicht die Herſtellung einer formellen Gewißheit, 
ſondern nur die Bildung einer richterlichen Überzeugung. Dies 
tritt beſonders klar dadurch hervor, daß die zu beſchwörende 
ſtreitige Tatſache mit der zu erweiſenden Tatſache nicht identiſch 
zu ſein braucht, ſo daß der Richter die ganze zu erweiſende 
Tatſache in freier Würdigung für wahr oder nicht wahr halten 
kann, wenn ihm nur ein Teil derſelben, die zu beſchwörende 
Tatſache, durch die formale Beweiskraft des Eides als wahr 
oder nicht wahr erwieſen iſt. Hier tritt ſomit in Erſcheinung, 
daß die richterliche Überzeugung immer noch erheblich iſt, obwohl 
auf Eid erkannt iſt und der Richter infolge der formalen Beweis⸗ 
kraft den Inhalt des Eides als wahr oder unwahr unter⸗ 
ſtellen muß. 

3. Auch dann, wenn die zu beſchwörende mit der zu er⸗ 
weiſenden Tatſache identiſch iſt, tritt immer noch nicht die Folge 
ein, daß die Überzeugung des Richters bedeutungslos ſei, weil 
die Entſcheidung unabhängig von der Überzeugung infolge der 
formalen Beweiskraft des Eides zu erfolgen habe. Wie bereits 
früher ausgeführt, darf auf den Eid nur erkannt werden, wenn 
der Richter von der zu erweiſenden Tatſache noch keine Über⸗ 
zeugung hat. Infolgedeſſen iſt es auch ausgeſchloſſen, daß ſeine 
Überzeugung jemals mit dem Beweis des Eides in Konflikt 
kommen könne. 

Es iſt auf das beſtimmteſte abzulehnen, daß der Richter 
infolge der formalen Bedeutung des Eides gezwungen fei, auch 
gegen ſeine Überzeugung zu erkennen. Was hier Überzeugung 
genannt wird, mag eine dunkle Gefühls kombination, eine durch 
perſönliche Empfindungen hervorgerufene Anſicht ſein, aber keine 
Überzeugung. Sobald der Richter überzeugt iſt, gibt es keinen 
Eid und darum auch keinen Gegenſatz zwiſchen Überzeugung 
und Eid. 

4. Es iſt auch weiterhin unrichtig, daß das Gericht bei 
der Urteilsfällung (gemeint iſt das bedingte Endurteil) noch 
nicht beurteilen könne, welchen Einfluß die Eidesleiſtung auf 
ſeine Überzeugung haben könne, und daß ſomit das voraus⸗ 
ſichtliche Maß dieſes Einfluſſes ſeine Entſcheidung auch nicht 
beſtimmen könne. — Wenn das Gericht einmal auf Eid erkennt, 
dann kommt es ihm letzten Endes nur darauf an, ob der Eid 
geleiſtet oder verweigert wird. Nur die Konſequenz der Leiſtung 
und Weigerung des Eides faßt es ins Auge und ſpricht ſie 
ſogar ſofort urteilsmäßig aus. Es weiß ganz genau und feſt 
umriſſen, welchen Einfluß die Eidesleiſtung auf feine Über⸗ 
zeugung, d. h. die Bildung ſeiner Überzeugung haben wird. 
Durch Leiſtung oder Weigerung des Eides wird die richter⸗ 
liche Überzeugung und damit die Entſcheidung im voraus 
beſtimmt. 

5. Auch das weitere Argument, daß dann, wenn eine 
erhebliche Klage⸗ oder Einredebehauptung noch nicht voll be⸗ 
wieſen iſt, je nach der vermuteten Einwirkung der etwaigen 
Eidesleiſtung auf ſeine Überzeugung das Gericht zu verſchiedenen 
Erkenntniſſen führen würde, iſt unſtichhaltig. 5 

Zunächſt iſt auch hier wieder zu ſagen, daß es einen 
halben Beweis nicht gibt. Entweder ift eine Behauptung be⸗ 
wieſen oder fie ift nicht bewieſen. Iſt fie bewieſen, jo hat das 
Gericht eine Überzeugung und darf keinen Eid auferlegen. Iſt 
ſie nicht bewieſen, ſo hat das Gericht keine Überzeugung 
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ſondern muß ſich an Hand des Eides erſt eine ſolche bilden. 
Von einer „vermuteten Einwirkung der Eidesleiſtung auf ſeine 
Überzeugung“ kann gar keine Rede ſein. Vielmehr kann es ſich 
auch hier nur um einen von vornherein, je nach Leiſtung oder 
Weigerung des Eides, ganz beſtimmten Erfolg auf die Bildung 
der richterlichen Überzeugung handeln. Es iſt dabei auch voll⸗ 
kommen gleichgültig, ob es ſich um einen Wahrheits⸗ oder 
Überzeugungseid dreht, das Gericht will die Bildung ſeiner 
Überzeugung von der Leiſtung oder Weigerung des Eides ab: 
hängig machen. 

Selbſtverſtändlich aber darf das Gericht nur dann auf den 
Eid erkennen, wenn es durch denſelben irgendeine Überzeugung 
zu gewinnen hofft. Weder ein Wahrheits⸗ noch ein Über⸗ 
zeugungseid kann als zuläſſig erachtet werden, wenn derſelbe 
für die Bildung einer richterlichen Überzeugung belanglos iſt. 

6. Als nicht zutreffend muß auch die Behauptung erachtet 
werden, daß aus der ausgedehnten Zulaſſung von Überzeugungs⸗ 
eiden folge, daß es nicht darauf ankomme, ob auch das Gericht 
eine Überzeugung von der Wahrheit der zu erweiſenden Tat⸗ 
ſache hat. 

Ganz abgeſehen davon, daß der Zeugeneid und der 
Wahrheitseid letzten Endes auch nur die Wiedergabe der per⸗ 
ſönlichen Überzeugung iſt, wenngleich ihnen eine objektive Wahr⸗ 
nehmung zugrunde liegt, ſo gewinnt doch der Richter ſeine 
Überzeugung auch in dieſen Fällen nicht auf Grund eigener 
Wahrnehmung und eigener Beurteilung der Tatſachen, ſondern 
nur durch Vermittlung eines anderen. Verſchieden iſt eigentlich 
nur der Grad der Wahrſcheinlichkeit der vermittelten Tatſache, 
je nachdem, ob fie durch einen Wahrheits⸗ oder einen Über⸗ 
zeugungseid bekundet wird. Iſt aber die Tatſache einmal durch 
einen Eid bekundet, ſo iſt ſie in gleicher Weiſe als wahr zu 
erachten, mag es ſich um einen Wahrheits⸗ oder einen Über⸗ 
zeugungseid handeln. Das Gericht macht ſeine Überzeugung 
und ſein Urteil genau ſo von dem Überzeugungseid wie von 
dem Wahrheitseid abhängig. Wieſo es unter ſolchen Um⸗ 
ſtänden richtig ſein ſoll, daß das Geſetz dadurch, daß es in 
ausgedehntem Maße Überzeugungseide zuläßt, bekunde, daß es 
der Einwirkung des Eides auf die Überzeugung des Richters 
keinen maßgebenden Wert beilege, iſt nicht einzuſehen. 

7. Aus dem bisherigen ergibt ſich auch ſchon, daß die Be⸗ 
ſorgnis, welche Laubhardt an den Satz actore non probante 
reus absolvitur knüpft, nicht begründet iſt. Die ſog. volle Über: 
zeugung von der Wahrheit der klagbegründenden Tatſache iſt 
nicht erforderlich. Es genügt die Überzeugung. Iſt ſie vor⸗ 
handen, dann braucht es keinen Eid. Iſt ſie nicht vorhanden, 
ſo kann ſie durch die formale Beweiskraft eines Eides jederzeit 
geſchaffen werden. 

8. Endlich ſei auch noch zu dem von Laubhardt zur 
Illuſtrierung ſeiner Darlegungen angeführten Beiſpiel Stellung 
genommen. 

Wenn das Gericht bereits vor Leiſtung des Eides der 
Überzeugung war, daß der A der B beigewohnt habe, ſo war 
für die Auferlegung des Eides kein Raum. So der klare 
Wortlaut des $ 475 ZPO. 

War das Gericht aber nicht dieſer Überzeugung, fo konnte 
es ſich dieſe Überzeugung durch einen Eid zu verſchaffen ſuchen. 
Verweigert der Beklagte den Eid, ſo iſt gar nicht einzusehen, 


warum die Tatſache jetzt auf einmal glaubhafter ſein ſoll als 
zuvor. Beſtand vorher nur ein Wahrſcheinlichkeitsgrad, ſo kann 
auch jetzt nach Eidesweigerung von einer feſten Überzeugung 
des Gerichts keine Rede ſein. Gerade dadurch, daß es ver⸗ 
langte, der Beklagte ſolle beſchwören, daß der A der B „bei⸗ 
gewohnt“ hat, hat es bekundet, daß ihm nur dies die fehlende 
Überzeugung bringen könne. Wäre es mit einer anderen Be⸗ 
kundung feſt überzeugt worden, ſo hätte es eben über dieſe 
Tatſache den Eid auferlegen müſſen. 

Im vorliegenden Fall, wo das Gericht feine „feſte Über: 
zeugung“ einfach aus der glaubhaften Verſicherung des Be⸗ 
klagten ſchöpft, A und B hätten in zärtlicher Vereinigung im 
Bette gelegen, wäre es wohl richtiger geweſen, dem Beklagten 
den Wahrheitseid über dieſe Tatſache aufzuerlegen. Durch den 
Eid des Beklagten wäre dieſe ſtreitige, zu beſchwörende Tatſache 
als wahr erwieſen worden und das Gericht hätte die im Ein⸗ 
klang mit feiner bisherigen Anſicht (nicht Überzeugung!) ſtehende 
Überzeugung gewonnen, daß die zu erweiſende Tatſache, daß 
der A der B „beigewohnt“ habe, wahr ſei. 

Hätte das Gericht in Betracht gezogen, daß die zu er⸗ 
weiſende Tatſache mit der zu beſchwörenden nicht identiſch zu 
ſein braucht, ſo hätte ſich die ganze Schwierigkeit leicht gelöſt. 

Aus den bisherigen Ausführungen ergibt ſich, daß der 
dermalige Zuſtand der Geſetzgebung weder ungerecht noch un⸗ 
befriedigend iſt und keiner Abänderung in dieſem Punkt bedarf. 
Es gibt bei richtiger Geſetzesanwendung keinen Eid, der für die 
richterliche Überzeugung bedeutungslos iſt und deſſen Leiſtung 
oder Nichtleiſtung den Richter zwingen würde, anders zu ent⸗ 
ſcheiden, als nach ſeiner Überzeugung der Wahrheit oder Ge⸗ 
rechtigkeit entſpricht. 


Die Erſatzauſprüche der Armenverbände gegen den 

Unterſtützten und deſſen alimentationspflichtige Ver⸗ 

wandte im Gebiete des Preußiſchen Landrechtes. 
Von Rechtsanwalt Dr. Kayſer, Berlin. 


Die Armenverbände ſind auf Grund öffentlichen Rechtes 
zur Gewährung von Unterhalt an Hilfsbedürftige verpflichtet 
(efr. Materialien zum BGB., Mugdan 1899 S. 954 und RG. 
75, 87 letzter Abſatz)z. Nach Art. 103 EGBGB. iſt für die 
zum Gegenſtand dieſer Abhandlung gemachten Anſprüche das 
Landesrecht maßgebend. 

Das vor 1900 geltende Recht hat für den Geltungsbereich 
des Unterſtützungswohnſitzgeſetzes vom 6. Juni 1870 im 8 62 
einen Erſatzanſpruch gegen den Unterſtützten als beſtehend voraus⸗ 
geſetzt, denn „§ 62 überträgt im Wege der geſetzlichen Zeſſion 
einen Anſpruch des Unterſtützten gegen den Dritten auf den 
Armenverband. Der dieſe Übertragung rechtfertigende Grund 
beſteht darin, daß den Armenverbänden ein Erſatzanſpruch 
gegen den Unterſtützten zuſteht“ (RG. 75, 88 Satz 2 und 3). 
Nach 8 68 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum UWG. 
in der Faſſung vom 8. März 1871 ſtand denn auch dem 
Armenverbande im ganzen Umfange der Monarchie ein An⸗ 
ſpruch gegen den Unterſtützten zu (RG. 75, 88 Satz 4). 

Die Novelle vom 11. Juli 1891 zum AG. hat dem 8 68 
folgenden Zuſatz gegeben: „Der Erſtattungsanſpruch im gericht⸗ 
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lichen Verſahren ſteht in den Fällen der 88 31, 31a, d und e 
auch den Kreiſen und den anderen daſelbſt bezeichneten Kommunal⸗ 
verbänden zu. Die Klage iſt gegen den Unterſtützten und gegen 
ſeine alimentationspflichtigen Angehörigen zuläſſig.“ Dieſer 
Anſpruch enthält materielles Recht (RG. 75, 89 oben, RG. 
76, 75), welches zwar von einem in manchen Rechtsgebieten 
bereits beſtehenden Anſpruch ausgeht, aber für die Zukunft 
einen ſelbſtändigen Anſpruch des Armenverbandes auf Grund 
des öffentlichen Rechts gegen den Unterſtützten und deſſen ali⸗ 
mentationspflichtige Angehörigen für die ganze Monarchie feſt⸗ 
ſetzt und weder zwiſchen der rechtlichen Begründung des An⸗ 
ſpruches unterſcheidet, noch die Frage für erheblich hält, ob der 
Unterſtützte ſchon zur Zeit der Gewährung der Unterſtützung 
Vermögen beſaß oder erſt ſpäter Vermögen erlangt hat (RG. 
75, 89), vielmehr den Erſtattungsanſpruch im gerichtlichen 
Verfahren ganz allgemein gibt. 

Bei dem gegen die alimentationspflichtigen Angehörigen 
gerichteten Anſpruch erhebt ſich nun die Frage, ob die Ali⸗ 
mentationspflichtigkeit nach dem Zeitpunkt der Gewährung der 
Unterſtützung oder dem Zeitpunkt der Erhebung des Anſpruches 
gegen den Angehörigen zu beurteilen iſt, was von großer Be 
deutung ſein kann, da die Alimentationspflichtigkeit von der 
Alimentationsfähigkeit abhängig iſt. 

Das RG. erörtert in der zitierten Entſcheidung an der 
Hand der Entſtehungsgeſchichte des § 68 lediglich, daß es 
gleichgültig ſei, ob der Unterſtützte zur Zeit der Gewährung 
der Unterſtützung Vermögen beſaß oder erſt ſpäter Vermögen 
erlangt hat. Der 8 62 UWG. konſtituiert zwar einen Über 
gang der Rechte des Unterſtützten auf den Armenverband, und 
der Unterſtützte hat einen derartigen Anſpruch gegen Angehörige 
nur, wenn dieſe bei Eintritt ſeiner Unterſtützungsbedürftigkeit 
alimentationsfähig waren. Allein, da der 8 68 AG. einen 
von 8 62 UWG. unabhängigen Anſpruch ſchafft, kann man 
aus 8 62 kein Material für die Frage gewinnen. Aus den 
Materialien zum AG. vom 8. März 1871 (Motive zum Geſetz 
betreffend die Ausführung des Bundesgeſetzes über den Unter⸗ 
ſtützungswohnſitz in den Stenographiſchen Berichten über die 
Verhandlungen des Landtages, Anlagen zu den Verhandlungen 
des Herrenhauſes, Sitzungsperiode 1870/71, Aktenſtück Nr. 6 
S. 20 8 72, Bericht der achten Kommiſſion a. a. O., Akten⸗ 
ſtück Nr. 16 S. 43 8 72, Bericht der fünfzehnten Kommiſſion, 
Anlage zu den Stenographiſchen Berichten über die Verhand⸗ 
lungen des Hauſes der Abgeordneten während der 1. Seſſion 
der 11. Legislaturperiode, Aktenſtück Nr. 109 S. 262 zu 8 54 
der Herrenhausbeſchlüſſe) läßt ſich nur entnehmen, daß die Feſt⸗ 
ſtellung des maßgeblichen Zeitpunktes für die Alimentations⸗ 
fähigkeit der Verwandten der Judikatur überlaſſen blieb (efr. 
RG. 75, 86 unten). Eger (UWG. 1909 S. 432) und Rocholl 
(Syſtem des deutſchen Armenpflegerechts 1863 S. 247) kommen 
auf Grund der Materialienprüfung zu einander entgegengeſetzten 
Reſultaten. 

Die Judikatur vor 1900 ſtand wohl auf dem Standpunkt, 
daß der Zeitpunkt der gewährten Unterſtützung maßgeblich ſei 
(efr. OTr. 23, 297; Strieth Arch. 65, 289). Für das geltende 
Recht iſt durch Art. 103 EGBGB. beſtimmt, daß der in Anſpruch 
genommene Angehörige zur Zeit der Gewährung der Unterſtützung 
alimentationsfähig geweſen fein muß (efr. Planck zu Art. 103). 


Unberührt bleiben nämlich gemäß Art. 103 die landes- 
geſetzlichen Vorſchriften, nach welchen der Armenverband Erſatz 
von denjenigen verlangen kann, welche nach den Vorſchriften 
des BGB. unterhaltspflichtig waren. 

Während die Protokolle noch die Faſſung „unterhalts⸗ 
pflichtig ſind“ aufweiſen, trägt der dem Bundesrat am 
22. Oktober 1895 überſandte Entwurf zweiter Leſung die jetzige 
Faſſung. Durch die Wahl des Wortes „waren“ an Stelle von 
„ſind“ hat die Redaktionskommiſſion in bewußter Entſchließung, 
der die Kommiſſion in der Sitzung vom 21. Oktober 1895 
zugeſtimmt hat, die Maßgeblichkeit des Zeitpunktes, in welchem 
der Unterhalt gewährt iſt, zum Ausdruck gebracht. 

Hier ſei eingeſchaltet, daß nach Art. 103 lediglich die Vor⸗ 
ſchriften des BGB. anzuwenden find, welche die Perſonen be⸗ 
ſtimmen, die unterhaltspflichtig find (SS 1601 bis 1609), 
nicht aber die Vorſchriften über das Maß des Unterhaltes 
(88 1610, 1611), die Art (8 1612), die Zeit (88 1613 bis 1615). 
Hierdurch erledigt ſich der häufig von den in Anſpruch ge⸗ 
nommenen Angehörigen erhobene Einwand: wenn der Armen⸗ 
verband auf Grund der Unterhaltspflicht des in Anſpruch 
Genommenen klage, ſo ſei er auch an die Beſchränkung des 
8 1613 BGB. gebunden. 

Wäre dieſer Einwand berechtigt, ſo würde der Armen⸗ 
verband bei ſeinen Anſprüchen gegen Angehörige wohl immer 
leer ausgehen, weil die Gewährung der Unterſtützung — ab» 
geſehen von dem weiter unten zu beſprechenden Fall des an 
den Angehörigen gerichteten Verlangens eines Beitrages zu der 
vom Armenverband für die Zukunft zu leiſtenden dauernden 
Unterſtützung — immer in der Vergangenheit liegt, ohne daß 
der Armenverband die Möglichkeit hatte, den Anſpruch rechts⸗ 
hängig zu machen oder den Angehörigen in Verzug zu ſetzen. 

Ferner ift gerade durch $ 68 AG., unabhängig von dem 
bis dahin geltenden Recht (NE. 75, 89 Abſ. 1 am Ende), alfo 
losgelöſt von dem 8 62 uWG., dem Armenverband ein An⸗ 
ſpruch gegen die alimentationspflichtigen Verwandten gegeben. 
Dieſem durch 8 68 dem Armenverband gewährten ſelbſtändigen 
Anſpruch gegenüber kann alſo, weil er nicht auf einer cessio 
legis beruht, kein Einwand entgegengeſetzt werden, der dem 
Anſpruch des Unterſtützten ſelbſt gegenüber erhoben werden 
könnte; um einen ſolchen aber handelt es ſich bei dem er— 
wähnten Einwand aus § 1613 BGB. 

Das Ausführungsgeſetz hat, wie vorſtehend dargelegt, die 
Rechte der Armenverbände erheblich erweitert, indem es in Ge⸗ 
bietsteilen, in welchen dem Armenverband ein Erſtattungs⸗ 
anſpruch verſagt war, ſo z. B. im Gebiet des gemeinen Rechts 
(efr. RG. 14, 197), einen Anſpruch überhaupt erſt gegeben 
hat, in anderen Gebietsteilen, in denen ein ſolcher Anſpruch 
bereits beſtanden hatte, wie im Geltungsbezirk des Landrechts, 
dieſen Anſpruch in gewiſſer Weiſe erweitert hat, indem es ihn 
dadurch, daß es ihn als ſelbſtändigen Anſpruch konſtituierte, 
von den Beſchränkungen, denen der nach 8 62 UWG. gegebene 
derivative Anſpruch unterlag, loslöſte. Es wäre aber unrichtig, 
in dem $ 68 AG. eine Kodifikation in dem Sinne zu ſehen, 
daß nun alle bis dahin geltenden Beſtimmungen aufgehoben 
wären; das Gegenteil ergibt ſich ſchon aus dem ſpärlichen In⸗ 
halt des Abſatz 2 des 8 68 und der Form als bloßer Zuſatz 
zu einer beſtehenden Geſetzesbeſtimmung (efr. Eger UWE. 1909 
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S. 432). Im Gebiete des Landrechtes kann der Armenverband 
die alimentationspflichtigen Angehörigen aus dem Geſichtspunkte 
der nützlichen Verwendung auch wegen in der Zukunft einem 
Unterſtützungsberechtigten zu gewährender Mittel in Anſpruch 
nehmen. Dies iſt durch die Rechtſprechung des Obertribunals 
anerkannt (efr. Entſcheidung vom 25. Dezember 1875, Bd. 76 
S. 213). Wegen der Begründung dieſes Anſpruchs kann auf 
Eger a. a. O. verwieſen werden. 

Obwohl das RG. im Bd. 75 S. 84 ff. im 8 68 AG. die 
Grundlage des Anſpruches für die ganze Monarchie ſieht und 
dieſer Paragraph nichts davon ſagt, daß die in Anſpruch ge⸗ 
nommene Perſon Vermögen erlangt haben müſſe, wenn der 
Anſpruch durchdringen ſoll, ſtellt das RG. bezüglich des An⸗ 
ſpruches gegen den Unterſtützten ſelbſt das Erfordernis auf, 
daß er entweder zur Zeit der Gewährung der Unterſtützung 
Vermögen beſeſſen oder ſpäter Vermögen erlangt haben muß. 
Wie die zitierte Entſcheidung des RG. erkennen läßt, ſchöpft es 
das Erfordernis des Vermögens aus dem 1871 geltenden Recht, 
nämlich der Judikatur des Obertribunals (S. 86 unten, 87). 
Das Obertribunal gab dem Armenverband den Erſtattungs⸗ 
anſpruch aus dem Geſichtspunkt der nützlichen Verwendung des 
Landrechtes (efr. Entſcheidung vom 20. September 1870, 
Strieth Arch. 79, 197). Dieſer Anſpruch hat zur Vorausſetzung, 
daß Geld oder Geldeswert in das Vermögen des Empfängers 
gelangt iſt und dieſes Vermögen dadurch verbeſſert iſt; es iſt 
unerheblich, ob die Bereicherung zur Zeit der Erhebung des 
Anſpruches im Vermögen des Empfängers vorhanden iſt (cfr. 
Förſter⸗Eccius 1892 Bd. 2 zu § 148 S. 449 unter Zitierung 
der Geſetzesvorſchriften). 

Wenn bei dieſer Rechtslage das Obertribunal doch den 
Anſpruch von einer beſtimmten pekuniären Lage des Unter⸗ 
ſtützten abhängig macht, ſo folgt alſo dieſe Einſchränkung des 
Anſpruches nicht aus den Geſetzvorſchriften über die nützliche 
Verwendung. Da eine andere geſetzliche Grundlage nicht er⸗ 
ſichtlich iſt (ekr. auch Rocholl a. a. O. S. 243), To ſcheint die 
Einſchränkung allgemeinen Erwägungen, die möglicherweiſe bewußt 
oder unbewußt den Satz: „dolo facit qui petit quod statim 
redditurus est“ zur Analogie genommen zu haben, zu ent⸗ 
ſtammen. Der Armenverband mag wohl aus praktiſchen Geſichts⸗ 
punkten, über welche aber nur ihm die Entſcheidung zuſteht, 
einen Menſchen, den er gleich wieder unterſtützen müßte, wenn 
er von ihm die früher gewährten Unterſtützungen zurückfordert, 
nicht in Anſpruch nehmen. Eine Rechtsnorm aber liegt der 
von den Gerichten geſtellten Vorausſetzung einer beſtimmten 
pekuniären Lage nicht zugrunde, denn das zitierte Prinzip der 
1. 173. 8 3 D 50, 17 verſagt, weil der Armenverband dem 
einzelnen Armen gegenüber privatrechtlich nicht zur Unter⸗ 
ſtützung verpflichtet, er alſo auch nicht statim redditurus est. 

Der angegebene praktiſche Geſichtspunkt veranlaßt auch 
wohl das RG., die Vorausſetzung einer gewiſſen pekuniären 
Lage für den Erſtattungsanſpruch dem Begriff und Weſen der 
öffentlichen Armenunterſtützung für entſprechend zu halten 
(Bd. 75 S. 87). 

Dadurch konſtruiert das RG. ein Recht des Unterſtützten, 
die Unterſtützung unter gewiſſen Umſtänden zu behalten. Wie 
aber der Bedürftige kein klagbares Recht darauf hat, Armen⸗ 
unterſtützung zu erhalten, ſo hat er auch keins, die erhaltene 


Unterſtützung zu behalten. Dieſes Recht würde vielmehr mit 
dem durch die Gewährung der Unterſtützung zwiſchen Armen⸗ 
verband und Unterſtützten geſchaffenen privatrechtlichen Verhältnis 
der nützlichen Verwendung im Widerſpruch ſtehen. Das Motiv, 
welches zur Schaffung eines Rechtsverhältniſſes geführt hat, iſt 
für das Rechtsverhältnis ſelbſt unbeachtlich. Das RG. räumt 
aber dem rechtlich unbeachtlichen Motiv, den Unterſtützten zu 
fördern, Wirkungen ein, die das Rechtsverhältnis ſelbſt be⸗ 
einträchtigen. Die öffentliche Armenunterſtützung iſt überdies 
kein Rechtsinſtitut, aus deſſen Begriff und Weſen man Folge⸗ 
ſätze wie aus Kauf, Miete uſw. ableiten könnte. Eine beſtimmte 
pekuniäre Lage iſt alſo für den Anſpruch des Armenverbandes 
nicht Vorausſetzung. 

Können ſich aber die Gerichte von der Judikatur in dieſem 
Punkte nicht freimachen, ſo ergibt ſich ſicherlich aus der vor⸗ 
ſtehenden Erwägung, daß man an den Begriff „Vermögen“ im 
Sinne der Entſcheidung des RG., Bd. 75 S. 84, welche 
übrigens nichts über die Größe dieſes Vermögens enthält, nur 
ſehr geringe Anforderungen ſtellen darf. Die in dieſer Hinſicht 
in Betracht kommenden Grundſätze, die nach Art. 103 EGBGB. 
auch heute noch in Geltung ſind, ſpricht das RG. in der Ent⸗ 
ſcheidung bei Gruchot 24, 513 aus: die nach dem ALR. I, 13 
5 262 ff. dem Empfänger obliegende Verpflichtung zur Rückgabe 
oder Erſatz des in dem Nutzen des Empfängers Verwendeten 
unterliegt nur inſofern einer Einſchränkung, als der Armen⸗ 
verband die Zurückgabe oder den Erſatz erſt dann beanſpruchen 
kann, wenn der Unterſtützte in die Lage kommt, der Unter⸗ 
ſtützung nicht mehr zu bedürfen, und ſein Vermögen ſich ſo weit 
gebeſſert hat, daß er bei Rückzahlung des Empfangenen nicht 
ſofort wieder in Hilfsbedürftigkeit geraten und alſo 
wieder als Hilfsbedürftiger zu unterſtützen ſein wird. 

Das RG. erklärt in dieſer Entſcheidung ferner: es gibt 
keinen Rechtsſatz, wie ihn die Beklagte formuliert, daß Ge⸗ 
meinden die von ihnen gewährten Armenunterſtützungen nur 
dann zurückfordern können, wenn anzunehmen iſt, daß dem 
Unterſtützten nach Rückgewähr des Empfangenen die Mittel ver⸗ 
bleiben, ſich ſeinen Lebensunterhalt dauernd und nicht bloß für 
die nächſte Zeit zu verſchaffen. 

Zum Schluß ſei noch bezüglich der Beweislaſt bemerkt, 
daß der als alimentationspflichtiger Verwandter in Anſpruch 
Genommene ſeine mangelnde Unterhaltsfähigkeit beweiſen und 
daß er deshalb feine Vermögens- und Erwerbsverhältniſſe klar⸗ 
legen muß (RG., JW. 1907, 674). Es iſt, wenn er erwerbs⸗ 
fähig iſt, davon auszugehen, daß er in der Lage iſt, einen 
entſprechenden Verdienſt ſich zu verſchaffen. Der Gegenbeweis, 
daß er zu nutzbringender Verwendung feiner Kräfte keine Ge- 
legenheit hat, iſt von dem Verpflichteten zu führen (Kommentar 
der Reichsgerichtsräte zu § 1603 Anm. 3). Der Verpflichtete 
kann nicht den geſamten Betrag ſeiner Schulden von dem Ein⸗ 
kommen abziehen, ſondern nur den Betrag, der bei Aufſtellung 
eines den Verhältniſſen in verſtändiger Weiſe Rechnung tragenden 
Tilgungsplans zur allmählichen Tilgung der Schulden binnen 
angemeſſener Friſt nötig iſt (RG., IW. 1910, 162). 

Reichen die Einnahmen nicht aus, ſo muß der Verpflichtete 
das Stammvermögen (auch das Vermögen, über das er als 
Vorerbe uſw. im eigenen Intereſſe verfügen darf) angreifen, 
was unter anderem in der Weiſe geſchehen kann, daß er unter 
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JW. 1907, 6744), 

Jeder vom Armenverband in Anſpruch Genommene hat 
auch ſeinerſeits geltend zu machen und zu beweiſen, daß er 
nicht in der nach den oben erörterten Grundſätzen zu beurteilenden 
Lage it, gewährte Unterſtützungen zurückzuerſtatten (efr. 
RG. 75, 90 vorletzter Abſatz). 


Darlehn aufnimmt (RG., 


Die Legitimationsübertragung. 
Von Referendar Jander, Göttingen. 


I. Im Wechſelverkehr begegnen uns häufig Indoſſamente, 
die, ohne die Form des Prokuraindoſſamentes zu tragen, nach 
der Abſicht der Parteien doch den Zweck haben, den Indoſſatar 
lediglich zur Einziehung der Wechſelforderung zu legitimieren. 
Es iſt dies das ſogenannte Inkaſſomandatindoſſament. Auch 
bei Aktien ſind derartige Rechtsgeſchäfte nicht ſelten: Ein Aktionär 
überträgt ſeine Aktie an einen andern, die Parteien ſind aber 
darüber einig, daß das Mitgliedſchaftsrecht nicht mitübergehen ſoll, 
ſondern daß dieſer andere die Aktie nur zur Ausübung des Stimm⸗ 
rechts oder zu anderen beſtimmten Zwecken ſolle benutzen dürfen. 

Dieſe Legitimationsübertragung (wie Staub dieſes Rechts⸗ 
geſchäft benennt), bei der alſo der Gegenpartei äußerlich die 
Stellung des Berechtigten verſchafft wird, bei der aber trotzdem 
nach dem Parteiwillen das Recht bei dem urſprünglich Berech⸗ 
tigten verbleiben und die Gegenpartei ihr Scheinrecht nur dazu 
benutzen ſoll, um über den betr. Gegenſtand in beſtimmter 
Weiſe zu verfügen, iſt jedoch nicht nur auf die eben genannten 
Fälle beſchränkt, ſondern iſt bei ſämtlichen Rechtsübertragungs⸗ 
akten denkbar: Ein Grundeigentümer z. B., der im Begriff iſt, 
auszuwandern, läßt feinem Verwalter feinen geſamten Grund: 
beſitz auf, nicht etwa, um ihn zum Eigentümer zu machen, 
ſondern lediglich deshalb, um ihm als Verwalter eine freiere 
Stellung zu verſchaffen. Ferner ſei auch noch die Inkaſſozeſſion, 
die gleichfalls unter den Begriff der Legitimationsübertragung 
fällt, erwähnt. 

II. Die Legitimationsübertragung unterſcheidet ſich nun: 

1. Von der Vollmacht, mit der ſie im übrigen die Befugnis, 
Rechtsgeſchäfte mit Wirkung gegen Dritte abzuſchließen, 
gemeinſam hat, dadurch, daß die Vollmacht die Befugnis erteilt, 
Rechtsgeſchäfte in fremdem Namen, nämlich im Namen des 
Geſchäftsherrn, abzuſchließen, während bei der Legitimations⸗ 
übertragung dieſe Rechtsgeſchäfte, die gleichfalls gegen den 
Geſchäftsherrn Wirkung haben ſollen, im eigenen Namen ab⸗ 
geſchloſſen werden ſollen: Der Bevollmächtigte zieht die Forde⸗ 
rung im Namen des Geſchäftsherrn ein, der Inkaſſozeſſionar im 
eigenen Namen; der Bevollmächtigte ſtimmt in der General⸗ 
verſammlung im Namen ſeines Aktionärs, der, auf den die Aktie 
durch Legitimationsübertragung übergegangen iſt, im eigenen 
Namen; der Bevollmächtigte veräußert das Grundſtück im Namen 
des Eigentümers, der obengenannte, als Eigentümer eingetragene 
Verwalter im eigenen Namen. 

95 ı Ka nicht richtig, mit Wienſtein (Gruchot 48, 487) 
10 Inkaſſomandat als eine Vollmachtserteilung im Gewande 

r Abtretung, als eine Art verdeckte Vollmacht aufzufaſſen. 
Denn das Handeln im fremden Namen gehört derart zum Weſen 


der Vollmacht, daß eine Vollmacht, bei der der Bevollmächtigte 
nicht die Befugnis hat, im Namen des Geſchäftsherrn, ſondern 
vielmehr im eigenen Namen zu handeln, ein Widerſpruch in ſich 
ſelbſt iſt. 5 

2. Die Legitimationsübertragung iſt auch nicht als 
fiduziariſches Rechtsgeſchäft anzuſehen (vgl. Oertmann § 398 
Vorbem. 3b; v. Staudinger 8 104 Vorbem. VI H.). Beim 
fiduziariſchen Rechtsgeſchäft ſoll wirklich das Recht übergehen, 
und der Erwerber iſt nur obligatoriſch zur Rückübertragung 
unter beſtimmten Umſtänden verpflichtet, bei der Legitimatious⸗ 
übertragung ſoll jedoch das Recht nicht übergehen (sgl. 
Staub HGB. § 222 Anm. 16). 

Allerdings wird in der Praxis häufig ſchwer zu entſcheiden 
ſein, ob der Wille der Parteien bei Abſchluß des Vertrages 
dahin ging, der einen Partei lediglich ein Scheinrecht zu ver⸗ 
ſchaffen, oder ob das Recht wirklich auf ſie übergehen ſollte, 
verbunden mit einer obligatoriſchen Rückübertragungspflicht. 
Einen wertvollen Fingerzeig zur Entſcheidung dieſer Frage kann 
uns das Intereſſe der Parteien liefern. Wird das Rechts⸗ 
geſchäft hauptſächlich im Intereſſe des Übertragenden abgeſchloſſen 
(ſoll z. B. die Wechſelforderung für den Indoſſanten eingezogen 
werden, der Ertrag des auf den Namen des Verwalters über⸗ 
ſchriebenen Grundſtücks an den Geſchäftsherrn abgeführt werden), 
dann wird in der Regel Legitimationsübertragung anzunehmen 
ſein. Liegt dagegen das Intereſſe an dem Geſchäft auf ſeiten 
der Gegenpartei (iſt z. B. die Forderung nicht zur Einziehung, 
ſondern zur Sicherheit übertragen), ſo wird man es meiſt mit 
einem fiduziariſchen Rechtsgeſchäfte zu tun haben. Aber mehr 
als ein wertvolles Indiz bietet uns das Intereſſe der Parteien 
nicht. Unter Umſtänden wird auch die entgegengeſetzte Ent⸗ 
ſcheidung zu treffen ſein, und es iſt daher die Anſicht Staubs, 
der den Unterſchied des fiduziariſchen Indoſſaments vom Inkaſſo⸗ 
indoſſament lediglich auf das Intereſſe der Parteien abzuſtellen 
ſcheint (Staub WO. Art. 17 Anm. 16), abzulehnen. 

3. Auch als ein bloßes, nach § 1171 BGB. nichtiges 
Scheingeſchäft iſt die Legitimationsübertragung nicht anzuſehen. 
Allerdings iſt die Übertragung des Eigentums bzw. der Forderung 
ſimuliert. Hinter dieſem ſimulierten Rechtsübertragungsakte ver⸗ 
birgt ſich aber ein anderes, von den Parteien durchaus ernſthaft 
gewolltes Rechtsgeſchäft. 

III. Die Legitimationsübertragung iſt hiernach die Er⸗ 
teilung der Befugnis, auf einen Gegenſtand des Geſchäftsherrn 
in beſtimmter Weiſe im eigenen Namen einzuwirken, ſie iſt 
mithin, wie ein derartiges Rechtsgeſchäft jetzt allgemein genannt 
wird, eine Ermächtigung, die aber im Gewande der Rechts⸗ 
übertragung erteilt wird. 

IV. Es fragt ſich, ob ein Rechtsgeſchäft dieſer Art 
gültig iſt. 

1. Vom NG. wird zugunſten der Inkaſſozeſſion auf die 
88 1172, 409 BGB. hingewieſen (vgl. RG. 53, 417). Allein 
mit 8 1172 BGB. kann die Gültigkeit dieſes Geſchäftes deshalb 
nicht begründet werden, weil ja dann die Frage entſteht, welche 
Vorſchriften finden denn auf das verdeckte Rechtsgeſchäft An⸗ 
wendung. Daß ferner mit § 409 BOB. für unſere Frage 
nichts bewieſen ift, weil dieſe Vorſchrift nur zugunſten des 
Schuldners, nicht auch des Gläubigers getroffen iſt und weil 
daher der Schuldner trotz 8 409 berechtigt iſt, Einwendungen 


gegen die Aktivlegitimation des neuen Gläubigers zu erheben, 
iſt Schon wiederholt hervorgehoben worden (vgl. Oertmann 8 409 
Anm. 4; Staudinger $ 409 Anm. 1 Abſ. 5). 

Wenn ſodann Staub (WO. Art. 17 Anm. 6 und 8) meint, 
das Inkaſſomandatindoſſament entſpreche weder den Erforder⸗ 
niffen des Vollindoſſaments, da das Eigentum an dem Wechſel 
nach dem Parteiwillen nicht übergehen ſoll, noch auch den des 
Prokuraindoſſaments, weil es im eigenen Namen geltend gemacht 
werden ſoll, ſo iſt dieſer Anſicht beizuſtimmen. Wenn er dann 
aber die Gültigkeit des Inkaſſomandatindoſſaments dadurch zu 
halten ſucht, daß er den Begriff des geſpaltenen Eigen- 
tums aufftellt, fo iſt durch die Aufſtellung dieſes Begriffes zur 
Löſung der Frage nichts beigetragen. 

2. Wohl aber iſt die Gültigkeit der Legitimationsüber⸗ 
tragung aus 8 1851 BGB. herzuleiten. Die Übertragung des 
Wechſels durch Inkaſſomandatindoſſament, der Forderung durch 
Inkaſſozeſſion uſw. iſt hiernach die in das Gewand der Rechts⸗ 
übertragung gekleidete Erteilung der Einwilligung an einen 
Nichtberechtigten, über den betreffenden Gegenſtand in beſtimmter 
Weiſe zu verfügen. 

a) Die mit dieſer Einwilligung vorgenommenen Ver⸗ 
fügungen (die Einziehung der Forderung, Übertragung der Aktie) 
find daher nach 8 185! BGB. gültig. Und zwar ſind ſie auch 
dann gültig, wenn ſie Formvorſchriften unterliegen, da nach 
§ 1822 die Einwilligung (Ermächtigung) nicht der für das 
Rechtsgeſchäft beſtimmten Form bedarf. Sie kann mithin 
formlos erteilt werden und in der Legitimationsübertragung 
liegt eben eine formloſe Erteilung der Einwilligung. 

Eine Ausnahme von der formloſen Erteilung der Ein⸗ 
willigung ergibt ſich nur für Grundſtücke aus der Sollvorſchrift 
des § 29 GBO. Hier kann der Richter verlangen — was 
allerdings ſelten vorkommen wird, da er ja in der Regel nicht 
weiß, daß eine Auflaſſung als Legitimationsübertragung gemeint 
iſt —, daß ihm die Einwilligung des Geſchäftsherrn durch eine 
öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunde nachgewieſen werde. 
Dieſem Erforderniſſe iſt aber durch die Auflaſſung (das Auf⸗ 
laſſungsprotokoll iſt eine öffentliche Urkunde) Genüge geleiſtet. 
Wenn der Grundeigentümer ſeinem Verwalter das Grundſtück 
aufläßt, ohne ihn zum Eigentümer machen zu wollen, dann hat 
er ihm damit die Einwilligung zu allen Verfügungen über das 
Grundſtück erteilt, und dieſe Einwilligung iſt durch das Auf⸗ 
laſſungsprotokoll als durch eine öffentliche Urkunde nachgewieſen. 
Eine Verfügung des Verwalters kann daher nicht auf Grund 
des 8 29 GBO. zurückgewieſen werden. 

Hiernach kann der im Kommentar von Reichsgerichtsräten 
ausgeſprochenen Anſicht, daß 8 185 BGB. ſich hinſichtlich des 
Liegenſchaftsrechtes nur auf den Fall beziehe, daß ein nicht 
eingetragener Nichtberechtigter verfügt, nicht beigetreten werden. 
Gewiß wird man in unſerem Falle in der Regel ohne 8 185 
BGB. auskommen, weil meiſtens weder der Richter, noch die 
Gegenpartei das Innenverhältnis zwiſchen dem eingetragenen 
Nichteigentümer und dem Geſchäftsherrn kennt und weil dann 
die Gegenpartei ſchon durch ihren guten Glauben geſchützt iſt. 
Kennt dagegen die Gegenpartei das Innenverhältnis, dann 
kommen die Vorſchriften der 88 892, 893 nicht zur Anwendung, 
und dann läßt ſich die Gültigkeit dieſer Verfügung nur durch 
§ 185 BGB. halten. 
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Auch die auf Grund einer Legitimationsübertragung vor⸗ 
genommenen einſeitigen Verfügungen ſind nach 8 1851 BGB. 
gültig. Daß 8 185 für einſeitige Verfügungen nicht gelten 
ſolle, wie Oertmann $ 185 Anm. 6 annimmt, kann nicht an⸗ 
erkannt werden. Denn die von ihm herangezogenen 88 111, 180, 
ſowie die Entſcheidung des KG. (OLG. 15, 327) und die Anſicht 
von Staudinger (S 185 Anm. 2 Abſ. 3) beziehen ſich nur auf 
die nachträgliche Genehmigung des 8 1852, nicht dagegen auf 
die vorherige Einwilligung des 8 1851 BGB. 

Es iſt jedoch hier der nach 8 1823 bei der Einwilligung 
für entſprechend anwendbar erklärte §S 111 Satz 2 BGB. zu 
beachten, nach der die Gegenpartei ſich nur eine ſchriftliche 
Einwilligungserklärung gefallen zu laſſen braucht. Da jedoch 
die Legitimationsübertragung in der Regel zum mindeſten in 
ſchriftlicher Form vorkommt (bei der Inkaſſozeſſion ſchon wegen 
S 4101 BGB.), fo iſt dieſem Erfordernis Genüge geleiftet, denn 
dann iſt die Einwilligung eben ſchriftlich erteilt. Allerdings iſt 
die Einwilligung in die Form der Rechtsübertragung gekleidet, 
ſie geht mithin nicht wörtlich aus der Urkunde hervor. Da 
jedoch die 88 1823; 111 Satz 2 nur den Zweck haben, der 
Gegenpartei die Ungewißheit über die Wahrheit der Behauptung 
des Verfügenden, daß er mit Einwilligung des Berechtigten 
handle, zu nehmen, dieſer Zweck aber auch durch die ſchriftliche 
Legitimationsübertragung erreicht wird, ſo erſcheint eine aus⸗ 
dehnende Auslegung des § 1851 BGB. in dieſem Sinne 
geboten. Der Inkaſſozeſſionar kann hiernach die Forderung 
kündigen. Der Schuldner kann die Kündigung, wenn der 
Zeſſionar ihm die ſchriftliche Inkaſſozeſſion vorlegt, nicht 
zurückweiſen. 

b) § 1851 BGB. bezieht ſich nun allerdings wörtlich nur 
auf „Verfügungen“ d. h. auf Rechtsgeſchäfte, durch die auf ein 
Recht unmittelbar eingewirkt wird. Es kommen jedoch für 
unſeren Fall noch gewiſſe andere Rechtsgeſchäfte in Betracht: 
Man denke z. B. an die Teilnahme an der Generalverſammlung, 
die Ausübung des Stimmrechts ſowie überhaupt die Ausübung 
ſämtlicher Mitgliedſchaftsrechte. Derartige Rechtsgeſchäfte werden 
im allgemeinen wohl nicht als Verfügungen angeſehen werden 
können. Es wird jedoch durch die Ausübung dieſer Rechte in 
gewiſſem Sinne ebenfalls auf das betreffende Recht unmittelbar 
eingewirkt: Durch die Abgabe der Stimme in der General⸗ 
verſammlung wird das Stimmrecht des Aktionärs für den be 
treffenden Einzelfall aufgezehrt. Da ferner der Begriff der 
Verfügung im Bürgerlichen Geſetzbuche nirgends definiert iſt, ſo 
iſt wohl die Ausdehnung des 8 185° BGB. auf die eben 
genannten Fälle unbedenklich. Der Strohmann kann hiernach 
trotz des Widerſpruchs der Aktiengeſellſchaft an der General- 
verſammlung teilnehmen (vgl. Staub § 223 Anm. 17). 

c) Auf Verpflichtungsgeſchäfte bezieht ſich die Vorſchrift 
des 8 1851 BGB. nicht. Dies bedeutet aber nur, daß der 
Ermächtigte durch die von ihm abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäfte 
nicht den Geſchäfts herrn verpflichten kann. Selbſtverſtändlich 
wird er aber verpflichtet: Verkauft der Strohmann die Aktie, 
fo iſt nicht der Aktionär, wohl aber er ſelbſt zur Übergabe und 
Eigentumsverſchaffung verbunden. 

V. 1a) Die materiellrechtlichen Wirkungen der 
Legitimationsübertragung richten ſich im Verhältnis zwiſchen 
dem Geſchäftsherrn und dem Ermächtigten nach dem 
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zugrunde liegenden Rechtsverhältnis, das verſchiedener Art 
(Auftrag, entgeltliche Geſchäftsbeſorgung nach § 675 BGB., 
Geſellſchaftsvertrag u. ä.) ſein kann. Der Ermächtigte hat 
daher die ihm durch dieſes Rechtsverhältnis auferlegten Be⸗ 
ſchränkungen dem Geſchäftsherrn gegenüber innezuhalten. 

Es iſt jedoch ſtets daran feſtzuhalten, daß, auch wenn dieſe 
Beſchränkungen noch ſo geringer Art ſind, der wahre Berechtigte 
der Geſchäftsherr bleibt; er iſt Gläubiger der Forderung und 
Eigentümer der Sache. Er hat daher im Konkurſe des Er⸗ 
mächtigten ein Ausſonderungsrecht und bei Pfändungen die 
Widerſpruchsklage des S 771 3PO., während der Fiduziant 
Ausſonderungsrecht und Widerſpruchsklage nicht hat (anders 
die herrſchende Anſicht, vgl. RG. 45, 80 ff.; Jäger, KO. 8 43 
Amn. 38ff. und die daſelbſt angegebene Literatur). 

Mit Recht weiſt Wienſtein (Gruchot 46, 245) darauf hin, 
das der vom RG. a. a. O. zur Begründung des Aus— 
ſonderungsrechtes des Fiduzianten aufgeſtellte Unterſchied zwiſchen 
formell ⸗juriſtiſchem und materiell⸗wirtſchaftlichem Eigentum undenk⸗ 
bar iſt. Auch die übrigen, von der herrſchenden Anſicht vor⸗ 
gebrachten Gründe, auf die hier nicht näher eingegangen ſwerden 
kann, können die Tatſache nicht hinwegleugnen, daß ein dem 
Fiduzianten zuzubilligendes Ausſonderungsrecht ihm eine im 
Geſetze nirgends begründete Ausnahmeſtellung gegenüber den 
anderen Konkursgläubigern verſchaffen würde. 

Unbillige Ergebniſſe kann man vielmehr nur dadurch ver⸗ 
meiden, daß man derartige Rechtsgeſchäfte nach Möglichkeit als 
Legitimationsübertragungen auffaßt, was ja auch in der Regel 
dem Parteiwillen entſprechen wird. In dieſem Falle iſt das 
Eigentum oder die Forderung nicht übergegangen, der Geſchäfts⸗ 
herr iſt daher ausſonderungs⸗ und widerſpruchsberechtigt. Iſt 
dagegen der Wille der Parteien auf Übergang des Eigentums 
oder der Forderung gerichtet geweſen und haben ſie dem 
Fiduzianten lediglich ein obligatoriſches Rückübertragungsrecht 
belaſſen wollen, ſo iſt dem Fiduzianten, ſoweit man nicht ein 
durch den Konkurs auflöſend bedingtes Eigentum uſw. annehmen 
kann, nicht zu helfen. 

b) Was ſodann die Wirkungen der Legitimationsübertragung 
nach außen anbetrifft, ſo iſt hier ebenfalls davon auszugehen, 
daß der Ermächtigte die Rechte des Geſchäftsherrn ausüben 
ſoll, daß er mithin keine weitergehenden Rechte, als dieſer, 
haben kann. Wichtig iſt dies z. B. bei der Ausübung des 
Stimmrechts in der Generalverſammlung der Aktiengeſellſchaft 
(ogl. Staub § 223 Anm. 19). Iſt hier ein Aktionär in der 
Ausübung des Stimmrechts hinſichtlich einer einzelnen Aktie 
deshalb beſchränkt, weil ſein Aktienbeſitz eine beſtimmte Höchſt⸗ 
zahl überſchreitet, ſo kann er ſich dieſer Beſchränkung nicht 
dadurch entledigen, daß er die Aktie auf einen Strohmann durch 
Legitimationsübertragung überträgt. Anders iſt dies beim 
fiduziariſchen Rechtsgeſchäft, da bei ihm der Erwerber ein 
eigenes, nicht ein fremdes Recht ausübt. 

Die Gegenpartei (d. h. der von dem Ermächtigten in An⸗ 
ſpruch genommene Schuldner uſw.) kann daher auch dieſem 
dieſelben Einwendungen entgegenſetzen, die ihr gegen den 
Geſchäftsherrn zuſtehen (vgl. Staub, WO. 8 17 Anm. 8, HGB. 
5 222 Anm. 21). Und zwar kommt es hier gar nicht auf den 
böſen oder guten Glauben des Ermächtigten an, während im 
Gegenſatz zu dieſer Anſicht das RG. (vol. RG. 4, 100; 11,9; 
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23, 125; 36, 55; 41, 115) der Gegenpartei immer nur eine 
Einrede der Argliſt gibt, und ſomit derartige Einwendungen 
nur bei Bösgläubigkeit des Ermächtigten zuzulaſſen ſcheint (vgl. 
auch Dernburg II § 264). Insbeſondere kann der Schuldner, 
wenn der Inkaſſozeſſionar die Forderung einziehen will, mit 
einer Forderung gegen den Inkaſſozedenten aufrechnen, auch 
wenn die Vorausſetzungen des 8 406 BGB. nicht vorliegen. 

Der Ermächtigte kann aber ſerner die Rechte des Geſchäfts⸗ 
herrn nur inſoweit geltend machen, als ihm die Einwilligung 
hierzu erteilt iſt, denn ſonſt verfügt er eben als Nichtberechtigter 
ohne Einwilligung des Berechtigten und iſt daher durch 
$ 1851 BGB. nicht geſchützt. Die Gegenpartei kann daher 
auch einwenden, daß der Ermächtigte zur Vornahme der betreffen⸗ 
den Verfügung nicht befugt ſei. Die Aktiengeſellſchaft kann 
z. B. geltend machen, daß der Strohmann nur zur Teilnahme 
an der Generalverſammlung, nicht dagegen zur Einziehung der 
Dividende befugt ſei. 

Die Gegenpartei kann aber auch den Ermächtigten ſtets 
als den wahren Berechtigten behandeln und der Geſchäftsherr 
muß die in dieſem Sinne von der Gegenpartei dem Ermächtigten 
gegenüber vorgenommenen Rechtshandlungen gegen ſich gelten 
laſſen. Für Forderungen ergibt ſich dies ſchon aus § 409! 
Satz 2 BGB. Bei Rechtsgeſchäften über Grundſtücke (bei be⸗ 
weglichen Sachen iſt eine Legitimationsübertragung mit Rückſicht 
auf die Formloſigkeit der Eigentumsübertragung nicht gut denk— 
bar) wird die Gegenpartei in der Regel durch 88 892, 893 
BGB. geſchützt. Weiß hingegen die Gegenpartei, daß der Er- 
mächtigte durch die Legitimationsübertragung nicht Eigentümer 
werden ſollte, kennt ſie mithin die Unrichtigkeit des Grundbuchs, 
ſo muß trotzdem der Geſchäftsherr alle von dem Ermächtigten 
vorgenommenen Rechtshandlungen, zu denen ein Eigentümer 
überhaupt befugt iſt, gegen ſich gelten laſſen, auch wenn er ihn 
zu der einen oder der anderen Verfügung nicht ermächtigt haben 
ſollte. Denn in der Legitimationsübertragung liegt eben die 
Erklärung der Einwilligung in alle, dem wahren Berechtigten 
erlaubten Verfügungen. Eine entſprechende Anwendung der 
88 171, 172 BGB. erſcheint hiernach geboten (vgl. auch Staub, 
WO. Art. 17 Anm. 12). Demnach ſind z. B. die vom Inkaſſo⸗ 
indoſſatar eingegangenen Vergleiche, Verzichte uſw. ſowohl dieſem, 
als auch dem Geſchäftsherrn gegenüber bindend, auch wenn das 
Inkaſſomandatindoſſament nur zum Zwecke der Einziehung der 
Wechſelforderung erteilt fein ſollte (vgl. auch RG. 73, 309). 

2. Im Prozeß iſt, da der Ermächtigte ja das Recht im 
eigenen Namen geltend macht, auch der Ermächtigte Prozeß⸗ 
partei (vgl. RG. 11, 9; 27, 130; Staub, WO. Art. 17 
Anm. 13). Er hat daher die Parteieide zu leiſten, während 
der Geſchäftsherr (leider!) als Zeuge vernommen werden kann 
(vgl. RG. 44, 375, Gaupp⸗Stein 8 373 Vorbem. 12). Erheb⸗ 
liche praktiſche Wirkungen wird aber die Zeugenvernehmung des 
Geſchäftsherrn ſchon mit Rückſicht auf 8 393. ZPO. wohl kaum 
jemals haben. 5 

Was ſodann die Frage anbetrifft, ob ein zwiſchen der 
Gegenpartei und dem Ermächtigten ergehendes Urteil auch gegen 
den Geſchäftsherrn Rechtskraft macht, ſo iſt die Gegenpartei 
bei der Inkaſſozeſſion durch 8 409 BOB. geſchützt. Bei einem 
Rechtsstreit mit einem im Grundbuche als Eigentümer ein⸗ 
getragenen Ermächtigten kemmen für gewiſſe Fälle die 88 1058, 
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1148 BGB. in Betracht (vgl. Gaupp⸗Stein § 325 IV 2 a. E., 
Hellwig Weſen und ſubjektive Begrenzung der Rechtskraft 
S. 377 ff.). Aber auch für die durch die erwähnten geſetzlichen 
Vorſchriften nicht gedeckten Fälle wird man wohl aus praktiſchen 
Geſichtspunkten heraus mit dem RG. annehmen müſſen, daß 
der Geſchäftsherr ein gegen den Ermächtigten ergangenes un⸗ 
günſtiges Urteil gegen ſich gelten laſſen muß. Denn durch die 
Legitimationsübertragung hat er den Ermächtigten zur Vor⸗ 
nahme aller, dem wahren Berechtigten zustehenden Befugniffe, 
mithin auch zur Prozeßführung über dieſes Recht betraut; er 
kann ſich daher nicht darauf berufen, daß er an dem Rechts⸗ 
ſtreit nicht als Partei beteiligt geweſen iſt (vgl. NG. 36, 55; 
73, 309). 

VI. I. Die Legitimationsübertragung erliſcht zunächſt, 
da ſie ja weiter nichts iſt, als eine verdeckte Einwilligung, 
gemäß § 183 BGB. durch Widerruf, ſoweit ſich nicht aus dem 
zugrunde liegenden Rechtsgeſchäfte ein anderes ergibt. Widerruft 
alſo der Geſchäftsherr die Inkaſſozeſſion, ſo würde, wenn der 
Inkaſſozeſſionar trotzdem die Forderung einziehen wollte, eine 
durch § 1851 BGB. nicht gedeckte Verfügung eines Nicht⸗ 
berechtigten vorliegen. Daß auch der von dem Inkaſſozeſſionar 
in Anſpruch genommene Schuldner dieſe Einwendung geltend 
machen kann, iſt nicht zweifelhaft (RG. 39, 166; 53, 418; 
v. Staudinger $ 398 Anm. 5 Abſ. 2). Ein fiduziariſches Rechts⸗ 
geſchäft dagegen erliſcht nicht durch Widerruf, ſondern gewährt 
dem Fiduzianten nur einen obligatoriſchen Anſpruch auf Rück⸗ 
übertragung des Rechtes, aus dem eine 3. Perſon Einwendungen 
nicht herleiten kann (vgl. Komm. der Reichsgerichtsräte 8 398 
Anm. 1 S. 316 oben, Dertmann § 398 Vorbem. Anm. 3 b q). 

2. Bei der offenbaren Verwandtſchaft der Einwilligung mit 
der Vollmacht iſt trotz des Fehlens einer entſprechenden Vor⸗ 
ſchrift in 8 183 BGB. mit Oertmann (8 183 Anm. 2d) an⸗ 
zunehmen, daß die Legitimationsübertragung mit dem zugrunde 
liegenden Rechtsgeſchäft erliſcht, ohne noch ausdrücklich wider⸗ 
rufen werden zu brauchen (wie dies Staudinger 8 183 Anm. 2, 
Planck § 183 Anm. 1 annehmen). Nach dem Erlöſchen des zu⸗ 
grunde liegenden Rechtsverhältniſſes richtet ſich dann insbeſondere 
auch die Frage, ob die Legitimationsübertragung durch Tod oder 
Konkurs des Geſchäftsherrn oder des Ermächtigten erliſcht. 


Die Mitarbeit der Anwaltſchaft an der gemein⸗ 
nützigen Rechtsauskunft. 
Von Dittenberger. 


J. Der Roſtocker Anwaltstag hat am 9. September 1909 
bei den Verhandlungen über das Thema: „Gegenwart und 
Zukunft der Pflichtanwaltſchaft“ nach dem warmen Plädoyer 
des Referenten und Antragſtellers Stranz mit großer Mehrheit 
folgenden Beſchluß gefaßt: 

Der XIX. Deutſche Anwaltstag empfiehlt der deutſchen 
Anwaltſchaft, namentlich in Großſtädten, die Betätigung 
an dem ſozialen Hilfswerk gemeinnütziger Rechtsberatung 
für Umbemittelte, ſei es durch Schaffung eigener 
Organiſationen, ſei es durch Mitwirkung bei ſchon 
beſtehenden ſtaatlichen, gemeindlichen oder privaten Ein⸗ 
richtungen dieſer Art. Er ruft in dieſem Sinne die 


Anwälte Deutſchlands zu einer freiwilligen Pflicht⸗ 
anwaltſchaft auf.) 

Auch Stranz ſelbſt verkannte bei ſeinem Antrage die 
Schwierigkeiten nicht, die ſich der Verwirklichung dieſes Beſchuſſes 
entgegenſtellen würden. Gerade deshalb begnügte er ſich damit, 
den Grundgedanken zu empfehlen, und ſah davon ab, dem 
Anwaltstage praktiſche Vorſchläge für die Durchführung zu 
machen, die bei den verſchiedenen Verhältniſſen im Reich Sache 
der einzelnen Kammern und der einzelnen Gerichtsbezirke ſein 
müſſe.?) In eine weitere Prüfung der Angelegenheit iſt nunmehr 
der zuſtändige fünfte Ausſchuß des Deutſchen Anwaltvereins 
eingetreten, und zwar hat er zunächſt beim Vorſtande die Sammlung 
des erforderlichen Materials beantragt. Der Vorſtand hat darauf 
eine Umfrage über die Mitarbeit der Anwälte an der 
gemeinnützigen Rechtsauskunft veranſtaltet, um Art, 
Umfang und Organiſation dieſer Mitarbeit, ſowie die damit 
bisher gemachten Erfahrungen feſtzuſtellen. Das Ergebnis dieſer 
Erhebungen iſt, wie man ſehen wird, in mancher Beziehung 
lehrreich. 

II. Die Umfrage, die ſich auf das ganze Reichsgebiet 
erſtreckte, bezog ſich nicht etwa auf die Verhältniſſe der 
gemeinnützigen Rechtsauskunft überhaupt, ſondern be— 
ſchränkte ſich auf die Mitarbeit der Rechtsanwälte an 
dieſer Rechtsauskunft. Die Hauptfrage lautete demgemäß dahin: 
„Beſteht in Ihrem Bezirk eine Rechtsauskunftſtelle, die von 
Rechtsanwälten errichtet iſt oder verwaltet wird, oder an der 
Rechtsanwälte in irgendwelcher Art mitarbeiten?“ Die weiteren 
für den Fall der Bejahung dieſer Hauptfrage geſtellten Fragen 
bezogen ſich auf den Zweck und die Organiſation der betreffenden 
Stelle, auf die Aufbringung der Koſten, auf Art und Weiſe 
und Umfang der Mitwirkung der Anwälte, auf die Anzahl 
dieſer Anwälte und ſchließlich auf die mit der Mitarbeit 
gemachten Erfahrungen. 

Die Umfrage beſchränkte ſich zwar nicht ausdrücklich 
auf die unentgeltliche Mitarbeit, hatte aber natürlich gemäß 
ihrem Ausgangspunkte, dem eine „freiwillige Pflichtanwaltſchaft“ 
fordernden Roſtocker Beſchluſſe, vornehmlich dieſe im Auge, und 
ſie hat tatſächlich auch vornehmlich hierüber Material ergeben. 
Über eine entgeltliche Mitarbeit von Anwälten bei Rechts⸗ 
auskunftſtellen iſt nur in einzelnen Fällen berichtet worden.) 

Die Umfrage hat ergeben, wie gleich hier vorweggenommen 
ſei, daß im ganzen bei vierundzwanzig Rechtsauskunftſtellen 
etwa 260 bis 300 Rechtsanwälte unentgeltlich mitarbeiten. 
Nur aus einigen wenigen Bezirken ſind Antworten nicht ein⸗ 
gegangen. Von den erwähnten 24 Stellen gehören 8 dem 
Verbande der deutſchen gemeinnützigen und un— 
parteiiſchen Rechtsauskunftſtellen anz) 10 ſind nicht 
Mitglieder dieſes Verbandes. Bei den reſtlichen ſechs fehlt 
eine Angabe hierüber. 

III. Hinſichtlich der Art der Mitwirkung der Anwälte bei 
der gemeinnützigen Rechtsauskunft ſind verſchiedene Ab⸗ 


1) JW. 1909, 567. 

2) A. a. O. S. 566. 

) Siehe unten Nr. VI, 2. 

) Vgl. über dieſen Verband JW. 1911, 918 f. Vorſitzender 


des Verbandes iſt Oberbürgermeiſter Kaiſer⸗Neukölln, Geſchäftsführer 
Rat Dr. Link⸗Lübeck. 
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ſtufungen zu unterſcheiden. Die Mitwirkung beſteht — aller⸗ 
dings nur noch in einem Falle — darin, daß die Anwälte die 
von ihnen ſelbſt errichtete Auskunftſtelle allein verwalten 
und unterhalten, und auch allein die Auskünfte er— 
teilen. In anderen Fällen haben ſich die Anwälte zwecks 
Errichtung und Verwaltung der Auskunftſtellen und zwecks Er⸗ 
teilung der Auskünfte mit anderen Perſönlichkeiten (Richtern uſw.) 
verbunden. In weiteren Fällen ſind die Anwälte an der Er⸗ 
richtung und Verwaltung der Rechtsauskunſtſtellen nicht be⸗ 
teiligt; ihre Mitwirkung beſchränkt ſich — in Ergänzung der 
Arbeit anderer, beſoldeter oder ehrenamtlich tätiger Perſönlich⸗ 
keiten — auf die Erteilung von Auskünften, ſei es an die 
Ratſuchenden unmittelbar, ſei es an die mit der Verwaltung 
und Leitung der Rechtsauskunftſtellen betrauten Perſönlichkeiten. 
In dem überwiegenden Teile aller Fälle beſchränkt ſich die 
Mitwirkung der Anwälte auf dieſe Auskunftserteilung in 
der einen oder anderen Form. 

IV. 1. Die einzige allein von Anwälten errichtete 
und verwaltete Rechtsauskunftſtelle, welche zurzeit noch 
beſteht,) iſt die unentgeltliche Rechtsauskunftſtelle in 
Karlsruhe i. B. Sie iſt im Jahre 1907 von der Rechts⸗ 
anwaltſchaft beim Landgericht Karlsruhe bzw. vom Karlsruher 
Anwaltverein begründet worden und wird vom Vorſtande des 
Vereins verwaltet. 

Auch die Koſten der Stelle, insbeſondere die der nötigen 
Veröffentlichungen, trägt der Anwaltverein. Das Lokal 
(Anwaltszimmer im Landgerichtsgebäude) nebſt Heizung und 
Beleuchtung ſtellt der Staat. 

Die Auskunftſtelle erteilt mündliche Auskunft an Un: 
bemittelte. An der Arbeit, die unentgeltlich geleiſtet wird, 
beteiligen ſich ſämtliche 63 in Karlsruhe wohnhaften, 
beim Landgericht zugelaſſenen Anwälte. 

Die Rechtsauskunftſtelle ift zurzeit jeden Mittwoch abend von 
6 bis 8 Uhr geöffnet, wobei jeweils zwei Anwälte anweſend ſind. 
Inn übrigen ergibt ſich die Organiſation aus den nach⸗ 
ſtehenden Satzungen: 

§ 1. Die Rechtsanwaltſchaft am Landgericht Karlsruhe er: 
richtet eine unentgeltliche Rechtsauskunftſtelle für Unbemittelte. 

8 2. Die Rechtsauskunft wird im Anwaltszimmer des Juſtiz⸗ 
gebäudes jeweils durch zwei Anwälte an ein bis zwei Wochentagen 
während zweier Abendſtunden erteilt. Das Nähere hierüber beftimmt 
der Vorſtand des Anwaltvereins, welcher auch für entſprechende 
öffentliche Bekanntgabe Sorge trägt. Für die Gerichtsferien kann 
der Vorſtand einſchränkende Beſtimmungen treffen. Auf Feiertage 
entfallende Auskunftſtunden kommen in Wegfall. 

a § 3. Die beim Landgericht Karlsruhe zugelaſſenen und in 
Karlsruhe wohnenden Rechtsanwälte ſtellen ihre Dienſte der Rechts⸗ 
auskunftſtelle zur Verfügung. Der Vorſtand iſt berechtigt, aus be⸗ 
ſonderen Gründen Dispens zu erteilen. 

. Der Vorſtand des Anwaltvereins ſtellt einen Arbeitsausteiler 
auf, welcher angibt 

J. Wochentage und Stunden, in denen die Rechtsauskunftſtelle 

offen iſt; 

2. die Namen der Rechtsanwälte, welche an dem betreffenden 

Wochentage den Dienſt wahrnehmen; der Turnus beſtimmt 
ſich in der Regel nach der alphabetiſchen Folge der Namen. 


) Die Mannheimer Rechtsauskunſtſtelle iſt eingegangen; ſiehe 


darüber unten. 


Der Arbeitsausteiler iſt im Anwaltszimmer auszuhängen und jedem 
Rechtsanwalt zuzuſtellen. 

Dasſelbe gilt von Anderungen des Austeilers. 

Für die Gerichtsferien iſt jeweils ſpäteſtens im Monat Juni 
vom Vorſtand ein beſonderer Arbeitsausteiler unter Berückſichtigung 
der Ans und Abweſenheit der Kollegen aufzuſtellen und bekanntzugeben. 

§ 4. Im Anwaltszimmer wird ein Buch aufgelegt, in welchem 
die dienſttuenden Rechtsanwälte jeweils Namen, Beruf und Wohnort 
der Perſonen, die ſie beraten haben, und der Gegenpartei, ſowie den 
Gegenſtand der Beratung, unter Angabe des Datums nebſt ihrer 
Unterſchrift eintragen. 

$ 5. Iſt ein Rechtsanwalt an der Wahrnehmung des Dienſtes 
in der Auskunftſtelle behindert, ſo wird er rechtzeitig einen hierzu 
bereiten Kollegen um ſeine Stellvertretung angehen. 

Die Tätigkeit der Auskunftſtelle erſtreckt ſich grund 
ſätzlich auf alle Angelegenheiten, inbeſondere auch auf 
die der ſozialen Verſicherung, doch wenden ſich tatſächlich in 
dieſen Sachen die Rechtſuchenden meiſt an die vom Staat oder 
der Stadt errichteten Stellen. 

Über die Tätigkeit der Auskunftſtelle wird mitgeteilt, daß 
ſie im Anfang ſehr viel in Anſpruch genommen worden ſei. 
Der Beſuch läßt aber immer mehr nach, ſo daß die Abſicht 
beſteht, die Sprechzeit von zwei Stunden auf eine Stunde 
herabzuſetzen. Der Grund für dieſes Nachlaſſen wird darin 
geſehen, daß — außer einer ſtaatlichen Aukunftſtelle, wie ſie 
in Baden bei allen Bezirksämtern beſtehen — noch eine 
ſtädtiſche und eine für Frauen exiſtieren, die auch Schrift⸗ 
ſätze anfertigen! 

2. Die von den Anwälten in Mannheim errichtete 
Rechtsauskunftſtelle iſt wieder eingegangen, und zwar, weil 
zwei andere Stellen errichtet wurden, eine ſtädtiſche von einem 
ſtädtiſchen Beamten geleitete, und eine von einem Frauenverein, 
von denen beiden unentgeltlich Rat erteilt wird. Die Auskunft⸗ 
ſtunden der Rechtsanwälte, in denen ſtets zwei Anwälte an⸗ 
weſend waren, wurden durchſchnittlich von zwei bis drei 
Perſonen beſucht. 


V. Eine engere Verbindung der Anwälte mit der Rechts⸗ 
auskunftſtelle beſteht noch in Chemnitz, Altona und Hamburg. 
Auch hier beſchränkt ſich die Beteiligung der Anwaltſchaft nicht 
auf die Mitarbeit durch Erteilung von Rechtsauskunſt, ſondern 
die Anwälte wirken auch bei der Verwaltung der Rechts⸗ 
auskunftſtellen mit. In dieſen drei Rechtsauskunftſtellen mögen 
insgeſamt etwa 100 Rechtsanwälte mitarbeiten. 

1. In Chemnitz handelt es ſich um eine ſtädtiſche 
Rechtsauskunftſtelle, deren Koſten von der Stadtgemeinde 
Chemnitz beſtritten werden. Sie iſt im Jahre 1908 errichtet 
und wird von einem aus Stadträten, Stadtverordneten und 
Vertretern der Arbeitgeber und Arbeitnehmer zuſammen⸗ 
geſetzten Ausſchuſſe, dem auch der Vorſitzende des 
Chemnitzer Anwaltvereins angehört, verwaltet. Haußt⸗ 
amtlicher Leiter der Stelle iſt ein Gemeindebeamter. 

Die Rechtsauskunftſtelle beſchränkt ihre Tätigkeit nicht 
auf Unbemittelte.e) Nach 8 1 ihrer Satzungen hat fie den 
Zweck, „den in Chemnitz wohnhaften oder beſchäftigten Perſonen, 


6) Es waren aber von den in den Jahren 1908 bis 1911 be⸗ 


ratenen 17 921 Perſonen 15 906 Arbeiter und Gehilfen, darunter 


4623 weibliche. 
60* 


476 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M9. 1913. 


insbeſondere () Minderbemittelten — ohne Unterſchied 
des Geſchlechts, des Alters, des Berufs, des Religions- 
bekenntniſſes und der Parteiſtellung — in den in 8 2 
bezeichneten Angelegenheiten Auskunft zu erteilen“. Dieſe 
Angelegenheiten ſind: 

a) Sachen der ſozialpolitiſchen und gewerblichen Geſetz⸗ 
gebung (Kranken-, Unfall-, Alters⸗ und Invaliden⸗ 
verſicherung, Handwerker⸗ und Arbeiterſchutzgeſetz⸗ 
gebung), „hierbei allenthalben ohne Eingriff in die 
Zuſtändigkeit des Gewerbegerichts“; 

p) die auf die öffentliche Rechtsſtellung des Natſuchenden 
bezüglichen Fragen (Polizei-, Schul-, Militär-, Steuer-, 
Penſions⸗, Armen, Unterſtützungs⸗, Hinterbliebenen⸗ 
und Waiſenfürſorge-, ſowie Fürſorgeerziehungsſachen, 
Benutzung von Wohlfahrtseinrichtungen und Staats: 
angehörigkeitsſachen); 

o) Geſindeweſen; 

d) Mietangelegenheiten. 

Die Tätigkeit der Stelle beſteht alſo, wie namentlich die 
Aufzählung unter b erkennen läßt, offenbar nicht nur in 
Rechtsauskunft, ſondern umfaßt auch tatſächliche Auskünfte 
aus dem Geſchäftsbereich der verſchiedenen Stellen der 
ſtädtiſchen Verwaltung; nach den Geſchäftsberichten der 
letzten Jahre bilden aber derartige Auskünfte anſcheinend 
nur einen ſehr geringen Prozentſatz der Geſamtzahl der 
erteilten Auskünfte. 

Die Auskunfterteilung geſchieht mündlich und un⸗ 
entgeltlich, kann aber in geeigneten Fällen auch ſchriftlich 
erfolgen. Nur „in beſonderen Ausnahmefällen“ können Ein— 
gaben, Berufungs⸗ und Beſchwerdeſchriften und ähnliche 
Schriftſtücke gefertigt werden. „Geſuche um Armenunterſtützung, 
Schriftſätze in Klageſachen, die vor die ordentlichen Gerichte 
gehören, Strafanzeigen und Privatklagen werden nicht 
angefertigt“ (§S 3 Abſ. 3 der Satzungen). 

Die Mitarbeit der Rechtsanwälte beſchränkt ſich auf die 
Beratung unbemittelter Perſonen in Rechtsangelegenheiten, 
umfaßt aber Rechtsangelegenheiten aller Art. In § 2 Abſ. 3, 4 
der Satzungen iſt hierüber geſagt: „Unbemittelten Perſonen 
wird auf Grund eines Abkommens mit dem Chemnitzer Anwalt⸗ 
vereine, der ſich zu unentgeltlicher Mitwirkung bereiterklärt hat, 
in beſonderen Sprechſtunden durch Anwälte gebührenfreie Auskunft 
auch über Nechtsangelegenheiten anderer als der im erſten Ab⸗ 
ſatze bezeichneten Art erteilt. Als unbemittelt im Sinne dieſer 
Beſtimmung gilt, wer kein höheres Lohn-, Geſchäfts⸗ oder 
Gehaltseinkommen als 1400 % zur Staatseinkommenſteuer 
verſteuert. Auf Verlangen iſt dies durch Vorlegung des 
Steuerzettels nachzuweiſen.“ 

Die Anwälte erteilen die Auskünſte in beſonderen, einmal 
wöchentlich in der Zeit von 6 bis 8 Uhr abends ſtattfindenden 
Sprechſtunden der Stelle. Zur Wahrnehmung der Sprechſtunden 
wird „der weitaus größte Teil“ der etwa 80 Chemnitzer 
Anwälte in alphabetiſcher Reihenfolge herangezogen. 

Die Mitwirkung der Anwälte iſt, wie ſchon erwähnt, 
eine unentgeltliche. 


Die Angelegenheiten der ſozialen Verſicherung werden 


in der Hauptſache von dem Leiter der Auskunftſtelle bearbeitet, 


nur in beſonderen Fällen von Anwälten.?) Im übrigen ſagt 
der erſte Geſchäftsbericht des Jahres 1908 über die von 
den Anwälten erledigten Sachen folgendes: „Alle Fragen des 
bürgerlichen Rechts, das ja die breite Grundlage des geſamten 
Rechtslebens darſtellt, werden erledigt. Der Streit zwiſchen 
Mieter und Vermieter ſpielt hier eine große Rolle. Irgend 
nur erdenkliche Fragen werden geſtellt und harren der Antwort. 
Auch die Angelegenheiten des Familien- und Erbrechts laſſen 
erkennen, daß auf dieſen Gebieten die Rechtsunſicherheit des 
kleinen Mannes eine große iſt. Kauf- und Werkvertrag, 
Darlehns⸗, Vormundſchafts⸗ und Alimentationsſachen, Zivil⸗ 
und Strafprozeßordnung, Handelsrecht, überhaupt alle ſonſtigen 
Zivil⸗ und öffentlich- rechtlichen Angelegenheiten machen den 
Beſuch der Sprechſtunden der Rechtsanwälte zu einem regen.“ 
Auf den Umfang der Mitwirkung der Anwaltſchaft laſſen 
folgende Zahlen der Geſchäftsberichte der letzten Jahre ſchließen. 

Es wurden Rat und Auskunft erteilt: 
durch den durch Rechts⸗ 


Leiter: anwälte: n 
19081 %% „ 1795 407 2202 
190 9 % 3 791 816 4 607 
DN 4 670 594 5 264 
UD 5282 566 5 848 

15 538 2383 17 921 


Über dieſe Mitwirkung der Anwaltſchaft ſpricht ſich die 
Leitung der Rechtsauskunftſtelle folgendermaßen aus: 

„Die unentgeltliche Mitarbeit der Rechtsanwalt— 
ſchaft hat die ſtädtiſche Rechtsauskunftſtelle Chemnitz 
zu einer Muſterwerkſtatt ſozialen Wirkens empor— 
gebracht. Die Jahresberichte größerer Städte unſeres 
engeren und weiteren Vaterlandes bezeichnen dieſe 
uneigennützige Tätigkeit unſerer Rechtsanwaltſchaft 
in jeder Beziehung als vorbildlich.“) 

Und in dem Geſchäftsbericht über das erſte Geſchäftsjahr 
1908 wird geſagt, daß von Herzen kommende Dankesbezeugungen 
ſeitens des beratenen Publikums Zeugnis dafür ablegen, daß 
gerade die Mitwirkung der Rechtsanwälte als eine beſondere 
Wohltat empfunden und geſchätzt wird. 

2. Die Hamburger Rechtsauskunftſtelle, die zurzeit in 
drei verſchiedenen Stadtteilen Auskunftſtellen unterhält, iſt im 
Jahre 1901 von dem Volksheim E. V. errichtet und wird 
von dem Volksheim unterhalten. Sie beſchränkt ſich auf die 
Unterſtützung Minderbemittelter und gewährt: „Auskunft 
und Vergleichshilfe auf allen Rechtsgebieten und in beſonderen 
Fällen Prozeßhilfe bei Streitigkeiten aus der Reichsverſicherung 
und den verwandten ſozialen Geſetzen“; ferner: Rat in Berufs⸗ 
und Erziehungsfragen ſowie bei Unterſtützungsgeſuchen. Das 
Wirken der Auskunftſtelle iſt begrenzt „durch die Fürſorge 
anderer gemeinnütziger Einrichtungen, durch die Aufgaben der 


7) Handelt es ſich um eine Rechtsfrage anderer als der oben 
aufgeführten, in 8 2 Abſ. 1 der Satzungen beſtimmten Art, fo ſoll 
ſich der Leiter der Auskunftſtelle in der Regel der Erteilung von 
Rechtsrat enthalten und den Auskunftſuchenden in die Sprechſtunden 
der Anwälte verweiſen. 

) Auch von ſeiten des Leipziger Anwaltvereins wird die 
Chemnitzer Einrichtung als vorbildlich bezeichnet. 


42. Jahrgang. 


Behörden und Gerichte ſowie durch die berechtigten Inter— 
eſſen des Anwaltſtandes und die Pflichten des Armen⸗ 
anwalts. Deshalb werden Angelegenheiten, für die von Amts 
wegen ein Anwalt oder ſonſtige Hilfe beſtellt ward oder beſtellt 
werden kann, unter normalen Umſtänden nicht, reſp. nur 
vorbereitend und vermittelnd beraten. Aus den gleichen Gründen 
iſt auch die Vertretung vor den ordentlichen Gerichten aus⸗ 
geſchloſſen. Bemittelte Ratſuchende ſowie bemittelte 
Gegenparteien ſind unter ausdrücklichem Hinweis auf 
dieſe Begrenzung der Tätigkeit an Anwälte zu ver— 
weiſen “. 

Die Verwaltung der Stelle liegt in den Händen eines 
aus Anwälten und Richtern beſtehenden Ausſchuſſes.“) 
Dieſer Ausſchuß entſcheidet über grundſätzlich und techniſch 
wichtige Fragen. Er beſtimmt für jede der drei Stellen aus 
dem Kreiſe der dort tätigen Berater einen Leiter, „der für den 
Zuſammenhang der Tätigkeit ſeines Bezirks, insbeſondere für 
die Einführung neuer Mitarbeiter ſorgt, die Terminverteilung 
regelt und die Bureauführung des Bezirksbeamten kontrolliert“. 

Als Berater ſind zurzeit 56 Perſonen tätig, davon die 
Hälfte Rechtsanwälte, die übrigen Richter, Aſſeſſoren und 
ältere Referendare. Die Berater wirken unentgeltlich. 

Die Beratung erfolgt in den Sprechſtunden der 
Rechtsauskunftſtelle. Die einzelnen Berater find ver: 
pflichtet, mindeſtens einmal im Monat mitzuwirken. In 
jeder der dreimal wöchentlich abends von 7 bis 9 Uhr ftatt: 
findenden Sprechſtunden ſind mindeſtens zwei Berater 
tätig. Die Termine werden vierteljahrsweiſe durch Arbeits⸗ 
pläne verteilt. 

Die Mitwirkung der Anwälte und ſonſtigen Berater er— 
ſtreckt ſich auf alle Rechtsangelegenheiten, insbeſondere auch auf 
die Angelegenheiten der ſozialen Verſicherung. 

Zur Illuſtration des Umfanges dieſer Beratertätigkeit fei 
mitgeteilt, daß im Geſchäftsjahr 1910/11 64 Berater vorhanden 
waren und daß in 404 Sprechſtunden 8298 Konferenzen ab⸗ 
gehalten wurden. 

3. Die öffentliche Rechtsauskunftſtelle in Altona 
ſchließt ſich in ihrer Organiſation im weſentlichen der Ham— 
burger an. Sie iſt im Jahre 1906 auf Anregung des 
Altonaer Magiſtrats von etſva zwanzig Juriſten — Rechts⸗ 
anwälten, Richtern und Referendaren — errichtet worden. Die 
Stadt ſtellt einen Beamten und trägt die ſonſtigen Koſten der 
Auskunftſtelle. 

Die Tätigkeit der Stelle beſteht in der unentgeltlichen, 
mündlichen Erteilung von Auskunft in Rechtsangelegenheiten 
an Minderbemittelte. „Eine mißbräuchliche Benutzung der 
Einrichtung durch Perſonen, deren pekuniäre Lage die 
Honorierung eines Anwalts geſtattet, ſoll im Intereſſe des 
Anwaltſtandes möglichſt vermieden werden. Über den 
Rahmen der Ratserteilung und Unterweiſung der Frageſteller 
hinſichtlich der zur Erreichung ihrer Zwecke einzuſchlagenden 
Wege geht die Auskunftſtelle aber nicht hinaus. Das weiter⸗ 


) Der Hamburger Amwaltverein als folder iſt an der Ver⸗ 
waltung nicht beteiligt, das Volksheim hat ſich aber bereit erklärt, 
del Verein in einer noch näher zu bezeichnenden Weiſe an der Ver⸗ 
waltung teilnehmen zu laſſen. 1 
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gehende Ziel mancher Rechtsauskunftſtellen, die an ſie heran⸗ 
tretenden Rechtsangelegenheiten ganz zu betreiben, für die 
Betreffenden alſo Schriftſätze anzufertigen, Klagen anzuſtellen 
und dergleichen mehr, läßt ſich ohne feſt angeſtellte juriſtiſche 
Kräfte nicht erreichen.“ Nur auf dem Gebiet der Arbeiter⸗ 
verſicherung, das von dem Beamten des Magiſtrats bearbeitet 
wird, wird hiervon eine Ausnahme gemacht. 10) 

Die allgemeinen Geſchäfte der Auskunftſtelle werden ſeit 
ihrem Beſtehen von einem Anwalt beſorgt. 

Die Tätigkeit der Anwälte erſtreckt ſich auf das ganze 
Rechtsgebiet, mit Ausnahme der Angelegenheiten der 
ſozialen Verſicherung und von Gemeinde- und Staats— 
angelegenheiten.“ !) 

Die Mitarbeit der beteiligten Rechtsanwälte, Richter 
und Referendare, die unentgeltlich erfolgt, beſteht in der 
Ratserteilung in den Sprechſtunden der Auskunftſtelle, 
zweimal wöchentlich abends von 8 bis 9½ Uhr. Die Arbeit 
verteilt ſich nach einem beſtimmten Turnus. Jeder Anwalt ufiv. 
iſt in jeder achten Woche an zwei aufeinanderfolgenden Spred): 
tagen tätig, ſo daß jeder Frageſteller einen der beiden Be⸗ 
ratenden „an zwei aufeinanderfolgenden Tagen trifft, ſich mit 
dieſem ſomit über ſein Anliegen, eventuell unter Vorlegung 
von weiter in Betracht kommenden Schriftſtücken, in kurzer 
Friſt zweimal beraten kann“. 

Zurzeit wirken außer mehreren anderen Juriſten acht 
Rechtsanwälte in der Rechtsauskunftſtelle mit. 

Über die Erfahrungen berichtet der die Rechtsauskunft⸗ 
ſtelle leitende Anwalt: „Nach meiner perſönlichen Anſicht hat 
die Erfahrung gezeigt, daß Rechtsanwälte an einer öffentlichen 
Rechtsauskunftſtelle in der hier geſchehenen Weiſe, alſo durchaus 
ehrenamtlich und unentgeltlich, ſehr wohl mitwirken können. 
Von irgendwelchen Konflikten mit ihrer Praxis, ſowie von 
einer Schädigung derſelben als Folge ihrer Mitwirkung kann 
meines Erachtens nicht die Rede ſein. Andererſeits halte ich 
auch, wenn etwa die Frage auch darauf gerichtet ſein ſollte, 
die Einrichtung von unentgeltlichen Rechtsauskunftſtellen für 
Unbemittelte für eine durchaus zweckmäßige ſoziale Einrichtung.“ !“) 

VI. I. Erheblich größer als die Zahl der von Anwälten 
errichteten oder von ihnen mitverwalteten Rechtsauskunftſtellen 


10) Im Geſchäftsjahr 1910/11 bat die Stelle 1649 Auskünfte 
erteilt, 60 Schriftſätze angeſertigt und fünfmal die Vertretung vor 
dem Reichsverſicherungsamt übernommen. 

11) Von den 1649 Auskünften des Geſchäftsjahres 1910/11 
betrafen 228 die Arbeiterverſicherung und 46 Gemeinde- und Staats- 
angelegenheiten. 

12) Die Mitteilung ſagt weiter, daß die Rechtsauskunftſtelle 
„vorausſichtlich in der allernächſten Zeit eine andere Geſtaltung 
annehmen wird. Die Mitwirkung der Richter iſt denſelben unterſagt 
und den Referendaren iſt ihre Betätigung in der Rechtsauskunftſtelle 
durch verſchiedene Miniſterialverfügungen derartig erſchwert, daß dieſe 
ſich auch an der Arbeit nicht mehr beteiligen. Von den jetzt in der 
Rechtsauskunftſtelle tätigen acht Anwälten haben drei ihre weitere 
Mitwirkung in derſelben abgelehnt und wollen die übrigen fünf Herren 
allein ebenfalls die Tätigkeit nicht fortſetzen, da ſolche für den 
einzelnen zu umfangreich werden würde. Dem hieſigen Magiſtrat 
wird hiervon Kenntnis gegeben werden und dürfte vorausſichtlich die 
Stadt alsdann einen Juriſten als Leiter der Rechtsauskunftſtelle 
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iſt die Zahl derjenigen, bei denen die Beteiligung der Anwälte 
ſich auf die unentgeltliche Mitarbeit in der Rechts— 
auskunft ſelbſt beſchränkt, ohne daß die Anwälte an der 
Verwaltung irgendwie beteiligt wären. Solche Fälle hat die 
Umfrage im ganzen ſechzehn ergeben; es mögen insgeſamt etwa 
60 bis 70 Anwälte an dieſer durchweg unentgeltlichen 
Arbeit beteiligt ſein. 

Eine ſolche Mitarbeit findet an folgenden Orten ſtatt: 
Barmen, Beuthen (O.⸗S.), Bonn, Brieg, Celle, 
Coblenz, Elberfeld, Frankenthal (Pfalz), Hagen i. W., 
Heidelberg, Kattowitz, Konſtanz, Myslowitz, Münſter 
i. W., Naumburg a. S., Zweibrücken. 

An der Mehrzahl dieſer Orte beſteht die Mitwirkung der 
Anwälte in der Hauptſache darin, daß ſie — ſei es einzeln 
oder eine größere Anzahl — den die Auskunftſtelle 
leitenden und verwaltenden Perſönlichkeiten mit 
ihrem Rate zur Seite ſtehen. Nur an einigen Orten er⸗ 
folgt eine direkte Auskunfterteilung ſeitens der Anwälte an 
die Ratjuchenden. 1?) 

Bis auf die Rechtsauskunftſtellen in Kattowitz, Myslo— 
witz!) und Naumburg a. S. 15) handelt es ſich hier durch⸗ 
weg um Auskunftſtellen für unbemittelte Frauen und 
Mädchen, die von Frauenvereinen („Frauenwohl“, Verein 
für Frauenintereſſen, Frauenſtimmrechtsverein, evangeliſche und 
katholiſche Frauenvereine uſw.) errichtet ſind und unterhalten 
werden, und die wohl zum großen Teil dem Rechtsſchutz⸗ 
verband für Frauen) angehören. 

Dieſe Auskunftſtellen werden durch Komitees von Frauen 
(Vorſtand des betreffenden Vereins uſw.) verwaltet, auch die 
Arbeit der Auskunfterteilung ſelbſt wird von einer oder 
mehreren Frauen geleiſtet, und dieſe Verwalterinnen und Leite⸗ 
rinnen der Stelle werden von den Rechtsanwälten unterſtützt. 17) 

Dieſe Mitwirkung der Rechtsanwälte beruht anſcheinend in 
der Mehrzahl der Fälle nur auf den perſönlichen, insbeſondere 
auch verwandtſchaftlichen Beziehungen zu den betreffenden Damen. 
In Heidelberg hat der Anwaltverein der Rechtsſchutzſtelle 
mitgeteilt, daß fämtliche Heidelberger Anwälte ihr für Un⸗ 
bemittelte unentgeltlich Rechtsauskunft zu erteilen bereit ſind. 

Das Tätigkeitsgebiet der Anwälte wird natürlich durch 
das der Rechtsauskunftſtellen beſtimmt und erſtreckt ſich deshalb 
regelmäßig auf Rechtsfragen aller Art und auf Verwaltungs⸗ 
ſachen, einſchließlich der Fragen der ſozialen Verſicherung. 
Hervorgehoben wird mehrfach, daß nicht nur eine Ratserteilung 
für die einzelnen der Auskunftſtelle unterbreiteten Rechtsfragen 
erfolgt, ſondern auch eine „allgemeine Belehrung“ der be⸗ 
treffenden Damen über Rechts⸗ und Verwaltungsfragen. Von 


10) So in Naumburg a. S. und anſcheinend in Kattowitz. 

14) Rechtsſchutzſtelle des Deutſchen Oſtmarkenvereins. Dieſe 
wird von einem ſtädtiſchen Beamten geleitet, dem ein Anwalt auf 
Anfragen unentgeltlich Auskunft erteilt. 

15) Rechtshilfeſtelle des Ausſchuſſes für Jugendpflege. 

16) Sitz dieſes Verbandes iſt Halle a. S., Vorſitzende Frau 
Juſtizrat Bennewiz daſelbſt. 

17) In Heidelberg erteilen die mitwirkenden Anwälte außer⸗ 
dem eventuell auch den Rechtſuchenden ſelbſt in ihren Sprechſtunden 
Auskünfte, 


Barmen wird berichtet, daß ſich die Mitwirkung der Anwälte 
auf ſchwierige Fälle beſchränke. 

Die Mitarbeit der Anwälte erfolgt meiſt in der Weiſe, 
daß die betreffenden Damen die Anwälte in ihren Sprech⸗ 
ſtunden aufſuchen, um den Rat einzuholen. In Münſter i. W. 
beſpricht der Anwalt in einer Stunde jeder Woche mit den 
acht abwechſelnd die Sprechſtunde der Rechtsauskunftſtelle ab⸗ 
haltenden Damen die zum Vortrag gebrachten Fälle. 

Die Mitteilungen über die Erfahrungen, die mit dieſer 
Mitarbeit der Rechtsanwälte gemacht worden ſind, lauten im 
allgemeinen günſtig. Auf der einen Seite wird z. B. von 
Münſter i. W. geſagt: Die Rechtsſchutzſtelle möchte nicht ohne 
die Mitarbeit des Anwalts ſein. Aus Thorn wird anderſeits 
berichtet, daß die Verwalterinnen der Stelle neben großer Auf: 
opferung ein recht gutes Verſtändnis für die Rechtsfragen be⸗ 
wieſen, und daß die mit der Mitarbeit des Anwalts gemachten 
Erfahrungen ſehr gute ſeien. 

Nur geringe Bedeutung hat die Mitarbeit der Anwälte 
in Beuthen (O.⸗S.), Myslowitz, Celle und Hagen i. W. 
In Beuthen und Myslowitz, wo übrigens noch mehrere 
andere Rechtsauskunftſtellen beſtehen, iſt die Tätigkeit der 
Auskunftſtellen im Vergleich zu der Tätigkeit des dort 
beſonders ſtark entwickelten Winkelkonſulententums nur 
als ſehr unbedeutend zu bezeichnen. In Celle werden die an 
der Auskunftſtelle mitarbeitenden Anwälte nur ſehr wenig in 
Anſpruch genommen, da es ſich meiſt um Fragen handelt, die 
die Zuziehung eines Anwalts nicht nötig erſcheinen laſſen. 

Zu erwähnen iſt ſchließlich, daß hinſichtlich der Rechts⸗ 
auskunftſtelle in Thorn ausdrücklich hervorgehoben wird, 
daß ſie alle nicht in ihren Kreis fallenden Perſonen, die Be⸗ 
mittelten, fernzuhalten wiſſe. Über die Auskunftſtelle in 
Barmen wird geſagt: Es handelt ſich um eine außergewöhnlich 
nützliche Beſtrebung, die nur den Unbemitteltſten und zum Teil 
ganz Hilfloſen aus dem Kreiſe der Armen zugute kommt. 

2. Bei einer Anzahl von Auskunftſtellen ſind auch 
Anwälte gegen Entgelt tätig, ſo in Flensburg und 
Frankfurt a. O. (Rechtsauskunftſtelle der Handwerkskammer), 
und bei den Auskunftſtellen des chriſtlichen Bauernvereins in 
Regensburg, Schweinfurt und anderen Orten Bayerns. 18) 

In Flensburg erſtreckt ſich die Mitwirkung des bei der 
Auskunftſtelle tätigen Anwalts auf die Ratserteilung an Recht⸗ 
ſuchende in Sprechſtunden, die Anfertigung von Armenrechts⸗ 
geſuchen, ſowie von Schriftſätzen in Sozial⸗Verſicherungsſachen. 

Die Auskunftſtellen des chriſtlichen Bauernvereins in Bayern 
haben, wie mitgeteilt wird, keinen unpolitiſchen, „unparteiiſchen“ 
Charakter, und ſie ſtoßen deshalb bei denen auf Widerſpruch, 
die mit Stranzie) der Anſicht find, „daß die Rechtsberatung 
für Unbemittelte nicht in die Feſſel einer Partei oder 
einer Konfeſſion geſchlagen werden dürfe.“ 

VII. An einigen Orten wirken Anwälte nicht in den 
Rechtsauskunftſtellen ſelbſt mit, ſondern lediglich dadurch, 
daß ſie den ihnen von der Auskunftſtelle — oder von einer 
ſonſtigen Anſtalt, die eine eigentliche Rechtsauskunftſtelle nicht 
beſitzt — überwieſenen unbemittelten Perſonen in ihrer 


1) Wahrſcheinlich z. B. auch Augsburg. 
10) A. a. O. S. 558. 
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Sprechſtunde unentgeltlich Rat erteilen. Dies iſt der Fall in 
Frankfurt a. M., Nordhauſen, Braunſchweig und 
Breslau. Es mögen hier 40 bis 60 Anwälte in Frage 
kommen. 

In Frankfurt a. M. hat der Anwaltverein die offizielle 
Teilnahme ſeiner Mitglieder am Betriebe der dortigen Rechts⸗ 
auskunftſtellen ſeinerzeit abgelehnt. Er hat aber ſeinen Mit⸗ 
gliedern innerhalb beſtimmter Grenzen geſtattet und anheim⸗ 
geſtellt, zu gewiſſen Wochenſtunden auf dem eigenen Bureau den 
von der Rechtsauskunftſtelle an ſie verwieſenen 
bedürftigen Rechtsratſuchenden unentgeltlichen Rat 
zu erteilen. Eine Liſte der hierzu bereiten Anwälte wird in 
den Auskunftſtellen, bei den Gerichten, dem Polizeipräſidium uſw. 
ausgehängt. 

In Nordhauſen beſteht ſeit dem Jahre 1908 eine 
Vereinbarung der Anwälte mit dem Magiſtrat dahin: Wenn 
der ſtädtiſche Beamte der ſtädtiſchen Rechtsauskunftſtelle die 
Auskunft nicht zu erteilen vermag, gibt er dem unbemittelten 
Ratſucher einen ſchriftlichen Ausweis, auf Grund deſſen dieſer 
von einem Anwalt ſeiner Wahl unentgeltlich Auskunft 
einholen darf. 

Die „Schleſiſche Ortsgruppe des deutſchen Bundes für 
Mutterſchutz“ in Breslau unterhält eine Rechtsauskunftſtelle 
nicht. Sie gewährt aber ehelichen und unehelichen Müttern 
und Schwangeren neben Unterſtützung aller Art auch Rat. 
Für Ratserteilungen juriſtiſcher Natur, die die Leiterinnen der 
Ortsgruppe nicht erledigen können, haben ſich 15 Breslauer 
Anwälte zur Verfügung geſtellt. Dieſe beraten die ihnen 
zugeſandten Frauen oder Mädchen unentgeltlich, erteilen 
ihnen die für die Einleitung der erforderlichen Schritte nötigen 
Anweiſungen und übernehmen eventuell auch ſelbſt die Führung 
der Sachen im Armenrecht. 

Ebenſo läßt ein „Frauenhilfsverein“ in Braunſchweig, 
ohne eine Rechtsauskunftſtelle zu unterhalten, unbemittelten 
Perſonen weiblichen Geſchlechts unentgeltlichen Rechtsrat er⸗ 
teilen, und zwar durch einen Anwalt, der eine Vergütung 
dafür nicht bezieht. 

VIII. Das Ergebnis der Umfrage iſt zunächſt, daß die 
Mitarbeit der Anwaltſchaft an der organifierten gemeinnützigen 
Rechtsauskunft ſich noch in engen Grenzen bewegt, daß die 
Anwaltſchaft aus der abwartenden Stellung, von der in Roſtock 
geſprochen wurde, noch nicht herausgetreten iſt. Andererſeits 
ſind aber die Erfahrungen, die die mitarbeitenden Anwälte ge⸗ 
macht haben, im allgemeinen günſtig, und zwar günſtig nicht 
nur in dem Sinne, daß natürlich die Rechtsauskunft aus dieſer 
Mitarbeit beſonders qualifizierter Perſönlichkeiten weſentlichen 
Vorteil zieht, ſondern auch inſofern, als dieſe Mitarbeit eine 
Gewähr dafür bietet, daß die Rechtsauskunftſtellen ſich wirklich 
auf die Unterſtützung Minderbemittelter beſchränken und 
nicht durch weitere Ausdehnung ihres Klientenkreiſes die be⸗ 
rechtigten Intereſſen der Anwaltſchaft verletzen. Dies iſt ſehr 
wichtig, denn, wie Stranzeo) ſeinerzeit ſehr richtig ſagte: Die 
Rechtsauskunftſtellen bleiben als eine notwendige 
ſoziale Einrichtung, auch wenn die Anwälte ſich daran 
nicht beteiligen. Daß auch heute noch — trotz der prin⸗ 
—— 

5) A. a. O. S. 559, 
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zipiellen Stellung, die der Verband der deutſchen gemeinnützigen 
und unparteiiſchen Rechtsauskunftſtellen hierzu einnimmt!) — 
manche Auskunftſtellen es mit der Prüfung jener Voraus- 
ſetzung der Minderbemitteltheit keineswegs genau 
nehmen, geht aus verſchiedenen Mitteilungen hervor. Dieſer 
Mißſtand würde durch eine Ausbreitung der Mitarbeit der 
Anwälte mehr und mehr abgeſtellt werden können, denn ſeine 
Beſeitigung muß natürlich im Einzelfalle die erſte Vorausſetzung 
für die Mitwirkung der Anwaltſchaft bilden. 

Als weitere Vorausſetzung iſt bezeichnet worden, daß die 
Auskünfte unentgeltlich erfolgen. Dieſe Vorausſetzung iſt, 
wie aus dem Geſchäftsbericht des erwähnten Verbandes zu ent⸗ 
nehmen iſt, faſt überall bereits erfüllt. Nur einzelne Auskunft⸗ 
ſtellen erheben Gebühren; die Mehrzahl begnügt ſich mit der 
Einziehung von Schreib: und Portoauslagen von ſolchen Aus: 
kunftſuchenden, die dieſe ohne Schwierigkeiten aufbringen können. 

Was die Organiſation der Mitarbeit der Anwaltſchaft in 
der gemeinnützigen Rechtsauskunft anlangt, ſo wird ſie natürlich 
je nach der Lage der örtlichen Verhältniſſe zu geſtalten ſein. 
Als Vorbild iſt, wie erwähnt, mehrfach die Chemnitzer Ein: 
richtung bezeichnet worden, die ſich tatſächlich wohl für zahlreiche 
Orte, größere und kleinere, bewähren könnte. Die reinen 
Anwalts auskunftſtellen werden, wie die Erfahrungen in 
Mannheim und Karlsruhe beweiſen, wohl nur in ſeltenen 
Fällen in Frage kommen. In größeren Verhältniſſen kann 
offenbar ein beſoldeter Beamter der Stelle, der ihr ſeine 
Arbeitskraft ganz oder im weſentlichen widmet, nicht entbehrt 
werden. Aus Hamburg wird allerdings mitgeteilt, daß 
das dortige Volksheim, das die obenerwähnte Auskunftſtelle 
unterhält, vor einiger Zeit eine Staatsunterſtützung erbeten hat, 
um eine Verbindung von freiwilliger und beſoldeter Rechts⸗ 
auskunft einrichten zu können, daß der Vorſtand der hanſeatiſchen 
Anwaltskammer ſich dagegen ausgeſprochen hat und die Staats⸗ 
unterſtützung unterblieben iſt. 

Für kleinere Orte kommt hauptſächlich die unterſtützende 
Mitwirkung in Frage, wie ſie in der großen Mehrzahl der im 
vorſtehenden behandelten Fälle ſeitens der Anwälte gewährt wird. 

Bemerkt ſei ſchließlich, daß die bereits in Roſtock erwähnte 
Tatſache, daß nicht überall ſeitens der Rechtsauskunftſtellen auf 
die Mitarbeit der Anwaltſchaft Wert gelegt wird, auch neuer⸗ 
dings wieder beſtätigt wird. Anſcheinend handelt es ſich aber 
hier um Einzelfälle. Im allgemeinen kann man wohl feſt⸗ 
ſtellen, daß die Mehrzahl der gemeinnützigen Auskunftſtellen 
eine Unterſtützung durch Anwälte in der einen oder anderen 
Weiſe mit großem Danke begrüßen würde. 


Süd weſtafrikaniſches. 
Von Staatsanwalt, Privatdozent Dr. Fr. Doerr, München. 


Unter dieſer Spitzmarke hat Rechtsanwalt Dr. Cramer⸗ 
Bielefeld in JW. vom 1. März 1913 S. 253 — 255 einige 
Bemerkungen über die Gerichtsverfaſſung und das Gerichts⸗ 


21) Vgl. den Bericht über die Hauptverſammlung dieſes Ver⸗ 
bandes in JW. 1911, 918f. 
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verfahren der deutſchen Kolonien veröffentlicht, die behufs 
Vermeidung von Irrtümern einer Berichtigung bedürfen. 

Unrichtig iſt zunächſt die Behauptung (S. 253), das Ober⸗ 
gericht entſcheide ganz allgemein in der Beſetzung mit dem 
Oberrichter und 4 Beiſitzern. Vielmehr entſcheidet der Ober⸗ 
richter über Beſchwerden in Zivilſachen allein, wenn die an⸗ 
gefochtene Entſcheidung gleichfalls ohne Mitwirkung von Bei⸗ 
ſitzern ergangen iſt (§8 8 Abſ. 4 VO. vom 9. November 1900). 

Auch in den Schutzgebieten Afrikas und der Südſee bedarf 
die Ernennung der Bezirksgerichtsbeiſitzer der Zuſtimmung der 
Dienſtaufſichtsbehörde (§8 1 Nr. 7 Reichsk.⸗Verf. vom 25. De⸗ 
zember 1900). Inſoweit gilt für Kiautſchou, wo der Oberrichter 
ſämtliche Beiſitzer — nicht bloß die des Obergerichts, ſondern 
auch die des Gerichts — unter Zuſtimmung des Gouverneurs 
ernennt ($ 4 Nr. 1 Dienſtanweiſung für Kiautſchou vom 
23. Oktober 1907), nichts Beſonderes (S. 253). 5 

Cramer ſcheint überhaupt die zitierte Reichskanzler⸗ 
verfügung vom 25. Dezember 1900 überſehen zu haben; ſonſt 
hätte er a. a. O. nicht von einem „Eingreifen“ des Gouverneurs 
ſprechen können, das mit 8 12 Abſ. 2 KonſcgG. angeblich nicht 
in Einklang zu bringen ſei. Nach § 1 Nr. 7 Abſ. 3 dieſer 
Verfügung bedarf die Ernennung von dienſtlich dem Gouverneur 
unterſtellten Perſonen zu Beiſitzern ſtets der Zuſtimmung des 
letzteren (neben der Zuſtimmung des Oberrichters als Dienſt⸗ 
aufſichtsbehörde über dem ſeine Beiſitzer ernennenden Bezirks⸗ 
richter). 

§ 60 KonſGGG. hat in den Verhältniſſen der Konſular⸗ 
gerichtsbezirke und Schutzgebiete ſeinen guten Grund. Cramers 
Angriff auf dieſe Beſtimmung (S. 254) iſt in ſeiner Allgemeinheit 
ungerechtfertigt. 

Nach § 6 BO. vom 9. November 1900 kann der Bezirks⸗ 
richter bei den in 8 75 GVG. erwähnten Vergehen allgemein 
und nicht bloß dann, wie Cramer S. 254 irrtümlich meint, ohne 
Beiſitzer verhandeln, wenn nach den Umſtänden des Falles an⸗ 
zunehmen iſt, daß auf keine andere und hohere Strafe als auf 
Gefängnis von höchſtens 6 Monaten uſw. zu erkennen ſein 
werde. 

Daß die Wiederaufnahme eines durch rechtskräftiges Urteil 
geſchloſſenen Verfahrens nur unter den Vorausſetzungen der 
§8 399, 402 ff. SPD. zuläſſig iſt, kann trotz des Schweigens 
des § 70 KonſGG. angeſichts des § 19 Nr. 2 KonfGG. nicht 
bezweifelt werden. 

§ 12 VO. vom 9. November 1900 ſchließt natürlich die 
88 487, 488 StPO. nicht aus, wie Cramer a. a. O. anzunehmen 
ſcheint. 

83 VO. vom 9. November 1900 zitiert Cramer S. 254; 
er meint damit aber § 3 Reichsk-⸗Verf. vom 25. Dezember 1900 
und überſieht, daß der Bezirksrichter nach 8 1 Nr. 7 Abſ. 2 dieſer 
Verfügung ſowohl zur Zulaſſung von Rechtsanwälten wie zum 
Widerrufe der Zulaſſung der Zuſtimmung ſeiner Aufſſichtsbehörde 
bedarf. 

Im übrigen verweiſe ich auf meine namentlich in der 
Zeitſchrift für Kolonialpolitik uſw. (jetzt Kol. Monatsbl.) ſeit 1908 
veröffentlichten, die Gerichtsverfaſſung und das Prozeßrecht der 
deutſchen Kolonien behandelnden Aufſätze. 


Jurtſtiſche Wochenſchrift. 
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Vom Reichsgericht.) 

Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Dr. Lehmann und 
Juſtizrat Dr. Schall. 

J. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. Unbewußtes Nichtübereinſtimmen des inneren Willens 
hindert nicht das Zuſtandekommen eines Vertrages auf Grund 
erklärter Willensübereinſtimmung. — § 634 Abſ. 3 BGB. hat 
nur für den Fall Bedeutung, daß ein poſitiver Fehler dem 
Werke anhaftet.] 

Die Beklagte hat das Fenſtermaßwerk für die evangeliſche 
Kirche in Windhuk geliefert, deren Bauleiter der Kläger iſt. 
Die Verhandlungen über die Beſtellung dieſes Fenſtermaßwerkes 
hat für den Kläger der Ingenieur M. mit der Beklagten 
geführt. Am 22. Auguſt 1908 reichte dieſem die Beklagte 
Koſtenanſchläge über das Fenſtermaßwerk ein, die im Preiſe 
verſchieden ausfielen, je nachdem dasſelbe aus Carrara⸗Marmor 
Blanc clair, aus Hauteville-Marmor oder aus Burgunder 
Kalkſtein der Arten Euville und Savonnieres hergeſtellt werden 
ſollte. Auf Erfordern ſandte ſie Ende Auguſt 1908 dem M. 
Muſter der beiden erſtgenannten Steinſorten ſowie Sandſtein⸗ 
muſter und am 29. Auguſt 1908 dem Kläger direkt nach 
Windhuk Muſter der beiden Burgunder Kalkſteine ein, welch 
letzterem ſie die Überſendung ſämtlicher Muſter gleichzeitig 
brieflich mitteilte. Die Verpackung der nach Windhuk zu ſenden⸗ 
den Steine beſorgte der Angeſtellte der Beklagten O. Er ver⸗ 
packte dabei als Probeſtück einen Stein, auf dem mit Tinte 
das Wort: „Savonnières“ geſchrieben wurde; der aber ein 
Stein, der im Handel dieſe Bezeichnung führt und in 
Savonnieres in Burgund gewonnen wird, nicht war. Der 
unter dem unrichtigen Namen verpackte Stein war ein harter 
Kalkſtein, während der Savonnieres ein weicher Stein iſt, der 
erſt im Laufe der Jahre an der Luft ſich verhärtet. Der 
Kläger wählte den ihm als Probe unter der unrichtigen Be⸗ 
zeichnung zugeſandten Stein: Savonnieres als denjenigen aus, 
aus dem das Fenſtermaßwerk hergeſtellt werden ſollte, und 
teilte ſeine Auswahl dem M. mit. Dieſer teilte der Beklagten 
am 9. Oktober 1908 mit, daß ſie mit der Erteilung des Auf⸗ 
trages auf Herſtellung des Fenſtermaßwerks rechnen könne, 
und bat auch ſeinerſeits um Zuſendung eines Probeſteines 
Savonnieères, Beklagte überſandte ſolchen Stein; derſelbe kam 
aber bei M. zerbrochen an. Dieſer ſchrieb darauf der Be: 
klagten, daß der zerbrochene Stein ihm ſehr weich vorkomme, 
da er mit leichter Mühe zerbrochen und zerrieben werden könne, 
und daß er deshalb nicht verſtehe, weshalb man dieſen Stein 
in Windhuk gewählt habe, und fragte zugleich an, ob nicht 
vielleicht ein Irrtum bei der Probeſendung nach Windhuk oder 
an ihn vorgekommen ſei. Mit Brief vom 15. Oktober 1908 
überſandte ihm Beklagte dann noch eine maſſivere Probe und 
erklärte, daß der weichere Kalkſtein Savonnieres im Freien im 
Laufe der Jahre erheblich an Feſtigkeit zunehme. Mit Brief 
vom 16. Oktober 1908 übertrug darauf M. die Lieferung des 
Fenſtermaßwerks der Beklagten, indem er dabei bemerkte, daß 
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er mit Rückſicht auf den Inhalt des Briefes vom 15. Oktober 
von weiteren Verhandlungen mit Windhuk abſehe, und daß als 
Material für das Maßwerk der Kalkſtein Savonnieéres gewählt 
ſei. Bei der Ankunft der Sendung in Windhuk ſtellte ſich 
heraus, daß der Stein, aus dem das Werk hergeſtellt war, 
nicht dem nach Windhuk geſandten Muſter entſprach, auch 
Mängel nach Anſicht des Klägers hatte, die auf Fehler der 
Beklagten in der Verpackung zurückzuführen ſeien, und der 
Kläger ſtellte das Werk der Beklagten zur Verfügung, nachdem 
dieſe ſich geweigert hatte, das Werk aus anderem vertrags⸗ 
mäßigen Steine herzuſtellen. Klagend verlangt Kläger Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung; und zwar Erſtattung des gezahlten 
Preiſes, der Auslagen für Seeverſicherung und Fracht und der 
dem Ingenieur M. gezahlten Proviſion. Aus den Gründen: 
Stellt hiernach der BerR. ohne Rechtsirrtum feſt, daß die Be⸗ 
klagte in dem Vertrage die Verpflichtung übernommen hat, das 
Werk aus ſolchem Steine herzustellen, der dem nach Windhuk 
unter der Bezeichnung: „Savonnières“ geſandten Probeſtein 
entſprach, ſtellt er weiter feſt, daß das von der Beklagten her⸗ 
geſtellte Werk nicht aus dem dieſem Probeſteine, einem harten 
Sandſteine, entſprechenden Steine, ſondern aus weichem 
burgundiſchen Kalkſteine hergeſtellt iſt, der im Handel die Be⸗ 
zeichnung: „Savonnieres“ führt, und daß der als „Savonnieres“ 
bezeichnete, nach Windhuk geſandte Probeſtein infolge eines 
Verſehens des Angeſtellten der Beklagten O. die unrichtige Be: 
zeichnung: „Savonnieres“ erhalten hat, fo konnte er aus dieſen 
Feſtſtellungen auch folgern, daß der erklärte Willen beider 
Vertragsteile bei dem Vertragsſchluſſe dahin gegangen iſt, daß 
das Werk in Steinen, die dem nach Windhuk geſandten Probe: 
ſtein entſprachen, hergeſtellt werden ſolle, und daß die Beklagte 
ſich zur Herſtellung des Werks in ſolchen Steinen ausdrücklich 
verpflichtet hat. Die Reviſion meint, der Kläger habe in dem 
Briefe vom 26. Oktober 1908 zwar den Schwerpunkt auf das 
in ſeinen Händen befindliche Muſter, und nicht auf das Wort: 
„Savonnieres“ legen dürfen; die Beklagte habe ſich aber nicht 
dieſen Standpunkt durch ſtillſchweigende Zuſtimmung zu dem 
Briefe aneignen können; ſie habe vielmehr der Meinung ſein 
müſſen, daß das richtige Muſter: „Savonnieres“ nach Windhuk 
geſandt ſei, und demzufolge auch nur ihre Zuſtimmung zur 
Herſtellung des Werks in dieſem Muſter geben können; infolge: 
deſſen ſei es deshalb zu einem Vertragsſchluſſe zwiſchen den 
Parteien nicht gekommen. Dieſer Meinung kann nicht bei⸗ 
getreten werden. Der Kläger hat klar und unzpeideutig in 
dem Briefe vom 26. Oktober 1908 ein Werk beſtellt, das aus 
Steinen hergeſtellt werden ſollte, von denen die Beklagte ihm 
einen Probeſtein unter der Bezeichnung: „Savonnieres“ zu⸗ 
geſandt hatte, und den ſie auch noch ausdrücklich in dem der 
Probeſendung beigefügten Begleitſchreiben vom 29. Auguſt 1908 
als „Savonnieres“ genannt hatte. Die Beklagte hat dieſer 
klaren und unzweideutigen Beſtellung durch ſtillſchweigende An⸗ 
nahme des Beſtellſchreibens zugeſtimmt, alſo auch ſtillſchweigend 
ihr Einverſtändnis damit kundgegeben, ein Werk herzuſtellen, 
das aus dem überſandten als „Savonniéres“ bezeichneten und 
empfohlenen Probeſtein entſprechenden Steinen herzustellen war. 
Inhaltlich verſchiedene Willenserklärungen haben alſo nicht vor⸗ 
gelegen; die vorliegenden Erklärungen haben vielmehr bezüglich 
des Materials, aus dem das Werk kherzuſtellen war, genau 
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übereingeſtimmt. Bei der Abgabe ihrer Erklärung glaubte die 
Beklagte nur irrtümlich, daß ſie auf Grund derſelben das 
Werk in dem weichen burgundiſchen Kalkſtein „Savonnieres“ zu 
liefern habe; dieſes unbewußte Nichtübereinſtimmen ihres inneren 
Willens mit ihrer abgegebenen Erklärung hinderte nicht das 
auf erklärter Willensübereinſtimmung beruhende Zuſtande⸗ 
kommen eines Vertrages; eine ſolche Behinderung würde erſt 
dann vorgelegen haben, wenn die beiderſeits abgegebenen Er⸗ 
klärungen ſich nicht gedeckt hätten, indem jede Partei etwas 
anderes nicht nur innerlich ſwollte, ſondern auch erklärte. Wegen 
ihres Irrtums bleibt der Beklagten nur das Recht, den bindend 
zuſtande gekommenen Vertrag aus 8 119 BGB. anzufechten. 
Da ſie erklärt hat, von dieſem Rechte nicht Gebrauch machen 
zu wollen, ſo hat ohne Rechtsirrtum der BerR. den Kläger, 
weil die Beklagte, die das gelieferte Werk aus anderem 
Material als dem Probeſtein hergeſtellt und die Lieferung eines 
Werkes mit der zugeſicherten Eigenſchaft, die Herſtellung aus 
dem Probeſteine entſprechenden Steinen, geweigert hat, für 
berechtigt erklärt, zu wandeln (88 651, 634 BGB.) oder im 
Falle eines Verſchuldens der Beklagten auch Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung zu verlangen (8 635 BGB.). Die 
Reviſion führt zwar noch an: Die Beklagte habe in dem aus 
dem wirklichen Savonnieres hergeſtellten Werke ein für die 
Zwecke des Klägers taugliches Werk geliefert, ja ſogar ein 
tüchtigeres Werk, als dasjenige hätte werden können, das nach 
dem dem Kläger überſandten Probeſtein hergeſtellt worden 
wäre; Kläger dürfe deshalb den Vertrag nicht beſeitigen, zumal 
ihm das Muſter nicht ohne Kommentar zugeſandt ſei und er 
das Muſter unter der erklärten Vorausſetzung ausgewählt 
habe, daß es tauglich ſei; nicht nach dem Ausſehen des 
Steines und nach dem ſubjektiven Empfinden des Klägers, 
ſondern nach dem unter Beweis geſtellten objektiven Wert des 
Materials ſei die Frage nach ordnungsmäßiger Erfüllung zu 
entſcheiden, zumal die Gefahr bei einer Nichtbewährung der 
verwendeten Steine nicht den Kläger, ſondern die Beklagte 
treffe; dem Kläger ſtehe deshalb, wenn der überſandte Probe⸗ 
ſtein nicht für das Werk geeignet ſei, der Einwand der Argliſt 
entgegen, wenn er den Vertrag deshalb löſen wolle, weil die 
Beklagte ſich weigere, ein untaugliches und deshalb dem Vertrage 
nicht entſprechendes Werk zu liefern, zumal ihr 8 634 Abſ. 3 
BGB. zur Seite ſtehe. Aber auch dieſe Anführung kann ihr 
zu einem Erfolge nicht verhelfen. Was den Kläger zur Aus⸗ 
wahl des ihm überſandten, verſehentlich mit „Savonnieres“ 
bezeichneten Probeſteins beſtimmt hat, iſt rechtlich bedeutungs⸗ 
los. Es genügt für die Feſtſtellung der Verpflichtung der Be⸗ 
klagten, nach dieſem Steine das Werk herzuſtellen, die Tatſache, 
daß der Kläger als Eigenſchaft des in Auftrag gegebenen 
Werks vorgeſchrieben hat, welches Material die Beklagte ver⸗ 
wenden ſoll. Zudem ſteht 8 634 Abſ. 3 BGB. dieſer nicht 
zur Seite; dieſe Beſtimmung hat nur für den Fall Bedeutung, 
daß ein poſitiver Fehler dem Werk anhaftet, nicht aber auch 
für den Fall, daß, wie hier, das Werk fi mangels einer zu: 
geſicherten Eigenſchaft als vertragswidrig erweiſt NE. 66, 169). 
Es kann dem Kläger nicht zugemutet werden, ein Werk aus 
einem Steine abzunehmen, der äußerlich unanſehnlich und zunächſt 
auch zerbrechlich iſt, und fi mit der Ausſicht zu betzuügen, 
daß der unanſehnlich bleibende Stein mit der Zeit hervorragend 
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widerſtandsfähig wird. Von einem gegen Treu und Glauben 
verſtoßenden oder gar argliſtigen Verhalten des Klägers, der 
die Lieferung eines Werks mit der von ihm vorgeſchriebenen, 
von der Beklagten zugeſicherten Eigenſchaft verlangt, kann 
danach nicht die Rede ſein; der Kläger macht lediglich von 
ſeinem geſetzlichen Rechte Gebrauch, wenn er das Werk, das 
aus anderem als dem vorbedungenen, wenn auch gleich oder 
gar beſſer zu bewertendem Material hergeſtellt iſt, ablehnt. 
Der BerR. hat dem Kläger nach 8 634 BGB. das Recht auf 
Wandlung des Vertrages und daneben aus 8 635 BGB. 
wegen Vorliegens eines Verſchuldens der Beklagten das Recht 
auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung des Vertrages zu⸗ 
geſprochen. Aus erſterem Geſichtspunkte heraus hat er den 
Anſpruch auf Rückerſtattung des gezahlten Kauſpreiſes und auf 
Erſatz der dem Vermittler M. gezahlten Proviſion, aus letzterem 
die Anſprüche auf Erſtattung der für die Seeverſicherung -und 
den See- und Landtransport gehabten Auslagen dem Grunde 
nach für gerechtfertigt erklärt. Die Reviſion rügt hier mit 
Recht, daß der Kläger in der Klage und in ſeinem mündlichen 
Vorbringen in den Vorinſtanzen nur Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung des Vertrages verlangt hat, und daß ihm 
deshalb nicht Wandelungsanſprüche hätten zugebilligt werden 
dürfen. Dieſe an ſich begründete Rüge vermag aber der 
Reviſion zu einem Erfolge nicht zu verhelfen, da auch die dem 
Kläger aus dem Geſichtspunkte der Wandlung zugeſprochenen 
Anſprüche ihm auch aus der Nichterfüllung des Vertrages 
heraus der Beklagten gegenüber zuſtehen. Ohne Rechtsirrtum 
ſtellt nämlich der BerR. ein Verſchulden der Beklagten feſt, 
auf das die Nichterfüllung des Vertrages zurückzuführen iſt. 
Wenn die Reviſion meint, daß das bei der Überſendung des 
Probeſteins vorgekommene Verſehen des O. der Beklagten nicht 
zuzurechnen ſei, weil dieſer als ihr Gehilfe lediglich bei der 
Vorbereitung des Vertrages tätig geweſen ſei, und daß ihr 
unmöglich um deswillen ein Verſchulden zur Laſt gelegt werden 
könne, weil ſie nicht einen Teil des nach Windhuk geſandten 
Probeſteins zurückbehalten habe, ſo überſieht ſie, daß der An⸗ 
geſtellte O. durch ſein Verſehen verſchuldete, daß die Beklagte 
ſelbſt bei dem Abſchluſſe des Vertrages und bei deſſen Aus⸗ 
führung durch Lieferung ſich im Irrtum über den Vertrags⸗ 
gegenſtand befand, und daß die Beklagte für dieſen durch fahr⸗ 
läſſiges Handeln ihres Angeſtellten in ihr hervorgerufenen 
eigenen, dem Kläger gegenüber unentſchuldbaren Irrtum beim 
Vertragsſchluſſe und bei deſſen Ausführung ſowie deſſen nach⸗ 
teilige Folgen aufzukommen hat. Nach § 249 BGB. hat 
aber die zum Schadenserſatze verpflichtete Beklagte den Zuſtand 
wiederherzuſtellen, der beſtehen würde, wenn der zum Erſatze 
verpflichtete Umſtand nicht eingetreten wäre. Ohne den Irrtum 
der Beklagten über den Vertragsgegenſtand beim Vertrags⸗ 
ſchluſſe wäre der Vertrag über das gelieferte Werk nicht 
zuſtande gekommen; der Kläger hätte demzufolge der Beklagten 
weder einen Kaufpreis zu zahlen gehabt, noch wäre für ihn 
die Verpflichtung entſtanden, dem Vermittler des Vertrages M. 
für deſſen Abſchluß eine Proviſion zu entrichten. Die Beklagte 
hat dem Kläger daher das zurückzugewähren, was er mit 
Rückſicht auf den Abſchluß des Vertrages hat leiſten müſſen; 
und das iſt ſowohl der von ihm gezahlte Werkspreis als auch 
die von ihm entrichtete Proviſion, Leiſtungen, die ohne den 


Abſchluß des Vertrages in ſeinem Vermögen geblieben wären. 
Aus dem gleichen Grunde iſt die Erſtattung von Aufwendungen 
begründet, die der Kläger hat machen müſſen, um in den 
Beſitz des vertragswidrigen Werkes zu gelangen, das er als 
vertragsmäßige Leiſtung ſo lange anſehen mußte, als die Vertrags⸗ 
widrigkeit nicht feſtgeſtellt oder nicht feſtzuſtellen war. D. u. 
N. c. R., U. v. 4. Febr. 13, 467/12 VO. — Frankfurt a. M. S.] 

2. Wird durch Geſetz oder Rechtsgeſchäft beſtimmt, daß 
mehrere Vertreter nur zuſammen zur Vertretung berechtigt ſein 
ſollen, ſo wird damit gleichzeitiges Handeln nicht verlangt; in 
allen Fällen der Geſamtvertretung kann der eine Vertreter 
dem andern durch eine an ihn gerichtete ſormloſe Erklärung 
Vollmacht verfchaffen.] 

Wird durch Geſetz oder Rechtsgeſchäft beftinunt, daß 
mehrere Vertreter nur zuſammen zur Vertretung berechtigt ſein 
ſollen, ſo wird damit ein gleichzeitiges Handeln nicht verlangt. 
Die mehreren dürfen einzeln nacheinander tätig werden. Dem 
Streben nach Klarheit wird aber allerdings am beſten gedient, 
wenn man für ein geſondertes Tätigwerden zur Bedingung 
macht, daß jeder Vertreter die in Frage ſtehende Erklärung 
gegenüber dem Dritten abgibt. Läßt man es genügen, wenn 
von zwei Vertretern nur der eine nach außen handelt, während 
der andere ihm vorher oder nachträglich zuſtimmt, ſo kann im 
Einzelfall leicht Streit entſtehen, ob dieſe Vorausſetzung erfüllt 
iſt. Daher war die ältere Rechtsübung über den Satz einig, 
daß die Zuſtimmung des Geſamtvertreters kein innerer Vor⸗ 
gang unter den Vertretern bleiben dürfe, vielmehr gegenüber 
dem Dritten zu äußern ſei (vgl. das Urteil des erkennenden 
Senats RG. 40, 18 f.). Als das BGB. in Kraft trat, boten 
deſſen Vorſchriften keinen zwingenden Anlaß, von dieſem Stand⸗ 
punkt abzugehen. Freilich beſtimmen $ 157 Abſ. 1 und 8 182 
Abſ. 1, daß Bevollmächtigung und Genehmigung ebenſowohl 
dem Vertreter wie dem Vertragsgegner erklärt werden können. 
Aber es war nicht nötig, die Erklärung des „zuſtimmenden“ 
Geſamtvertreters als Zuſtimmung zum fremden Rechtsgeſchäft 
aufzufaſſen. Der Gedanke der Geſamtvertretung ſchien es im 
Gegenteil zu fordern, daß man ein Stück des Vertragsſchluſſes 
darin erblickte, ſo daß ſich die Erklärung ihrem Weſen nach 
von der des „handelnden“ Geſamtvertreters nicht unterſchied. 
Beide Erklärungen waren danach Teilerklärungen, die erſt in 
ihrem Zuſammenſchluß eine Vertragserklärung ausmachten. 
Hatte einſtweilen nur der eine Vertreter feine Erklärung ab- 
gegeben, ſo lag der Fall des 8 177 nicht vor. Die Erklärung 
des anderen Vertreters, die zur Wirkſamkeit des Vertrages 
hinzukommen mußte, war keine Genehmigung im Rechtsſinn, 
ſondern eine ergänzende Reſterklärung und mußte, wie der 
bisher geäußerte Teil, an den Vertragsgegner gerichtet werden. 
Dieſe Rechtsauffaſſung legte der Senat in RG. 61, 223 ein⸗ 
gehend dar; ſie fand den Beifall von Oertmann, Allgemeiner 
Teil S. 543. Die Notwendigkeit, nach außen zu handeln, 
wurde ſpäter noch wiederholt eingeſchärft, wenn auch der Aus⸗ 
druck Genehmigung der Bequemlichkeit halber weiter gebraucht 
wurde. In dem Urteile im Recht 1907 S. 823 wurde aus⸗ 
geſprochen, was bei der Genehmigung Rechtens ſei, müſſe auch 
für die Bevollmächtigung gelten. Wo ſich Zweifel aufdrängten, 
ob die Ergebniſſe der Billigkeit entſprachen, ſuchte der Senat 
durch die Annahme eines ſtillſchweigend nach außen betätigten 
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Willens nachzuhelfen; vgl. JW. 08, 151 f. und RG. 75, 419. 
Indeſſen hat ſich in der Rechtsanwendung doch gezeigt, daß 
die Konſtruktion der Teilerklärung gegenüber den Bedürfniſſen 
des Verkehrs nicht durchgeführt werden kann. Zwar über das 
Datum des Geſchäfts — Wirkſamwerden erſt mit Hinzutritt 
der vervollſtändigenden Erklärung ohne die Rückwirkung des 
§ 184 BGB. — hatte das RG., ſoweit zu erſehen, keine Ge⸗ 
legenheit zu entſcheiden. Eine abweichende Stellungnahme 
gebot ſich aber ſchon mit Bezug auf den Formzwang bei form⸗ 
bedürftigen Rechtsgeſchäften. Müßte die Zuſtimmungserklärung 
des bisher untätig gebliebenen Geſamtvertreters wirklich als 
Teil des Geſchäfts betrachtet werden, ſo wäre ſie nicht minder 
wie die Erklärung des andern Vertreters an die durch Geſetz 
oder Rechtsgeſchäft vorgeſchriebene Form gebunden. Dem ſteht 
die natürliche Anſchauung entgegen, wonach eine Formvorſchrift, 
fofern nicht ausdrücklich die Beobachtung durch jeden Geſamt⸗ 
vertreter angeordnet iſt, bei Beobachtung durch einen von ihnen 
als erfüllt gilt. Daran hat das RG. auch unter dem Recht 
des BGB. feſtgehalten. Der J. 3S. hatte es in dem Falle 
JW. 01, 518 f. mit einem Wechſelindoſſament, in dem Falle 
RG. 63, 96 mit einem Aktienzeichnungsſchein zu tun, die beide 
nur von einem der zwei Geſamtvertreter gezeichnet waren. 
Die geſetzliche Form (Art. 11, 12 WO. $ 281 HGB.) wurde 
in jedem dieſer Fälle als gewahrt angeſehen und dabei bemerkt, 
die Wirkſamkeit des Geſchäfts hänge gemäß § 177 Abſ. 1, 
$ 182 Abſ. 1, 2 BGB. von der formloſen Genehmigung des 
andern Vertreters ab. Ebenſo erkannte der III. 38S. erſt kürz⸗ 
lich, die Unterzeichnung eines auf mehrere Jahre geſchloſſenen 
Grundſtücksmietvertrages durch einen der geſamtberechtigten Ver⸗ 
treter genüge der Vorſchrift des 8 566 BGB., während alles 
übrige Sache der formfreien Zuſtimmung ſei (Rep. III 343/12 
vom 6. Dezember 1912). Auch in der Frage der Adreſſe der 
Zuſtimmungserklärung iſt der frühere Standpunkt inzwiſchen 
verlaſſen worden. In der Entſcheidung des II. ZS. Bd. 80 
S. 180 handelte es ſich, genau wie in der ſoeben erwähnten 
des III., um eine Genoſſenſchaft mit einem dreigliedrigen Vor⸗ 
ſtand, von deſſen Mitgliedern je zwei zuſammen zur Vertretung 
berechtigt waren. Beide Senate haben die Anſicht gebilligt, 
daß ein einzelnes Vorſtandsmitglied durch die ihm gegenüber 
abgegebene Bevollmächtigungserklärung eines andern Mitgliedes 
inſtand geſetzt werden konnte, die Genoſſenſchaft vertragsmäßig 
zu verpflichten. Nur wurde darauf hingewieſen, daß die Bevoll⸗ 
mächtigung und, wie der III. Senat mit Rückſicht auf den ihm 
unterbreiteten Fall hinzufügte, auch die Genehmigung eine Er⸗ 
klärung im Namen des Vertretenen bedeute, mithin ſtets durch 
ſo viel Vertreter vorgenommen werden müſſe, wie zur Vertretung 
zuſammen zu wirken hätten. Habe ein Geſamtvertreter ſeine Zu⸗ 
ſtimmung dem nach außen tätig gewordenen andern Geſamt⸗ 
vertreter erklärt und ſei dieſer damit einverſtanden geweſen, fo 
reiche das hin, um bei dem Tätigen ſelber eine Zuſtimmung 
anzunehmen. Durch 8 181 BGB. werde die Wirkſamkeit 
einer ſolchen Zuſtimmung nicht gehindert. Die Richtigkeit 
dieſer Rechtsauffaſſung läßt ſich nun auch aus dem Geſetze 
nachweiſen. Nach dem HGB. vom 10. Mai 1897 8 125 Abſ. 2 
Satz 2 können die zur Geſamtvertretung einer offenen Handels⸗ 
geſellſchaft berechtigten Geſellſchafter einzelne von ihnen zur 
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ſchäften ermächtigen, und das gleiche verordnet 5 232 Abſ. 1 
Satz 2 für geſamtberechtigte Vorſtandsmitglieder einer Aktien⸗ 
geſellſchaft. Weder iſt eine Ausnahme für formbedürftige Ge⸗ 
ſchäfte gemacht, noch iſt vorgeſchrieben, daß die Ermächtigung 
ſelber der Form bedürfte. Zugleich laſſen die Vorſchriften 
deutlich erkennen, daß ſie, mindeſtens in erſter Linie, eine an 
den handelnden Vertreter gerichtete Bevollmächtigung im Auge 
haben. Wird dies ſchon durch den Wortlaut nahegelegt, ſo 
kommt vor allem in Betracht, daß bei „beſtimmten Arten von 
Geſchäften“ ein konkreter Geſchäftsgegner, dem die Vollmacht 
erklärt werden könnte, regelmäßig noch gar nicht vorhanden iſt. 
Auch die Denkſchrift zum HGB. S. 91 liefert hierfür Beweis, 
indem ſie erwägt, bei der Erteilung der Ermächtigung habe der 
zu ermächtigende Geſamtvertreter ſtreng genommen ſelbſt mit⸗ 
zuwirken, die neue Vorſchrift ſei daher notwendig, um ein aus 
9 181 BGB. herzuleitendes Bedenken zu beſeitigen. Wäre 
daran gedacht, daß die Ermächtigung dem Geſchäftsgegner er⸗ 
klärt werden müſſe, ſo würde das Bedenken überhaupt nicht 
aufgetaucht ſein. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß eine Geſellſchaft 
m. b. H., ſchon weil fie typiſch in der Mitte ſteht zwiſchen der 
offenen Handelsgeſellſchaft und der Aktiengeſellſchaft, in der 
hier fraglichen Beziehung von den beiden anderen Geſellſchafts⸗ 
arten nicht getrennt werden könnte. Die Bedeutung der er⸗ 
örterten Geſetzesvorſchriften geht aber über dieſe gegenüber der 
jetzigen Beklagten hinreichende Schlußfolgerung weit hinaus. 
Es muß in jenen Vorſchriften der Geſetzeswille erblickt werden, 
daß in allen Fällen der Geſamtvertretung der eine Vertreter 
dem andern durch eine an ihn gerichtete formloſe Erklärung 
Vollmacht verſchaffen kann. Auch von der Genehmigung muß 
das gleiche angenommen werden, da für eine unterſcheidende 
Behandlung der vorherigen und der nachträglichen Zuſtimmung 
kein Grund erſichtlich iſt. Damit iſt der Gedanke der Teil⸗ 
willenserklärung abgelehnt. Der Satz, daß die Zuſtimmung 
eines Geſamtvertreters nicht innere Angelegenheit der Vertreter 
bleiben dürfe, hat ſeine Berechtigung verloren. Nur darf hierbei 
ein Doppeltes nicht außer acht gelaſſen werden. Zunächſt, daß 
die Zuſtimmung von der vertretenen Geſellſchaft, Genoſſen⸗ 
ſchaft uſw. ausgehen muß. Erklärt beim Vorhandenſein von 
nur zwei Vertretern der zweite dem erſten nachträglich zu deſſen 
Handeln ſeine Genehmigung, ſo ſetzt die Erklärung zu ihrer 
Wirkſamkeit die Fortdauer des Einverſtändniſſes des erſten 
Vertreters voraus. Sodann iſt nicht zu überſehen, daß ſich 
die Erklärung des handelnden Geſamtvertreters nach außen hin 
als fertige Vertragserklärung darzuſtellen hat. Iſt z. B. die 
Urkunde von einem der beiden Vertreter unterſchrieben, ſo darf 
dieſer das ſo gezeichnete Schriftſtück nicht erkennbar als bloßen 
Entwurf behandelt haben. Die entwickelten Grundſätze finden 
keine Anwendung, wenn ein in beſtimmter Art zu erklärender 
Beitritt des anderen Vertreters, insbeſondere die Mitunterſchrift 
der Urkunde, dem Dritten gegenüber vorbehalten wird. V. Z. 
v. Fl. u. S. c. Sch., U. v. 14. Febr. 13, 378/12 II. — 
Kiel. [S.] 

3. 8 138 BGB. Was gehört zum Verſtoß gegen die 
guten Sitten und zur Ausbeutung der geſchäftlichen Un⸗ 
erfahrenheit?] 

Dem Kläger ift mit Wirkung vom 3. Auguſt 1910 das 
deutſche Reichspatent Nr. 233 431 erteilt worden, das einen 
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Eisbrecher zum Gegenſtande hat. Am 16. Januar 1911 
ſchloſſen die Parteien ſchriftlich einen Vertrag, durch den der 
Kläger dem Beklagten das alleinige und ausſchließliche Recht 
zum Vertriebe des Eisbrechers in Württemberg und Hohen⸗ 
zollern auf die Dauer von zwei Jahren übertrug. Der Beklagte 
übernahm dagegen die Verpflichtung, innerhalb dieſes Zeit⸗ 
raums jährlich 1000 Stück des Eisbrechers zu den je nach 
Größe und Bauart feſtgeſetzten Preiſen von 3,50 % oder 
4,50 % oder 6,50 % vom Kläger zu beziehen und dieſem eine 
Anzahlung von 2000 „% in Wechſelakzepten zu leiſten. Auf 
die Berufung des Beklagten, der auch noch Nichtigkeit des 
Vertrages wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten geltend 
machte, hat aber der II. ZS. des Kgl. OLG. in Stuttgart 
durch Urteil vom 4. Juli 1912 unter Abänderung der Vor⸗ 
entſcheidung die Klage abgewieſen und den Kläger verurteilt, 
an den Beklagten 2000 % zu zahlen. Das Urteil des BG. 
beruht, ſoweit es die Klage abweiſt und auf die Widerklage 
die Verurteilung des Klägers ausſpricht, auf der Annahme, 
daß der Vertrag vom 16. Januar 1911 gegen die guten 
Sitten verſtoße und deshalb nach 8 138 Abſ. 1 BGB. nichtig 
ſei. Begründet wird die Sittenwidrigkeit in folgender Weiſe: 
Zur Zeit des Vertragsſchluſſes habe, wie dem Kläger bekannt 
geweſen ſei, völlige Ungewißheit darüber geherrſcht, wie der 
Abſatz des Eisbrechers ſich geſtalten, insbeſondere ob der 
Verkauf von 2000 Stück in dem dem Beklagten vorbehaltenen 
Bezirke auch nur annähernd möglich ſein werde. Dieſe Un⸗ 
ſicherheit des Erfolges und das Riſiko des Mißerfolges habe 
nun der Kläger, indem er ſich die Erlangung des Fabrikations⸗ 
gewinnes an 2000 Stück geſichert habe, auf den Beklagten 
allein abgewälzt, der unter allen Umſtänden den vollen Kauf⸗ 
preis von mindeſtens 7000 % für 2000 Stück an ihn habe 
zahlen müſſen. Die Abſatzfähigkeit von Eisbrechern ſei aber 
ſehr beſchränkt und bleibe weit hinter der Zahl von 1000 Stück 
im Jahre zurück. Andererſeits habe der Kläger gewußt, daß 
der Beklagte nach feinen Vemögensverhältniſſen bei einem Verluſt 
von einigen 1000 / ſchwer gefährdet, bei dem an ſich möglichen 
Verluſte von 7000 . in feiner Exiſtenz völlig ruiniert werden 
würde. Ein Vertrag, durch den die Gewinn- und Verluſt⸗ 
ausſichten in ſolch ungleicher Weiſe, wie hier, auf Koſten des 
wirtſchaftlich weitaus ſchwächeren Teils verteilt würden, wider⸗ 
ſpreche, weil auf Mißbrauch der Vertragsfreiheit beruhend, dem 
Sittlichkeitsgefühl aller gerecht und billig denkenden Menſchen. 
Dieſe Ausführungen ſind, wie die Reviſion zutreffend rügt, 
nicht geeignet, die Annahme eines Verſtoßes gegen die guten 
Sitten im Sinne des § 138 Abſ. 1 BGB. zu rechtfertigen. 
Unzweifelhaft iſt es zunächſt, daß die Frage, ob ein Rechts⸗ 
geſchäft den guten Sitten widerſpricht, rechtlicher Art und vom 
Reviſionsgericht unter Zugrundelegung der vom BG. feſt⸗ 
geſtellten Tatſachen nachzuprüfen iſt (RG. 63, 391; 67, 102). 
Ebenſo iſt es unbedenklich, daß als Maßſtab für die Beurteilung 
desjenigen, was im Geſchäftsverkehr als ſittlich anzuſehen iſt, 
die Auffaſſung zu gelten hat, die im ſittlichen Volksbewußtſein 
begründet iſt und dem Anſtands⸗ und Sittlichkeitsgefühl aller 
billig und gerecht denkenden Menſchen entſpricht. Es iſt alfo 
ein allgemeiner, gewiſſermaßen durchſchnittlicher Maßſtab an⸗ 
zulegen (RG. 55, 373; 58, 217; 67, 102). Von dieſem 
Standpunkte aus erſcheint es zuläſſig, daß Verträge über die 
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gewerbliche Verwertung eines Patents in der Weiſe geſchloſſen 
werden, daß der Patentinhaber ſich beſtimmte wirtſchaftliche 
Vorteile verſprechen läßt, während ſein Vertragsgegner das 
Recht zur Verwertung des Patents erwirbt, ohne gleichzeitig 
eine Sicherheit für die Einträglichkeit der Verwertung zu 
erlangen. Jeder Lizenznehmer muß eben mit der Erfahrungs⸗ 
tatſache rechnen, daß Erfindungen trotz des günſtigen Ergeb⸗ 
niſſes einer vorhergehenden Prüfung ſich doch oftmals im 
gewerblichen Leben als nicht praktiſch und nicht verwertbar 
erweiſen. Deshalb liegt es gewiſſermaßen in der Natur eines 
jeden Patentverwertungsvertrages, daß, wer das Recht zur 
Ausnutzung des Patents erwirbt, auch mit der Gefahr des 
Mißerfolges zu rechnen hat, daß alſo das Riſiko von dem 
Patentinhaber auf den Lizenznehmer abgewälzt wird. Hierdurch 
wird jenen Verträgen nach den Anſchauungen des Verkehrs 
keineswegs der Stempel der Sittenwidrigkeit aufgedrückt, dies 
auch dann nicht, wenn der Patentinhaber ſich in günſtiger 
Vermögenslage befindet, der Lizenznehmer aber wirtſchaftlich 
ſchwach daſteht und beim Fehlſchlagen der auf die Patent: 
verwertung geſetzten Hoffnungen feinem wirtſchaftlichen Bu 
ſammenbruche entgegengeht. Sache eines jeden verſtändigen 
Menſchen iſt es, die Folgen, die ein Vertragsſchluß für ihn 
haben kann, ſich gründlich vorher zu überlegen. Wollte man 
aber wirtſchaftlich ſchwache Perſonen zu Verträgen mit ver⸗ 
hältnismäßig hohem Riſiko nicht zulaſſen, ſo würden ſie in 
bedenklichem Maße von der Verkehrs⸗ und Vertragsfreiheit 
ausgeſchloſſen werden. Hiernach irrt das BG., wenn es in 
dem Vertrage der Parteien einen Verſtoß gegen die guten 
Sitten ſchon um deswillen erblickt, weil die Gewinn- und 
Verluſtausſichten auf Koſten des wirtſchaftlich weitaus ſchwächeren 
Beklagten höchſt ungleich zugunſten des Klägers verteilt worden 
ſind. Dagegen kommt allerdings in Frage, ob der Kläger 
etwa im Sinne des 8 138 Abſ. 2 BGB. von dem Beklagten 
unter Ausbeutung deſſen geſchäftlicher Unerfahrenheit ſich Ver⸗ 
mögensvorteile hat verſprechen laſſen, die den Wert der 
Leiſtung überſteigen und zu dieſer den Umſtänden nach in auf- 
fälligem Mißverhältniſſe ſtehen. Um aus dieſem Geſichtspunkte 
einen Verſtoß gegen die guten Sitten annehmen zu können, 
genügt es indes nicht, daß zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung 
ein auffälliges Mißverhältnis beſteht, ſondern es muß noch 
hinzukommen, daß der Kläger die Unerfahrenheit des Beklagten 
zur Erlangung der auffälligen Vermögensvorteile ausgebeutet 
hat (RG. 64, 181: Warnever Ergänzungsband 1909 Nr. 494 
S. 472). Nach dieſer Richtung hin enthält das Vorderurteil 
aber keine ausreichende Feſtſtellung. Zwar erwähnt das BG., 
daß ſeitens des Klägers, wie er ſich nicht habe verhehlen 
lönnen, durch feine Anpreiſungen in dem Beklagten als Nicht: 
ſachverſtändigen Erwartungen über den Erfolg des Geſchäfts 
hätten erweckt werden müſſen, an deren Verwirklichung zu 
glauben, für den Kläger jeder Grund gefehlt habe. Daß aber 
durch dieſe Bemerkung eine Ausbeutung der Unerfahrenheit 
des Beklagten, alſo die bewußte Ausnutzung der Unerfahrenheit 
zur Erlangung eines übermäßigen Vermögensvorteils (RG. 60, 9) 
noch nicht hat feſtgeſtellt werden ſollen, ergibt ſich aus den 
ſpäteren Ausführungen des Urteils, in denen das BG. es 
ausdrücklich dahingeſtellt ſein läßt, ob nicht „der Kläger die 
von ihm erkannte Unerfahrenheit des Beklagten gefliſſentlich 
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dazu benützte, ſich mit der Riſikoübernahme vom Beklagten 
Vermögensvorteile verſprechen zu laſſen, die außer jedem 
Verhältnis zu feiner eigenen Leiſtung .. . ſtanden.“ D. e. Sch., 
U. v. 22. Jan. 13, 300/12 I. — Stuttgart. S.] 

4. 5142 Abſ. 1 BGB. Die Anfechtung eines Vertrages 
wirkt abſolut, deshalb iſt über fie in erſter Linie zu entscheiden, 
da nur dann, wenn die Anfechtung verneint wird, Rechte 
geltend gemacht werden können, die ein Beſtehen des Rechts⸗ 
geſchäfts vorausſetzen.] 

Die Gründe, aus denen das BG. ſich anſcheinend eines 
Eingehens auf die Anfechtung für überhoben erachtet, können 
nicht als ſtichhaltig anerkannt werden. Das BG. nimmt an, 
daß die Parteien einen die Beſeitigung der Folgen des 
Schwammes bezweckenden, und auch zur Ausführung gelangten 
Vergleich geſchloſſen haben. Es führt dann aus, daß die 
Schwammbildungen vollſtändig beſeitigt feien, die Klägerin aber 
auch, wenn dies nicht der Fall wäre, infolge des Vergleichs 
nur die vollſtändige Beſeitigung des Schwammes verlangen, 
nicht aber ohne weiteres von dem Vertrage zurücktreten und 
die Rechte verfolgen dürfte, die ihr vor dem Abſchluſſe des 
Vergleichs zugeſtanden hätten. Es betrachtet ferner an einer 
anderen Stelle den Anſpruch der Klägerin ausſchließlich vom 
Geſichtspunkte des Schadenserſatzes — nachdem es vorher den 
Klageanſpruch als Wandlungsbegehren zurückgewieſen hat —, 
weil die Klägerin in dem zweiten Rechtszug erklärt habe, daß 
ſie die Klage als Schadenserſatzklage aufgefaßt wiſſen wolle. 
Das BG. verkennt damit anſcheinend die Eigenart der An— 
ſechtung. Daß es ſich hier um ein an ſich anfechtbares Rechts⸗ 
geſchäft handelt, iſt nicht zweifelhaft. Da es angeſochten iſt, 
jo iſt es gemäß $ 142 Abſ. 1 BGB. — die Wirkſamkeit der 
Anfechtung vorausgeſetzt — als von Anfang an nichtig an⸗ 
zuſehen. Die Möglichkeit dieſes Erfolges tritt daher mit der 
Anfechtung ohne weiteres ein, und da der Erfolg ein abſoluter 
iſt, fo iſt dem Anfechtenden die Befugnis entzogen, die An⸗ 
fechtung zu widerrufen oder als nicht geſchehen zu betrachten, 
wie auch eine ausdrückliche oder ſtillſchweigende Vereinbarung 
der Parteien nach dieſer Richtung ausgeſchloſſen iſt. Ebenſo⸗ 
wenig können die Parteien ſich über das Nichtvorliegen einer 
der Vorausſetzungen der Anfechtung einigen, da es andernfalls 
auf dieſe Weiſe in ihre Hand gegeben wäre, die Wirkungen 
der Anfechtung zu beſeitigen. Vielmehr iſt es Sache des 
Gerichts, zu prüfen, ob eine wirkſame Anfechtung vorliegt, 
und deshalb iſt, wenn die Klage, wie es nicht zu ſelten vor⸗ 
kommt, auf Anfechtung geſtützt iſt, zugleich aber Wandelung 
und Schadenserſatz verlangt wird, ſtets zuerſt zu erörtern, ob 
das Rechtsgeſchäft infolge der Anfechtung nichtig iſt, da nur, 
wenn dies verneint wird, Rechte geltend gemacht werden können, 
die ein Beſtehen des Rechtsgeſchäfts zur Vorausſetzung haben 
ING, 74, 3; Warneyer Erg.⸗Bd. 1912 Nr. 149; 1913 
Ar. 83; Urteil vom 15. Januar 1913, V 381/12). Das 
BG. hätte daher die Wirkſamkeit der Anfechtung an erſter Stelle 
prüfen müſſen, es hat aber dieſe Prüfung überhaupt unterlaſſen. 
» e. S., U. v. 12. Febr. 13, 456/12 V. — Dresden. S. 

5. 5 211 Abſ. 2 BGB. Formelle Natur der Ver⸗ 
jährungsvorſchriften.] 

Die Klägerin iſt Inhaberin des Patentes Nr. 172 327. 
Mit der im Dezember 1905 erhobenen Klage hat Klägerin 


behauptet, daß die Beklagte ihre Erfindung ſeit 1. Januar 1903 
widerrechtlich nachahme und hat 1. auf Unterſagung, 2. auf 
Schadenserſatz für die Zeit vom 1. Januar 1903 an, 3. auf 
Rechnungslegung ihren Klageantrag gerichtet. Durch Teilurteil 
vom 20. März 1906 hat das LG. die Klageanſprüche 2 und 3 
hinſichtlich der Zeit vom 1. Januar 1903 bis 13. März 1905 
zurückgewieſen. Die Klägerin hat gegen dieſe Entſcheidung 
Berufung eingelegt. Die Beklagte hat die Nachahmung be— 
ſtritten. Sie hat Nichtigkeitsklage gegen das Patent Nr. 172 327 
erhoben. Mit Rückſicht auf den Nichtigkeitsprozeß erklärten 
ſich die Parteien laut Sitzungsprotokoll vom 30. Januar 1907 
„mit der Vertagung der vorliegenden Prozeßſache einverſtanden, 
wozu Parteiladung erfolgen werde“. Mit Schriftſatz vom 
13. Juli 1908 hat der klägeriſche Vertreter zur Verhandlung 
des Rechtsſtreits vor das Landgericht geladen. In dem 
hierauf anberaumten Termin vom 6. Oktober 1908 iſt niemand 
erſchienen. Mit Schriftſatz vom 10. Dezember 1911 hat der 
klägeriſche Vertreter zur mündlichen Verhandlung vor dem KG. 
geladen. Im Verhandlungstermin vom 2. März 1912 hat 
Beklagte gegenüber den in die Berufungsinſtanz erwachſenen 
Anſprüchen den Einwand der Verjährung erhoben. Dieſen hat 
das KG. für durchſchlagend erachtet und die Berufung der 
Klägerin zurückgewieſen. Die Reviſion der Klägerin iſt zurück- 
gewieſen. Das KG. hat aktenmäßig feſtgeſtellt, daß in der 
Zeit vom 30. Januar 1907 bis Dezember 1911 nichts ge⸗ 
ſchehen iſt, was als eine Unterbrechung der mit dem Stillſtand 
des Prozeſſes eingetretenen Verjährung aufgefaßt werden könnte. 
Die Anwendung des § 211 Abſ. 2 BGB. und die Zurück 
weiſung der Replik der Argliſt entſpricht durchaus den Grund⸗ 
ſätzen, die das RG. in den Urteilen RG. 72, 185 und 73, 394 
ausgeſprochen hat. Die Reviſionsklägerin glaubt einen weſent— 
lichen Unterſchied zwiſchen dem vorliegenden Falle und dem 
der Entſcheidung in RG. 73, 394 zugrunde liegenden darin 
erblicken zu können, daß der Stillſtand des Prozeſſes im 
letzteren Falle mit Rückſicht auf einen ähnlich gelagerten Prozeß 
vereinbart war, deſſen Entſcheidung nach der Vereinbarung der 
Parteien abgewartet werden ſollte, aber nicht notwendig ab⸗ 
gewartet werden mußte. Hier aber handle es ſich um einen 
für die Sachentſcheidung notwendigen Präjudizialpunkt. Allein 
dieſer tatſächlich vorliegende Unterſchied kann die rechtliche 
Beurteilung nicht beeinfluſſen. Im einen wie im anderen 
Falle trat der Stillſtand des Prozeſſes ein, ohne daß eine 
Unterbrechung oder eine gerichtsſeitig angeordnete Ausſetzung 
des Verfahrens erfolgt wäre. Damit begann gemäß 8 211 
Abſ. 2 BGB. die neue Verjährungsfriſt zu laufen. Auf 
welchen Gründen der Stillſtand des Prozeſſes beruht, was die 
Parteien veranlaßt, ſein Ruhen zu vereinbaren oder geſchehen 
zu laſſen, iſt für den Beginn des Friſtenlaufs völlig gleich 
gültig. Die Verjährungsvorſchriften ſind formeller Natur. 
Sie müſſen gleichmäßig angewandt werden und laſſen ſich nicht 
aus den ſachlichen Gründen des Einzelfalles oder aus Billigkeits 
rückſichten in einem Falle handhaben, im andern beiſeite 
ſchieben. Die Klägerin muß die Folgen daraus tragen, daß 
fie es verſäumte, den nach dem Geſetz eingetretenen Lauf der 
Verjährung zu unterbrechen. Im Hinblick auf die Vorſchrift 
des 8 225 BGB. hätte fie von dieſen Folgen auch nicht durch 
eine Vereinbarung mit der Beklagten befreit werden können, 
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weil hierin ein unzuläſſiger Ausſchluß oder eine unzuläſſige 
Erſchwerung der Verjährung erblickt werden müßte. R. c. 
V. K.⸗R., U. v. 12. Febr. 13, 190/12 I. — Berlin. L.] 

6. 5 326 BGB. findet auf Geſellſchaftsverträge keine Anz 
wendung.] 

Die Reviſion iſt der Meinung, daß auch dann, wenn nur 
eine Unterbeteiligung zwiſchen Klägerin und G. anzunehmen ſei, 
der § 326 BGB. nicht habe angewendet werden dürfen. Die 
Beitragsleiſtung, mit der G. in Verzug geraten, ſei keinesfalls 
ſeine weſentlichſte Verpflichtung geweſen; den Geſellſchaftszweck 
habe die Verwertung der Grundſtücke gebildet, und in erſter 
Linie habe er die Pflicht gehabt, hierzu mitzuwirken. Dann 
aber habe G. keine weſentliche Verpflichtung im Sinne des 
5 723 BGB. verletzt, und dem angefochtenen Urteile ſei der 
Boden entzogen, weil es ſelbſt davon ausgehe, daß der § 326 
BGB., auf den ſich die Klage in erſter Linie ſtütze, nur An⸗ 
wendung finden dürfe, wenn auch die Vorausſetzungen des 
§ 723 BGB. erwieſen ſeien. Die Rüge geht in der Bes 
gründung fehl; in ihrem Ziele aber, der Ausſchaltung des 
8 326 BGB., war ihr beizupflichten. Der BerR. geht ohne 
Rechtsirrtum davon aus, daß die Vertragsbeziehungen zwiſchen 
Klägerin und G. dem Geſellſchaftsrecht unterſtanden und die 
zwiſchen beiden beſtehende Untergeſellſchaft bereits in Tätigkeit 
getreten, alſo zur Ausführung gelangt war. Für ſolchen Fall 
verneint er die Anwendbarkeit des S 326 BGB., und die Zu⸗ 
läſſigkeit der ſich daraus ergebenden Auflöſung der Geſellſchaft 
ex tune dann, wenn die unerfüllt gebliebene Verpflichtung eine 
ſo weſentliche nicht genannt werden könne, daß mit ihrer Ver⸗ 
letzung auch die tatſächlichen Vorausſetzungen des §S 723 BGB., 
alſo eines wichtigen Grundes zur Auflöſung ex nunc, gegeben 
geweſen ſeien; für den umgekehrten Fall aber, der hier vor⸗ 
liege, bejaht er ſie. Dieſer Rechtsauffaſſung konnte ohne Be⸗ 
denken inſoweit beigetreten werden, als ſie dem S 326 BGB. 
auf zur Ausführung gebrachte, wenn auch nur aus Zweien be— 
ſtehende, Geſellſchaften die Anwendbarkeit verſagt, wenn die 
Leiſtung, mit welcher der eine Geſellſchafter in Verzug geraten, 
nicht von ſo weſentlicher Art oder ihr Ausbleiben nicht auf ein 
ſolches Verſchulden zurückzuführen iſt, daß nach S 723 BGB. 
ein Recht auf ſofortige Kündigung der Geſellſchaft gegeben 
geweſen wäre. Dem Geſetze kann unmöglich die Abſicht unter⸗ 
ſtellt werden, daß es, nur an einen wichtigen Grund und daher 
regelmäßig nur an eine vorſätzliche oder grob fahrläſſige Ver⸗ 
letzung einer weſentlichen Vertragspflicht das Recht des anderen 
auf Auflöſung und Auseinanderſetzung knüpfend, das viel ein⸗ 
ſchneidendere, weil rückwärts wirkende Recht des Rücktritts ohne 
dieſe Vorausſetzung lediglich nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen 
hätte gewähren wollen. Wiederholt iſt auch vom RG. 
ſchon ausgeſprochen, daß eine mit der Eigenart geſellſchaftlicher 
Verhältniſſe nicht in Einklang zu bringende Anwendung der 
55 320 ff. BGB. auf das Geſellſchaftsrecht abzulehnen ſei 
(vgl. insbeſondere die Entſcheidung des I. 8S. vom 21. Februar 
1912 in RG. 78, 303 und die des III. ZS. vom 28. Juni 1911, 
JW. 11, 808). Es würde jeder Billigkeit widerſtreiten, wollte 
man einem Geſellſchafter, der ein Recht auf Kündigung nicht 
beſitzt, weil der Verſtoß des anderen gegen ſeine Vertrags⸗ 
pflichten fo ernſt nicht beurteilt werden darf, nun auf dem Um 
wege über 8 326 BGB. die Möglichkeit zur Losſagung vom 


ganzen Vertragsverhältniſſe gewähren. Der erkennende Senat 
geht aber weiter und hierin weicht er von der Anſicht des 
BerR. ab. Er erachtet den 8 326 BGB. ſelbſt dann auf zur 
Ausführung gebrachte Geſellſchaften nicht für anwendbar, wenn 
die Vorausſetzungen des §8 723 BGB. gegeben find, es ſich 
alſo, was der BerR. hier einwandfrei feſtgeſtellt hat, um die 
vorſätzliche und grobfahrläſſige Verletzung einer weſentlichen 
Vertragspflicht handelt. Auch dann iſt dem anderen Geſellſchafter 
nicht der Weg des $ 326 BGB., ſondern nur der des 8 723 
daſelbſt eröffnet, ihm alſo nur die Möglichkeit gegeben, durch 
ſofortige Kündigung die Auseinanderſetzung herbeizuführen. Der 
$ 723 iſt das den beſonderen Verhältniſſen des Geſellſchafts— 
rechts ſich anpaſſende Sondergeſetz, dem die nach dem Beginne 
der geſellſchaftlichen Tätigkeit, vor allem nach deren längerer 
Dauer, ohne die Gefahr der Verwirrung nicht mehr verwertbare 
Beſtimmung des § 326 zu weichen hat. Die Verleihung des 
Rechts zu ſofortiger Kündigung wird auch den Bedürfniſſen des 
Verkehrs vollkommen gerecht. Steht die Geſellſchaft noch im 
Beginne ihrer Tätigkeit, ſo wird ſich das rechneriſche Ergebnis 
einer Auseinanderſetzung meiſt nicht weſentlich von demjenigen 
unterſcheiden, das ſich bei einem Rücktritt des Geſellſchafters 
vom ganzen Vertrage ergeben hätte. Sieht die Geſellſchaft 
aber ſchon auf Jahre ihres Beſtehens zurück, ſo würden ſich 
nicht nur unter den Geſellſchaftern bei Zulaſſung des Rücktritts⸗ 
rechts und der dann notwendigen Anwendung auch der 88 346 ff. 
BGB. leicht Unklarheiten und Verwicklungen bedenklichſter Art 
ergeben können, ſondern es würde auch das Verhältnis der 
Geſellſchaft zu Dritten oft dem Streite der Beteiligten nicht 
entrückt fein. Die Friſtſetzung des §S 326 BGB. würde weiter 
die Folge haben, daß der ſäumige Teil zwar durch Nachholung 
der Leiſtung innerhalb der Friſt den anderen daran hindern 
könnte, die geſamten geſellſchaftlichen Beziehungen rückwärts zu 
löſen, das Recht des anderen aber, die Geſellſchaft auf ſofort 
zu kündigen und die Auseinanderſetzung zu verlangen, auf Grund 
ſeiner Vertragsverletzung gegen ihn beſtehen bliebe. Allen Un⸗ 
ſtimmigkeiten iſt dagegen begegnet, wenn man annimmt, daß 
das Geſetz die Frage, welche Rechte die Vertragsverletzung, 
inſonderheit auch der Verzug, des einen Geſellſchafters dem 
anderen gibt, für Geſellſchaften, die zur Ausführung gelangt 
ſind, in 8 723 BGB. erſchöpfend hat regeln wollen. Die eigen⸗ 
artige Materie rechtfertigte und erforderte eine beſondere Vor⸗ 
ſchrift, weil es ſich unter Geſellſchaftern um ein auf die Dauer 
berechnetes, vielfach auch zu Dritten in Rechtsbeziehungen 
tretendes Vertrags⸗ und Vertrauensverhältnis handelt, das zur 
Förderung der Erreichung eines gemeinſamen Zweckes gegründet 
wird und, wenn es auf dieſem Wege ſchon vorgeſchritten ift, 
nicht rückwirkend in gleicher Weiſe von der Vertragserfüllung 
eines Geſellſchafters abhängig gemacht werden darf, wie ſonſt 
bei zweiſeitigen Verträgen der vertragstreue Teil befugt iſt, 
fi) nach fruchtloſer Friſtſetzung vom Vertrage ſchlechtweg los⸗ 
zuſagen. Nicht mit Recht entnimmt der BerR. die Stütze für 
feine gegenteilige Meinung der ſchon angezogenen Entſcheidung 
des RG., I. 35. vom 21. Februar 1912, RG. 78, 303. Damals 
hatten die Vorinſtanzen, abweichend von dem jetzt zur Ent⸗ 
ſcheidung ſtehenden Falle, die Vorausſetzungen des 8 723 BGB. 
nicht feſtgeſtellt. Das RG. lehnte bei dieſer Sachlage den 
Standpunkt, der ganze Vertrag ſei rückwärts aufgehoben, ab; 
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ſich für den nicht gegebenen Fall ſchlüſſig zu machen, daß die 
Vorausſetzungen des § 723 BGB. feſtgeſtellt geweſen wären, 
hatte es keine Veranlaſſung. Der Reviſion war hiernach, wenn 
auch nicht aus den von ihr vorgebrachten Gründen, darin bei⸗ 
zupflichten, daß der 8 326 BGB. zur Begründung des Klag⸗ 
anſpruches außer Betracht zu bleiben hatte. A. u. Gen. C. v. E. u. S., 
U. v. 11. Febr. 13, 461/12 II. — Frankfurt a. M. S.] 

7. 55 339, 343 BGB. Weſen der Vertragsſtrafe im 
Gegenſatz zum Reugeld. Wann liegt „Entrichtung“ der 
Strafe vor?] 

Der Kläger kaufte durch notariellen Vertrag vom 24. Juni 
1909 von den Beklagten ein Hausgrundſtück in Berlin. Er 
leiftete auf den Kaufpreis, der 132 000 % betrug, eine An⸗ 
zahlung von 10 000 . Dabei wurde im 8 4 des Vertrags 
beſtimmt, daß dieſe 10 000 & als Vertragsſtrafe verfallen und 
daß die Verkäufer zum Rücktritt vom Vertrage berechtigt ſein 
ſollen, wenn der Käufer trotz Aufforderung nicht zur Ent⸗ 
gegennahme der Auflaſſung erſcheinen oder weitere 22 000 % 
nicht vor der Auflaſſung zahlen werde. Die Beklagten traten 
dann vom Vertrage zurück und verkauften das Grundſtück 
anderweitig. Der Kläger erklärte den Rücktritt für unberechtigt 
und beantragte, die Beklagten außer zur Erſtattung von 
657 , 35 W Auslagen zur Rückzahlung der Anzahlung, jedoch 
vorläufig nur in Höhe von 5000 . nebſt 4 Prozent Prozeß⸗ 
zinſen, zu verurteilen. Das LG. erkannte auf Abweiſung der 
Klage, das BG. erklärte den Klageanſpruch dem Grunde nach 
für gerechtfertigt. Die Reviſion der Beklagten, die ſich nur 
dagegen richtete, daß der Anſpruch auf Zahlung der 5000 # 
nebſt Zinfen dem Grunde nach feſtgeſtellt war, iſt zurückgewieſen. 
Unſtreitig haben die Beklagten mit Schreiben vom 14. Oktober 
1909 unter Androhung des Rücktritts vom Vertrage den Kläger 
aufgefordert, binnen 3 Tagen die Auflaſſung gegen Zahlung 
von 22 000 & entgegenzunehmen. Der Kläger hat die An: 
zahlung nicht zu leiſten vermocht, auch dann nicht, nachdem 
auf ſeine Bitte die Beklagten die Friſt bis zum 18. November 
1909 verlängert hatten. Daß die Friſt, wie der Kläger be⸗ 
hauptet hatte, nochmals verlängert worden iſt, erachtet das 
BG. für widerlegt, und daher waren die Beklagten, da der 
Kläger mit der Entgegennahme der Auflaffung und der Zahlung 
der 22 000 * ſich im Verzuge befand, zu der demnächſt ab⸗ 
gegebenen Erklärung des Rücktritts vom Vertrage berechtigt. 
Ein Bedenken nach dieſer Richtung beſteht nicht und kann ins⸗ 
beſondere auch daraus nicht entnommen werden, daß die Be- 
klagten mit der Friſtſetzung nicht zugleich (NG. 73, 75) einen 
beſtimmten Termin zur Entgegennahme der Auflaſſung beſtimmt 
haben. Nachdem der Kläger wegen ſeines Unvermögens zur 
Leiſtung die Verlängerung der zunächſt geſetzten Friſt er⸗ 
beten und gewährt erhalten hatte, war es nunmehr ſeine 
Sache, den Beklagten eine Erklärung darüber zugehen zu laſſen, 
zu welchem Zeitpunkte ſie ſich beim Grundbuchamte zwecks 
Vornahme der Auflaſſung und Empfangnahme der Zahlung 
einzufinden haben. Nicht Sache der Beklagten war es, darüber 
beim Kläger Nachfrage zu halten, ob und wann er nunmehr 
innerhalb der verlängerten Friſt zur Vertragserfüllung bereit 
und imſtande ſein werde. Hiernach iſt das Klagbegehren, ſoweit 
die Behauptung des unberechtigten Rücktritts der Beklagten 
vom Vertrage in Betracht kommt, unbegründet. Anders aber 


verhält es ſich mit dem auf die Vorſchrift des 8 343 BGB. 
geſtützten Verlangen nach Herabſetzung der Vertragsſtrafe. Die 
Reviſion macht im Gegenſatz zu den Ausführungen des BG. 
geltend, daß die Beſtimmung in 8 4 des Vertrags über den 
Verfall der 10000 überhaupt nicht unter dem Geſichtspunkte 
einer Vertragsſtraſe im Sinne des § 339 zu beurteilen ſei, 
ſondern unter dem Geſichtspunkte der auflöſenden Bedingung, 
des Reugeldes oder — 8 359 — der Verwirkungsklauſel 
(lex commissoria). Wäre dieſe Anſicht richtig, fo würde für 
die in 5 343 dem Richter gegebene Befugnis, die Vertrags⸗ 
ſtrafe wegen unverhältnismäßiger Höhe herabzuſetzen, kein Raum 
ſein. Allein der Vertrag enthält nichts von einer auflöſenden 
Bedingung, im Falle der Nichterfüllung fiel der Vertrag keines⸗ 
wegs ohne weiteres in ſich zuſammen. Von einem „Reugeld“ 
— 8 359 — kann nicht geſprochen werden, weil der Kläger, 
auch wenn er die Anzahlung verfallen laſſen wollte, nicht 
ſeinerſeits ſich vom Vertrage losſagen, von ihm zurücktreten 
konnte. Der Fall der Verwirkung aus 8 360 liegt nicht vor, 
weil aus der Säumnis des Klägers den Beklagten nicht lediglich 
das Recht zum Rücktritt vom Vertrage erwuchs. Die Beklagten 
erlangten darüber hinaus zugleich einen neuen Anſpruch, und 
gerade dieſer Umſtand iſt für das Weſen der Vertragsſtrafe 
aus 8 339 entſcheidend. Der Vertrag bezeichnet denn auch den 
Verfall der Anzahlung ausdrücklich als Vertragsſtrafe und 
daher iſt die Rüge der Verletzung des § 339 und der Aus⸗ 
legungsvorſchriften der 88 133 und 157 unzutreffend. Die 
Reviſion der Beklagten kann aber auch mit dem weiteren An— 
griffe aus 8 343 Erfolg nicht haben. Daß die Strafe un⸗ 
verhältnismäßig hoch, iſt bedenkenfrei feſtgeſtellt. Die Reviſion 
hält nun unter Hinweis auf die Vorſchrift im Satz 3 des 8 343 
die Herabſetzung für unzuläſſig, weil die Strafe bereits ent⸗ 
richtet ſei. Allein die in 8 4 des Vertrags über den Verfall 
der Anzahlung getroffene Vereinbarung ſteht dem Falle einer 
„Entrichtung“ der Strafe nicht gleich. Daß der Gläubiger 
auf Grund der im Vertrage getroffenen Feſtſetzung erklärt, die 
Anzahlung als Strafe verwenden und behalten zu wollen, läßt 
die Strafe noch nicht als „entrichtet“ erſcheinen. Die Entrichtung 
erfordert eine Handlung des Schuldners, und die Wirkung aus 
Satz 3 des 8 343 tritt — Urteil des erkennenden Senats 
vom 29. Januar 1908, V 238/07 — nur dann ein, wenn 
nachträglich und in Anerkennung der Verpflichtung der 
Schuldner die Leiſtung bewirkt. Dann und nur dann iſt 
auch anzunehmen, daß auf das Recht der Herabſetzung der 
Strafe verzichtet wird. V. u. Gen. c. B., U. v. 1. März 13, 
324/12 V. — Berlin. [L.] 

8. Mietvertrag. Die ungerechtfertigte Kündigung hat 
keinerlei Rechtsfolgen weder für noch gegen den Erklärenden. 

Unzutreffend iſt die Anſicht der Beklagten, auch die un⸗ 
gerechtfertigte Kündigung bewirke zum Nachteil des Kündigenden 
unwiderruflich die Beendigung des aufzukündigenden Rechts⸗ 
verhältniſſes, weshalb die Beklagten ſich für befugt erachten, 
den Kläger, wie geſchehen, im Dezember 1910 an der ſofortigen 
Kündigung vom 23. März 1909 feſtzuhalten. Richtig iſt aller⸗ 
dings, daß die ordnungsmäßig erfolgte Kündigung deſinitiven 
Rechtseffekt bewirkt, und auch wider den Kündigenden ſelbſt 
die Beendigung des Mietverhältniſſes herbeiführt, ſo daß dies 
Recht dem Gekündigten durch einſeitigen Widerruf des 
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Kündigenden nicht wieder entzogen werden kann; dagegen 
vermag die Kündigung ohne Einhaltung einer Kündigungsſriſt, 
d. h. die Erklärung, daß das Mietverhältnis für die Zukunſt 
ſoſort beendet ſein ſolle, eine Rechtswirkung nur dann hervor⸗ 
zurufen, wenn ſie ſich auf eine im Geſetz begründete Befugnis 
zu ſtützen vermag, andernfalls iſt ſie völlig wirkungslos, und 
erzeugt nicht nur für, ſondern auch gegen den Erklärenden 
keinerlei Rechte. B. c. K., U. v. 7. Febr. 13, 389/12 III. — 
Colmar. [S.] 

9. 8 774 BGB. Zum Ausgleichsanſpruch des Mit⸗ 
bürgen. 

Soweit dem Gläubiger gegenüber ein Geſamtſchuldverhältnis 
beſteht, haben die Bürgen gegeneinander nach 88 774, 426 
BGB. einen Ausgleichsanſpruch, ſofern nicht ein anderes be 
ſtimmt iſt, vgl. auch Warneyer, Erg.⸗Bd. 1912 Nr. 296. Die 
„andere Beſtimmung“ braucht keine ausdrückliche zu ſein, ſondern 
es genügt eine Willensäußerung, die auch in indirekter Form, 
z. B. durch Vereinbarung von Vertragsbeſtimmungen, die mit 
dem Ausgleichsrechte nicht vereinbar find, erfolgen kann. T. c. R., 
U. v. 27. Febr. 13, 309/12 VI. — Stuttgart. (L. 

10. 5 820 BGB. Ungerechtfertigte Bereicherung durch 
eine tatſächliche Vermögensverſchiebung.] 

Die Klägerin fordert von den verklagten minderjährigen 
Kindern des am 9. Februar 1910 verſtorbenen Kaufmanns 
Louis B. Zahlung von 7500 . Sie hatte am 10. April 1909 
mit Louis B. als dem geſetzlichen Vertreter ſeiner Kinder 
einen Kaufvertrag abgeſchloſſen, wonach die Minderjährigen 
verpflichtet ſein ſollten, das Eigentum an einem ihnen gehörigen 
Grundſtück ihr zu übertragen, und hatte, wie ſie geltend macht, 
7500 % auf den Kaufpreis an Louis B. gezahlt. Durch 
Beſchluß vom 4. Dezember 1910 hat jedoch das Vormundſchafts⸗ 
gericht die Genehmigung zu dem Kaufvertrage verweigert, nach⸗ 
dem ſchon im Februar 1910 über den Nachlaß des Louis B. 
das Konkursverfahren eröffnet worden war. Die Beklagten 
beſtreiten, daß von dem an Louis B. gezahlten Gelde der 
Klägerin — falls eine Zahlung überhaupt erfolgt ſein ſollte 
— etwas in ihr Vermögen gelangt ſei. — Das OLG. hat 
ausgeführt: Daraus, daß die Klägerin, wie ſie behaupte, 
7500 # an Louis B. gezahlt habe, ergebe ſich nicht ohne 
weiteres ein Bereicherungsanſpruch gegen die Beklagten. Viel⸗ 
mehr bedürfe es des Nachweiſes, daß das an Louis B. gezahlte 
Geld tatſächlich den Beklagten zugute gekommen ſei. In der 
Berufungsinſtanz habe die Klägerin behauptet, Louis B. habe 
die 7500 % zum Ankaufe des Grundſtücks Dawillen Nr. 11 für 
ſeine Ehefrau verwendet. Sei dem ſo, ſo ſei nicht erſichtlich, 
inwiefern auf ſolche Weiſe eine unmittelbare Vermögensver⸗ 
ſchiebung aus dem Vermögen der Klägerin in das der Beklagten 
eingetreten ſein könnte. Ebenſowenig ſei zu erſehen, wie die 
Beklagten durch Eintragung einer Forderung von 2500 % auf 
das Grundſtück Dawillen Nr. 11 und durch Empfang des 
Betrags von 2365 % aus der Konkursmaſſe etwas aus dem 
Vermögen der Klägerin erlangt haben ſollten. Auch könne 
davon keine Rede fein, daß Louis B. die erhaltenen 7500 % 
oder einen Teil davon im Sinne des $ 822 BGB. unent⸗ 
geltlich den Beklagten zugewendet habe. Mit der Reviſion 
wird dagegen geltend gemacht: Die Anſicht des BG. ſei nicht 
zutreffend. Die 88 1821, 1822 BGB., die im Umfange des 


§ 1643 auch für die Vertretungsmacht des Vaters Geltung 
hätten, umfaßten eine Reihe teils obligatoriſcher teils dinglicher 
Geſchäfte. Soweit dingliche Rechtsakte nicht genannt ſeien, 
habe der Vater die geſetzliche Macht, bei ihrer Vornahme ſeine 
Kinder zu vertreten. Die abſtrakte Natur des dinglichen 
Geſchäfts geſtatte nicht, ſeine Wirkſamkeit von der Wirkſamkeit 
des obligatoriſchen Vertrags abhängig zu machen. Wenn der 
geſetzliche Vertreter ein Vormund ſei, ſo könne es allerdings 
zweifelhaft fein, ob eine zur Erfüllung eines Grundſtücks⸗ 
Kaufvertrages vorgenommene Geldübereignung wirkſam ſei, 
falls die Annahme des Geldes nicht genehmigt werde. Der 
Zweifel ſei in $ 1812 begründet. Die Vorſchrift des 8 1812 
ſei aber auf den Vater als geſetzlichen Vertreter nicht anwendbar. 
Der Vater ſei in der Annahme geſchuldeter Leiſtungen un: 
beſchränkt. Daher könne ein Zweifel an der Legitimation des 
Louis B. zur Empfangnahme des Kaufgeldes für die Beklagten 
nicht für begründet erachtet werden. Die Tatſache, daß kein 
rechtsbeſtändiger Kaufvertrag vorliege, hindere an ſich nicht 
die Wirkſamkeit des Erfüllungsgeſchäfts. Das OLG. habe ſich 
von Billigkeitserwägungen leiten laſſen. Vom Gerechtigkeite⸗ 
ſtandpunkt könne es durchaus zweifelhaft ſein, ob die Folge 
der Untreue des Louis B. die ihm naheſtehenden Kinder oder 
die Klägerin treffen müßte. Falls aber die Auffaſſung des 
OLG. grundſätzlich gebilligt werde, bedürfe es der Prüfung, ob 
nicht wegen der Hypothekforderung von 2500 % und wegen 
des Betrags von 2365 , der Bereicherungsanſpruch begründet 
ſei, und ob nicht $ 822 Platz greife. Es könne unmöglich 
Rechtens ſein, daß die Beklagten das, was ſie als den ihnen 
angeblich zuſtehenden Kaufpreis im Prozeß gegen den Konkurs⸗ 
verwalter aus dem Vermögen ihres Vaters erſtritten, nicht an 
die Klägerin, die den Betrag ohne rechtlichen Grund gezahlt 
habe, herauszugeben hätten. Der Reviſion iſt Erfolg zu gewähren, 
wenn auch dem Ber. inſoweit beizutreten iſt, als er ans 
genommen hat, der Klägerin ſei ein Bereicherungsanſpruch gegen 
die Minderjährigen nicht ſchon dadurch erwachſen, daß ſie an 
Louis B. 7500 % gezahlt habe. Bei dem Abſchluſſe des 
Kaufvertrags vom 10. April 1909 iſt Louis B. zwar als 
geſetzlicher Vertreter ſeiner minderjährigen Kinder aufgetreten, 
allein zur Veräußerung des Grundſtücks der Kinder und zur 
Eingehung der Verpflichtung zur Veräußerung bedurfte er 
gemäß § 1643 in Verbindung mit 8 1821 Abſ. 1 Nr. 1, 3 
der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts. Der Kaufvertrag 
wurde ohne die Genehmigung geſchloſſen. Die Wirkſamkeit 
des Rechtsgeſchäfts hing ſonach (8 1643 Abſ. 3, § 1829 Abſ. 1) 
von der nachträglichen Genehmigung ab. Die Genehmigung 
iſt verweigert worden. Aus der Verweigerung ergab ſich, daß 
der Vertrag in allen ſeinen Teilen für die minderjährigen 
Kinder nicht wirkſam war. Es fehlte dem Louis B. die 
Vertretungsmacht, als er den Kaufvertrag abſchloß, das 
Grundſtück der Klägerin übergab und den Kaufpreis in Empfang 
nahm. Wenn die Klägerin dadurch, daß ſie ſofort Zahlung 
leiſtete, Nachteile erleidet, ſo hat ſie ſich dies ſelbſt zuzu— 
ſchreiben, da ſie Louis B. vertraut und an ihn den Kaufpreis 
gezahlt hat, bevor der Vertrag genehmigt war. Da Louis B. 
bei dem auf die Grundſtücksveräußerung gerichteten rechts⸗ 
geſchäftlichen Handeln ſeine Kinder nicht wirkſam vertreten 
konnte, ſo hat er das von der Klägerin zur Erfüllung des 
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Kaufvertrags gezahlte Geld nicht als Vertreter der Minder⸗ 
jährigen erworben. Der Umſtand, daß, wie die Nevifion 
geltend macht, die Vorſchrift des §S 1812 auf den Inhaber der 
elterlichen Gewalt nicht anwendbar iſt, kann nicht dazu führen, 
anzunehmen, daß die an Louis B. erfolgte Leiſtung der 
Klägerin den Minderjährigen gegenüber rechtswirkſam ſei. Den 
Minderjährigen ſtand keine Forderung gegen die Klägerin zu; 
Louis B. hat über keine feinen Kindern zustehende Forderung 
verfügt. Wollte man die Empfangnahme des Geldes trennen 
von dem Vertrage über die Grundſtücksveräußerung, ſo läge 
in der Erhebung des Geldes eine Aufnahme von Geld auf 
den Kredit der Minderjährigen vor, zu der Louis B. als 
Inhaber der elterlichen Gewalt gemäß 8 1643 in Verbindung 
mit $ 1822 Nr. 8 ebenfalls der Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts bedurft hätte. Wenn aber auch die Beklagten keine 
Haftung aus dem rechtsgeſchäftlichen Handeln ihres Vaters 
trifft, ſo kann doch tatſächlich zu ihrem Vorteil eine Ver⸗ 
mögensverſchiebung auf Koſten der Klägerin erfolgt ſein. So⸗ 
weit tatſächlich auf Koſten der Klägerin etwas in das Vermögen 
der Beklagten gelangt iſt, ſind die Beklagten zur Herausgabe 
verpflichtet. Die eingetretene Bereichung hat die Klägerin dar⸗ 
zutun. Mit Recht hat demnach das BG. angenommen, es 
habe für die Klägerin der Behauptung und des Nachweiſes 
bedurft, daß der an Louis B. gezahlte Betrag ganz oder teil⸗ 
weiſe tatſächlich den Beklagten zugute gekommen ſei. Aber bei 
den weiteren Ausführungen des BG. iſt der Fall nicht berück— 
fichtigt, daß Louis B. mit dem Gelde der Klägerin 
Forderungen für die Beklagten erworben haben kann. Die 
Klägerin ſoll in der Berufungsinſtanz behauptet haben, Louis B. 
habe die von der Klägerin angezahlten 7500 % zum Ankaufe 
des Grundſtücks Dawillen Nr. 11 für ſeine Ehefrau verwendet. 
Das BG. hat angenommen, dieſe Behauptung der Klägerin 
ſchließe aus, daß die Beklagten auf Koſten der Klägerin 
bereichert ſein könnten. Das iſt nicht zutreffend. Louis B. 
könnte über das Geld der Klägerin in der Weiſe verfügt 
haben, daß er als Vertreter der Beklagten es ſeiner Frau 
überließ, und dadurch eine Forderung der Beklagten gegen 
ihre Mutter begründete. Darüber, ob in dieſer Weiſe oder 
wie ſonſt die hypothekariſch geſicherte Forderung der Beklagten 
in Höhe von 2500 , entſtanden iſt, find Feſtſtellungen von 
dem BG. nicht getroffen. Was den Betrag von 2365 # 
betrifft, den die Beklagten aus der Konkursmaſſe erhalten 
haben, ſo iſt auch inſoweit die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen, 
daß eine Bereicherung der Beklagten auf Koſten der Klägerin 
eingetreten iſt. Die Beklagten ſollen den Betrag von 2365 
erlangt haben zu einer Zeit, als noch ungewiß war, ob die 
Genehmigung zur Grundſtücksveräußerung erteilt oder verweigert 
werde, und fie ſollen den Geldbetrag erlangt haben auf Grund 
einer Forderung, die fie darauf ſtützten, daß Louis B. über 
das für die Minderjährigen beſtimmte Geld der Klägerin ver⸗ 
115 habe in der Annahme, es ſei Geld der Minderjährigen. 
in ihr — auf dieſe Weiſe den Betrag von 2365 % 
Klägerin nicht 95 haben, ſo laßt ſich der Anſpruch der 
ſweltgen Betrag nit abweiſen, weil die Beklagten den 
Dei Bon 2 Koſten der Klägerin erlangt hätten. 
Klägerin richtig fein A ging, wenn die Behauptung der 

9 ſollte, den Beklagten zu als Erſatz für 


das Kaufgeld der Klägerin. H. c. B., U. v. 1 Febr. 13, 
458/12 IV. — Königsberg. [S.] 

11. 5 826 BGB. Die Ausnützung der Lage zum eignen 
Vorteil verſtößt noch nicht notwendig gegen die guten Sitten.] 

Auf Antrag des Stadtrats der beklagten Stadtgemeinde 
iſt durch Beſchluß des Bezirksrats zu F. vom 28. März 1888 
ein Plan über die Fortſetzung der Adlerſtraße in F. gegen 
Süden feſtgeſetzt worden. Der Plan iſt in der Folge nicht 
ausgeführt und auf Antrag der Stadtverwaltung vom Groß 
herzoglichen Miniſterium des Innern unter dem 19. April 1908 
wieder aufgehoben worden. Der Erblaſſer der Klägerin hat 
behauptet, er habe an ſeinem von der geplanten Straßen⸗ 
fortſetzung berührten Fabrikanweſen ſowohl durch die Feſtſtellung 
des Planes und ſeine 20 Jahre hindurch währende Aufrecht⸗ 
erhaltung als auch durch ſeine ſchließliche Aufhebung Schaden 
erlitten, der mit der Klage erſetzt verlangt wird. Der erſte 
Richter hat den Klagantrag dem Grunde nach unter Beſchränkung 
auf den Schaden aus der Aufhebung des Planes für 
gerechtfertigt erklärt, im übrigen die Klage abgewieſen. Das 
BG. hat die Berufung der Beklagten gegen den der Klage 
willfahrenden Teil des erſten Urteils zurückgewieſen, im übrigen 
aber auf die Anſchlußberufung der Klägerin den Klaganſpruch 
auch bezüglich des aus der Inplanlegung entſtandenen Schadens, 
inſoweit auf Grund des 8 826 BGB. und unter Beſchränkung 
auf die Zeit vom 1. Mai 1890 an dem Grunde nach zus 
erkannt. . .. Den Erwägungen, woraus das BG. folgert, vom 
1. Mai 1890 an (Klagzurücknahme) — von welchem Zeitpunkte an 
die gekennzeichnete Sachlage unverändert feſtgeſtanden habe —, 
habe für die Stadtverwaltung die Verpflichtung beſtanden, die 
Aufhebung des Planes zu beantragen, ſcheint die, allerdings 
nicht zu klarem Ausdruck gelangte Anſchauung zugrunde zu liegen, 
als ob die Gemeindeverwaltung in einem Falle der hier in 
Rede ſtehenden Art nur zweierlei tun dürfe — die verlangten 
Grundſtückspreiſe zahlen oder unverweilt das gerichtliche Ent⸗ 
ſchädigungsverfahren (nach dem Enteignungsgeſetze) einzuleiten —, 
nicht aber auch ein Drittes, nämlich zu warten, ob ſich nicht im 
Laufe der Zeit eine für die Erwerbung des benötigten Geländes 
günſtigere Geſtaltung der die Preisbemeſſung bedingenden Um⸗ 
ſtände ergeben werde. Auf welche geſetzliche Beſtimmung ſich 
etwa eine dahingehende Rechtsmeinung des BG. geſtützt habe, 
iſt aus dem Urteile nicht zu erſehen. Soweit abzuſehen, könnte 
es ſich nur um irreviſible Normen des badiſchen Rechts handeln, 
deren Auslegung und Anwendung nach $ 562 ZPO. der Nach⸗ 
prüfung in der Reviſionsinſtanz entzogen wäre. Immerhin be⸗ 
dürfte das BU. zutreffendenfalls auch inſoweit einer näheren 
Begründung (8 5517 ZPO.). Es kommt aber hierauf entſcheidend 
nicht an, weil — ganz abgeſehen davon, ob die Stadtverwaltung 
gegen eine rechtliche Verpflichtung im berührten Sinne ver⸗ 
ſtoßen hat — das Urteil inſoweit, als es eine Verfehlung gegen 
die guten Sitten angenommen hat, auf rechtsirrigen Er⸗ 
wägungen beruht und deshalb aufgehoben werden muß. Das 
BG. ift hierbei von Art. 2 des badiſchen Ortsſtraßengeſetzes 
1. d. F. vom 6. Juli 1896 ausgegangen, wonach die Pläne 
neuer Ortsſtraßen in einer dem vorausſichtlichen Bedürfniſſe 
entſprechenden Weiſe feſtzuſtellen ſind — eine Vorſchrift, die 
nach Art. 3 des Geſetzes auch auf die Abänderung von Plänen 
anzuwenden iſt. Die Aufſtellung der Pläne liegt dem Gemeinderat 

62 


490 


Zusififße wagen 


M 9. 1913, 


(Stadtrat) ob. Daß dieſem hierbei vom Geſetze ein Ermeſſen 
eingeräumt iſt, verkennt auch das BG. nicht; es nimmt aber an, 
dieſes Ermeſſen ſei im vorliegenden Falle durch unzuläſſige 
Erwägungen beſtimmt worden. Dem kann nicht beigetreten 
werden. Sicherlich im Bereiche jenes Ermeſſens liegt es — 
ſofern nicht etwa, worüber, wie ſchon erwähnt, nichts erhellt, 
eine geſetzliche Vorſchrift, das Ermeſſen inſoweit einſchränkend, 
anderes gebietet —, mit dem Aufhebungsantrage jo lange 
zuzuwarten, als es dem von der Gemeindeverwaltung wahr⸗ 
zunehmenden Intereſſe entſpricht. Selbſt wenn nun dieſes Inter⸗ 
eſſe, wie das BG. annimmt, tatſächlich dahin gegangen iſt, bei 
G. ermäßigte Forderungen zu erzielen, könnte darin nicht ohne 
weiteres ein Verſtoß gegen die guten Sitten gefunden werden. 
Das träfe erſt dann zu, wenn die Stadtverwaltung für die 
Gemeinde die Erlangung unberechtigter und über— 
mäßiger Vorteile angeſtrebt hätte. Auch die Feſtſetzung 
z. B. unbilliger Bedingungen, die Ausnützung der Lage zum 
eigenen Vorteile verſtößt noch nicht notwendig gegen die guten 
Sitten; hinzukommen muß ein Verhalten, das gegen das An⸗ 
ſtandsgefühl aller billig und gerecht Denkenden verſtößt (vgl. 
die im Kommentar der Reichsgerichtsräte Erl. 2, 3 zu 8 826 
angef. Rechtſpr.). Ein ſolches Verhalten läge z. B. dann vor, 
wenn eine Gemeindeverwaltung darauf ausginge, Grundſtücks⸗ 
eigentümer in eine Not⸗ oder Zwangslage zu bringen, in der ſie 
auf jeden, auch auf einen unter allen Umſtänden unangemeſſenen 
Preis eingehen müſſen, nicht aber dann, wenn die Gemeinde⸗ 
verwaltung ihre Rechtspoſition dazu ausnützt, ſich — im 
Intereſſe des von ihr vertretenen Gemeinweſens — unbilliger 
Forderungen der Grundſtückseigentümer zu erwehren. Stadt⸗ 
gemeinde F. 0. G., U. v. 3. Febr. 13, 441/12 VI. — Karls⸗ 
ruhe. [S.] N 

12. 5839 BGB. Verletzung der Amtspflicht des Notars 
durch Unterlaſſung ſachgemäßer Befragung.] 

Laut Urkunde des beklagten Notars vom 19. Mai 1908 
haben die Kläger vom Schreiner A. ein Hausgrundſtück in 
Düſſeldorf gekauft. Auf dieſem ruhten folgende Hypotheken: 
Nr. 2 für B. 9000 Darlehn, Nr. 3 für denſelben 1500 #% 
desgleichen, Nr. 4 für K. & Co. 3000 u Höchſtbetragshypothek. 
Nach dem vom Notar beurkundeten Kaufvertrage beträgt der 
Kaufpreis 12 500 . Die Hypothek von 9000 &, ſollte in 
Anrechnung auf den Kaufpreis übernommen werden, 2000 # 
wurden ſofort an A. bezahlt, der Reſt von 1500 % war bis 
ſpäteſtens zum 1. Mai 1909 zu entrichten. Weiter heißt es in 
dem Vertrage: „Die Erſchienenen beantragen die Löſchung der 
in Abteilung III unter Nr. 3 und 4 enthaltenen Eintragungen.“ 
Die Urkunde war in der Weiſe zuſtande gekommen, daß der 
Bureauvorſteher des Beklagten mit den Erſchienenen verhandelt 
und die Schrift fertig entworfen, darauf den Notar herbei⸗ 
gerufen hatte, in deſſen Gegenwart die Urkunde vorgeleſen und 
unterſchrieben wurde. Die Höchſtbetragshypothek von 3000 % 
iſt noch heute eingetragen und wird von der Firma K. & Co. 
in Anſpruch genommen. Die Kläger, die an A. außer der An⸗ 
zahlung von 2000 & auch die weiteren 1500 & bezahlt haben, 
verlangen, daß der Beklagte das Grundſtück von dieſer Hypothek 
freiſtelle. Nach der Klagſchrift machen ſie geltend, er habe ſeine 
Amtspflicht dadurch verletzt, daß er es unterlaſſen habe, fie 
über die ſämtlichen auf dem Grundſtücke laſtenden Hypotheken 


vor Abſchluß des Kaufvertrages genau zu unterrichten. Sie 
hätten von dem Beſtehen der Höchſtbetragshypothek nichts gewußt 
und ſeien von ihm nicht darüber aufgeklärt worden. Auch der 
Bureauvorſteher habe ſie ſchuldhaft darüber im unklaren gelaſſen 
und für deſſen als ſeines Erfüllungsgehilfen Verſchulden hafte 
der Beklagte. Das OLG. hat antragsgemäß erkannt, ein eigenes 
Verſchulden des Beklagten nicht feſtgeſtellt, aber angenommen, 
daß er für das des Bureauvorſtehers nach 8 278 BGB. hafte. 
Die Nevifion des Beklagten iſt zurückgewieſen. Der Wert des 
Beſchwerdegegenſtandes überſteigt nicht den Betrag von 4000 l. 
Die Reviſion iſt aber nach 8 547 Ziff. 2 ZPO. zuläſſig. Danach 
findet die Reviſion ſtatt in den Rechtsſtreitigkeiten über Anſprüche. 
für welche die LG. ausſchließlich zuſtändig ſind. Eine ſolche 
Rechtsſtreitigkeit liegt hier inſofern vor, als ein Anſpruch 
gegen den Notar wegen pflichtwidriger Unterlaſſung einer Amts⸗ 
handlung (S 70 Abſ. 3 GVG., 8 39 PrAGGVG.) geltend 
gemacht iſt. Der Umſtand, daß das angefochtene Urteil lediglich 
von der Verletzung einer Vertragspflicht ausgehend den Be⸗ 
klagten aus 8 278 BGB. haften läßt, ſteht der Zuläſſigkeit der 
Reviſion nicht entgegen. Das an die rechtliche Beurteilung des 
BG. nicht gebundene Reviſionsgericht hat den Rechtsgrund für 
den erhobenen Schadenserſatzanſpruch ſelbſtändig zu prüfen, und 
damit iſt die Zuläſſigkeit des Rechtsmittels gegeben. Dieſe 
Prüfung ergibt aber die Unbegründetheit der Reviſion. Im 
Gegenſatze zum OL G., das davon abgeſehen hat, ein eigenes 
Verſchulden des Beklagten feſtzuſtellen, muß angenommen werden, 
daß er durch eigene ſchuldhafte Unterlaſſung eine ihm den 
Klägern gegenüber obliegende Amtspflicht verletzt hat. Die 
Notare in Preußen find Beamte (Abſchnitt 6 Prß§GG.). Sie 
haben als ſolche Amtspflichten und haben in Anſehung ſolcher 
Berufsgeſchäfte, die nicht Amtsgeſchäfte ſind, Berufspflichten 
(RG. 49, 269). Es entſpricht der Rechtſprechung des RG., 
namentlich auch des erkennenden Senats, daß, wer die Amts⸗ 
tätigkeit des Notars anruft, regelmäßig mit ihm zugleich einen 
bürgerlich⸗rechtlichen Vertrag, insbeſondere einen Dienftvertrag, 
abſchließt. Die Berufspflichten des Notars aus dieſem Dienſt⸗ 
vertrage können mit dem ihm amtlich obliegenden Pflichtenkreiſe 
zuſammenfallen. Soweit ſie darüber hinausgehen, liegt kein 
Amtsgeſchäft und keine Amtspflicht vor. Es fragt ſich, ob die 
dem beklagten Notar hier vorgeworfene ſchuldhafte Unterlaſſung, 
nämlich die Nichtaufklärung der Kläger über die auf dem Grund⸗ 
ſtücke laſtenden Hypotheken und über die Gefahr aus der Weiter⸗ 
haftung des Grundſtücks für die von den Käufern nicht mit⸗ 
übernommene Höchſtbetragshypothek, in der Tat ſchuldhaft war 
und ob fie gegen feine Amtspflicht oder auch gegen fie oder 
ob ſie lediglich gegen eine Vertragspflicht verſtieß. Der Beklagte 
war als Urkundsbeamter in Anſpruch genommen, um das Kauf⸗ 
geſchäft zwiſchen den Klägern und A. zu beurkunden. Seine 
amtliche Verpflichtung ging dahin, den erklärten Willen der 
Vertragſchließenden in klarer, gültiger Faſſung und Form 
urkundlich feſtzulegen, der Urkunde den Inhalt zu geben, der 
dem Willen der Erſchienenen und dem Zwecke der Urkunden⸗ 
errichtung entſprach. Um Willen und Zweck zu ergründen, 
liegt ihm eine Art Fragepflicht amtlich ob, zu deren Ausübung 
immer inſoweit Veranlaſſung gegeben iſt, als die dem Notar 
vorgetragenen Erklärungen Zweifel über Willen und Zweck 
Raum laſſen. Er muß alle Sorgfalt aufwenden, damit über 
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das, was die Parteien bezwecken, eine rechtswirkſame Beurkundung 
zuſtande kommt. Abgeſehen davon erſtreckt fich feine Amtspflicht 
noch auf mancherlei: Er hat Amtsverſchwiegenheit zu beobachten, 
ſeine Mitwirkung bei geſetzwidrigen Geſchäften zu verſagen, ſich 
über Ablehnung eines Auftrags ſofort zu erklären, bei Zweifeln 
über die Geſchäftsfähigkeit der Erſchienenen in beſtimmter Weiſe 
zu verfahren (Art. 40, 83 Abſ. 1, 90 Pr§GG.). Er muß auch 
feinen Bureaudienſt fo ordnen, daß Schädigungen der Beteiligten 
vermieden werden (fo Entih. des RG. III 510/09 vom 
14. Oktober 1910) u. dgl. Dagegen iſt der Notar, ſofern er 
lediglich als ſolcher, als Urkundsbeamter, in Anſpruch genommen 
wird, zu „einer weiteren Belehrung, als ſie für das Zuſtande⸗ 
kommen einer rechtswirkſamen Beurkundung erforderlich iſt, nicht 
verpflichtet“ — vgl. III 665/09 vom 21. Februar 1911 in 
Warneyer Ergänzungsband 1911 S. 257. — In welchem 
Umfange aber das Zuſtandekommen einer ſolchen Beurkundung 
eine Belehrung und Aufklärung erfordert, das ergibt ſich aus 
dem hier klargelegten Weſen der dem Urkundsbeamten geftellten 
Aufgabe: Ermittlung des Willens der Vertragſchließenden, Feſt⸗ 
ſtellung des Vertragszwecks, Feſtlegung der Vereinbarungen in 
gültiger klarer Form und Faſſung. Von dieſem Geſichtspunkte 
aus braucht nicht erörtert zu werden, ob es an ſich ſtatthaft 
erſcheint, daß der Notar die geſamte Vorbereitung und Auf⸗ 
klärung in Anſpruch eines zu beurkundenden Rechtsgeſchäfts dem 
nicht rechtskundigen Bureauvorſteher überläßt. Es mag im 
Einzelfalle unbedenklich ſein, daß bei einfachen Rechtsangelegen⸗ 
heiten der Notar ſo verfährt und von jeder eigenen ſachlichen 
Befragung der Erſchienenen ſo lange abſieht, als ihm nicht ein 
äußerer Anlaß zu näherer Erforſchung des Willens der Er⸗ 
klärenden gegeben iſt. Hier lag aber ein ſolcher Anlaß vor. 
Der im Vertrage enthaltene Löſchungsantrag hinſichtlich der 
von den Käufern nicht mitübernommenen beiden Hypotheken 
mußte den rechtskundigen Beklagten alsbald ſtutzig machen. Er 
kannte die aus der Weiterhaftung des Grundſtücks für dieſe 
Hypotheken den Käufern drohende Gefahr. Die Frage nach 
dem Vorhandenſein der dem Löſchungsantrage entſprechenden 
Löſchungsbewilligungen der Gläubiger mußte ſich ihm ohne 
weiteres aufdrängen. Es mußten in ihm die erheblichſten Zweifel 
daran rege werden, ob die vom Bureauvorſteher verfaßte Nieder⸗ 
ſchrift den wirklichen Willen der Vertragſchließenden richtig 
wiedergab, ob die Erſchienenen ſich über die Bedeutung des als 
ihre Erklärung Niedergeſchriebenen völlig klar waren. Dieſe 
Zweifel durch ſachgemäße Befragung und Aufklärung zu beheben, 
war ſeine amtliche, ganz unbeſchadet der Tätigkeit des von ihm 
mit der Verrichtung der Vorbereitung befugtermaßen oder miß⸗ 
bräuchlich betrauten Bureauvorſtehers ihm ſelber perſönlich ob⸗ 
liegende Pflicht. Dieſe Amtspflicht hat er verletzt dadurch, daß er 
den Vertragsentwurf ſich vorleſen und von den Beteiligten unter⸗ 
ſchreiben ließ, ohne das geringſte zu veranlaſſen, um die Vertrags⸗ 
beſtimmungen, die ihm bei gehöriger Sorgfalt ſofort als bedenklich 
Ae mußten, den — wie er wahrnehmen konnte — unerfahrenen 
laſen nr 555 Bedenklichkeit zum Bewußtſein kommen zu 
Malen ar n en der Übereinftimmung ihres wahren 
biefer Beſtmmm 155 lärungen der Niederſchrift in Anſehung 
. 1 überzeugen. Hat der Beklagte aber 

te Unterlaſſung gegen die durch fein Amt 
gebotene Sorgfaltspflicht verſtoßen, fo kommt es nicht darauf an, 


ob auch eine Pflichtverletzung des Bureauvorſtehers anzunehmen 
iſt, und ob Handlungen oder Unterlaſſungen dieſes Angeſtellten 
im gegebenen Falle die Haftung des beklagten Notars, ſei es 
nach 8 831, ſei es nach 8 278 BGB., begründen würden. Auch 
braucht nicht näher darauf eingegangen zu werden, daß die 
Ausführungen des BG. über das Vorhandenſein einer Verletzung 
der dem Beklagten obliegenden Vertragspflichten wegen 
mangelnder Reviſionsſumme der Nachprüfung durch das 
Reviſionsgericht nicht unterliegen — vgl. JW. 00, 4944; 
Skonietzki⸗Gelpke Anm. 6 zu $ 547 3PO.; RG. III 510/09 —. 
Die Reviſion iſt vielmehr deshalb zurückzuweiſen, weil ſich die 
Entſcheidung ſelbſt aus den hier dargelegten anderen Gründen 
als richtig darſtellt (S 563 ZPO.). Die Erwägungen, aus 
denen das BG. den urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen dem 
entſtandenen Schaden und dem Verſchulden des Bureauvorſtehers 
feſtgeſtellt hat, treffen auch für das eigene Verſchulden des Be⸗ 
klagten zu. Daß ein Schaden entſtanden iſt, ſtellt das angefochtene 
Urteil ebenfalls bedenkenfrei feſt. Es ſpricht zwar an einer 
Stelle von der Verurſachung des den Klägern „drohenden“ 
Schadens, gibt aber doch weiterhin den ſchon entſtandenen Schaden 
dahin an, daß „die Kläger in Ermangelung der Löſchung der 
Hypothek für ſie mit dem Grundſtücke haften“. Gegen die Art 
des zuerkannten Schadenserſatzes ſind Bedenken aus 88 249 ff. 
BGB. nicht zu erheben. Dafür, daß die Kläger auf andere 
Weiſe Erſatz zu erlangen vermöchten ($ 839 Abſ. 1 BGB.), 
liegt nichts vor. Die Zahlungsunfähigkeit des A. iſt außer 
Streit, und anderweite Behauptungen in dieſer Richtung hat 
der Beklagte nicht aufgeſtellt (vgl. RG. 51, 192). L. c. Ch., 
U. v. 20. Febr. 13, 397/12 III. — Düſſeldorf. L.] 

13. 8 906 BGB. Ortsübliche Benutzung.] 

Durch Vertrag vom 21.23. Juni 1904 hatte ſich die 
Beklagte mit der Schiller⸗Theater⸗Aktiengeſellſchaft (Neben⸗ 
intervenientin zu 2) vereinigt, um auf dem an der Bismarck⸗ 
ſtraße in Ch. an der Ecke der Gr. ſtraße gelegenen Grundſtück 
ein Theater zu erbauen, das Eigentum der Stadt werden ſollte, 
aber durch Vertrag von demſelben Tage mit allen Neben⸗ 
bauten, Garten und Zubehör an die Aktiengeſellſchaft zunächſt 
auf die Dauer von 25 Jahren verpachtet wurde. Das neben 
dieſem Grundſtück in der B. traße liegende Grundſtück verkaufte 
die Beklagte den Klägern durch Vertrag vom 16. Oktober 1906 
mit der Verpflichtung, im Vordergebäude Wohnungen von nicht 
weniger als 8 Zimmern mit Badezimmern, Zentralheizung und 
Fahrſtuhl zu erbauen und die Faſſade der nach dem Schiller⸗ 
theater gelegenen Giebelwand, ſoweit ſie frei lag, architektoniſch 
auszugeſtalten. Die Kläger errichteten dementſprechend ein ſo⸗ 
genanntes hochherrſchaftliches Wohngebäude mit einem Koſten⸗ 
aufwande von etwa 500000 & und brachten dabei in der 
Grenzmauer nach dem Theatergrundſtück eine Korkiſolierſchicht 
an. Dort liegt nämlich unmittelbar an der B. ſtraße das dem 
Reſtaurationsbetriebe dienende Nebengebäude, beſtehend aus 
einem Erdgeſchoß, einem Zwiſchen⸗ und Oberſtock, dahinter an 
der Ecke der Gr. ſtraße der Garten, während ſeitwärts an der 
Gr. ſtraße hinter einem ſchmalen Hofe das Theatergebäude 
gelegen iſt. Durch die Geräuſche, die im Reſtaurationsbetriebe 
durch Muſik und Geſang, insbeſondere durch die ſommerlichen 
Gartenkonzerte, im Winter durch die im Konzertſaal des 
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durch Tanzgeſellſchaften, die über 12 Uhr nachts ſich ausdehnen, 
aber auch durch Treppenlaufen, Tellerklirren, Mülleimer und 
Fäſſerrollen hervorgerufen werden, ferner durch die Geräuſche 
des Theaterbetriebes, insbeſondere die Schmiede- und Aus⸗ 
beſſerungsarbeiten an Kuliſſen und Verſatzſtücken, die im Hofe 
und den daran gelegenen Werkſtätten vorgenommen werden, 
fühlten ſich die Kläger und ein Teil ihrer Mieter beſchwert. 
Aus den Gründen: Was den Inhalt der polizeilichen Auskunft 
und die daraus von dem BerR. in Übereinſtimmung mit der 
Polizeibehörde gezogenen Folgerungen anlangt, ſo widerſpricht 
es nicht der Rechtſprechung des RG., wenn bei Betrieben, die 
unmittelbar an der Wand des Nachbargebäudes eingerichtet 
werden, die Ortsüblichkeit auch dann verneint wird, wenn dieſe 
Betriebe ſonſt als ortsüblich anzuſehen wären (Urt. vom 
16. März 1910 V 248/09, vom 25. Januar 1911 V 128/10, 
vom 17. Februar 1912 V 335/11, vom 22. Juni 1912 V 97/12). 
Es kommt nach 8 906 BGB. allerdings nicht, wie der Bet. 
unter Bezugnahme auf das erſterwähnte Urteil anzunehmen 
ſcheint, ausſchließlich oder entſcheidend auf die Wirkungen an, 
die die Geräuſche auf das Nachbargrundſtück ausüben, maß⸗ 
gebend iſt vielmehr die Art der Benutzung des ſchädigenden 
Grundſtücks (vgl. die erwähnten Urteile), aber eben dieſe Be⸗ 
nutzung iſt nicht ortsüblich, wenn ſie nicht ordnungsmäßig, 
ſondern regelwidrig erfolgt, wenn insbeſondere Betriebe un⸗ 
mittelbar an der Nachbarwand eingerichtet werden, ohne daß 
zur Abwendung von Störungen auf dem Nachbargrundſtück 
Vorkehrungen getroffen werden, die, wie der Ber R. der polizei⸗ 
lichen Auskunft ohne Rechtsirrtum entnommen hat, leicht an⸗ 
zubringen und üblich ſind. Die Kläger haben ihrerſeits die 
Brandmauer den polizeilichen Vorſchriften entſprechend gebaut 
und darüber hinaus noch eine Korkislierſchicht angebracht. 
Daß ſie nicht noch iſolierende Luftſchichten eingelegt haben, 
kann ihnen nicht zum Nachteil gereichen, da die Verpflichtung 
zu Abwehrmaßregeln gegen ſtörende Einwirkungen nicht ihnen, 
ſondern der Beklagten oblag (Gruch. 32, 935; JW. 98, 44739), 
und der Umſtand, daß die Mauer des Reſtaurationsgebäudes 
eher ſtand als die der Kläger, dieſe Verpflichtung nicht beſeitigte 
(RG. 57, 229; 64, 363; 70, 150/152; JW. 05, 49521; 
V 264/10 u. a. m.). Stadtgemeinde Ch. u. Gen. c. R., U. v. 
5. Febr. 13, 415/12 V. — Berlin. S.] 

14. 8 930 BGB. Zu einer Vereinbarung einer fiduzi⸗ 
ariſchen Sicherungsübereignung im Sinne dieſes Paragraphen 
genügt es, wenn das den Beſitz des Erwerbers vermittelnde 
Verhältnis nur überhaupt erkennbar gemacht iſt.] 

Am 24. Dezember 1910 hat der Gerichtsvollzieher S. im 
Auftrage der Beklagten in Vollziehung eines Arreſtbefehls bei 
dem Reſtaurateur Carl H. in St. die Gegenſtände gepfändet, 
welche in dem abſchriftlich zu den Prozeßakten gebrachten 
Pfändungsprotokolle verzeichnet ſind. Die Klägerin nahm die 
im Pfändungsprotokolle unter Nr. 48 bis 115 einſchließlich 
aufgeführten Pfandſtücke als ihr Eigentum in Anſpruch und 
beantragte mit der Klage, die Pfändung dieſer Gegenſtände 
für unzuläſſig zu erklären. Für ihr Eigentum berief ſie ſich 
auf die in Ausfertigung zu den Prozeßakten gelangten notariellen 
Vertragsurkunden nebſt einem dazugehörigen Inventarverzeichniſſe. 
Das LG. wies die Klage ab. Die von der Klägerin erhobene 
Berufung wurde durch Urteil des OLG. in Stettin vom 
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22. Mai 1912 zurückgewieſen. Der Ber. hat die Frage, 
ob aus dem notariellen Vertrage vom 10. bis 13. März 1909 
die Vereinbarung eines Rechtsverhältniſſes zu entnehmen ſei, 
vermöge deſſen die Klägerin als Erwerberin des Geſchäfts⸗ 
inventars des H. den mittelbaren Beſitz erlangt habe, verneint 
und hierfür erwogen: Die von H. im § 7 des Vertrages 
übernommene Verpflichtung, die Sachen ſorgfältig zu behandeln, 
auf ſeine Koſten unter Feuerverſicherung zu halten und etwa 
abgehende Stücke durch neue gleichwertige zu erſetzen, ſei außer 
auf der Grundlage eines Leihvertrages auch beim Vorliegen 
eines Verwahrungsvertrags, eines Verwaltungsvertrags, eines 
Mietvertrags uſw. denkbar. Der § 930 BGB. verlange aber, 
daß das begründete Rechtsverhältnis klar zum Ausdruck gebracht 
werde. Eine allgemeine Vereinbarung, daß der Veräußerer den 
Beſitz der Sachen fortan auch für den Erwerber als mittelbarer 
Beſitzer ausüben ſolle, genüge nicht zum Erſatz der körperlichen 
Übergabe und habe den Übergang des Eigentums nicht zur 
Folge. Dem letzten Satz iſt unbedenklich beizuſtimmen. Einem 
abſtrakten Beſitzkonſtitut kommt Wirkſamkeit nicht zu. Die im 
8 930 als Erſatzmittel der körperlichen Übergabe zugelaſſene 
Vereinbarung muß inhaltlich auf Erſchaffung eines konkreten 
Rechtsverhältniſſes gerichtet ſein, vermöge deſſen der Veräußerer 
dem Erwerber gegenüber auf Zeit zum Beſitze berechtigt oder 
verpflichtet iſt (§S 868 BGB.). Der Ber. verlangt aber auch, 
daß das Rechtsverhältnis klar zum Ausdruck gebracht ſei, und 
er vermißt ſolchen Ausdruck im 8 7 des Vertrages, ohne auf 
den Vertragsinhalt im übrigen einzugehen. Dieſe Erwägungen 
der Vorinſtanz müſſen beanſtandet werden. Eine beſtimmte 
Form iſt für Beſitzkonſtitute, die ſich auf bewegliche Sachen 
beziehen, nicht vorgeſchrieben. Darum iſt inſofern in Gemäßheit 
allgemeiner Rechtsgrundſätze eine ſtillſchweigende Willens⸗ 
erklärung einer ausdrücklichen Willenserklärung an Bedeutung 
und Wirkſamkeit gleichzuſtellen. Eine Vereinbarung im Sinne 
des § 930 erfordert alſo nicht die Anwendung von Ausdrücken, 
die nach üblichem Sprachgebrauche gerade und unmittelbar das 
gewollte Rechtsverhältnis ergeben und erſehen laſſen, ſondern 
es genügt, wenn das gewollte, den Beſitz des Erwerbers 
vermittelnde Verhältnis nur überhaupt erkennbar gemacht iſt. 
Dabei wird nicht ſelten Raum und Anlaß zur Auslegung der 
Willensäußerungen unter Beachtung der 88 133, 157 BGB. 
geboten ſein. Die richterliche Auslegung eines Vertrages ſoll 
auf der Grundlage aller ſacherheblichen Willensäußerungen und 
in ſachgemäßer Berückſichtigung der zugehörigen Umſtände 
dahin führen, den erkennbar gemachten, wirklichen Willen der 
Beteiligten feſtzuſtellen und ihm Geltung zu verſchaffen. Dieſen 
Geſichtspunkten wird der Vorderrichter nicht gerecht. Der 8 7 
des Vertrages iſt, nicht losgelöſt aus dem Zuſammenhange, mit 
dem Vertragsinhalt im ganzen zu betrachten. Die Klägerin 
verpflichtete ſich, dem H. bei einem Kreditinſtitute einen Kredit 
bis zu 10 000 . zu verſchaffen. H. verſprach, die von der 
Klägerin verbürgte Schuld in gewiſſen vierteljährlichen Teil- 
zahlungen zu tilgen und ſeinen Bierbedarf, abgeſehen von den 
echten Bieren, bei der Klägerin zu decken. Er erklärte, daß er 
dieſer zur Sicherheit aller Anſprüche, die für ſie aus der 
Bürgſchaft entſtehen ſollten, ſein in der Reſtauration befindliches 
Geſchäftsinventar nach einem Verzeichniſſe zu Eigentum übertrage. 
Die Vertragſchließenden drückten ihr Einverſtändnis aus, daß 
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mit Zuſtandekommen des Vertrages das Eigentum an dem 
Wirtſchaftsinventar vom Schuldner auf die Gläubigerin über⸗ 
gehen ſollte, und H. erkannte an, über die einzelnen Gegenſtände 
nur mit Zuſtimmung der Gläubigerin verfügen zu dürfen. 
Letztere verpflichtete ſich zur Rückübertragung des Eigentums, 
ſobald die verbürgte Schuld getilgt ſei, und H. verpflichtete ſich 
im 8 7, die Gegenſtände forgfältig zu behandeln, das Inventar 
auf ſeine Koſten unter Verſicherung gegen Feuer zu halten, 
etwa abgehende Stücke durch neue, gleichwertige zu erſetzen 
und die Gläubigerin von allen ſie intereſſierenden Tatſachen, 
insbeſondere von allen Pfändungen Dritter unverzüglich zu 
benachrichtigen. Nach dieſem weſentlichen Geſamtinhalt des 
Vertrages wollten die Beteiligten unzweifelhaft eine fiduziariſche 
Sicherungsübereignung vornehmen und die körperliche Übergabe 
der betreffenden Gegenſtände durch eine Vereinbarung erſetzen. 
Damit H. in der Lage war, ſeinen Reſtaurationsbetrieb aufrecht⸗ 
zuerhalten und aus deſſen Erträgniſſen allmählich auch die 
unter Bürgſchaft der Klägerin aufzunehmende Schuld abzuſtoßen, 
wurde ihm das Inventar, um deſſen Übereignung es ſich 
handelte, weiterhin, und zwar unentgeltlich, in Beſitz und 
Benutzung belaſſen. Er übernahm die im $ 7 bezeichneten 
Pflichten. Daß ihm das Gebrauchsrecht eingeräumt iſt, ergibt 
der Geſamtinhalt des Vertrages. Damit iſt ein individuelles 
Rechtsverhältnis begründet worden, das einer Verwahrung und 
noch näher einer Leihe verwandt iſt. Allerdings find gewiſſe 
Beſonderheiten bemerkbar. Inſofern iſt namentlich auf die 
Verpflichtung H.s zur Verſicherung des Inventars und zur 
Erſetzung abgehender Stücke und anderſeits darauf hinzuweiſen, 
daß er erſichtlich einem Anſpruche der Klägerin auf Herausgabe 
des Inventars nicht ausgeſetzt ſein ſollte, ſolange er ſeinen 
Verpflichtungen und insbeſondere ſeinen Zahlungsverbindlichkeiten 
genügte. Solche Beſonderheiten erklären ſich indes teils aus 
dem Sicherungszwecke, teils aus dem fiduziariſchen Charakter 
des Geſchäfts. Immerhin aber iſt hier in bezug auf das 
Inventar ein Rechtsverhältnis mit genügendem materiellen 
Gehalt geſchaffen, das Ahnlichkeit mit den im 8 868 BGB. 
lediglich beiſpielsweiſe hervorgehobenen Fällen hat. Es 
fehlt auch nicht an dem nach jener Vorſchrift weſentlichen 
Merkmal einer zeitlichen Begrenzung des Beſitzrechts. Daß 
ein Verhältnis der im § 868 gemeinten Art gerade durch 
Herausgabe der betreffenden Sache oder Sachen an den bis⸗ 
herigen mittelbaren Beſitzer, im Falle des § 930 an den 
Erwerber, endigen müſſe, iſt nicht vorgeſchrieben. Es iſt nicht 
unzuläſſig, wenn als regelmäßiger Abſchluß des Rechtsverhält⸗ 
nl in Ausſicht genommen wird, daß der unmittelbare 
a der Sache ihr Eigentümer werde (vgl. RG. 69, 198). 
. kann die Vertragsbeſtimmung, daß Klägerin an H. das 
FA zurückübertragen ſollte, ſobald die verbürgte Schuld 

5 9 ſei, kein Bedenken erregen. Freilich darf für den mittel⸗ 
3 Beſtzer nicht jede ſachliche Herrſchaftsbeziehung mangeln. 
Järe ein Anſpruch der Klägerin auf Herausgabe des Inventar 
für jede Zeit und S ey Malen 
W nöd unter allen Umſtänden ausgeſchloſſen worden, 
a ſie mittelbaren Beſitz nicht erlangt. Einen ſolchen 
Inhalt hat jedoch per Vertrag nicht. Aus Sp Sicherungs⸗ 
zwecke des Geſchäfts i ** as 
5 TAB iſt als Wille der Vertragsparteien zu 
folgern, daß bei einem nicht regelrecht 85 
tilgung, insbeſondere aber l dee re 
. er im Falle eines wirtſchaftlichen 


Zuſammenbruchs des H. die Klägerin befugt ſein ſollte, zur 
Deckung der für ſie erwachſenen Anſprüche das ihr zu Eigentum 
übertragene Inventar an ſich zu nehmen und damit dem Beſitze 
und der Benutzung H.s ein Ziel zu ſetzen. Dieſe Erwägungen 
führen zur Aufhebung des BU. (vgl. auch JW. 12, 144%; 
Gruchot 53, 1045). U. c. M. u. O., U. v. 4. Febr. 13, 
312/12 VII. — Stettin. S.] 

15. 8 1567 Abſ. 2 Nr. 1 BGB. Tatfachen, die zwar 
den böſen Glauben des Ehegatten ausgeſchloſſen hätten, wenn 
er ſie gekannt hätte, dürfen nicht berückſichtigt werden, wenn 
der Ehegatte ſie nicht gekannt hat.] 

Die am 10. Auguſt 1904 geſchloſſene Ehe der Parteien 
iſt von beiden Vorinſtanzen, dem LG. Altona und dem OLG. 
Kiel auf Klage des Mannes geſchieden, weil die Frau einem 
ſie zur Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft verurteilenden, 
am 29. Juni 1910 verkündeten und am 13. Auguſt 1910 rechts⸗ 
kräftig gewordenen Urteile nicht Folge geleiſtet hat. Zugleich iſt 
der von der Frau aus 8 1568 BGB. erhobenen Scheidungs⸗ 
widerklage ſtattgegeben worden. Ihre Reviſion beantragt, unter 
entſprechender Aufhebung des BU. auf Klagabweiſung zu er⸗ 
kennen. . .. Im jetzigen Scheidungsprozeſſe iſt feſtgeſtellt worden, 
daß ſich der Kläger in der erſten Hälfte des Jahres 1910, alſo 
noch vor Rechtskraft des im Vorprozeß ergangenen Herſtellungs— 
urteils, gegen die M. M. in einer die Ehepflichten verletzenden 
Weiſe vergangen und hiermit auch der Beklagten einen Scheidungs⸗ 
grund verſchafft hat. Hiervon hat ſie erſt im jetzigen Scheidungs⸗ 
prozeſſe, alſo erſt geraume Zeit nach Ablauf der Jahresfriſt 
des 8 1567 Nr. 1 BGB., Kenntnis erlangt. Deshalb iſt auf 
Widerklage der Frau von den Vorinſtanzen auch gegen den 
Mann auf Scheidung der Ehe erkannt worden. Der Mann 
hat dieſe Entſcheidung nicht angefochten. Mit Unrecht iſt die 
Klägerin der Meinung, ſie könne auf Grund dieſes Sachverhalts 
nicht bloß Scheidung gegen den Kläger, ſondern auch Ab: 
weiſung der von ihm wegen böslicher Verlaſſung erhobenen 
Scheidungsklage fordern. In beſtändiger Rechtſprechung des 
RG. iſt anerkannt, daß der zur Herſtellung der häuslichen Ge: 
meinſchaft verurteilte Ehegatte feine Weigerung grundſätzlich 
nicht auf Tatſachen ſtützen kann, die er ſchon im Herſtellungs⸗ 
prozeſſe hätte geltend machen können. Ebenſowenig auf Tat⸗ 
ſachen, die ſich erſt nach Ablauf der Jahresfriſt, alſo zu einer 
Zeit ereignet haben, wo dem andern Teile infolge des Friſt⸗ 
ablaufs bereits ein Recht auf Scheidung erwachſen war. 
Anderſeits iſt ſelbſtverſtändlich, daß der zur Herſtellung Ver⸗ 


urteilte die Rückkehr verweigern darf, wenn ihm im Laufe des 


kritiſchen Jahres Tatſachen bekannt werden, aus denen ihm ein 
Scheidungsgrund und damit nach § 1353 Abſ. 2 BGB. das 
geſetzliche Recht zum Getrenntleben erwächſt. Immerhin wird 
hierdurch das rechtskräftige Herſtellungsurteil in ſeinem Be⸗ 
ſtande nicht erſchüttert. Weſentlich iſt vielmehr, daß in dieſem 
Falle von einem nicht Folge leiſten in böslicher Abſicht 
nicht mehr geſprochen werden kann und deshalb die Anwendung 
des $ 1567 Nr. 1 BGB. verſagen muß. Hieraus folgt, daß 
das Weſen des Scheidungsgrundes der böslichen Verlaſſung, 
neben dem formalen Erfordernis des vorausgegangenen Her⸗ 
ſtellungsurteils und dem länger als ein Jahr fortgeſetzten 
Fernbleiben des Verurteilten, objektiv nur darin beſteht, daß 
das Fernbleiben gegen den Willen des anderen Ehegatten ge⸗ 
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ſchieht, während das letzte Erfordernis: die bösliche Abſicht, 
„die aus böſem Willen hervorgegangene Zerreißung der häus⸗ 
lichen Gemeinſchaft (Mot. Bd. 4 S. 590)“ ausſchließlich dem 
ſubjektiven Tatbeſtande angehört. Tatſachen, die dem zur Her⸗ 
ſtellung Verurteilten als Gründe dienen könnten, die Rückkehr 
zu verweigern oder gar die Scheidung des andern Teils zu 
verlangen, kommen mithin für den Tatbeſtand der böslichen 
Verlaſſung lediglich unter dem Geſichtspunkt in Betracht, ob 
fie fein Glauben und Wollen beeinflußt haben, und davon kann 
wiederum nur die Rede ſein, wenn er innerhalb des kritiſchen 
Jahres hiervon Kenntnis erlangt hat. Ob ſie ſich erſt inner⸗ 
halb dieſes Jahres oder bereits vorher ereignet haben, macht 
dabei keinen Unterſchied. Wie es deshalb zur Verneinung des 
Tatbeſtandes aus 8 1567 Nr. 1 genügt, wenn der verurteilte 
Ehegatte auch nur des guten Glaubens war, daß ein neuer, 
das Aufgeben der häuslichen Gemeinſchaft rechtfertigender 
Grund eingetreten ſei (Mot. Bd. 4 S. 590), ſo müſſen auch 
umgekehrt Tatſachen außer Betracht bleiben, die zwar ſeinen 
böſen Glauben ausgeſchloſſen hätten, wenn er ſie gekannt hätte, 
die jedoch dieſen Erfolg tatſächlich nicht gehabt haben und nicht 
haben konnten, weil ſie überhaupt nicht Gegenſtand ſeiner Vor⸗ 
ſtellung geworden ſind. Von einer Unbilligkeit gegenüber dem 
ungehorſamen Gatten kann bei ſolcher Auffaſſung des Geſetzes 
nicht die Rede ſein. Denn einmal bleibt beſtehen, daß er einem 
gegen ihn ergangenen rechtskräftigen Urteile ein Jahr lang 
vorſätzlich und böswillig zuwidergehandelt hat. Zum andern 
iſt er, wie auch der Streitfall lehrt, nicht daran gehindert, die 
erſt nach Ablauf der Friſt ihm bekannt gewordenen Tatſachen 
geeignetenfalls nun auch ſeinerſeits als Scheidungsgründe gegen 
den andern Teil zu verwerten. Nach alledem mußte die 
Reviſion auf Koſten der Beklagten als unbegründet zurück⸗ 
gewieſen werden. R. c. R., U. v. 10. Febr. 13, 629/12 IV. 
— Kiel. [S.] 

16. 55 2113 f. BGB. Zum Begriff der Unentgeltlich⸗ 
keit von dem Vorerben getroffener Verfügungen] 

Der am 27. März 1905 verſtorbene Otto Sch. hat teſta⸗ 
mentariſch ſeine Ehefrau Bertha Sch. als befreite Vorerbin auf 
die Hälfte des Nachlaſſes, ſeine Kinder, darunter den Kläger 
und die Beklagte zu 1, als Erben der anderen Hälfte des 
Nachlaſſes und als Nacherben der der Ehefrau zugefallenen 
Hälfte eingeſetzt. Bei der Erbauseinanderſetzung iſt eine auf 
177 515,28 4 feſtgeſtellte Reſtſchuld des Klägers an den 
Erblaſſer der Witwe Sch. in Anrechnung auf ihren Vorerbteil 
übertragen worden. Die Witwe Sch. hat dieſe Schuld durch 
zwei mit ihrem Sohne geſchloſſene Verträge vom 2. Mai 1906 
und 16. Februar 1907 zunächſt auf 107 515,28 . und weiter 
bis auf 83 515,28 ermäßigt. Die beklagte Ehefrau erblickt 
darin unentgeltliche und gegen ſie unwirkſame Verfügungen der 
Vorerbin. Der Kläger verlangt deshalb richterliche Feſtſtellung, 
daß die Verträge keine unentgeltlichen Verfügungen enthalten, 
daß vielmehr die darin vorgenommenen Verrechnungen zu Recht 
beſtänden. Das LG. hat dieſe Feſtſtellungen nur bezüglich 
eines von der Vorerbin anerkannten und gegen die Schuld des 
Klägers aufgerechneten Betrags von 9000 . getroffen, im 
übrigen aber die Klage abgewieſen. Die Berufung des Klägers 
iſt vom KG. zurückgewieſen. Das RG. hob auf: Die in 
SS 2113 bis 2115 BGB. angeordneten Beſchränkungen des 


Vorerben in der Verfügung über die zur Erbſchaft gehörenden 
Gegenſtände bezwecken erſichtlich, das Recht des Nacherben auf 
Herausgabe der Erbſchaft in dem Zuſtande ſicherzuſtellen, der 
ſich bei einer bis zur Herausgabe fortgeſetzten ordnungsmäßigen 
Verwaltung ergibt ($ 2130). Wenn daher, wie dem § 2113 
Abſ. 2 zu entnehmen iſt, entgeltliche Verfügungen über Nachlaß⸗ 
gegenſtände dem Vorerben grundſätzlich nicht verwehrt ſind, ſo 
liegt dem der Gedanke zugrunde, daß hierbei als Gegenleiſtung, 
Entgelt für die aus dem Nachlaß fortgegebenen Gegenſtände 
dem Nachlaſſe regelmäßig andere Werte zufließen, die nach den 
Surrogationsgrundſätzen des § 2111 Beſtandteile desſelben 
werden, ſo daß ungeachtet der vorgenommenen Verfügungen 
der Wertbeſtand des Nachlaſſes im ganzen unverändert bleibt. 
Es iſt deshalb rechtsgrundſätzlich nicht zu mißbilligen, wenn 
der Ber R. im Streitfalle geprüft hat, ob und welche Ver⸗ 
mögenswerte die Vorerbin zum Nachlaß als Gegenleiſtung 
dafür erlangt hat, daß ſie mit den Verträgen vom 2. Mai 1906 
und 16. Februar 1907 dem Kläger von ſeiner Schuld an den 
Nachlaß im Betrage von 177515,18 A insgeſamt 94000 
erlaſſen hat. Die Feſtſtellung, daß die vom Kläger ſeinerzeit 
gegen den Nachlaß erhobenen Gegenforderungen im Betrage 
von anſcheinend mehr als 130000 . bis auf die Summe von 
9000 & ſämtlich unbegründet geweſen feien, iſt rechtlich ein⸗ 
wandfrei und in dieſer Inſtanz nicht angefochten. Allein 
der Berg. irrt, wenn er ſich auf Grund dieſer Feſt⸗ 
ſtellung allein ſchon für berechtigt hält, auszuſprechen, die 
ſtreitigen Verfügungen der Vorerbin ſeien zum Betrage von 
94000 — 9000 = 85000 & unentgeltlich und deshalb gegen: 
über den Nacherben unwirkſam. Denn das Weſen der ent⸗ 
geltlichen Verfügung oder des ihr zugrunde liegenden entgelt⸗ 
lichen Rechtsgeſchäfts darf nicht ausſchließlich in objektiven 
Begriffsmerkmalen geſucht werden. Iſt es doch nur der ſub⸗ 
jektive Wille der Beteiligten, der die auf beiden Seiten in 
Betracht kommenden Leiſtungen zueinander in das ſogenannte 
ſynallagmatiſche, in das Verhältnis von Leiſtung um einer 
anderen Leiſtung willen oder von Leiſtung und Gegenleiſtung 
zu ſetzen vermag. Wie hoch hierbei jeder Beteiligte die eigene 
Leiſtung und die ſeines Vertragsgegners einſchätzt, ſteht im 
allgemeinen in ſeinem Ermeſſen. Keinesfalls wäre es gerecht⸗ 
fertigt, wegen eines etwaigen auffallenden Mißverhältniſſes 
zwiſchen dem Werte der beiderſeitigen Leiſtungen die Entgeltlich⸗ 
keit des Geſchäfts ganz verneinen oder das einheitliche Geſchäft 
in einen entgeltlichen und einen unentgeltlichen Teil zerlegen 
zu wollen. So iſt auch bei der Anfechtung von Rechtshand⸗ 
lungen in⸗ und außerhalb des Konkurſes von jeher das ent⸗ 
ſcheidende Gewicht darauf gelegt worden, ob das betreffende 
Geſchäft nach der Abſicht der Parteien ein entgeltliches oder 
unentgeltliche fein fol. Bei der Schenkung, einem Hauptfall 
der unentgeltlichen Verfügung, gehört das Einverſtändnis beider 
Teile über die Unentgeltlichkeit der Zuwendung ſogar zum 
geſetzlichen Begriffsmerkmale ($ 516 BGB). Nun iſt zwar 
zuzugeben, daß § 2113 Abſ. 2 BGB. unter unentgeltlichen 
Verfügungen keineswegs bloß Schenkungen verſteht. Auch die 
bei der Anfechtung von Rechtshandlungen geltenden Grundſätze 
laſſen ſich, weil auf Bekämpfung der ſogenannten frauduloſen, 
auf Benachteiligung der Gläubiger gerichteten Beſtrebungen ab⸗ 
zielend, nicht ohne weiteres auf den Streitfall übertragen. Es 
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wäre deshalb ebenſo falſch, den ſtreitigen Schulderlaß ſchon 
deshalb als eine entgeltliche Verfügung anzuſehen, weil er nach 
der Willensmeinung der Beteiligten die Abfindung des Klägers 
für die von ihm gegen den Nachlaß erhobenen Anſprüche bilden 
ſollte und irgendeine Anfechtung wegen Willensmängeln, 
Zwang, Betrug, Irrtum und dergleichen nicht unternommen iſt. 
Denn es würde unter Umſtänden zur ſchwerſten Benachteiligung 
des Nacherben und damit zur Vereitelung des Geſetzeszwecks 
führen, wenn dem rein ſubjektiven, ſei es auch gutgläubigen 
Ermeſſen des Vorerben anheimgeſtellt bliebe, über Angemeſſen⸗ 
heit des Wertsverhältniſſes zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung 
zu befinden. Im Sinne des Geſetzes liegt deshalb, bei 
Beurteilung der Entgeltlichkeit oder Unentgeltlichkeit einer vom 
Vorerben getroffenen Verfügung für ſich allein weder den ob⸗ 
jektiven noch den ſubjektiven Maßſtab entſcheiden zu laſſen. 
Vielmehr geben die 88 2120, 2130 BGB. an die Hand, hier⸗ 
für den Begriff der ordnungsmäßigen Verwaltung heranzuziehen 
und danach zu prüfen, ob und inwieweit ſich ein guter Haus⸗ 
halter — der vir bonus oder diligens paterfamilias des 
römiſchen Rechts —, ein Vorerbe, der auf ſeine künftige 
Herausgabeverpflichtung gegenüber dem Nacherben gebührend 
Rückſicht nimmt, nach den ganzen Umſtänden des Falls zu 
einer Verfügung über Nachlaßgegenſtände zugunſten eines Dritten 
bewogen finden durfte, der mit mehr oder weniger unbegrün⸗ 
deten Anſprüchen gegen den Nachlaß an ihn herantrat. Daß 
auch der befreite Vorerbe ſich dieſen Maßſtab gefallen laſſen 
muß, ergibt 8 2130 BGB., der 8 2113 Abſ. 2 nicht mit⸗ 
anzieht und dadurch zu erkennen gibt, daß unentgeltliche Ver⸗ 
fügungen auch dem befreiten Vorerben nicht geſtattet ſind. 
Auch ſonſt iſt dieſer ſich aus objektiven und ſubjektiven Merk⸗ 
malen zuſammenſetzende Maßſtab dem Rechte des BGB. nicht 
fremd, wie ſich z. B. aus 8 119 und ähnlichen Beſtimmungen 
(88 1333, 2078, 2281) ergibt, wo neben der ſubjektiven Seite 
auch objektiv die „verſtändige Würdigung des Falles“ als 
maßgebend erklärt iſt. Endlich ſteht 8 2130 BGB. nicht ent⸗ 
gegen, da es ſich bei Beantwortung der hier entſcheidenden 
Frage nicht um das Maß der vom Vorerben zu tragenden 
Verantwortung, ſondern um die Wirkſamkeit oder Unwirkſam⸗ 
keit einer von ihm vorgenommenen Verfügung handelt. Im 
Streitfalle kommt hinzu, daß ſich die beiden Verträge vom 
Jahre 1906 und 1907 als Vergleiche darſtellen, deren Weſen 
darin beſteht, den Streit oder die Ungewißheit der Parteien 
über ein Rechtsverhältnis im Wege gegenſeitigen Nachgebens 
zu beſeitigen (8 779 BGB.). Dabei bleibt naturgemäß für 
die Grenzen, die einem ſolchen Nachgeben verſtändigerweiſe zu 
ziehen ſind, ein beſonders großer Spielraum. Ebenſo dürfen 
die unter den Beteiligten beſtehenden, beſonderen perſönlichen 
Verhältniſſe, das Familienband zwiſchen Mutter und Sohn, 
das Alter der Vorerbin und dergleichen nicht außer acht gelaſſen 
werden. Der Richter hat alſo unter Würdigung aller hierbei 
in Betracht kommenden Umſtände das Maß der Leiſtung zu 
beſtimmen, mit welcher ſich die Vorerbin verſtändigerweiſe bereit⸗ 
finden laſſen durfte, die zwar zum allergrößten Teile unbe⸗ 
gründeten, aber doch gegen ſie geltend gemachten Anſprüche 
des Klägers vergleichsweiſe abzufinden. Dieſe ſchwierige Auf⸗ 
gabe bleibt dem Richter auch in anderen Fällen nicht erſpart, 
und das Geſetz hat ihm in 8 286 ZPO. die hierfür unent⸗ 


behrliche Bewegungsfreiheit gewährt. Auch das Bedenken 
ſchlägt nicht durch, daß bei der Möglichkeit ſolcher richterlicher 
Nachprüfung der Vorerbe in ſeiner grundſätzlichen Verfügungs⸗ 
macht als Herr des Nachlaſſes zu ſtark eingeengt und der mit 
ihm kontrahierende Dritte erheblich gefährdet werde. Denn 
das Geſetz ſelbſt ſieht vor, daß der Vorerbe zu gewiſſen Ver⸗ 
waltungsmaßregeln die Einwilligung des Nacherben einholen 
ſoll, die ihm der Nacherbe wiederum nicht verweigern darf 
(8 2120 BGB.). Und auch der Dritte hat alle Veranlaſſung, 
auf Zuziehung des Nacherben zu dringen, wenn es ſich, wie 
im Streitfalle, um ſehr beträchtliche Anſprüche handelt und 
wenn zugleich die Entgeltlichleit des zwiſchen ihm und dem 
Vorerben vorzunehmenden Geſchäfts von vornherein äußerſt 
zweifelhaft iſt. Daß die Verfügung des Vorerben nicht in 
vollem Umfange, ſondern nur inſoweit unwirkſam iſt, als ſie 
das Recht des Nacherben vereiteln oder beeinträchtigen würde, 
ergibt 8 2113 BGB. ohne weiteres. Sch. C. A., U. v. 
17. Febr. 13, 556/12 IV. — Berlin. L.]. 

17. 8 2224 BGB. Paſſivlegitimation eines von 
mehreren Teſtamentsvollſtreckern gegenüber dem Anſpruch aus 
§ 2218 BGB.] 

Im Teſtamente des am 31. Auguſt 1900 verſtorbenen 
Kaufmanns E. in Hamm ſind der Beklagte — ein Schwieger⸗ 
ſohn des Erblaſſers — ſowie ein weiterer Schwiegerſohn, der 
Juſtizrat C., zu Teſtamentsvollſtreckern ernannt worden. Die 
Kläger ſind die Kinder einer im Jahre 1904 verſtorbenen 
Tochter des Erblaſſers; ſie ſind an Stelle ihrer Mutter Mit⸗ 
erben des großväterlichen Nachlaſſes geworden. Eine Ausein⸗ 
anderſetzung des Nachlaſſes hat noch nicht ſtattgefunden. Es 
iſt Klage auf Grund $ 2218 BGB. erhoben. Zur Frage der 
Paſſivlegitimation des Beklagten hat das RG. ausgeführt: 
Was den Anſpruch aus 88 2218, 666 BGB. anlangt, fo 
wird die Paſſivlegitimation des Beklagten durch 8 2224 nicht 
ausgeſchloſſen. Ob die Vorſchrift des 8 2224 eine notwendige 
Streitgenoſſenſchaft unter den mehreren Teſtamentsvollſtreckern 
begründe, das hängt davon ab, welcher Art die den Teſtaments⸗ 
vollſtreckern angeſonnene Handlung iſt. Auskunftserteilung und 
Rechnungslegung ſind nicht zu den Handlungen zu zählen, die 
rechtswirkſam nur von allen Teſtamentsvollſtreckern gemein⸗ 
ſchaftlich vorgenommen werden könnten. Dies zeigt ſich ins⸗ 
beſondere dann, wenn, wie hier geltend gemacht wird, nur 
einer der Teſtamentsvollſtrecker ſich gegenüber dem Verlangen 
des Erben nach Auskunft ablehnend verhält, der andere da⸗ 
gegen, ſoweit er nach ſeinem Wiſſen von der Sache dazu 
imſtande war, dem Verlangen des Erben Genüge getan hat. 
Vgl. bezüglich der Frage des Offenbarungseides Staudinger A 1 
Abſ. 2 zu § 2224 BGB. Die vom BG. angezogene Be⸗ 
merkung bei Gaupp⸗Stein, 10. Aufl., A III 1 Abſ. 4 zu 8 62 
3 ., Text vor Fußnote 46, ſpricht nicht gegen das oben 
Geſagte; ſie hat nach dem Zuſammenhang den Anſpruch 
auf eine Leiſtung im Auge, die der Natur der Sache nach 


nur von den Teſtamentsvollſtreckern gemeinſchaftlich vor⸗ 
genommen werden kann, nämlich Auseinanderſetzung der Ge⸗ 
meinſchaft. S. c. K., U. v. 8. Febr. 13, 520/12 IV. — 


Düſſeldorf. (L. ; j 
) en 6.2200 BGB. Während der Errichtung eines 


Teſtaments müffen die mitwirkenden Perſonen zugegen ſein; 
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die Niederſchrift des Protokolls gehört nicht zur Errichtung 
des Teſtaments.] 

Aus den Gründen: Es kommen nur noch die Angriffe des 
Klägers auf die Formgültigkeit des Teſtaments der Ophelia T. 
in Betracht. Es war geltend gemacht einmal, daß die 
Teſtamentszeugin, Ehefrau P., nicht während der ganzen 
Verhandlung zugegen geweſen ſei, ſondern ſich für einige Zeit 
entfernt habe, um ein von dem Notar gewünſchtes Petſchaft 
zu holen, und ferner, daß die Erblaſſerin bei Übergabe der 
Schrift an den Notar eine mündliche Erklärung des Inhalts, 
daß die Schrift ihren letzten Willen enthalte, nicht abgegeben 
habe. In bezug auf den erſteren Punkt hatten der zweite 
Teſtamentszeuge Schm. und der Bureauvorſteher a. D. Sch. 
im Prozeß als Zeugen ausgeſagt, daß die Frau P., während 
der Notar ſich zwecks Teſtamentsaufnahme in der Wohnung 
der Erblaſſerin befunden habe, auf einige Augenblicke das 
Zimmer, in dem das Teſtament errichtet worden ſei, verlaſſen 
habe. Dagegen hatte Frau P. ſelbſt als Zeugin bekundet, 
daß ſie während der ganzen Verhandlung ununterbrochen im 
Zimmer verblieben ſei. Das BG. unterſtellt die Richtigkeit 
der Ausſagen der Zeugen Schm. und Sch. und würdigt ſie 
dahin, daß gerade in demjenigen kurzen Zeitraum, in dem die 
Teſtamentszeugin P. ſich in das Nebenzimmer begeben habe, 


eine „Verhandlung“, bei der ihre Anweſenheit nach § 2239 


BGB. geboten geweſen wäre, gar nicht ſtattgefunden habe. 
Denn die Frau P. habe ſich nach den Ausſagen des Schm. 
und des Sch. vor der Übergabe des verſchloſſenen Teſtaments, 
während der Notar das Protokoll vorbereitet habe, auf einige 
Augenblicke entfernt. Die Teſtamentserrichtung ſei alſo in 
dieſem Zeitpunkte noch gar nicht begonnen geweſen. Aber 
auch wenn man von der gegenteiligen Annahme ausgehen 
wolle, ſo habe jedenfalls in demjenigen Augenblicke, in dem 
die Zeugin P. abweſend geweſen ſei, eine Verhandlung nicht 
ſtattgefunden. Der Notar habe zum Verſchluſſe des Kuverts, 
in das er das Teſtament hineingeſteckt habe, eines Petſchafts 
bedurft. Da ein ſolches nicht ſogleich zur Stelle geweſen ſei, 
habe der Notar die Verhandlung unterbrochen. Während die 
Zeugin P. zum Zwecke der Beſchaffung des Petſchafts das 
Zimmer auf einige Augenblicke verlaſſen habe, habe ſich der 
Notar lediglich mit der Vorbereitung des Protokolls beſchäftigt. 
Erſt nachdem ihm ein Petſchaft gebracht worden ſei, habe er 
in Anweſenheit der P. die Verhandlung wiederaufgenommen 
und ſich nun erſt, nachdem er das Kuvert mit einem Siegel 
verſchloſſen gehabt habe, das (der Erblaſſerin ausgehändigte) 
verſchloſſene Kuvert mit dem darin befindlichen Teſtament von 
der Erblaſſerin übergeben laſſen. Die Ausſage der Zeugin P. 
könne alſo völlig ausſcheiden, ſo daß es auf die Frage ihrer 
Glaubwürdigkeit, die vom Kläger bemängelt war, gar nicht 
ankomme. Die Reviſion meint, die Annahme des BG., die 
Verhandlung ſei bei der Entfernung der Zeugin P. noch nicht 
begonnen geweſen, ſei ebenſo rechtsirrig, wie die eventuelle 
Feſtſtellung, daß fie unterbrochen worden ſei. Denn die 
Niederſchrift des Protokolls gehöre zum Teſtierakt und dem 
Teſtierakte müßten die Zeugen beiwohnen. Die Rüge geht 
fehl. Es iſt anerkannten Rechtens, daß das über die 
Teſtamentserrichtung aufzunehmende Protokoll nicht in Gegen- 
wart der Zeugen niedergeſchrieben zu werden braucht, daß 


dazu vielmehr auch eine vorher gefertigte Niederſchrift benutzt 
werden kann. Erforderlich iſt nur, daß die mitwirkenden 
Perſonen während der Errichtung des Teſtaments, d. h. hier 
bei der mündlichen Erklärung der Erblaſſerin, daß die über⸗ 
gebene Schrift ihren letzten Willen enthalte, ſowie bei der 
Vorleſung, Genehmigung und Vollziehung des über die 
Errichtung des Teſtaments aufgenommenen Protokolles zu⸗ 
gegen ſind (Urteil des RG. vom 31. Mai 1905, IV 37/05, 
abgedruckt in Gruchots Beitr. 50, 115; NG. 63, 86; Urteil 
vom 13. April 1905, IV 579/04, abgedruckt in DIg. 05, 
602). Es iſt daher nicht rechtsirrig, wenn das BG. an⸗ 
genommen hat, daß zu der Zeit, zu welcher ſich der Notar 
lediglich mit der Herſtellung des Protokolles befaßte, eine 
„Verhandlung“ im Sinne des § 2239 BGB. nicht ſtattfand. 
Andererſeits fordert das BGB. keine Einheit des Errichtungs⸗ 
aktes in dem Sinne, daß die zur Errichtung gehörigen Vor⸗ 
gange ſich in ununterbrochener Aufeinanderfolge abſpielen 
müſſen. Insbeſondere kann eine kurze, durch beſondere Gründe 
veranlaßte Entfernung einer Teſtamentszeugin, wie ſie hier 
nach der eventuellen Annahme des BG. erfolgt iſt, das 
Teſtament nicht ungültig machen, wenn während der Ent⸗ 
fernung ein Fortgang der eigentlichen Verhandlung nicht ſtatt⸗ 
findet (Prot. der 2. Komm. Bd. 5 S. 332; Urteil des RG. 
vom 9. März 1911, IV 238/10). H. c. K. u. Gen., U. v. 
6. Febr. 13, 495/12 IV. — Berlin. [S.] 

Handelsgeſetzbuch. 

19. Können Auſſichtsräte ihre ſtatutenmäßige Vergütung 
auch nach der Eröffnung des Konkurſes über die Geſellſchaft 
beanſpruchen ?] 

Aus den Gründen: Es kann rechtlich kein Zweifel daran 
ſein, daß auch im vorliegenden Falle das Amt der Kläger 
als Mitglieder des Aufſichtsrates nicht durch die Konkurs⸗ 
eröffnung endete. Der Beklagte macht einen weiteren Be⸗ 
endigungsgrund geltend, die Kündigung. Es kann dahingeſtellt 
bleiben, auf welchen Zeitpunkt die Kündigung vom 11. Juni 
1909 zu beziehen geweſen wäre, wenn der Konkursverwalter 
als ſolcher und ohne Zuſtimmung der Generalverſammlung ein 
Recht zu ihr gehabt hätte, denn ein derartiges Recht iſt nicht 
anzuerkennen. Unterſtellte man an ſich auch das Dienſtverhältnis 
des Aufſichtsrates, wie dies bezüglich desjenigen des Vorſtandes 
vom RG. geſchehen (vgl. Urteil vom 12. Mai 1909 I 357/08, 
Leipziger Zeitſchrift 1909 S. 689), dem 8 22 KO,, obwohl die 
weſentliche Verſchiedenheit der Aufgaben beider Organe mehrfach 
ſchon zu weſentlich abweichender Beurteilung ihrer Rechtsſtellung 
geführt hat (vgl. RG. 68, 227), jo wäre es trotzdem unmöglich, 
dem Konkursverwalter ein von der Zuſtimmung der General⸗ 
verſammlung unabhängiges Recht zur Kündigung des Amtes 
des Aufſichtsrates zu gewähren, und zwar hauptſächlich aus 
den oben ſchon erörterten Gründen, aus denen die Stellung des 
Aufſichtsrates mit zwar beſchränktem, aber doch ſelbſtändigem 
Arbeitsfelde, auch nach der Eröffnung des Konkurſes erhalten 
bleibt. Sie kann der Konkursverwalter nicht eigenmächtig be⸗ 
ſeitigen, wie er auch einen neuen Aufſichtsrat nicht an die Stelle 
zu ſetzen vermöchte. Es kommt hierauf aber im vorliegenden 
Falle nicht weiter an, weil den Klägern auch bei Unwirkſamkeit 
der Kündigung des Verwalters für die Zeit nach der Konkurs⸗ 
eröffnung ein Anſpruch auf Vergütung nicht mehr zuſteht. Die 


42. Jahrgang. 


Kläger behaupten das Gegenteil unter Berufung auf 8 21 der 
Satzung. Nach § 21 ſollte die Vergütung des Aufſichtsrates 
beſtehen in einem an anderer Stelle näher feſtgeſetzten Anteil 
am Reingewinn, mindeſtens aber, für alle Mitglieder zuſammen, 
in einer „garantierten Jahresvergütung“ von 12 000 . Schon 
hier iſt die Mindeſtvergütung in Beziehung gebracht zum Rein⸗ 
gewinn. An den Fall, daß der Konkurs eröffnet werden und 
damit jede Gewinnerzielung aufhören ſollte, iſt erſichtlich nicht 
gedacht; jedenfalls hat nach verſtändiger Auslegung für dieſen 
Fall die Beſtimmung keinen Anſpruch mehr auf fortdauernde 
Geltung. Das würde Treu und Glauben verletzen. Die Kläger 
beachten nicht, daß die Satzung den Entgelt für die Tätigkeit 
des Aufſichtsrates naturgemäß nach dem Maße an Verantwortung 
beſtimmt, das ſeinen Mitgliedern, inſonderheit gemäß 8 246 
HGB., zufällt. Die dort dem Aufſichtsrate zugewieſenen Auf⸗ 
gaben ſind aber mit der Konkurseröffnung faſt ausnahmslos 
fortgefallen. Die Geſchäftsführung der Geſellſchaft iſt nicht mehr 
zu überwachen und von dem Gange der Angelegenheiten der 
Geſellſchaft brauchen ſich zu dieſem Zwecke die Mitgleder des 
Aufſichtsrates regelmäßig nicht mehr zu unterrichten. Die Auf⸗ 
gabe, Bücher und Schriften zu prüfen, iſt ebenſo fortgefallen, 
wie die weitere, den Beſtand der Geſellſchaftskaſſe und die Be⸗ 
ſtände an Waren und Wertpapieren zu unterſuchen. Jahres⸗ 
rechnungen, Bilanzen, Gewinnverteilungsvorſchläge zu prüfen, 
find die Aufſichtsratsmitglieder während des Konkurſes nicht 
berufen. Der Konkursverwalter unterſteht in der Verwaltung 
und Verfügung der Konkursmaſſe nicht den Anordnungen des 
Aufſichtsrates (vgl. Bauer, der Aufſichtsrat, 4. Aufl. S. 374), 
alſo hat der Aufſichtsrat auch nicht die mit Erteilung ſolcher 
Anordnungen verbundene Verantwortung. Berückſichtigt man, 
daß hiernach nur ſehr wenige und mit nennenswerter Verant⸗ 
wortlichkeit kaum verknüpfte Aufgaben für die Tätigkeit des 
Aufſichtsrates während des Konkursverfahrens noch verbleiben, 
ſo muß der Grundſatz aufgeſtellt werden, daß den Mitgliedern 
des Aufſichtsrates vom Augenblicke der Konkurseröffnung an 
nicht nur die im Geſellſchaftsvertrage feſtgeſetzte Vergütung nicht 
mehr zuſteht, ſondern auch der Gedanke abzuweiſen iſt, es ſtünde 
ihnen noch ein Teil davon als angemeſſene Vergütung zu. Die 
Erwartung, der Aufſichtsrat werde die noch übrigbleibenden 
Dienſte der Geſellſchaft den Umſtänden nach nur gegen eine 
Vergütung leiſten, ift nicht begründet, ſondern die umgekehrte 
Annahme hat ihre Berechtigung. Das Intereſſe der Gläubiger 
ſteht allem voran. Der Konkursverwalter darf davon ausgehen, 
daß ſich dem auch der Auſſichtsrat nicht verſchließt und nicht 
gerade er in erſter Linie der notleidenden Geſellſchaft gegenüber 
Anſprüche gemäß 8 59 Ziff. 2 KO. erhebt, deren Befriedigung 
zur Minderung der Maſſe beitragen würde. Wie ſehr grund⸗ 
ſätlich dem Aufſichtsrat für die Dauer des Konkurſes jeder 
Auen, auf Vergütung verſagt werden muß, beweiſt der vor⸗ 
liegende Fall noch beſonders durch die Aufzählung der Dienſte, 
PS Kläger geleiftet haben wollen, im landgerichtlichen Urteile. 
Danach haben ſie an Stelle einer verlorengegangenen Aktie 
eine neue hergeſtellt. Eini ; 

TA Einige Male haben fie Unterredungen 
mit einem Rechtsberater gehabt. Eine Reihe nicht 3. 
werter Bemühungen hat ſich eee 

f i gen hat ſich angeſchloſſen. Das find alles 
Dinge, die, ſoweit fie überhaupt dem J n 

f ; pt dem Intereſſe der Geſellſchaft 
zu dienen beſtimmt waren und nicht etwa dem perſönlichen 
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Intereſſe der einzelnen Aufſichtsratsmitglieder, zwar nicht, wie 
vom BG., mit der nicht haltbaren Unterſcheidung erledigt werden 
können, der Aufſichtsrat ſei nach Eröffnung des Konkurſes nicht 
Organ der Aktiengeſellſchaft als Konkursmaſſe, ſondern Organ 
der Aktiengeſellſchaft als Gemeinſchuldnerin, weshalb nur von 
der Geſellſchaft als Gemeinſchuldnerin eine Vergütung gefordert 
werden könne, wohl aber durch ihre Bedeutungsloſigkeit die 
Berechtigung des Satzes beweiſen, daß der Aufſichtsrat nach 
Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen der Geſellſchaft 
Anſprüche auf Bezahlung für ſeine Tätigkeit überhaupt nicht 
mehr erheben kann. Wie das RG. ſchon mehrfach ausgeſprochen 
hat, ſteht der Aufſichtsrat auch in anderen, verwandten Be⸗ 
ziehungen anders da, als ein bloßer Angeſtellter der Geſellſchaft. 
Seine Anſprüche ſtehen nicht unabänderlich feſt. Wie die General⸗ 
verſammlung die ihm zukommende ſatzungsgemäße Vergütung 
durch Anderung des Geſellſchaftsvertrages mit einfacher Stimmen⸗ 
mehrheit herabſetzen kann, 8 245 Abſ. 2 HGB., wie ſie weiter 
die Beſtellung zum Mitgliede des Aufſichtsrates widerrufen kann, 
9 243 Abſ. 4 daſelbſt, und zwar ohne daß dem Mitgliede, wie 
im Falle des § 231 dem Vorſtande, ein Recht auf Vergütung 
verbliebe (RG. 68, 227), wie endlich im Falle der Fuſion der 
Anſpruch des Aufſichtsrates der übertragenden Geſellſchaft ohne 
weiteres erliſcht — Urteil des erkennenden Senats vom 3. Januar 
1913, II 526/12 —, ebenſo hat der Aufſichtsrat nach der ganzen 
Eigenart ſeines Amtes ſich damit abzufinden, daß ihm nach 
Eröffnung des Konkurſes für die Erledigung der wenigen ihm 
dann noch verbleibenden Aufgaben eine Vergütung nicht mehr 
gezahlt wird. N. u. Gen. c. L., U. v. 14. Febr. 13, 449/12 II. — 
Berlin. [S.] 

Verſicherungsrecht. 

20. Der Anſpruch des Verſicherungsnehmers gegen 
den Verſicherer aus einer Haftpflichtverſicherung iſt ein 
Befreiungsanſpruch, der ſich in einen Leiſtungsanſpruch ver⸗ 
wandeln kann und der Pfändung ſeitens des Verletzten 
unterliegt.] 

Laut Police Nr. 30 778 vom 16. Mai 1899 verſicherte 
die Beklagte vom folgenden Tage ab auf die Dauer von zehn 
Jahren die Firma J. H. gegen alle Verbindlichkeiten aus Haft⸗ 
pflicht, welche ihr in ihrer Eigenſchaft als Beſitzerin des 
Dampfers Zehdenik uſw. bei Fahrten auf deutſchen Binnen⸗ 
gewäſſern auf Grund der im Deutſchen Reiche beſtehenden 
Geſetze über die Verletzung oder Tötung von Menſchen auf⸗ 
erlegt werden könnten. Der Kläger hat am 4. September 1904 
als Paſſagier des genannten Dampfers einen Unfall erlitten, 
wegen deſſen er den Reedereibeſitzer Friedrich N. klagend in 
Anſpruch genommen und im Betragsverfahren in allen drei 
Inſtanzen ein obſiegendes Urteil erſtritten hat. Friedrich N. 
war bereits am 23. Auguſt 1904 geſtorben und von ſeiner 
Witwe Emilie geb. H. beerbt worden, welche das Geſchäft ihres 
Ehemannes zunächſt fortſetzte und zur Zeit der Anſtellung 
des gedachten Schadenserſatzprozeſſes als Firmeninhaberin im 
Handelsregiſter eingetragen war. Die Zwangsvollſtreckung gegen 
die Witwe N., welche den Offenbarungseid leiſtete, verlief 
ergebnislos. Der Kläger hat nun wegen ſeiner Judikats⸗ 
forderung den angeblichen Anspruch der Witwe N. gegen . 
Beklagte aus dem mit dieſer auf Grund der Police Nr. 30 778 
und des Nachtrags Nr. 3 vom 5. Oktober 1904 geſchloſſenen 
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Verſicherungsvertrags pfänden und ſich zur Einziehung über⸗ 
weiſen laſſen. Da die Beklagte die Befriedigung des Klägers 
ablehnte, hat er Klage erhoben. Der Revifton der Beklagten 
war der Erfolg zu verſagen. Unterſtellt man, daß zur Zeit 
des klägeriſchen Unfalls, d. h. am 4. September 1904, der 
Verſicherungsvertrag zwiſchen der Beklagten und der Witwe N. 
rechtswirkſam fortbeſtand, ſo beſtreitet die Reviſion mit Unrecht 
die rechtliche Möglichkeit der Pfändung des aus dieſem Vertrage 
der letzteren gegen die erſtere zuſtehenden Anſpruchs durch den 
verletzten Kläger. Es iſt zutreffend, daß der Anſpruch der 
Witwe N. zunächſt ein folder auf Befreiung von ihrer Haftpflicht 
ſchuld iſt. Wenn die Reviſion aber meint, daß dieſer wegfällt, 
falls die Verſicherungsnehmerin zahlungsunfähig wird und aus 
der Zwangsvollſtreckung einen Schaden nicht mehr erwarten 
kann, ſo überſieht ſie, daß die Haftpflichtſchuld mit dem Tage 
des Unfalls des Klägers entſtanden iſt und ſeitdem in unver⸗ 
ändertem Umfange das Vermögen der Witwe N. belaſtet, gleich 
viel ob die letztere ſie aus ihm zu tilgen in der Lage iſt oder 
nicht. Ebenſo iſt ſpäteſtens mit der Geltendmachung der 
klägeriſchen Haftpflichtforderung die Verbindlichkeit der Beklagten, 
die Witwe N. von ihrer Schuld zu befreien, zur Entſtehung 
gelangt. Seitdem hat ſich an ihr nichts geändert, nichts ſie 
zum Erlöſchen gebracht. Der ihr entſprechende Befreiungs⸗ 
anſpruch der Witwe N. bildet nach wie vor einen Aktivpoſten 
ihres Vermögens. An ſich iſt es dem Verſicherer überlaſſen, 
wie er ſeiner Befreiungspflicht, ob durch Zahlung an den Ge⸗ 
ſchädigten oder auf andere Weiſe (Aufrechnung, Vergleich) nach⸗ 
kommt. Das hindert aber nicht, daß, auch abgeſehen von dem 
Fall der Befriedigung des Verletzten, durch den Verſicherungs⸗ 
nehmer deſſen Befreiungsanſpruch nach allgemeinen den Ver⸗ 
ſicherungsvertrag beherrſchenden Grundſätzen, insbeſondere nach 
den von Treu und Glauben, ſich unter beſtimmten Voraus⸗ 
ſetzungen in einen Leiſtungsanſpruch verwandelt. Das iſt vom 
RG. z. B. für den Fall des Konkurſes des Verſicherungs⸗ 
nehmers ausgeſprochen. Es iſt dem Konkursverwalter die Be⸗ 
fugnis zuerkannt, die ganze Verſicherungsſumme zu der Konkurs⸗ 
maſſe einzuziehen, auch wenn der Geſchädigte als einfacher 
Konkursgläubiger nur die Konkursquote zu verlangen hat und 
erhält (RG. 71, 364 ff.; vgl. auch 55, 86 ff.), da ſonſt der 
Verſicherer aus dem zufälligen Umſtande der Zahlungsunfähigkeit 
des Verſicherungsnehmers einen unverdienten und im objektiven 
Recht nicht begründeten Vorteil ziehen würde. Dieſe vom Geſetz 
unmöglich gewollte Folge würde aber auch eintreten, wenn man 
bei einer außerhalb des Konkurſes feſtgeſtellten Unfähigkeit des 
Verſicherungsnehmers, ſeine Gläubiger zu befriedigen, mit der 
Reviſion deſſen Befreiungsanfprud in Wegfall brächte. Ein 
ſolches Ergebnis würde mit der Billigkeit und den Grundſätzen 
von Treu und Glauben in ſchroffem Widerſpruch ftehen, deshalb 
muß das Geſetz auch Mittel und Wege bieten, es zu vermeiden. 
Der Reviſion iſt zuzugeben, daß der Verſicherungsnehmer über 
feinen Anſpruch an die Verſicherungsgeſellſchaft durch Verzicht 
zu verfügen berechtigt iſt und ihn ſo zum Erlöſchen bringen 
kann. Solange er dies aber nicht tut, bleibt er Beſtandteil 
feines Vermögens. Nach § 156 des hier noch nicht zur An⸗ 
wendung kommenden Geſetzes über den Verſicherungsvertrag 
vom 30. Mai 1908 iſt der Verſicherer auf Verlangen des 
Verſicherungsnehmers verpflichtet, die Zahlung an den Dritten 


zu bewirken. Der Verſicherungsnehmer kann danach den Be⸗ 
freiungsanſpruch durch eine diesbezügliche Willenserklärung in 
einen Zahlungsanſpruch verwandeln und nach ihr auf Zahlung 
an den Dritten klagen. Dieſe Umwandlung war aber auch 
vor Erlaß des genannten Geſetzes jedenfalls dann möglich, 
wenn, wie hier, die Schuld des Verſicherungsnehmers an den 
Verletzten rechtskräftig feſtſtand. In dieſem Falle konnte der 
Verſicherungsnehmer aber auch, ohne dem Verſicherer gegenüber 
eine Erklärung abzugeben, durch Abtretung ſeines Schadlos⸗ 
haltungsanſpruchs an den Geſchädigten die Umwandlung in 
einen Zahlungsanſpruch bewirken. Eine Anderung des Leiſtungs⸗ 
inhalts im Sinne des 8 399 BGB. nimmt er dadurch in dieſem 
Stadium der Angelegenheit nicht mehr vor, da er dem Ver⸗ 
letzten das ihm Gebührende zuwendet und die Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft nicht mehr zu leiſten hat, als wozu ſie vertraglich 
verpflichtet iſt. Den entgegengeſetzten Ausführungen, welche die 
Reviſion unter Berufung auf einen Aufſatz von E. Helbig in 
Nr. 1 der Leipziger Zeitſchrift für Handels-, Konkurs⸗ und 
Verſicherungsrecht, Jahrg. 1913, gemacht hat, iſt nicht bei⸗ 
zupflichten. Sie würden auf eine Vereitelung des Verſicherungs⸗ 
zwecks durch eine durch nichts gerechtfertigte Bereicherung des 
Verſicherers hinauslaufen. Der II. 3S. des RG. hat denn 
auch in einem Urteile vom 4. Juni 1912 den Anſpruch des 
Grundſtücksveräußerers gegen den Käufer aus einer im Kauf⸗ 
vertrage vereinbarten Schuldübernahme, durch welche der letztere 
ſich verpflichtet hatte, eine auf dem Grundſtück haftende Hypothek 
zu tilgen und den Verkäufer von feiner perſönlichen Schuld⸗ 
verpflichtung hinſichtlich der der Hypothek zugrunde liegenden 
Forderung zu befreien, für abtretbar und pfändbar erklärt, 
wenn der Zeſſionar oder Pfändungspfandgläubiger der vom 
Käufer zu befriedigende Hypothekengläubiger iſt, da dieſer ein 
eigenes Intereſſe daran hat, auf eine den Grundſtückskäufer 
über den Kaufvertrag hinaus nicht belaſtende Weiſe befriedigt 
zu werden (JW. 12, 85712). Dieſe Erwägung trifft auch auf 
den vorliegenden Fall zu. Der Haftpflichtberechtigte ſteht dem 
Verſicherungsnehmer und der Verſicherungsgeſellſchaft anders 
gegenüber, wie ein anderer beliebiger Gläubiger des erſteren. 
Wenn er, der zwar nicht in vertraglichen, aber doch in wirt⸗ 
ſchaftlichen Beziehungen zu dem Verſicherer ſteht, den Anſpruch 
des Verſicherungsnehmers gegen dieſen aus dem Verſicherungs⸗ 
vertrage pfändet und ſich überweiſen läßt, ſo verletzt er die 
Intereſſen der übrigen Beteiligten nicht, ſondern dient ihnen 
und zugleich den ſeinen und erreicht das, was der Vertrag 
wirtſchaftlich bezweckte, nämlich Entſchädigung für den Unfall 
und Schadloshaltung des Verſicherungsnehmers. Hat der Ver⸗ 
ſicherungsnehmer nach rechtskräftiger Feſtſtellung feiner Haft⸗ 
pflichtſchuld die rechtliche Macht, ſeinen Befreiungsanſpruch durch 
eine Willenserklärung dem Verſicherungsnehmer gegenüber in 
einen Zahlungsanſpruch zu verwandeln, ſo geht dieſe als ein 
Teil der allgemeinen Gläubigerbefugniſſe mit der überwieſenen 
Forderung auf den Haftpflichtberechtigten über. Deshalb und 
mangels jeder anderen Verwirklichungsmöglichkeit ſetzt ſich der 
Befreiungsanſpruch des Verſicherungsnehmers, wie in der Hand 
des Konkursverwalters, ſo auch in der des Verletzten als 
Pfändungspfandgläubigers in einen Zahlungsanſpruch um, wie 
es das RG. auch in ſeinem Urteil vom 5. Februar 1909 
(RG. 70, 257 ff., insbeſondere S. 263) bereits anerkannt hat. 
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Darau iſt feſtzuhalten. Schw. U.⸗A.⸗G. c. W., U. v. 28. Jan. 13, 
395/12 J. — Berlin. [S.] 

Zivilprozeßordnung. 

21. 8 217 ZPO. Gilt dieſe Vorſchrift nur für Partei⸗ 
ladungen? Weſentlicher Mangel des Verfahrens durch Nicht⸗ 
gewährung erſchöpfenden rechtlichen Gehörs.] 

Das BG. hat das erſte Urteil auf Grund des 8§ 539 
ZRO. aufgehoben und die Sache an die I. Inſtanz zurück⸗ 
verwieſen, weil das LG. den in der Verhandlung vom 
26. Juni 1911 geſtellten drei Vertagungsanträgen nicht ſtatt⸗ 
gegeben habe. Der Beklagte hatte zunächſt die Vertagung der 
Verhandlung um deswillen beantragt, weil er erſt am 19. Juni 
zu der auf den 26. Juni 1911 anberaumten Verhandlung ge⸗ 
laden, ſomit die im 8 217 ZPO. vorgeſehene Ladungsfriſt 
nicht innegehalten worden ſei. Dieſen Antrag hat das LG. 
ohne Angabe von Gründen abgelehnt. Das BG. hat ſchon 
in dieſer Ablehnung des Vertagungsantrags einen weſentlichen 
Mangel des Verfahrens im Sinne des § 539 ZRO. erblickt. 
Es iſt zwar der Anſicht, daß die Vorſchrift des 8 217 3 PO. 
im vorliegenden Falle keine Anwendung finde, weil dieſer ſich 
nur auf Parteiladungen, nicht aber auf ſolche Ladungen beziehe, 
die durch das Gericht von Amts wegen erfolgen. Gleichwohl 
hält es die Ablehnung des Vertagungsantrages für ungerecht⸗ 
fertigt, da dem Beklagten mit Rückſicht auf den großen Um⸗ 
fang der dem Schlußtermin vom 26. Juni 1911 voraufgegangenen 
Beweisaufnahme und mit Rückſicht auf die Wichtigkeit der 
Sache für beide Teile eine angemeſſene Zeit hätte gelaſſen 
werden müſſen, um das Beweisergebnis in Ruhe durcharbeiten 
und etwaige weitere Beweisanträge ſtellen zu können. Deshalb 
ſei ſein Vertagungsantrag ſachlich gerechtfertigt geweſen, und 
dieſer hätte dem erſten Richter Anlaß geben müſſen, von Amts 
wegen zu prüfen, ob die Vertagung ſonſtwie im Intereſſe der 
Sache geboten war. Auch den zweiten in der Verhandlung 
vom 26. Juni 1911 ſeitens des Beklagten geſtellten Vertagungs⸗ 
antrag ſieht das BG. im Gegenſatz zum erſten Richter für 
gerechtfertigt an. Dieſen Antrag hatte der Beklagte geſtellt, 
nachdem der Kläger aus einem in der Verhandlung überreichten 
umfangreichen Schriftſatze (von 27 Seiten) einen neuen Antrag 
verleſen hatte. Der erſte Richter lehnte auch dieſen Vertagungs⸗ 
antrag ohne eine Begründung ab. Das BG. hat dieſe Ab⸗ 
lehnung mißbilligt, indem es mit eingehender Begründung 
darlegt, daß der neue Antrag teils weiter, teils enger als der 
urſprünglich geſtellte Antrag war, und daß dem Beklagten nicht 
zugemutet werden konnte, zu dieſem neuen Antrag ſofort 
Stellung zu nehmen. Endlich hält das BG. auch die Ablehnung 
125 dritten Vertagungsantrags, die der erſte Richter mit der 
e gerechtfertigt hat, die vom Kläger vorgetragenen 
atſachen ſeien teils nicht neu, teils unerheblich, um deswillen 
N weil das Gericht ein abſchließendes Urteil 
5 er = neuen Behauptungen des Klägers unweſentlich 
ſich 920 ein habe gewinnen können, wenn der Beklagte 
dannen . hätte. Das angefochtene Urteil erblickt 

f blehnung einen Verſtoß gegen 8 272 ZRO. 
und iſt der Anſicht. daß di 5 

1 daß die Ablehnung der drei Vertagungs⸗ 
anträge ſowohl der angegebenen geſetzlichen Vorſchrift, wie dem 
Geiſte der ZPO. zuwiderlaufe. Im Ergebnis i 5 i 
Baolhliierontnen Im Erge nis iſt dieſem vom 

andpunkt beizupflichten. Zunächſt 


erſcheint es zweifelhaft, ob die Anſicht der Vorinſtanz, der 
8 217 30. finde nur dann Anwendung, wenn es ſich um 
ſogenannte Parteiladungen handle, gebilligt werden kann. 
Dieſe Vorſchrift iſt nach der in der Rechtslehre neueſtens über⸗ 
wiegend vertretenen Anficht auch dann anzuwenden, wenn, wie 
im vorliegenden Falle, gemäß § 370 Abſ. 2 ZPO. nach Be⸗ 
endigung der Beweisaufnahme ein Termin zur Fortſetzung der 
mündlichen Verhandlung von Amts wegen beſtimmt und den 
Parteien bekanntgemacht wird. Für die Richtigkeit dieſer 
Anſicht ſcheint auch der Zweck jener Vorſchrift zu ſprechen, die 
es den Parteien ermöglichen ſoll, ſich auf jede neue mündliche 
Verhandlung durch Benehmen mit ihren Anwälten oder in 
ſonſtiger Weiſe genügend vorzubereiten, ein Zweck, der gerade 
dann beſonders hervortritt, wenn nach dem Schluſſe der 
Beweisaufnahme eine Fortſetzung der mündlichen Verhandlung 
ſtattfinden ſoll, die in den meiſten Fällen eine Rückſprache der 
Partei mit ihrem Anwalt über das Ergebnis der Beweis⸗ 
aufnahme und das weiter einzuſchlagende Verfahren erfordern 
wird. Endlich ſcheint auch die jetzige Struktur des Zivil⸗ 
prozeſſes darauf hinzuweiſen, die Vorſchrift des S 217 ZPO. 
nicht bloß auf die Parteiladungen zu beſchränken. Denn die 
letzten Novellen zur ZPO. haben mehr und mehr zu einem 
Erſatz der Parteiladung durch den Amtsbetrieb geführt; dies 
zeigt ſich für die hier intereſſierende Frage beſonders deutlich 
in den neuen Vorſchriften der 88 520 Abſ. 2 und 555 Abſ. 2 
3PO., die bei dem Betrieb von Amts wegen dieſelben Ein- 
laſſungsfriſten vorſehen, welche nach 8 262 ZPO. beim Partei⸗ 
betriebe vorgeſchrieben ſind. Nimmt man alſo im Gegenſatz 
zur Vorinſtanz an, daß bei der gemäß $ 370 Abſ. 2 3PO. 
erfolgten Bekanntmachung des nach Schluß der Beweisaufnahme 
am 19. Juni 1911 auf den 26. Juni 1911 zur Fortſetzung 
der mündlichen Verhandlung anberaumten Termins die ein⸗ 
wöchige Ladungsfriſt des 8 217 ZPO. hätte gewahrt werden 
müſſen, jo würde ſchon aus biefem Grunde eine die Anwendung 
des 8 539 30. rechtfertigende Verletzung einer weſentlichen 
Vorſchrift des Verfahrens vorliegen. Aber auch wenn man 
dieſe Frage dahingeſtellt ſein läßt, muß in Übereinſtimmung 
mit dem BG. in der Ablehnung der drei vom Beklagten 
geſtellten Vertagungsanträge im vorliegenden Falle die Ver⸗ 
letzung einer weſentlichen Vorſchrift des Verfahrens erblickt 
werden, indem in dieſer Ablehnung die Verſagung des rechtlichen 
Gehörs zu finden iſt. Zwar unterliegt es im allgemeinen 
ſowohl nach 8 228 ZPO. wie im Falle des § 272 ZPO. dem 
verſtändigen richterlichen Ermeſſen, ob dem von einer Partei 
geſtellten Vertagungsantrage ſtattzugeben iſt, wenn ſie behauptet, 
auf neue Anträge oder auf neues Parteivorbringen des Gegners 
ſich nicht ſofort erklären zu können. Mit Recht hat deshalb 
auch das RG. angenommen, daß — abgeſehen von dem 
beſonders geregelten, hier nicht vorliegenden Falle des 5 235 
3 PO. — die Ablehnung eines Vertagungsantrages einer An⸗ 
fechtung mittels einer Beſchwerde an das höhere Gericht nicht 
unterliegt (vgl. RG. 23, 368; 62, 207). Gleichwohl aber 
kann in einer ſolchen Ablehnung eine Verletzung des die u 
prozeßordnung beherrſchenden in den Vorſchriften der 88 136, 
139, 141, 337 3PO. zum Ausdruck gebrachten Grundſatzes 
der Gewährung erſchöpfenden rechtlichen Gehörs dann erblickt 
werden, wenn die höhere Inſtanz nach der ganzen Sachlage 
63 * 
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die Überzeugung gewinnt, die Vorinſtanz habe von ihrem 
Ermeſſen einen ſachwidrigen Gebrauch gemacht, und zwar der⸗ 
geſtalt, daß der die Vertagung beantragenden Partei die 
Möglichkeit entzogen iſt, ſich auf das Vorbringen des Gegners 
erſchöpfend erklären zu können. Daß dies hier der Fall, 
ergibt ſich aus den oben mitgeteilten Darlegungen des BG., 
die erkennen laſſen, daß dem Beklagten durch das Verfahren 
des LG. die Möglichkeit entzogen worden iſt, ſich ſachgemäß 
und erſchöpfend über das Ergebnis der Beweisaufnahme ſowie 
über die neuen Anträge und das neue Vorbringen des Klägers 
erklären zu können. In einem derartigen Verfahren iſt aber 
eine Verletzung des Grundſatzes der Gewährung erſchöpfenden 
rechtlichen Gehörs beider Parteien zu erblicken. Es fehlte alſo 
dem Urteil des erſten Richters an der erforderlichen prozeß⸗ 
ordnungsmäßigen Sammlung des Streitſtoffes, ſo daß das 
BG. von der ihm nach § 539 ZPO. zuſtehenden Befugnis, 
das Urteil der I. Inſtanz wegen eines weſentlichen Mangels des 
Verfahrens aufheben zu können, mit Recht Gebrauch gemacht 
hat. E. c. K., U. v. 13. Febr. 13, 351/12 VI. — Berlin. [L.] 

22. 5 398 ZPO. Wann ſteht „wiederholte Vernehmung“ 
eines Zeugen in Frage?] 

Mit Recht beanſtandet die Reviſion die Ablehnung der 
nochmaligen Vernehmung Mis über die von der Klägerin 
betreffs des Inhalts der Vereinbarung im zweiten Rechtszuge 
aufgeſtellte Behauptung. Handelte es ſich dabei um eine 
„wiederholte Vernehmung“ im Sinne des § 398 ZRO, fo 
würde die Vernehmung allerdings in das freie Ermeſſen des 
BG. geſtellt geweſen ſein. Eine „wiederholte Vernehmung“ in 
dieſem Sinne iſt aber nur eine nochmalige Vernehmung über 
denſelben Beweisgegenſtand (vgl. RG. Bd. 48 Nr. 89 
auf S. 390). Dabei kommt es nur darauf an, ob der Zeuge 
über den Gegenſtand, über den er von neuem vernommen 
werden ſoll, tatſächlich ſchon vernommen worden iſt, nicht auch 
darauf, ob die Vernehmung darüber ausdrücklich angeordnet 
worden war. Eine Vernehmung über denſelben Gegenſtand 
iſt indes nicht ſchon damit gegeben, daß ſie ſich auf denſelben 
Vorgang bezieht; entſcheidend iſt vielmehr, ob ſich der Zeuge 
gerade über die beſtimmte Einzelheit, über die ſeine 
Vernehmung verlangt wird, bei der früheren Vernehmung 
bereits in bejahendem oder verneinendem Sinne geäußert hat 
(vgl. RG. in JW. 1899 S. 339/40 unter 13 und in SeuffArch. 
Bd. 55 Nr. 176 auf S. 356). Und dies trifft hier nicht zu. 
F. C. Sch., U. v. 12. Febr. 13, 473/12 V. — Berlin. L.] 

23. SS 537, 268 ZPO. Eventualanſpruch in der 
Berufungsinſtanz. — Klagänderung.] 

Mit Unrecht beanſtandet die Reviſion die Entſcheidung, die 
das BG. bezüglich des Eventualanſpruches getroffen hat. Die 
Frage, ob, wenn die I. Inſtanz nur über den Hauptanſpruch 
entſchieden hat, das BG. über den Eventualanſpruch entſcheiden 
darf, wird mit Rückſicht auf 8 537 ZPO. in Literatur und 
Rechtſprechung verſchieden beantwortet. Vgl. Seuffert 380. 
$ 537 Anm. Ib und Gaupp⸗Stein ZPO. 8 537 11 nebſt 
Zitaten. Der II. Senat hat in dem Urteil vom 13. Oktober 
1911 (RG. 77, 120) für einen Fall, in dem bei den Anſprüchen 
einander ausſchließende tatſächliche Vorgänge zugrunde lagen, 
die Entſcheidung über den Eventualanſpruch im weſentlichen aus 
zwei Gründen dem BG. zugeſprochen: einmal ſei in der Zu⸗ 


erkennung des Hauptanſpruchs durch die IJ. Inſtanz zugleich die 
Aberkennung des Eventualanſpruchs gelegen; ferner gelte 8 537 
ZPO. nicht ohne Ausnahme und ſei namentlich nicht auf An⸗ 
ſprüche anzuwenden, über die die I. Inſtanz nicht habe ent⸗ 
ſcheiden können, wie z. B. neue Anſprüche im Sinne des 8 529 
SPD, und dies gelte auch für Eventualanſprüche, die durch 
Zuerkennung des Hauptanſpruches für die I. Inſtanz erledigt 
waren. Dieſer Entſcheidung iſt durchaus beizutreten. Ihre 
Gründe rechtfertigen auch die Anwendung auf den vorliegenden 
Fall: Wenn auch beide Anſprüche auf das gleiche Vertrags⸗ 
verhältnis zurückgehen, deſſen rechtliche Beurteilung beſtritten war, 
ſo ſchließen ſie doch einander aus; die Zuerkennung des einen 
bedeutete zugleich die Aberkennung des anderen, und der 
Eventualanſpruch, der das Nichtvorliegen eines Agentur⸗ 
verhältniſſes vorausſetzte, war für die I. Inſtanz erledigt, wenn 
dieſe auf Grund der Annahme eines Agenturverhältniſſes eine 
Entſcheidung über den Hauptanſpruch traf. Das BG. hat ſich 
daher mit Recht mit dem Eventualanſpruch befaßt. Aber auch 
ſeine Annahme, daß in der Geltendmachung des Anſpruches 
eine unzuläſſige Klageänderung liege, iſt nicht zu beanſtanden. 
Eine Anderung der Klage liegt immer dann vor, wenn der 
Klagegrund ſich ändert (vgl. 8 268 ZPO.), d. h. die Summe 
derjenigen Tatſachen, die geeignet und erforderlich ſind, um den 
Anſpruch des Klägers als gerechtfertigt erſcheinen zu laſſen. 
Dies trifft aber hier zu. Der Hauptanſpruch ging auf Er⸗ 
füllung des Vertrages und ſetzte zu ſeiner Rechtfertigung nichts 
weiter voraus als den Vertrag. Mit dem Eventualanſpruch 
dagegen wird Schadenserſatz wegen Verletzung des Vertrages 
verlangt; er bedarf daher zu ſeiner Begründung noch der An⸗ 
gabe derjenigen Tatſachen, in denen dieſe Verletzung gefunden 
werden, und aus denen ſich der durch die Verletzung verur⸗ 
ſachte Schaden ergeben ſoll. Es handelt ſich alſo nicht bloß 
um eine andere rechtliche Beurteilung, ſondern auch um eine 
andere tatſächliche Begründung. Da die Beklagte der Anderung 
widerſprochen hat und nach dem Ermeſſen des BG. eine 
weſentliche Erſchwerung der Verteidigung vorliegen würde, ſo 
hat das BG. die Zulaſſung der Klageänderung mit Recht 
abgelehnt (8 264 ZPO.). G. c. E. H.⸗G., U. v. 4. Febr. 13, 
329/12 III. — Oldenburg. [S.] 

24. 5 549 ZPO. Reichsrecht iſt nicht reviſibel, wenn 
es vom BG. als Beſtandteil des Landesrechts angewendet 
worden iſt.] 

Der Berg. hält den Steueranſpruch des Beklagten für 
unbegründet, weil der an die beiden Kinder der Frau E. von 
deren Ehemann gezahlte Betrag nicht als Erwerb von Todes 
wegen im Sinne des $ 2 des Hamburgiſchen Erbſchaftsſteuer⸗ 
geſetzes vom 2. März 1903 anzufeben ſei. Zu dieſem Ergebnis 
gelangt er durch die Erwägung, daß das der Frau E. aus 
dem Nachlaß ihres Bruders zugefallene Kapital Geſamtgut der 
Gütergemeinſchaft der Eſchen Eheleute geworden und als ſolches 
in die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft gefallen ſei, daß daran auch 
nichts durch die letztwillige Verfügung der Frau E. geändert 
worden ſei, weil dieſe im Hinblick auf $ 1518 BGB. der 
Gültigkeit ermangele. Die Zahlung der den Kindern durch die 
nichtige Anordnung ausgeſetzten Summe ſtelle daher lediglich 
einen Akt der Freigebigkeit dar. Die Reviſion wendet fich 
gegen die Annahme der Geſamtgutseigenſchaft des Kapitals 
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und gegen die Auslegung des § 1518 BGB. Sie muß in⸗ 
deſſen daran ſcheitern, daß das Hamburgiſche Erbſchaftsſteuer⸗ 
geſetz als nicht reviſibles Landesrecht der Nachprüfung durch 
das Reviſionsgericht entzogen iſt (§ 549 ZPO). Es handelte 
ſich um die Frage, ob ein ſteuerpflichtiger Erwerb von Todes 
wegen vorlag. Dies war nach 8 2 des irreviſiblen Geſetzes 
zu prüfen, und wenn bei dieſer Prüfung in Ermangelung be: 
ſonderer Vorſchriften das Reichsrecht herangezogen worden iſt, 
ſo iſt es nicht als Reichsrecht, ſondern als Beſtandteil des 
Landesrechts angewendet worden, das in den ſtillſchweigend in 
Bezug genommenen Normen des Reichsrechts ſeine Ergänzung 
ſindet. Wären in einem ſolchen Falle dieſe Normen reviſibel, 
ſo würde damit auch eine Nachprüfung ihres Zuſammenhanges 
mit dem Landesrecht und ihrer Bedeutung für das Landesrecht 
und zufolge deſſen mindeſtens mittelbar des Landesrechts ſelbſt 
ermöglicht fein. Dies würde aber gegen den § 549 BRD. 
verſtoßen. Hat das Gericht auf dem Gebiete des Landesſteuer⸗ 
rechts den für die Steuerpflicht weſentlichen Begriff des Erwerbs 
von Todes wegen verneint, ſo hat es in vollem Umfange das 
Landesrecht befolgt, auch ſoweit zur Erfaſſung des Sinnes der 
Begriffsbeſtimmung auf Reichsrecht zurückzugehen war. Die 
Rüge der Verletzung des Reichsrechts läuft ſomit auf eine 
unzuläſſige Bemängelung der die Auslegung des Landesrechts 
betreffenden Entſcheidungsgründe hinaus. Das Reviſionsgericht 
iſt nicht in der Lage, entgegen dem Berl. einen Erwerb von 
Todes wegen zu bejahen, ſelbſt wenn es die Ausführungen des 
BerR. über das ergänzende Reichsrecht nicht billigen ſollte. 
Dieſer Standpunkt iſt vom erkennenden Senat in ſtändiger 
Rechtſprechung feſtgehalten worden (Urteil vom 7. Juni 1912 
VII 77/12 bei Gruchot 56, 1062). Hamb. Fiskus c. W. u. Gen., 
U. v. 11. Febr. 13, 469/12 VII. — Hamburg. (S.] 

25. Unrichtige Angabe der Parteirollen in der Reviſions⸗ 
ſchrift iſt nur eine unſchädliche kalsa demonstratio.] 

Gegen das am 24. Juli 1912 zugeſtellte Urteil iſt durch 
einen am 24. Auguſt 1912 beim RG. eingegangenen Schriftſatz 
vom ſelben Tage Reviſion eingelegt worden. Dieſer Schriftſatz 
bezeichnet den Kläger als Reviſionskläger, die Beklagten als 
Reviſionsbeklagte. Durch einen am 14. September 1912 beim 
RG. eingegangenen Schriftſatz vom ſelben Tage iſt die Er⸗ 
klärung in dem Schriftſatze vom 24. Juli 1912 dahin berichtigt 
worden, daß die Reviſion namens der Beklagten eingelegt 
ſein ſollte. Auch wurde geltend gemacht, daß die am 24. Juli 
1912 erfolgte Urteilszuſtellung nichtig ſei, weil in der zugeſtellten 
Urteilsabſchrift die Prozeßbevollmächtigten der Beklagten gleich⸗ 
zeitig als diejenigen des Klägers bezeichnet ſeien. Die Beklagten 
haben alsdann das Urteil vom 13. Juli 1912 nochmals am 
20. September 1912 zustellen laſſen und erneut unter richtiger 
Bezeichnung der Parteirollen die Reviſton am 23. September 
1912 eingelegt. Die Reviſionsbegründung iſt am 8. Oktober 
1912 beim RG. eingegangen. Die Zuläſſigkeit der Reviſion 
fasten der Men Bucchgeeifenben Bedenken. Zwar iſt der Auf⸗ 
11 * er als ob die Zuſtellung vom 24. Juli 
geſelte Urtelsabſchrit bi. ſei, weil die den Beklagten zu⸗ 
unrichtig bezeichnet hab K krozeßbevollnächtigten 1 
Reviſionsklägern für ihn 72 e ee in 
RG. 61, 395 Spricht e 1 1 angezogene Eniſch in 

2 p her das Gegenteil aus, und alle anderen 
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in dem Schriftſatz vom 14. September 1912 erwähnten Urteile 
laſſen ſich für jene Anſicht gleichfalls nicht verwerten. Die 
Bezeichnung der Prozeßbevollmächtigten in den Urteilen iſt zwar 
durch § 313 Nr. 1 ZRO. vorgeſchrieben. Aber eine unrichtige 
Angabe in dieſer Hinſicht iſt unerheblich, dies ſchon um des 
willen, weil jede Partei weiß, wie ihr Anwalt heißt und weil 
ihr auch der gegneriſche Anwalt durch die gewechſelten Schrift 
ſätze dem Namen nach bekannt iſt. Die Urteilszuſtellung vom 
24. Juli 1912 muß deshalb als rechtsgültig erfolgt bezeichnet 
werden. Gleichwohl iſt die am 24. Auguſt 1912 bewirkte Ein⸗ 
legung der Reviſion als namens der Beklagten rechtzeitig und 
ordnungsmäßig erfolgt zu erachten. Denn die unrichtige Angabe 
der Parteirollen in der Reviſionsſchrift vom 24. Auguſt 1912 iſt 
lediglich eine falsa demonstratio, die ohne weiteres als ſolche 
auch dem Gegner erkennbar war, da der Kläger genau wußte, 
daß er dem Juſtizrat B. keine Prozeßvollmacht zur Einlegung 
eines Rechtsmittels gegen ein ihm im vollen Umfange 
günſtiges Urteil erteilt hatte. Mit der Berichtigungserklärung 
vom 14. September 1912 iſt der in der Reviſionsſchrift enthaltene 
Fehler beſeitigt worden und völlig klargeſtellt, daß in Wirklich⸗ 
keit der Juſtizrat B. nur namens der Beklagten die Reviſion 
einlegen wollte und eingelegt hat, ſo daß alſo die Reviſions⸗ 
einlegung vom 24. Auguſt 1912 als rechtzeitig und ordnungs⸗ 
mäßig erfolgt anzuſehen iſt (vgl. auch JW. 99, 53720). 
Danach kommt es auf die zweite Zuſtellung des Urteils und die 
zweite Reviſionseinlegung nicht weiter an. H. u. Gen. C. S., 
U. v. 13. Febr. 13, 454/12 VI. — Jena. S.) 

26. 5 565 Abſ. 2 ZPO. Für das BG. iſt nur die⸗ 
jenige rechtliche Beurteilung des Reviſionsgerichts maßgebend, 
die der Aufhebung zugrunde gelegt iſt.] 

Die Reviſion ſtellt in erſter Reihe zur Erwägung, ob das 
BG. nicht an ſeine frühere, vom RG. nicht mitaufgehobene, 
Entſcheidung gebunden geweſen ſei. Dieſes Bedenken iſt un⸗ 
begründet. Nach § 565 Abſ. 2 ZUD. iſt für die Entſcheidung 
des BG. nur diejenige rechtliche Beurteilung des Neviftons- 
gerichts maßgebend, welche der Aufhebung zugrunde gelegt iſt. 
Die Erwägungen des früheren Reviſionsurteils, die ſich mit 
dem Geltungsgebiet der Abrede über die Gewährleiſtung be⸗ 
faſſen, ſtehen aber, wie die Rebiſion ſelbſt nicht zu verkennen 
ſcheint, zur Aufhebung in keiner Beziehung. Es iſt ausdrücklich 
geſagt, der BerR. ſei rechtlich nicht verhindert geweſen, die 
fragliche Abrede nur auf Trockenkanal und Kanalofen zu beziehen, 
auch wenn alle von der Klägerin übernommenen Leiſtungen ein 
einheitliches Werk gebildet hätten. Der BerR. war deshalb, 
wenn er auf Grund der neuen Verhandlung in dieſem Punkte 
zu einer anderen Auffaſſung gelangte, nicht nur berechtigt, 
ſondern auch verpflichtet, von ſeiner früheren Entſcheidung ab⸗ 
zuweichen, obwohl fie rechtlich vom Reviſionsgericht nicht bes 
anſtandet worden war. Eine Verletzung materiellen Rechts 
kommt dabei nicht in Frage; ob ſich die Nebenabrede auf alle 
oder nur auf einzelne Leiſtungen bezog, war lediglich Sache 
der Vertragsauslegung. v. R. c. M. & P., U. v. 11. Febr. 13, 
425/12 VII. — Berlin. [S.] e 3 

27. 88 794 Nr. 5, 726 ZPO. Für bie Erteilung der 
Vollſtreckungsklauſel iſt der Inhalt der Urkunde maßgebend.] 

Die Schweſter des Beklagten Sch., Frau v. B., hatte in 
einem Prozeſſe gegen die Gewerkſchaft Friedrichsglück eine 
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Sicherheit von 10000 & beſtellt. Den ihr auf Grund des 
Hinterlegungsſcheins zuſtehenden Anſpruch an die Kgl. Regierungs⸗ 
hauptkaſſe zu Cöln trat ſie mit Einwilligung ihres Ehemannes 
durch notarielle Urkunde vom 3. Auguſt 1908, errichtet vor 
dem Notar X. in Bonn, gegen Zahlung von 6500 & an den 
Beklagten ab und verpflichtete ſich weiter unter Zuſtimmung 
ihres Mannes, dem Beklagten, „entweder nach Beendigung des 
Prozeſſes gegen die Gewerkſchaft Friedrichsglück wegen Heraus⸗ 
gabe von Kuren ... oder nach Beendigung des in nächſter 
Zeit anzuſtrengenden Prozeſſes gegen die Grube Wachtberg 1, 
G. m. b. H. zu Frechen, auf Anerkennung und Auslieferung 
von 74 Geſchäftsanteilſcheinen, je nachdem welcher Prozeß am 
erſten erledigt wird, die Summe von 6000 ... ohne jede 
weitere Aufforderung zu zahlen“. Weiter gab der bei der 
Verhandlung anweſende Kläger die Erklärung ab: „Ich über⸗ 
nehme die Bürgſchaft als ſelbſtſchuldneriſcher Bürge, daß die 
obigen 10 000 % bei Beendigung des Prozeſſes ... uus⸗ 
gezahlt werden und verbürge mich ferner als ſelbſtſchuldneriſcher 
Bürge dafür, daß obige 6000 # an Herrn Sch. (Beklagten) 
bezahlt werden,“ auch unterwarfen ſich die Vertragſchließenden 
der ſofortigen Zwangsvollſtreckung aus der Urkunde. Der 
Ehemann v. B. verklagte nunmehr die Braunkohlenwerke 
Wachtberg 1 und beantragte, feſtzuſtellen, daß er mit einem 
Geſchäftsanteile von 74 000 Geſellſchafter der G. m. b. H. 
Wachtberg I zu Frechen ſei, dieſe dementſprechend zu verurteilen, 
ihm die Ausübung ſeiner Geſellſchafterrechte in dem durch das 
Geſetz betr. die Geſellſchaften m. b. H. feſtgelegten Umfange 
zu ermöglichen und ihm über die ſeit dem Jahre 1902 auf 
ſeinen Geſchäftsanteil entfallenen Dividenden Rechenſchaft zu 
legen. In II. Inſtanz erlangte er ein rechtskräftig gewordenes 
Urteil des OLG. zu Cöln vom 21. Dezember 1909, durch 
das feſtgeſtellt wurde, v. B. ſei mit einem Geſchäftsanteile von 
74 000 / Geſellſchafter, auch wurde die damalige Beklagte 
verurteilt, ihm in Anſehung ſeines Geſchäftsanteils die Aus⸗ 
übung ſeiner Verwaltungsrechte als Geſellſchafter, namentlich 
die Ausübung des Stimmrechts, zu ermöglichen und ihm über 
die ſeit dem Jahre 1902 auf ſeinen Geſchäftsanteil entfallenen 
Dividenden Rechenſchaft zu legen. Nach Einſichtnahme dieſes 
Urteils und der Beſcheinigung der Gerichtsſchreiberei des RG. 
vom 25. Februar 1910, daß innerhalb der Notfriſt eine 
Reviſionsſchrift nicht eingereicht ſei, erteilte der Notar am 
23. Auguſt 1910 dem Beklagten eine vollſtreckbare Aus⸗ 
fertigung der Urkunde gegen den Bürgen, den jetzigen Kläger, 
bezüglich des Betrags von 6000 . Mit der vorliegenden 
Klage beantragte der Kläger, dieſe Vollſtreckungsklauſel für 
unzuläſſig zu erklären, wurde aber vom LG. wie vom OLG. 
abgewieſen. Das RG. entſprach der Klage: Die Voll⸗ 
ſtreckungsklauſel ergibt, daß der Notar der Anſicht war, durch 
das ihm vorgelegte Urteil des OLG. Cöln vom 21. Dezember 
1909 werde der im Texte der Urkunde vom 3. Auguſt 1908 
vorgeſehene Prozeß gegen die Grube Wachtberg I rechtskräftig 
entſchieden, und daß er deswegen die Vollſtreckungsklauſel 
erteilte. Dagegen gelangt das BG. zu dem Ergebnis, die 
Urkunde verlange einen Prozeß auf Anerkennung des Geſchäfts⸗ 
anteils und Auslieferung der 74 Anteilſcheine, es hätte daher 
auch auf Auslieferung der Scheine geklagt werden müſſen, was 
nicht geſchehen ſei. Obgleich ſonach „nach dem ſtrengen Wort⸗ 


laute“ des Vertrages die Erledigung des durchgeführten 
Prozeſſes die Fälligkeit der 6000 % nicht habe herbeiführen 
können, ſei dieſe doch vorhanden, weil man als Wille der 
Vertragſchließenden anſehen müſſe, daß das Geld nach Ablauf 
einer angemeſſenen Friſt, innerhalb deren entweder der Prozeß 
gegen Wachtberg I oder der gegen die Gewerkſchaft Friedrichs⸗ 
glück durchzuführen geweſen ſei, fällig werden ſollte. Mit der 
Beendigung des tatſächlich geführten Prozeſſes ſei dieſe Friſt 
verſtrichen und daher die Vollſtreckungsklauſel zu Recht erteilt. 
Dieſe Ausführungen geben nach mehrfacher Richtung zu 
Bedenken Anlaß. In tatſächlicher Hinſicht und daher für die 
Reviſionsinſtanz bindend legt der Vorderrichter den Vertrag 
vom 3. Auguſt 1908 dahin aus, daß die 6000 & in jedem 
Falle an den Beklagten zu zahlen ſeien; ob die erwähnten 
Prozeſſe gewonnen oder verloren würden, ſei gleich. Er führt 
dann aus, daß es ſich hierbei nicht um eine Bedingung, 
ſondern um eine Befriſtung handele, und nimmt unter Hinweis 
auf ein bei Gruchot 46, 367 ff. abgedrucktes Urteil des RG. 
an, daß an Stelle der ausdrücklich vereinbarten Befriſtung 
auch eine angemeſſene Friſt treten könne. Ob der damals 
vom RG. entſchiedene Fall mit dem jetzt vorliegenden gleich⸗ 
artig iſt, was die Reviſton bezweifelt, mag dahingeſtellt bleiben, 
jedenfalls hat die Reviſion darin Recht, daß das BU. keine 
ausreichende Begründung für die Angemeſſenheit der Friſt 
enthält. Um dieſe zu ermitteln, hätte auf den Unterſchied 
zwiſchen dem angeſtrengten und dem nach Anſicht des Vorder⸗ 
richters anzuſtrengenden Prozeß eingegangen und geprüft 
werden müſſen, inwiefern ſich beide Prozeſſe unterſcheiden. Es 
war die Bedeutung zu erörtern, die den Anteilſcheinen einer 
Geſellſchaft m. b. H. rechtlich zukommt und zu unterſuchen, ob 
ſich ein Rechtsſtreit, in dem nicht nur über das Geſellſchafter⸗ 
recht des v. B., ſondern auch über die Auslieferung der 
Anteilſcheine, an denen Pfand⸗ und Zurückbehaltungsrechte zu 
beſtehen ſcheinen, Entſcheidung getroffen werden ſoll, trotzdem 
in der gleichen Zeit wie der geführte Prozeß vorausſichtlich 
hätte erledigen laſſen. Aber auch hierauf braucht nicht ein⸗ 
gegangen zu werden, weil die Anſicht des BG., es könne an 
Stelle der vereinbarten Befriſtung eine angemeſſene Friſt geſetzt 
werden, ſelbſt dann nicht zu billigen iſt, wenn die Vertrags⸗ 
parteien die Fälligkeit der 6000 % auch nach Ablauf einer 
angemeſſenen Friſt gewollt haben ſollten. Hängt die Voll⸗ 
ſtreckbarkeit einer Urkunde inhaltlich von einer anderen Tatſache 
als einer dem Gläubiger obliegenden Sicherheitsleiſtung ab, 
ſo darf eine vollſtreckbare Ausfertigung nur erteilt werden, 
wenn der Gläubiger den ihm obliegenden Beweis durch öffent⸗ 
liche oder öffentlich beglaubigte Urkunden führt, 8 726 ZRO. 
Im vorliegenden Falle iſt die Fälligkeit der 6000 / von der 
Beendigung eines der beiden angeführten Prozeſſe abhängig 
gemacht worden. Der Beklagte als Gläubiger hatte mithin 
dieſen Nachweis zu erbringen, und der Notar hat ihn durch 
das vorgelegte Urteil für geführt erachtet. Nach der für dieſe 
Inſtanz bindenden Feſtſtellung des BG. irrte der Notar, und 
es ſteht feſt, daß die Urkunde die Durchführung eines anderen 
Prozeſſes im Auge hatte. Hieraus folgt ohne weiteres, daß 
die Vollſtreckungsklauſel aus dem von dem Notar für zutreffend 
gehaltenen Grunde nicht erteilt werden durfte, der Kläger 
ſomit den ihm nach § 768 ZPO. obliegenden Beweis ſeinerſeits 
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geführt hatte. Ob es nun zuläſſig iſt, eine aus unzureichenden 
Gründen erteilte Vollſtreckungsklauſel mit einer neuen Be⸗ 
gründung aufrechtzuerhalten, iſt ſchon an ſich zweifelhaft, geht 
aber keinesfalls dann an, wenn der Notar die Klauſel aus 
dem neuen Grunde nicht hätte erteilen dürfen. Wie der 
Gläubiger dem Notar den Nachweis des Ablaufs einer an⸗ 
gemeſſenen Friſt durch öffentliche oder öffentlich beglaubigte 
Urkunden hätte erbringen können, iſt nicht abzuſehen. Es kann 
aber auch, abgeſehen von der Beweisfrage, nicht zugegeben 
werden, daß der Notar die Vollſtreckungsklauſel nach Ablauf 
einer angemeſſenen Friſt hätte erteilen dürfen. Wie auch der 
V. 3S. anerkennt, RG. 72, 23 ff., muß die Abhängigkeit der 
Vollſtreckbarkeit von dem Eintritt einer Tatſache durch das 
Urteil ſelbſt feſtgeſtellt ſein, die Tatſache muß ſich aus ihm 
bzw. der vollſtreckbaren Urkunde klar ergeben. Nur nach 
Maßgabe der Urkunde haben ſich die Beteiligten der ſofortigen 
Zwangsvollſtreckung unterworfen, während Umſtände, die die 
Parteien zwar gewollt, aber in der Urkunde nicht ausgedrückt 
haben, außer Betracht bleiben müſſen. In der Urkunde iſt 
nun, wie auch das BG. anerkennt, nur von der Erledigung 
der Prozeſſe die Rede, haben die Beteiligten auch die Fälligkeit 
der 6000 % nach angemeſſener Friſt feſtſetzen wollen, fo hat 
dieſer Wille ſchriftlich keinen hinreichenden Ausdruck gefunden. 
Das Vollſtreckungsverfahren fordert klare Verhältniſſe, Umſtände, 
die ſich nicht deutlich aus der Niederſchrift ergeben, können als 
Vorausſetzungen der Vollſtreckbarkeit nicht in Frage kommen. 
Ob der Beklagte im Wege einer Klage nach 8 731 BRD. die 
Vollſtreckungsklauſel auf Grund der Behauptung, daß die 
6000 & nach dem wahren Sinne des Vertrags vom 3. Auguſt 
1908 auch nach Ablauf einer angemeſſenen Friſt fällig ſeien 
und daß dieſe Friſt abgelaufen ſei, hätte erlangen können, 
bedarf jetzt keiner Entſcheidung. Das angefochtene Urteil war 
ſonach aufzuheben und, da der Rechtsſtreit nach dem feſt⸗ 
geſtellten Sachverhältnis zur Endentſcheidung reif iſt, gemäß 
§ 565 BD. der Klage zu entſprechen. H. c. Sch., U. v. 
10. Febr. 13, 502/12 VI. — Cöln. [L.] 

Reichsſtempelgeſetz. 

28. Tarifnummer 8. Ein Hotel⸗Automobilomnibus fällt 
nicht unter die Befreiungsvorſchrift Nr. 2; er dient nicht aus⸗ 
ſchließlich der gewerbsmäßigen Perſonenbeförderung.] 

Nach der Tarifnummer 8 zu a RStempG. unterliegen der 
Stempelabgabe Erlaubniskarten für Kraftfahrzeuge zur Per⸗ 
ſonenbeförderung auf öffentlichen Wegen und Plätzen. Nach 
der Befreiungsvorſchrift unter Nr. 2 daſelbſt findet jedoch eine 
Befreiung von der Stempelabgabe ſtatt „hinſichtlich ſolcher Kraft⸗ 
fahrzeuge, die ausſchließlich der gewerbsmäßigen Perſonen⸗ 
beförderung dienen.“ Die Annahme des Berg., der Hotel⸗ 
automobilomnibus der Klägerin, der lediglich zur Beförderung 

er Hotelgäſte und ihres Gepäcks gegen eine feſte Gebühr vom 
Bahnhofe nach dem Hotel und umgekehrt verwendet wird, diene 
enn der Perſonenbeförderung, iſt zu billigen. Dagegen 
N, Ne E. Entſcheidungsgrunde, das Kraftfahrzeug 
Eb ae der gewerbsmäßigen Perſonen⸗ 
enen A ben werden. Der gewerbsmäßigen 
5 9 . —— 15 oz Gewerb e der Perſonenbeförderung 
halb eines ſelbſtändigen m ene ene ee; 

„der Perſonenbeförderung dienenden 


Gewerbebetriebes, d. h. des Fuhrhaltereigewerbes, als deſſen 
Betätigung, erfolgt. Vorausſetzung der Befreiung iſt, daß die 
Verwendung des Kraftfahrzeugs innerhalb eines ſelbſtändig be⸗ 
triebenen, an ſich der bundesſtaatlichen Gewerbeſteuer unter⸗ 
liegenden, auf Perſonenbeförderung gerichteten Gewerbebetriebs 
erfolgt. Es genügt nicht, daß im Streitfalle die Perſonen⸗ 
beförderung gegen Entgelt, nämlich gegen eine feſte Gebühr 
geſchieht, und es macht auch keinen Unterſchied, ob dieſe Gebühr 
nur die Selbſtkoſten des Betriebes des Kraftfahrzeuges deckt 
oder ob ſie dieſe überſteigt oder hinter ihnen zurückbleibt. Die 
Perſonenbeförderung iſt hier nicht der Selbſtzweck der Ver⸗ 
wendung des Kraftfahrzeuges in dem Sinne, daß ſie zu einer 
ſelbſtändigen, dauernden Einnahmequelle dienen ſollte, — was 
z. B. zutreffen würde, wenn die Klägerin neben dem Hotel⸗ 
Betriebsgewerbe noch ein beſonderes, dem Bedürfnis Dritter 
dienendes Lohnfuhrwerkgewerbe betriebe. Hier ſtellt vielmehr die 
Verwendung des Kraftfahrzeugs nur einen Teil des Betriebes 
des Hotelgewerbes dar, der ſteuerlich nicht anders in Betracht 
kommt als z. B. eine im Hotel für die Hotelgäſte unterhaltene 
Reſtauration. Der Kraftwagen der Klägerin iſt kein Lohnfuhr⸗ 
werk, ſondern ein Hotelwagen, der dem Hotelgewerbe und 
ſchon deshalb nicht ausſchließlich dem Gewerbe der Perſonen⸗ 
beförderung dient. Grh. Sächſ. Staatsfiskus c. Palaſthotel F., 
U. v. 21. Jan. 13, 452/12 VII. — Jena. [2] 


II. Preußiſches Recht. 

Geſetz vom 1. Auguſt 1909. 

29. Verhältnis zu dem ſog. Tumultgeſetz vom 11. März 
1850.1] 

Der Kläger behauptet, am 10. Oktober 1910 in Remſcheid 
von einem der Polizeibeamten der beklagten Stadtgemeinde, 
die aus Anlaß von Straßenunruhen Gewalt gebrauchten, durch 
Säbelhiebe an der rechten Hand verletzt worden zu ſein, ohne 
daß er, der Kläger, dies irgendwie verſchuldet hätte. Er hat 
wegen des ihm durch dieſe Verletzung entſtandenen Schadens 
die Stadtgemeinde auf Grund des Geſetzes vom 11. März 1850, 
betreffend die Verpflichtung der Gemeinden zum Erſatze des bei 
öffentlichen Aufläufen verurſachten Schadens, auf Grund des 
Art. 1384 code civil und auf Grund des Geſetzes über die 
Haftung des Staates und anderer Verbände für Amtspflicht⸗ 
verletzungen von Beamten bei Ausübung der öffentlichen Gewalt 
vom 1. Auguſt 1909 in Anſpruch genommen, iſt aber vom LG. 
wie vom BG. mit ſeiner Klage abgewieſen. Das RG. hob 
auf. Die Reviſion iſt begründet. Soweit der Klageanſpruch 
auf die erſten beiden Gründe geſtützt worden iſt, iſt er allerdings 
vom BG. mit zutreffender Begründung, nämlich wegen Ablaufs 
der im § 5 des Geſetzes vom 11. März 1850 beſtimmten Friſten, 
und weil Art. 1384 code civil mit dem Inkrafttreten des 
Geſetzes vom 1. Auguſt 1909 aufgehoben iſt, zurückgewieſen 
worden. Dagegen beruht die angefochtene Entſcheidung, indem 
ſie den Klageanſpruch auch inſoweit abweiſt, als er auf das 
Geſetz vom 1. Auguft 1909 ſich gründet, auf einer Verletzung 
dieſes Geſetzes. Das BG. nimmt an, daß die Anwendung 
dieſes Geſetzes zufolge der Beſtimmung ſeines 86 im vor⸗ 
liegenden Falle ausgeſchloſſen ſei, weil die Geltendmachung des 
Schadenserſatzanſpruches aus dem ſog. Tumultgeſetze vom 
11. März 1850 in 8 5 dieſes Geſetzes an kurze präklufiviſche 
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Friſten gebunden iſt. 86 des Geſetzes vom 1. Auguſt 1909 
beſtimmt: „Soweit durch Reichsgeſetze oder Landesgeſetze für 
beſtimmte Fälle eine Haftung des Staates oder der Kommunal⸗ 
verbände über den in jenen Geſetzen beſtimmten Umfang hinaus 
ausgeſchloſſen iſt, finden die Vorſchriften dieſes Geſetzes keine 
Anwendung.“ Der Paragraph betrifft alſo Geſetze, welche 
eine Haftung des Staates oder der Kommunalverbände für 
Verſchulden von Beamten auch bei Ausübung der öffentlichen 
Gewalt zwar feſtſetzen, dieſe Haftung aber über einen be— 
ſtimmten Umfang hinaus ausſchließen. Das Geſetz vom 
11. März 1850 aber hat eine Haftung der Gemeinden, die nach 
dem bürgerlichen Rechte nicht beſtand, geſchaffen, ohne dieſe 
Haftung ihrem Umfange nach irgendwie zu beſchränken. § 5 
dieſes Geſetzes ſchließt nicht die Haftung aus, ſondern ſchreibt 
nur beſtimmte Friſten für die Geltendmachung des Schadens⸗ 
erſatzanſpruchs vor. Die Auffaſſung des BG. gibt danach dem 
56 des Geſetzes vom 1. Auguſt 1909 eine Bedeutung, die 
über den aus den Worten des Geſetzes ſich ergebenden Sinn 
weit hinausgeht. Zu einer ſolchen ausdehnenden Auslegung 
der Beſtimmung des 8 6 aber fehlt jede Veranlaſſung. Auch 
die Begründung des Geſetzentwurfs ſpricht entſchieden gegen fie. 
Dort iſt von einer Geſetzgebung die Rede, welche eine Haftung 
des Reichs, des Staates oder von Kommunalverbänden vorſieht, 
ſie aber auf ein beſtimmtes Maß beſchränkt und eine weiter— 
gehende Haftung aus beſonderen Gründen ausſchließt. Die 
einzelnen derartigen Geſetze, welche als namentlich in Betracht 
kommend angeführt werden, beſtimmen ſämtlich ausdrücklich, 
daß ein Schadenserſatzanſpruch nicht über ein beſtimmtes Maß 
hinaus oder unter gewiſſen Vorausſetzungen überhaupt nicht 
erhoben werden könne; ſie ziehen den Anſprüchen gegen Reich, 
Staat und Gemeinden eine ſachliche Schranke; nirgends iſt 
von einer bloßen Beſchränkung der prozeſſualen Geltendmachung 
des Anſpruchs die Rede. Der Vergleich, welchen das BG. 
zwiſchen der Beſtimmung des 8 5 des Geſetzes vom 11. März 
1850 und den Beſtimmungen der Unfallverſicherungsgeſetze zieht, 
in denen die ſtrafgerichtliche Verurteilung wegen vorſätzlicher 
Schadensherbeiführung zur Vorausſetzung eines Erſatzanſpruchs 
gegen den Betriebsunternehmer uſw. gemacht iſt, geht fehl. 
Denn dieſe Beſtimmungen ſchließen, wie auch in der Begründung 
zu § 6 des Entwurfs des Geſetzes vom 1. Auguſt 1909 er⸗ 
wähnt iſt, den Schadenserſatzanſpruch gegen Staat und 
Gemeinden in ihrer Eigenſchaft als Betriebsunternehmer 
gänzlich aus; nur phyſiſchen Perſonen gegenüber bedeuten ſie 
lediglich eine Erſchwerung der Geltendmachung des Anſpruchs. 
Die in der Begründung zu 8 6 genannten Geſetze haben ferner, 
ſo verſchieden ſie auch im übrigen ſind, das gemein, daß nach 
ihnen ein Schadenserſatzanſpruch, der durch ſie ausgeſchloſſen 
oder dem Umfange nach beſchränkt wird, regelmäßig nur auf 
ein Verſchulden, ausnahmsweiſe allerdings auch auf $ 1 
Haftpfl®., geſtützt werden könnte. Bei der durch das ſog. 
Tumultgeſetz geregelten Schadenserſatzpflicht der Gemeinden 
kommt dagegen ein etwaiges Verſchulden der Beamten der 
Gemeinden für die Begründung des Erſatzanſpruchs über⸗ 
haupt nicht in Betracht, wenn auch eine fahrläſſige Über⸗ 
ſchreitung der geſetzlichen Befugniſſe durch die Sicherheits⸗ 
beamten die Erſatzpflicht nicht ausſchließt, wie in dem Urteile 
NG. Bd. 67 S. 236 (239) ausgeführt iſt. Daß aber geſetz⸗ 


liche Beſtimmungen, welche das Verſchulden eines ſtaatlichen 
Organs überhaupt nicht zur Vorausſetzung haben, von der 
Ausnahmebeſtimmung nicht getroffen werden, iſt wenigſtens 
für den, dem § 6 des Geſetzes vom J. Auguſt 1909 ent 
ſprechenden, 8 6 des Geſetzes über die Haftung des 
Reichs für ſeine Beamten vom 22. Mai 1910 in der Be 
gründung zu 8 5 des Entwurfs beſtimmt ausgeſprochen. 
V. C. Stadtgemeinde R., U. v. 14. Febr. 13, 378/12 UI. 
Düſſeldorf. L.] 

30. Gemeingebrauch des Stromes zu Schiffahrtszwecken. 
Erſitzung von Sonderrechten. 

Die Kläger haben für das ihnen durch die Enteignung 
entzogene Grundſtück eine höhere Entſchädigung aus dem 
Grunde beanſprucht, weil mit dem Eigentum das wertſteigernde 
Recht verbunden geweſen ſei, an dem die Spree berührenden 
Teile des Grundſtücks Spreekähne anlegen und be- und entladen 
zu laſſen. Daß ein ſolches Recht beſtanden habe, iſt aber vom 
BG,, in deſſen aufgehobenen Urteilen dieſe Frage noch nicht 
geprüft worden war, nunmehr verneint worden, und die hier- 
gegen von der Reviſion erhobenen Angriffe gehen fehl. Auf 
öffentlichen Strömen iſt die Schiffahrt, unter den vom Staate 
feſtgeſetzten Bedingungen, einem jeden erlaubt. Nach dieſem in 
5 47 IT, 15 ALR. ausgeſprochenen und gemäß Art. 65 EGBGB. 
(vgl. auch Art. 89 Nr. 1c Pra.) in Geltung gebliebenen 
Grundſatze bildet die Schifſahrt auf der Spree nicht ein Recht 
des einzelnen, ſondern den ihm, wie jedem anderen, erlaubten 
Gemeingebrauch des Stromes. Ließen die Kläger bei ihrem an 
die Spree grenzenden Grundſtücke Schiffsfahrzeuge anlegen und 
laden oder löſchen, ſo übten ſie allerdings, inſoweit dabei das 
feſte Land benutzt werden mußte, ein Recht, nämlich das Eigen⸗ 
tum an ihrem Grundſtück, aus. Stieß das Grundſtück nicht 
unmittelbar an die Spree, war es vielmehr von ihr durch 
einen in fremdem Eigentum befindlichen Landſtreifen getrennt, 
ſtand den Klägern aber an dieſem eine entſprechende Grund- 
gerechtigkeit zu, ſo übten ſie durch Benutzung des Landſtreifens 
zu dem gedachten Zwecke eben dieſe Grundgerechtigkeit, alſo 
ebenfalls ein Recht, aus. Inſoweit dagegen der Strom ſelbſt 
dabei benutzt werden mußte, fand an ihm nichts anderes ſtatt, 
als der jedermann freiſtehende Gemeingebrauch, der für den 
Stromanlieger nur noch eine beſondere Geſtalt annimmt und 
einen beſonderen Vorteil bietet, inſofern der Zuſammenhang 
des Stroms mit dem Ufergrundſtück es Perſonen und Sachen 
ermöglicht, vom Lande auf das Schiff und von dieſem auf 
jenes zu gelangen. Für die Auffaſſung, daß es ſich bei dem 
Anlegen von Schiffen an einem Ufergrundſtücke nicht um den 
Gemeingebrauch des Stromes, ſondern um ein beſonderes Recht 
des Stromanliegers handle, glaubt die Reviſion eine Stütze in 
der Vorſchrift des 8 50 II, 15 ALR. zu finden, wonach Fähren 
und Prahmen zum eigenen Gebrauche jeder Anwohner eines 
öffentlichen Fluſſes halten kann. Allein auch dieſe Vorſchrift 
gibt für den Anwohner keineswegs ein beſonderes Privatrecht, 
fondern nur die feinen örtlichen Verhältniſſe zu dem Fluſſe 
entſprechende und ihm ſich anpaſſende Geſtaltung des Gemein⸗ 
gebrauchs. Fehl geht auch der Hinweis der Reviſion auf die 
ſtändige Rechtſprechung, wonach dem Hauseigentümer, der ſich 
an einer öffentlichen ſtädtiſchen Straße angebaut hat, ein 
grundgerechtigkeitsähnliches Recht an der Straße zuſteht. Dieſe 
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Rechtſprechung beruht auf der Annahme eines zwiſchen Stadt⸗ 
gemeinde und Straßenanlieger ſtillſchweigend begründeten 
Vertragsverhältniſſes, wovon in Fällen der vorliegenden Art 
nicht die Rede ſein kann. Der durch das Geſetz allgemein 
geſtattete Gebrauch des Stroms zu Schiffahrtszwecken iſt aber 
kein ſchrankenloſer, er unterliegt, wie 8 47 a. a. O. ausdrücklich 
ausſpricht, den „vom Staate feſtgeſetzten Bedingungen“, ins⸗ 
beſondere alſo den Vorſchriften der ſtaatlichen Strombau⸗ 
verwaltung und der Strompolizei. Danach iſt der Staat auch 
befugt, das Anlegen der Schiffe an gewiſſen Uferſtrecken von 
beſonderen Vorausſetzungen abhängig zu machen oder auch, 
was die Reviſion mit Unrecht leugnet, ganz zu verbieten. Man 
braucht nur an den Fall zu denken, daß der Strom an einer 
Stelle durch gebirgiges Uferland ſo verengt iſt, daß durch das 
Anlegen von Schiffen an einem der Ufer die Vorüberfahrt 
anderer Schiffe erſchwert oder gefährdet würde; nach 8 47 kann 
kein Zweifel beſtehen, daß bei ſolcher Bewandtnis die ſtaatliche 
Behörde das Anlegen zu verbieten befugt und vielleicht ſogar 
(8 79 II, 15 ALR.) verpflichtet wäre. Hier ergibt ſich nun 
allerdings die Möglichkeit eines Sonderrechts des Stromanliegers. 
Dieſem könnte nämlich auf Grund beſonderen Rechtstitels ein 
von jenen „vom Staate feſtgeſetzten Bedingungen“ unabhängiger 
Gebrauch des Stromes zuſtehen, der dann eben hierdurch über 
den jedermann erlaubten, aber jenen Bedingungen unterworfenen 
Gemeingebrauch hinausginge. Freilich würde der Berechtigte 
gegebenenfalls den höheren Gemeinintereſſen, die durch einen 
ſtaatlichen Eingriff geſchützt werden ſollen, dennoch weichen 
müſſen ($ 74 Einl. z. ALR.); in dieſem Falle würde er aber 
Entſchädigung fordern können (8 75 ebendaſ.). Und daß für 
ein Grundſtück, mit deſſen Eigentum ein Recht ſolcher Art 
verbunden iſt, auch die Enteignungsentſchädigung entſprechend 
höher bemeſſen werden müßte, verſteht ſich von ſelbſt. Ein 
ſolches Sonderrecht könnte z. B. durch Privileg verliehen ſein, 
wie das RG. gerade mit Bezug auf Schiffsanlegebefugniſſe 
bereits durch das Urteil vom 29. Mai 1908 VII 312/07 an: 
erkannt hat. Ein Privileg überhaupt und gar ein Privileg, das 
dieſe Willensrichtung des Verleihenden erkennen ließe, iſt aber 
von den Klägern nicht behauptet worden. Fur das von ihnen 
behauptete Recht haben ſie als Erwerbsart vielmehr die Er⸗ 
ſitzung geltend gemacht. Die Möglichkeit der Erſitzung iſt nicht, 
wie an einer Stelle der Entſcheidungsgründe des angefochtenen 
Urteils anſcheinend geſchieht, ſchlechthin zu verneinen; ſie beſteht, 
inſoweit es ſich eben um ein über den Gemeingebrauch hinaus⸗ 
gehendes Recht der angegebenen Art handelt, und iſt in dieſer 
Richtung durch das vorhin erwähnte Urteil des RG. anerkannt 
(bal. auch das Urteil vom 7. Mai 1912 VII 18/12). Das 
BG. iſt denn auch an einer anderen Stelle ſeiner Ausführungen 
4 * Möglichkeit des Erſitzungserwerbes ausgegangen, iſt 
W ee n zur Verneinung ſolchen Rechtserwerbes 
Aber Aa e ang ber Erſitzung hätten die Kläger ein 
Per en Gemeingebrauch hinausgehendes tatſächliches 
Ba zum müſſen. Sie hätten alfo, wie das BG. zu: 
ummit, beweiſen müſſen, was ſie nicht einmal be⸗ 
hauptet haben, daß auf ; Be ; 8 
Widerſpruch der Sin f ihren oder ihrer Eigentumsvorgänger 
at von unternommenen Eingriffen der 
gedachten Art Abſtand genommen hat, und daß auf dien Weif 
dem Staate gegenuber der Beſi ** nr 
s eines Unterſagungsrechts 


(S 86 I, 7 ALR.) erworben und die Verjährungszeit hindurch 
behalten worden ſei. Ob, neben Handlungen dem Staate 
gegenüber, auch ein tatſächliches Verhalten gegenüber anderen, 
den Gemeingebrauch an dem Strome übenden Perſonen, wo⸗ 
durch deren Gebrauch etwa eingeſchränkt worden wäre, als 
Grundlage für die Erſitzung eines Sonderrechts in Betracht 
kommen könnte, bedarf nicht der Erörterung, weil auch Hand: 
lungen ſolcher Art nicht behauptet ſind. H. u. L. c. Stadtgem. B., 
U. v. 14. Febr. 13, 390/12 VII. — Berlin. [S. 


Vom Oberverwaltungsgericht.) 
Von Rechtsanwalt und Notar Dr. Görres, Berlin. 


Zum Polizeiverwaltungsgeſetze vom 11. März 1850 (88 5, 6) 
hat ſich das OVG. neuerdings in einer nach mehreren Seiten 
hin höchſt beachtenswerten Entſcheidung geäußert, deren weſent; 
licher Inhalt nachſtehend wiedergegeben iſt. 


Kanaliſation. Zwangsanſchluß. Zulaſſung von Aus- 
nahmen. Beſchränkung des Kanalnetzes. Polizeiliche; 
Motiv. Kommunalpolitiſche Nückſichten. 


An und für ſich bildet die raſche Entfernung der Schmutz⸗ 
ſtoffe, die in den von Menſchen benutzten, namentlich in den 
bewohnten Gebäuden entſtehen, aus dem Bereiche menſchlicher 
Mohn: und Aufenthaltsräume ein hervorragend wirkſames und 
ſicheres Mittel zur Abwendung der mit dem Vorhandenſein 
jener Schmutzſtoffe verbundenen geſundheitlichen Gefahren; ſomit 
dient eine die umfaſſende planmäßige Durchführung dieſer 
Entfernung für das bebaute Gebiet einer Gemeinde oder auch 
nur für einen Teil dieſes Gebietes bezweckende und bewirkende 
öffentliche Einrichtung regelmäßig in ſehr wirkſamer Weiſe der 
Verſtärkung und Sicherung des der Polizei anvertrauten 
Schutzes der menſchlichen Geſundheit. Eine öffentliche Gemeinde⸗ 
kanaliſationsanſtalt iſt daher ihrem Weſen nach eine Anſtalt 
zur Verfolgung wichtiger polizeilicher Zwecke. Ihre Zwecke 
können aber nur bei allgemeiner Durchführung voll erreicht 
werden. Eine polizeiliche Vorſchrift, die den Anſchluß an die 
öffentliche Kanaliſation allgemein vorſchreibt, verfolgt damit 
ihrem Inhalte nach einen polizeilichen Zweck. Hieran ändert 
ſelbſtverſtändlich weder die vorgeſehene Zulaſſung von Ausnahmen 
für beſondere Fälle noch der Umſtand etwas, daß das Kanal⸗ 
netz noch nicht das ganze bebaute Stadtgebiet umfaßt. Mit 
dem Erlaß einer ſolchen Vorſchrift ſind die mit deren Befolgung 
verbundenen polizeilichen Wirkungen auch gewollt. Daraus 
folgt, daß es an dem erforderlichen polizeilichen Motive nicht 
fehlt, daß das Handeln der Polizei in der Tat ein polizeiliches, 
nicht ein außerhalb des Bereiches der polizeilichen Aufgaben 
ſich bewegendes iſt. Ob der Entſchluß zu dieſem Handeln von 
kommunalpolitiſchen Nüdjichten und Abſichten beeinflußt, ja ſelbſt 
beſtimmt worden iſt, ändert hieran nichts, ſolange das Handeln 
ſelbſt ein polizeiliches bleibt, nicht zum bloßen Scheine eines 
ſolchen wird, d. h. ſolange es objektiv vorhandene polizeiliche 
Ziele wirklich verfolgt. 


1) Nachdruck nur mit genauer Quellenangabe geſtattet. 
64 
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Willkür und Schikane. 

Von ihnen und darauf beruhender Rechtsumgültigkeit einer 
polizeilichen Vorſchrift wegen Feblens des polizeilichen Motivs 
kann ſo lange nicht die Rede ſein, als das Handeln der Polizei 
ſich noch als wirkliche Bekämpfung einer vorhandenen Gefahr 
im polizeirechtlichen Sinne darſtellt. Es genügt, daß die 
Erreichung des objektiv vorhandenen polizeilichen Zieles von 
der Polizei gewollt iſt. 


Benutzung anderen Waſſers ſtatt des Waſſers der öffent. 
lichen Leitung. 

Es iſt ein ſelbſtverſtändliches Recht des Klägers, ſtatt des 
Waſſers der öffentlichen Leitung anderes geeignetes Waſſer zu 
benutzen. Eine Verſchränkung dieſes Rechts durch polizeiliche 
Vorſchrift würde kaum zuläſſig, jedenfalls in hohem Grade 
ungewöhnlich und durch den polizeilichen Zweck einer öffent— 
lichen Waſſerverſorgungsanſtalt keineswegs geboten ſein. 5 


Anwendung der Volizeiverordunng ohne Nückſicht auf die 
beſondere Tage des einzelnen Jalles. 

Iſt die Polizeiverordnung, ſofern ſie den Zwangsanſchluß 
vorſchreibt, für rechtsgültig zu erachten, ſo iſt ſie entſprechend 
ihrem Weſen als polizeiliches Geſetz einfach nach Maßgabe 
ihres Inhaltes anzuwenden, ohne daß es darauf ankommt, ob 
im einzelnen Falle durch deſſen beſondere Lage eine dieſem 
Inhalte entſprechende Anordnung, d. h. die Forderung des 
Anſchluſſes, gerechtfertigt wird. Der Anwendung der Zwangs⸗ 
vorſchrift ſteht alſo das behauptete Vorhandenſein einer ander⸗ 
weiten einwandfreien Waſſerverſorgung nicht entgegen. 


Auſchlußzwang an Waſſerleitungen. 


Es muß davon ausgegangen werden, daß Waſſerleitungen, 
welche das bebaute Gebiet von Gemeinden einheitlich und 
planmäßig mit ausreichendem und gutem Waſſer verſorgen, 
ihrem Weſen nach in hohem Grade geeignet ſind, der Er⸗ 
höhung und Feuerſicherheit und der Verſtärkung des Schutzes 
der menſchlichen Geſundheit, alſo polizeilichen Zwecken zu 
dienen. Daß eine Anzahl von Grundſtücken bereits eine gute 
Waſſerverſorgung beſitzt, und daß andere Grundſtücke durch die 
ſtädtiſche Waſſerleitung zunächſt nicht verſorgt werden, weil 
das Straßenrohrnetz ſie nicht erreicht, hindert nicht, daß die 
öffentliche Waſſerverſorgungsanſtalt für ihr Gebiet im ganzen 
den gedachten polizeilichen Zwecken in wirkſamer Weiſe dient. 
Es bedeutet auch kein Aufgeben des polizeilichen Zweckes im 
ganzen, wenn ſeine Verfolgung im einzelnen vor tatſächlichen 
Hinderniſſen oder Schwierigkeiten, auch ſolchen wirtſchaftlicher 
Natur, haltmacht. Denn das polizeiliche Handeln hat ſich wie 
jedes andere vernünftige Handeln innerhalb der Grenzen ver⸗ 
ſtändig ermeſſener praktiſcher Möglichkeit zu bewegen. Kann nicht 
feſtgeſtellt werden, daß es an objektiv erkennbaren polizeilichen 
Motiven für den Erlaß der ſtreitigen Zwangsvorſchrift gefehlt 
habe, ſo würde es demgegenüber auch nicht von durchgreifender 
Bedeutung ſein, wenn feſtzuſtellen wäre, daß der Entſchluß des 
Verwalters der Ortspolizei, der zugleich Mitglied und Vor⸗ 
ſitzender des Magiſtrats iſt, zum Erlaſſe jener Vorſchriſt von 
kommunalpolitiſchen Abſichten beeinflußt und ſelbſt beſtimmt 
worden ſei. Es würde dies namentlich dann nicht der Fall 
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ſein, wenn ſolche kommunalpolitiſchen Abſichten lediglich auf die 
Fürſorge für die wirtſchaftlichen Grundlagen und damit für den 
praktiſchen Beſtand einer öffentlichen Waſſerverſorgungsanſtalt, 
alſo auf einen polizeilichen Endzweck gerichtet waren. 

(Urt. v. 10. 12. 12 i. S. Bankier Z. zu L. C. Reg. Präſ. 
zu Liegnitz. IX. Sen. IX A 102/11.) 
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Strafgeſetzbuch für das Deutſche Reich. Dr. J. v. Standingers 
Textausgabe mit Anmerkungen. Neubearbeitet von Hermann 
Schmitt, Oberſtlandesgerichtsrat in München. Zehnte Auflage. 
Zweiter Abdruck unter Berückſichtigung der Novelle vom 
19. Juni 1912. Deutſche Reichsgeſetze, Textausgabe mit 
Anmerkungen. München, C. H. Beck, 1912. XII, 276 S. 
Geb. 1,20 m. 

Dr. Max Mauckiſch, Oberlandesgerichtsrat: Strafgeſetzbuch für 
das Dentſche Reich. Textausgabe mit den bisherigen Ab- 
änderungen nebſt Einführungsgeſetz und ausführlichem Sach⸗ 
regiſter. Dritte Auflage. Juriſtiſche Handbibliothek, heraus⸗ 
gegeben von Hallbauer und Schelcher, Bd. 17. VII, 
151 S. Geb. 1,40 WA. 

Strafgeſetzbuch für das Deutſche Reich mit Einführungsgeſetz. 
Mit Berückſichtigung der Novelle vom 19. Juni 1912. Text: 
ausgabe mit Einleitung, Kernworten, Anmerkungen und alpha⸗ 
betiſchem Sachregiſter. Vierte, vollſtändig neubearbeitete und 


) Vgl. JW. 1912, S. 100 ff, 966, 1076. 
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ergänzte Auflage. Deutſche Reichsgeſetze in Einzelabdrucken, 
V, 3. Herausgeber: Dr. Karl Gareis, Geh. Juſtizrat und 
Profeſſor in München. Gießen, Emil Roth, 1913. VIII, 102 S. 
0,80, geb. 1,20 I. 

Dr. Karl Binding, Profeſſor in Leipzig, und Dr. Joh. Nagler, 
Profeſſor in Baſel: Das Strafgeſetzbuch für das Deutſche 
Reich. Vom 26. Februar 1876. Neue Ausgabe. Mit ſeinen 
Abänderungen einſchließlich des Geſetzes vom 19. Juni 1912. 
Ausgabe zum akademiſchen Gebrauche. Leipzig, Felix Meiner, 
1912. VIII, 151 S. Geb. 1,20 J. 

A. Groſch, Erſter Staatsanwalt: Strafgeſetzbuch für das 
Deutſche Reich vom 15. Mai 1871, in der Faſſung des 
Reichsgeſetzes vom 19. Juni 1912. Mit einem Anhang 
von wichtigen Beſtimmungen des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes 
und der Strafprozeßordnung. Zum Gebrauch für Polizei⸗, 
Sicherheits⸗ und Kriminalbeamte. Zweite erweiterte Auflage. 
München und Berlin, J. Schweitzer, 1912. VI, 243 S. 
Geb. 3,00 . 

Dr. Carl Reichardt, Geh. Oberregierungsrat: Kurzgefaßtes 
Lehrbuch des deutſchen Strafrechts. (RStGB. in der 
Faſſung vom 19. Juni 1912). Karlsruhe, J. Lang, 1912. 
XV, 484 S. 7,50, geb. 9,00 . 

Joſef Kohler, Profeſſor in Berlin: Leitfaden des deutſchen 
Strafrechts. Leipzig, A. Deichert, 1912. IN, 171 S. 
3,00, geb. 3,50 22 

Dr. Ernſt Beling, Profeſſor in Tübingen: Grundzüge des 
Strafrechts. Vierte überarbeitete und erweiterte Auflage. 
Mit einer Anleitung zur Bearbeitung von Strafrechtsfällen. 
Tübingen, J. C. B. Mohr, 1912. VIII, 128 S. 3,50 I. 

Dr. Auguſt Finger, Profeſſor in Halle a. S.: Das Strafrecht 
mit Berückſichtigung des Vorentwurfes zu einem öſter⸗ 
reichiſchen Strafgeſetzbuch. Syſtematiſch dargeſtellt. (Kom⸗ 
pendien des öſterreichiſchen Rechts). Erſter Band. Dritte 
umgearbeitete und erweiterte Auflage. Berlin, Carl Heymann, 
1912. XIV, 890 S. 20,00 l. 

W. v. Rohland, Profeſſor in Freiburg i. Br.: Strafrechtsfülle. 
Zum akademiſchen Gebrauch. Dritte, vermehrte Auflage. 
München und Leipzig, Duncker & Humblot, 1912. XI, 183 S. 
3,50 A. 

Unter den überaus zahlreichen, in der vorſtehenden Überſicht 
aufgeführten Handausgaben des Strafgeſetzbuches befindet ſich eine 
ganze Anzahl guter alter Bekannter, die zum Teil auf eine recht 
ſtattliche Auflagenzahl ſtolz ſein können, und daneben eine kleinere 
Zahl ſolcher, die erſt neuerdings auf dem Plane erſchienen ſind und 
die ihre Daſeinsberechtigung erſt noch zu erweiſen haben werden. Zu 
dieſen letzteren gehört die an erſter Stelle aufgeführte Göbel ſche 
Ausgabe, der es allem Anſchein nach nicht ſchwer werden wird, einen 
ſicheren Platz neben den alteingeführten Werken zu erobern. Eine 
langjährige Praxis im Gebiete der Strafrechtspflege hat den Ver: 
faſſer inſtand geſetzt, in den kurzgefaßten, aber inhaltsreichen Er⸗ 
läuterungen ſeiner Ausgabe das heranzuziehen und hervorzuheben, 
a a Praxis in erſter Linie ankommt. Dem Zwecke des 
3 m ne es Berückſichtigung und Verarbeitung der 
n ae 105 0 iſt natürlich auch zugrunde gelegt, doch hat 
Mr 507 Verweiſungen auf die Literatur Abſtand 
hebt Göbel im e e e e ee ene ene 
Werkes zeigt, daß neben le A, 15 BR e, 

Fr ußeren Bedingung einer guten Auf⸗ 
nahme auch die inneren Bedingungen erfüllt find. 


Zu den alten Bekannten gehört die v. Henle⸗Schterlingerſche 
Ausgabe, die in dritter Auflage vorliegt. Auch ſie will, wie die 
Göbel ſche, mit ihrem auf engem Raume überſichtlich zuſammen⸗ 
geſtellten reichen Material der täglichen Rechtsanwendung dienen. 
Sie gibt den Stand der Rechtſprechung bis in das Jahr 1912 hinein 
und berückſichtigt, wie übrigens auch alle anderen hier aufgeführten 
Ausgaben, auch die neueſten durch die Novelle vom 19. Juni 1912 
herbeigeführten Anderungen des Geſetzes. Einen im Text des 8 248 4 
dieſer Novelle hinſichtlich des Strafrahmens enthaltenen Druckfehler 
hat der Verlag durch Verſendung eines Erſatzblattes korrigiert. 
Immerhin mahnt dieſer ſeltene Fall zur Vorſicht, denn hier kann ein 
Druckfehler unmittelbar und mittelbar erhebliches Unheil anrichten. 

Der bekannten Heymannſchen Taſchengeſetzſammlung gehört die 
von Winand beſorgte Ausgabe an. Auch ſie gibt eine recht ein⸗ 
gehende Erläuterung des Geſetzes durch die Rechtſprechung, und zwar 
hat der Verfaſſer Wert darauf gelegt, die grundlegenden Stellen der 
zur Erläuterung herangezogenen Entſcheidungen des Reichsgerichts 
möglichſt in ihrem Wortlaut wiederzugeben. 

Weniger ausführlich, als die bisher genannten kleinen Hand⸗ 
kommentare, find die Ausgaben von Doerr und von von Stau— 
dinger⸗Schmitt, deren letztere ſich ja ſeit langem großer Beliebtheit 
erfreut. Sie iſt in erſter Linie für Anfänger beſtimmt, weshalb ſich 
ihre Anmerkungen, und ebenſo die den einzelnen Abſchnitten voran⸗ 
geſchickten Überſichten im weſentlichen darauf beſchränken, den Zu: 
ſammenhang der einzelnen Geſetzesſtellen untereinander und mit 
anderen Strafgeſetzen, ſowie ihre Beziehungen zum Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetz und zur Strafprozeßordnung darzulegen. Die Doerrſche Aus⸗ 
gabe, die kurz vor der Novelle des Jahres 1912 zum erſten Male 
erſchien, iſt hauptſächlich als Handbuch des Praktikers im Termine 
gedacht. Sie bringt in ihren Fußnoten auch den Wortlaut der ein⸗ 
ſchlägigen Beſtimmungen der Nebengeſetze, der bei von Staudinger— 
Schmitt im Anhang abgedruckt iſt. 

Im weſentlichen auf die Wiedergabe des Textes endlich be- 
ſchränken ſich die Ausgaben von Mauckiſch, Gareis und Binding— 
Nagler. Letztere iſt zum akademiſchen Gebrauche beſtimmt und ſchließt 
ſich in ihrer Anlage der bekannten Sammlung der im gleichen Verlage 
erſchienenen „Deutſchen Staatsgrundgeſetze“ an, indem ſie beſonderen 
Wert darauf legt, die Wandlungen kenntlich zu machen, die der 
Geſetzestext bis zur Gegenwart durchgemacht hat. Einem beſonderen 
Zwecke endlich dient die kleine erläuterte Ausgabe von Groſch, die 
ausſchließlich dem Verſtändunis und den Zwecken des Vollzugsbeamten 
gewidmet iſt und ſich offenbar ſchon in ihrer erſten Auflage wohl 
bewährt hat. 

Von den vorliegenden ſyſtematiſchen Bearbeitungen des 
Strafrechts iſt Reichardts kurzgefaßtes Lehrbuch der be: 
kannten Heilfronſchen Lehrbücherſammlung nachgebildet und wohl 
als Ergänzung dieſer bisher auf Bürgerliches Recht und Zivil⸗ 
prozeß beſchränkten Sammlumg gedacht. Dementſprechend iſt auch 
der Titelvermerk von der „kurzen Faſſung“ cum grano salis zu 
verſtehen, denn das Lehrbuch gibt eine immerhin recht eingehende 
Darſtellung. Die Sprache des Werkes iſt klar und die Anordnung 
des Stoffes überſichtlich. Das Lehrbuch berückſichtigt natürlich auch 
die im Werke befindliche Reform und behandelt insbeſondere die 
Vorſchlage des Vorentwurfes eingehend. 

Mit Rückſicht auf dieſe Reform hat Kohler davon abgeſehen, 
ein Lehrbuch des Strafrechts auszuarbeiten, und ſich mit einem 
Leitfaden begnügt, der weiter ausgeführt werden ſoll, wenn das 
neue Strafgeſetzbuch als vollendeter Bau daſteht. In dieſem Leit 
faden hat Kohler das weſentliche feiner ſtrafrechtlichen Ideen nieder⸗ 
gelegt, über die er folgendes ausführt: „Das alte Strafgeſetzbuch 
eniftand in einer Zeit juriſtiſcher Ode 55 Dürftigkeit und teilte 
den Charakter der Geſetze jener Zeit: die Gewalt Hegelſcher Ideen 
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Beſtrebungen der Strafreform waren auf einen toten Punkt ge⸗ 
kommen, jo daß untergeordnete Fragen, wie die Frage der Todes⸗ 
ſtrafe, zu Haupt⸗ und Staatsaktionen aufgebauſcht wurden; und da 
es an einer lebendigen Auffaſſung des Strafrechts fehlte, ſo bannte 
man die richterliche Einſicht an das tote Wort des Geſetzes. Letzteres 
hat leider viel zu lange nachgehalten, und die Interpretation des 
Geſetzes blieb bis in die neuere Zeit das Alpha und das Omega 
der gerichtlichen Tätigkeit. Die ſozialen Beſtrebungen, die auf 
anderen Gebieten gerade in Deutſchland wurzelten, mußten, was das 
Strafrecht betrifft, aus England und Amerika eingeführt werden, 
und erſt in unſeren Tagen ſind jene Heilslehren des Jugendſchutzes 
und der Fürſorge und der Gedanke der geſellſchaftlichen Sicherung 
gegen die gewohnheitsmäßigen Verbrecher in Deutſchland bodenſtändig 
geworden; das Bewußtſein, daß wir in unſeren Kulturbeſtrebungen 
einem organiſierten Feinde gegenüberftehen, den wir nicht nur mit 
den Mitteln des Strafrechts, ſondern auch mit andern Waffen zu 
bekämpfen haben, ift erſt jetzt in uns mächlig geworden. Das führt 
natürlich zu einer ganz anderen Auffaſſung des Strafrechts: das 
Strafrecht wird modern und muß modern ſein. Aber gerade das 
moderne Strafrecht muß ſich, der Hegelſchen Lehre folgend, auf die 
Freiheit des Menſchen ſtützen und den Menſchen als ein willensfreies 
Weſen anerkennen, dem die Verantwortung für ſein Tun obliegt. 
Dies iſt die modernſte Schule des Strafrechts, und von dieſer 
geht auch der Leitfaden aus, den ich hiermit den Studierenden 
ebenſo wie den Praktikern vorlege.“ Gemäß ſeinem Charakter als 
Leitfaden behandelt das Werk die einzelnen Probleme in prägnanten 
Sätzen, die zum Zwecke der Ermöglichung eingehenderen Studiums 
durch geeignete Verweiſungen, Literaturangaben uſw. ergänzt werden. 

Beling bezeichnet ſeine Grundzüge des Strafrechts als 
„gedrucktes Kollegheft“, eine kurzgefaßte Darſtellung, wie ſie der 
Hörer für den Anfang braucht, „die in wenigen Strichen bei möglichſt 
knapper Formulierung eine Skizze gibt und in den Kampf der 
wiſſenſchaftlichen Meinungen einführt“. 

Von Fingers umfaſſender Darſtellung des öſterreichiſchen 
Strafrechts iſt der erſte Band in dritter umgearbeiteter Auflage 
erſchienen; er umfaßt neben einer Einleitung den Allgemeinen Teil. 
Die neue Auflage berückſichtigt beſonders die geſetzgeberiſchen Vor⸗ 
arbeiten für die kommende Reform des Strafrechts, namentlich den 
Vorentwurf zu einem öſterreichiſchen Strafgeſetzbuch, und iſt deshalb 
gerade auch für den reichsdeutſchen Juriſten von beſonderem Intereſſe. 

Die in dritter Auflage vorliegende Sammlung v. Rohlands 
enthält gegen zweihundert meiſt der Praxis entnommene Strafrechts⸗ 
zälle zu Studienzwecken. Dittenberger. 


Dr. Walter Luetgebrune, Rechtsanwalt in Göttingen: Der 
Akkordvertrag zwiſchen Ziegeleibeſitzer und Ziegelmeiſter. 
Vortrag. Berlin 1912. 23 S. 1,20 J. 

Der Vortrag Luetgebrunes wendet ſich in erſter Linie an die 
Intereſſenten des Ziegeleigewerbes, enthält aber auch einige allgemeiner 
intereſſierende Ausführungen, namentlich zur Frage der Grenzziehung 
wiſchen Gruppenakkord und Einzelakkord. Dittenberger. 


Franz Büdeker, Gerichtsvollzieherinſpektor in Berlin: Ent- 
ſcheidungen über Gerichtsvollzieherdienſt. Syſtematiſche 
Zuſammenſtellung wichtiger Entſcheidungen, insbeſondere des 
Reichsgerichts und der Oberlandesgerichte, mit ausführlichem 
Sachregiſter. Berlin, Reinhold Kühn, 1912. 773 S. 

Die reichhaltige Entſcheidungsſammlung Büdekers iſt in erſter 
Linie für die Gerichtsvollzieher ſelbſt beſtimmt, iſt aber in einzelnen 
ibrer Teile auch für Gerichte und Rechtsanwälte von Intereſſe, ſo 
namentlich in dem faſt die Hälſte des Werkes umfaſſenden dritten 
Teile, welcher die Zwangsvollſtreckung in das bewegliche 


Vermögen behandelt. Der erſte Teil beſchäftigt ſich mit dem Dienſt 

der Gerichtsvollzieher im allgemeinen (Haftpflicht, Regiſter⸗ und Akten⸗ 

führung uſw.), der zweite mit der Zuſtellung im Parteibetriebe. 
Dittenberger. 


Neue Bücher. 


Mitgeteilt von Dr. Dittenberger. 


I. Selbſtändige Werke. 


Novell, Otto: Das Verhältnis zwiſchen Schenkungen und 
unentgeltlichen Zuwendungen, insbeſondere im Sinne der 
Gläubigeranfechtung. Berlin, Dr. Frensdorf, 1912. 82 S. 
Geb. 1,50 WM. 

Förſter, A.: Die Zivilprozeßordnung für das Deutſche Reich. 
3. Aufl. In vollſtändiger Neubearbeitung von R. Kann. (Kom⸗ 
mentar zum Bürgerlichen Geſetzbuch und ſeinen Nebengeſetzen.) I. Bd., 
5. Lief. (S. 7051056). Berlin, C. Heymann, 1913. 8,00 W. 

Otte, Fritz: Die Friſtſetzung im Urteil. Berlin, Dr. Frens⸗ 
dorf, 1912. 36 S. 1,50 #. 

Reinhard, Paul: Geſetz über die Zwangsverſteigerung und 
die Zwangsverwaltung vom 24. März 1897 nebſt dem Ein⸗ 
führungsgeſetze (Faſſung vom 20. Mai 1898). Handausgabe mit 
Einleitung, Erläuterungen und Regiſter. 4. Aufl. Juriſtiſche Hand⸗ 
bibliothek, herausgegeben von Hallbauer und Schelcher, neue 
Auflage, 250. Bd. Leipzig, Roßberg, 1913. IX, 481 S. Geb. 7,50 . 

Zirkel: Konkursrecht. In feinen Grundzügen unter beſonderer 
Berückſichtigung der Rechtſprechung. Neuß, L. Rutz, 1913. 108 S. 
1,60 A. 

Daude, P.: Das Strafgeſetzbuch für das Deutſche Reich vom 
15. Mai 1871. Mit den Entſcheidungen des Reichsgerichts. 12. Aufl. 
Berlin, H. W. Müller, 1913. VII, 528 S. Geb. 4,00 . 

Mantel, H. A.: Die Ergebniſſe des bedingten Straferlaſſes 
in Deutſchland, Belgien, Frankreich und der Schweiz. Der be⸗ 
dingte Straferlaß im Vorentwurf zu einem ſchweizeriſchen Straf⸗ 
geſetzbuch. Zürcher Beiträge zur Rechtswiſſenſchaft, Heft 44. Aarau, 
Sauerländer u. Co., 1912. VII, 115 S. 2,00 W. 

Rabben, Heinrich: Das kriminelle Strafrecht im Aktiengeſet 
nach deutſchem Reichsrecht. Berlin, Dr. Frensdorf, 1912. 167 S. 
3,00 . 

Engeler, Erich: Die Offentlichkeit der Hauptverhandlung im 
Reichsſtrafprozeß. Berlin, Dr. Frensdorf, 1912. 92 S. Geb. 3,00 . 

Seelig, Ludwig: Reichstheatergeſetz. Ein Beitrag zu der ſozialen 
Frage des Theaters. Geſetzentwurf der Regierung und Gegenentwurf. 
Herausgegeben von der Genoſſenſchaft deutſcher Bühnenangehöriger in 
Berlin. Mannheim, J. Bensheimer, 1913. 93 S. 0,50 . 

RofentHal, Max: Reichsſtempelgeſetz (Effekten, Kuxen⸗, Talon⸗, 
Scheck, Grundſtückübertragungs⸗ und Fahrkartenſtempel) vom 
15. Juli 1909. Erläutert durch die Rechtſprechung. 2. Aufl. Nebſt 
den Grundſätzen zur Auslegung des Reichs ſtempelgeſetzes und den Aus: 
führungsbeſtimmungen des Bundesrats und einzelner Bundesſtaaten. 
Juriſtiſche Handbibliothek, herausgegeben von Hallbauer und 
Schelcher, neue Aufl., 216. Bd. Leipzig, Roßberg, 1913. XII. 
356 S. Geb. 6,00 . 

Meynen, E. O.: Die Erbſchaftsſteuer im internationalen 
Rechte. Berlin, Dr. Frensdorf, 1912. 53 S. Geb. 1,50 . 


II. Aus den Beitſchriſten. 
Annalen des Deutſchen Reichs für Geſetzgebung, Verwaltung und 
Volkswirtſchaft. 46. Jahrg., Nr. 3. 
Gerling: Syſteme und Technik der kommunalen Schuldbücher. 
Hampke: Das Sachverſtändigen⸗Inſtitut und die Schiedsgerichts⸗ 


42. Jahrgang. 
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ordnung der hamburgiſchen Gewerbekammer. Nebel: Der völker 
rechtliche Inhalt der Handelsverträge des Deutſchen Reichs (Fortſ.). 
Schultze: Der Weltkampf Englands mit Frankreich (Schluß). 
Kreuzkam: Das deutſch⸗kanadiſche Zollverhältnis. 

Archiv für Rechts⸗ und Wirtſchaftsphiloſophie mit beſonderer 

Berückſichtigung der Geſetzgebungsfragen. VI. Band, Heft 3. 

Morgeuſtierne: Die ſtaatliche Gemeinſchaft als Organismus (Fortſ.). 
Binder: Wille und Willenserklärung im Tatbeſtand des Rechts⸗ 
geſchäfts (Schluß). Del Vecchiv: Der Fortſchritt im Recht. Kohler: 
Heraklit und Vedantalehre. Steinmetz: Die Stellung der Sozio⸗ 
graphie in der Reihe der Geiſteswiſſenſchaften. Jaſtrow: Was 
iſt Arbeiterſchutz? (Schluß). v. Overbeck: Der neue deutſch⸗ 
ſchweizeriſche Niederlaſſungsvertrag. Bridel: Der beſte geſetzliche 
Güterſtand. 

Badiſche Notarszeitſchrift. 11. Jahrg., Nr. 1. 
Müller: Die ſogenannte Sammelvormundſchaſt. 

Bank-⸗Archiv. XII. Jahrg., Nr. 13. 

Bellardi: Zur Veröffentlichung ſchwebender Engagements in den 
Bilanzen und Geſchäftsberichten der Aktiengeſellſchaften. Merckens: 
Sicherſtellung des Bankkredits durch Teilſchuldverſchreibungen. 

Blätter für vergleichende Rechtswiſſenſchaft und Volkswirtſchafts⸗ 

lehre. IX. Jahrg., Nr. 1. 
Morgenſtierne: Die Befugnis des norwegiſchen höchſten Gerichts, 
Geſetzesbeſtimmungen als verfaſſungswidrig außer Kraft zu ſetzen. 
Möller: Der Schutz der Vertragsverbindlichkeit in der Verfaſſung 
der amerikaniſchen Union (Fortſ.). Schultze: Der britiſche Im⸗ 
perialismus. 

Das Recht. XVII. Jahrg., Nr. 7. 

Wagner v. Jauregg: Über krankhafte Triebhandlungen. Mittel: 
ſtein: Die Gefährdung des Rechts des Hypothekengläubigers am 
Mietzins durch deſſen Abtretung und Pfändung. du Chesne: Er- 
ſuchen nach 8 39 GBO. bei Perſonenidentität des erſuchenden und 
erſuchten Richters. 

Deutſche Juriſten⸗Zeitung. XVIII. Jahrg., Nr. 8. 

Strutz: Der Wehrbeitrag. Ebermayer: Die Beſchlüſſe der Straſ⸗ 
rechtskommiſſion. XIV. v. Campe: Die neue preußiſche Hinter 
legungsordnung. Schellhas: Eine neue juriſtiſche Diſziplin. Gyſac: 
Der „Bucketſhop“, 

Deutſche Richterzeitung. V. Jahrg., Nr. 8. 
Mendelsſohn⸗Bartholdy: Reform des Zivilprozeßweſens. Zeiler: 
Einiges über die Koſten der Rechtspflege. Clauß: Die Rechts: 
auskunft auf dem Lande. Finhold: Über unſer Gerichts- 
vollzieherweſen. 

Deutſche Wirtſchafts⸗ Zeitung. IX. Jahrg., Nr. 8. 

Zur neuen Reichs⸗Finanzreform. Fitger: Die Vermehrung des 
Reichskriegsſchatzes. Chamberlin: Das Reichs⸗Petroleummonopol 
in amerikaniſcher Beleuchtung. Fleiſchfreſſer: Die Kommentierung 
gewerblicher Tarifverträge. 

Fiſchers Zeitſchrift für Praxis und Geſetzgebung der Verwaltung. 

Bd. 42, Heft 1-3. 
Haenel: Die Angeſtelltenverſicherung. Fritzſche: 
ländlicher Grundſtücke nach ſächſiſchem Rechte. 

Geſetz und Recht. 14. Jahrg., Heft 18. 

Schaper: Der neue Entwurf eines preußiſchen Wohnungsgeſetzes. 

Delius: Die wichtigſten Vorſchriften des Fiſchereirechts. 
Gewerbe: und Kaufmaunsgericht. 18. Jahrg., Nr. 7. 

Berker: Über Klaſſer juſtiz. 

en ehe und Urheberrecht. 18. Jahrg., Nr. 3. 
der Patenſucheß en 1 und Neuheit). Hüfner: Kann 
ute be angelt 85 d. h. ohne Aufforderung des Patent: 
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8 verbleibt? Lutter: Die Abzweigung 
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von Beſtandteilen einer Patentanmeldung. Herzfeld: Das Waren 
zeichen des kleinen Mannes. Hartmann: Rechtsungültigkeit einer 
Ausführungsverordnung betreffend Ausverkäufe. 
Juriſtiſche Mouatſchrift für Poſen, Weſt⸗ und Oſtpreußen und 
Pommern. 16. Jahrg., Nr. 1, 2. 
Mielke: Wiedereinziehung überzahlter Auslagen (§S 79 DERG,, 
§ 112 Pr.) auf Erinnerung der Staatskaſſe. 
Leipziger Zeitſchrift für Handels-, Konkurs⸗ und Verſicherungs⸗ 
recht. VII. Jahrg., Nr. 4. 

Jaeger: Sondervollſtreckung im Auslande während des Inlands— 
konkurſes. Neuburger: Iſt mit der Einziehung (Amortiſation) von 
Aktien, die aus dem nach der jährlichen Bilanz ſich ergebenden 
Reingewinn erfolgt, eine Herabſetzung des Grundkapitals gegeben? 
Bedeutung des §S 227 Abi. 2 HGB. Kirchmann: Die Inhaber⸗ 
klauſel in den Normativbedingungen der in Deutſchland arbeitenden 
Lebensverſicherungsgeſellſchaften (8 17). [Fortſ.] 

Markenſchutz und Wettbewerb. XII. Jahrg., Nr. 7. 

Cantor: Esposizione di diritto comparato sui marchi nel 
sistema italiano e nel sistema tedesco. Rathenan: Marken⸗ 
rechtliches für Apotheker. Finger: Ausverkauf und Sonderangebot. 
Hafner: Wertzeichenſchuz für Arzneimittel. Willemſen: Die 
Bedeutung des Wortes „Selbſtkoſtenpreis“. Recken: Wer iſt 
berechtigt, die in den ſog. Gutſcheinen verſprochene Leiſtung zu 
fordern? 

Mitteilungen vom Verband deutſcher Patentanwälte. 

Nr. 3. 
Starck: Patentanſpruch und Prozeßgericht insbeſondere bei Kombi⸗ 
nationspatenten. Stort: Beiträge zu den Fragen der Patent: 
auslegung. Specht: Täuſchungsgefahr bei Benutzung von Waren⸗ 
bezeichnungen durch Dritte mit Genehmigung des Berechtigten. 
Wiegand: Patentamt und Formalvorſchriften. 

Recht und Wirtſchaft. 2. Jahrg., Nr. 4. 

v. Mangoldt: Die Wohnungsgeſetzfrage im Reich und in Preußen. 
Schultze: Arbeitstarifbertrag und Großinduſtrie. Elſter: Kino⸗ 
zenſur und Kinokonzeſſton. Blüher: Reform des öffentlichen 
Weſens. III. Reform der Geſetzgebung. Lobe: Reviſion und 
Reichsgericht im Strafverfahren. Müller: Die geſetzliche Regelung 
des Poſtſcheck⸗ und Überweiſungsverkehrs (Schluß). Netter: Kant 
und der juriſtiſche Kulturkampf. 

Seufferts Blätter für Rechtsanwendung. 78. Jahrg., Nr. 7. 
Kreß: Über Verwertung des Pfändungspfandes zur Unzeit. Eckſtein: 
Sind unverbaute Baumaterialien Zubehör des Baugrundſtücks? 

Zeitſchrift für Rechtspflege im Herzogtume Braunſchweig. 
LX. Jahrg., Nr. 3, 4. 

Frölich: Der geſetzliche Schutz der Waldflora mit beſonderer Berück⸗ 
ſichtigung der Verhältniſſe im Herzogtume Braunſchweig (Fortſ.). 

Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 9. Jahrg., Nr. 7. 
Duquesne: Die Einrichtung des Rechtsſtudiums an den franzöſiſchen 
Univerſitäten. Meyer: Die Weiterentwicklung der Strafrechts⸗ 
reform (Schluß). Langheinrich: Das Ortskirchenvermögen und 
feine Verwaltung (Fortſ.). 

Zentralblatt für freiwillige Gerichtsbarkeit, Notariat und Zwangs⸗ 

verſteigerung. Jahrg. 13, Heft 18, 19. 
Levis: Welches Prüfungsrecht hat der Vormundſchaftsrichter bei 
der Beſtellung eines Pflegers ($ 1909 BGB.)? Heyn: Formelle 
und materielle Rechtskraft in der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 
du Chesne: Zur Umſchreibung der Vormerkung. 


13. Jahrg., 


In ein richterlicher Eid auch dann aufzuerlegen, 
wenn er vorausſichtlich ohne Einfluß auf die Über- 
zeugung des Gerichts iſt? Wenn die Vorausſetzungen des 
8 475 ZPO. im übrigen vorliegen, fo kann und ſoll das Gericht auf 
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einen Eid erkennen, ohne Rückſicht darauf, ob es annimmt, die 
Leiſtung des Eides werde auf ſeine Überzeugung keinen Einfluß 
haben. Dieſer Satz wird von Laubhardt in JW. 1913, 11 auf⸗ 
geſtellt, und auf S. 10—12 begründet. Nur ſagt er „muß“, während 
man bei Berückſichtigung des Geſetzestextes und des Begriffs des 
richterlichen Ermeſſens ſagen muß: „kann und ſoll“, ſoweit nicht 
beſondere Lagen des konkreten Falls abweichende Ausübung des 
richterlichen Ermeſſens erheiſchen. 

Rechtſprechung, Literatur und die gedruckten Motive ſtehen 
Laubhardt entgegen, der Wortlaut und der Zweck des Geſetzes ſtehen 
ihm zur Seite. Der Geſetzeszweck iſt aus der Norm ſelbſt und aus 
der Logik Laubhardtſcher Ausführungen erkennbar. Und Laubhardts 
Ergebnis iſt insbeſondere gerecht in dem Sinne, daß es zu gleicher 
Behandlung ſachlich gleicher Fälle führt (S. 11 unten, 12 oben). 

De lege lata bleibt es das Weſentliche, daß § 475 für den Fall 
des Vorliegens ſeiner negativen Vorausſetzung (Ergebnis der Ver⸗ 
handlungen uſw. zur Überzeugungsbildung nicht ausreichend) eine 
von Bedingungen nicht weiter abhängende Norm ausſpricht, ins⸗ 
beſondere nicht zur Bedingung macht, daß der Eid nur auferlegt 
werden könne, wenn das Gericht zu der Anſicht gelange, daß es 
durch Leiſtung des Eides zu voller Überzeugung der Wahrheit der 
Angabe gelangen werde und durch Weigerung zur gegenteiligen. 

Es gibt zahlloſe Fälle, in denen das Gericht ſolche künftige 
Überzeugung nur für eine von beiden Alternativen oder für keine von 
beiden bedingt hat oder für die Zukunft vorausſieht, dennoch aber 
präſumtiv der Wahrheit näherkommt durch Erlaß eines bedingten 
Urteils, als durch Abweiſung. Das hat der Geſetzgeber erkannt und 
dementſprechend hat er das Geſetz gefaßt. 

Und er hat auch die Überzeugungseide mit Recht für nicht ent⸗ 
behrlich erachtet, obgleich ſie in wahrlich ſeltenen Fällen geeignet ſind, 
eine weſentliche Beſtärkung unzureichender richterlicher Uberzeugung 
zu bilden. 

Das Geſetz erachtet ſie mit Recht nicht als ein Nichts, wenngleich 
ſie gegenüber Wahrheitseiden ein ſehr erhebliches Minus ſind. Es 
ſagt ſich mit Recht, daß volle richterliche Überzeugung die beſte 
Garantie für gute Rechtſprechung ift, die Beweislaſt aber eine ultima 
ratio, ein aus allgemeinen Wahrſcheinlichkeitserfahrungen und Er⸗ 
wägungen erwachſenes ſchroffes Inſtitut iſt, der äußerſte Notbehelf, 
demgegenüber die Beachtung konkreter dem Richter einleuchtender 
Wahrſcheinlichkeit mindeſtens dann den Vorzug verdient, wenn eidliche 
Bekräftigung hinzutritt. Mag ſie bisweilen wenig und nicht 
genug zur Bildung des richterlichen Glaubens an die Gewißheit 
des bisher Wahrſcheinlichen bedeuten, ſie bedeutet wenigſtens eine 
gewiſſe Verſtärkung der Wahrſcheinlichkeit, und das hat dem Geſetze 
mit Recht genügt, um für den Fall der Beeidigung des ſchon vorher 
Wahrſcheinlichen das noch nicht ganz Gewiſſe lieber als gewiß zu 
fingieren, als es nach der harten Regel der Beweislaſt unerwieſen 
zu nennen. 

Die Überzeugung des Gerichts iſt in der Tat nicht Selbſtzweck 
(S. 11. a. a. O.). Aber in 2 weſentlichen Punkten muß ich Laub⸗ 
hardt widerſprechen. Es iſt ein Widerſpruch, daß er den geltenden 
Rechtszuſtand, dem er mit Recht den Vorzug der Gerechtigkeit 
nachſagt, weil er bei richtiger Geſetzesauslegung vor innerlich nicht 
begründeter Verſchiedenheit der Entſcheidung weſensgleicher Fälle 
ſchützt, die Zahl der nach dem materiellen Recht und der materiellen 
Wahrheit unberechtigten Abweiſungen mindert, gerade in dieſem Kern— 
punkte als höchſt unbefriedigend und abänderungsbedürftig 
bezeichnet. Wie man ſich auch de lege feranda zu den Fragen 
des richterlichen Eides und der Parteivernehmung ſtellen will, man 
wird nicht gerade den von Laubhardt ſelbſt richtig erkannten Vorzug 
des geltenden Rechts beſeitigen dürfen, das Wahrſcheinlichkeit plus 
Eid zugunſten von ſolchen Behauptungen entſcheiden läßt, deren 
Wahrheit ſich voll nicht hat ermitteln laſſen. 


Ein Urteil, welches dieſem mit Laubhardt als ſegensreich anzu⸗ 
ſehenden Rechtszuſtande Rechnung trägt, ſpricht zwar nicht eine 
richterliche volle Überzeugung von der Wahrheit oder Unwahrheit 
der Tatſache aus; denn ſolche Überzeugung hat ſich in jenen Fällen 
eben ja nicht gewinnen laſſen. Aber es iſt ein gutes Urteil trotzdem, 
weil es größere Wahrſcheinlichkeit materieller Richtigkeit für ſich hat, 
als wenn es die wahrſcheinlich gemachte Behauptung als unbewieſen 
hätte behandeln müſſen. Der richterliche Eid iſt ein unentbehrliches, 
bei richtigem Gebrauche ein gutes Hilfsmittel der Rechtſprechung. 
Richterliche Überzeugung wird und kamm unmöglich in allen Fällen 
die Grundlage der Entſcheidungen ſein. Dem Geſetze ſind Präkluſionen 
und Fiktionen unentbehrlich. Und zu den Fiktionen gehört die 
„Fiktion der Wahrheit einer wahrſcheinlich gewordenen nicht voll 
bewieſenen Behauptung für den Fall ihrer vom Gerichte geſtatteten 
Beeidigung,“ eine Fiktion, die der Fiktion der Unwahrheit eben wegen 
der Wahrſcheinlichkeit vorzuziehen iſt und unentbehrlich bleibt, weil 
in den in Rede ſtehenden Fällen eben volle richterliche Überzeugung 
unerreicht iſt, die Überzeugung des Gerichts weder die Wahrheit 
noch die Unwahrheit der Behauptung umfaßt. 

Das Schroffere, die Nichtbeachtung der unerwieſenen, aber wahr⸗ 
ſcheinlichen Behauptung auf Grund der ſtarren Beweislaſtregeln, wäre 
ein Mangel, den das geltende Recht nicht hat. 

Wird Parteivernehmung eingeführt, ſo ergibt ſich daraus nicht 
ohne weiteres eine andere Konſequenz. Auch nach Parteienvernehmung 
bleibt, wie heute in Eheſachen nach Parteivernehmung der Zweifel 
„unerwieſen?“ oder „genug für ein bedingtes Urteil?“ immer dann, 
zur Entſcheidung, wenn einige Wahrſcheinlichkeit vorliegt, volle Über⸗ 
zeugung aber fehlt. 

Unſere Streitfrage bleibt alſo auch dann auf der Tagesordnung. 

Ein zweites Bedenken gegen Laubhardt betrifft ſeine Note 2. Sie 
nimmt einen Mißſtand als vorhanden an, der bei richtiger Anwendung 
des § 469 38D. (vgl. § 477) nicht beſteht. 

Dr. Carl Siehr, Königsberg i. Pr. 


Der eigene Bausſchlüſſel nach bürgerlichem Rechte. 
Hier ſoll nicht etwa eine familienrechtliche Erörterung ſtattfinden über 
die Frage, ob der Ehemann berechtigt. iſt, einen Hausſchlüſſel für ſich 
zu führen und davon Gebrauch zu machen oder ob vielmehr der 
Ehefrau ein Unterlaſſungsanſpruch zuſteht, ſondern die Betrachtung 
ſoll ſich auf das Recht der Raum⸗ insbeſondere der Wohnungsmiete 
richten und zwar ſpeziell auf den Fall, daß der Mieter ſich außer 
dem vom Vermieter empfangenen Hausſchlüſſel noch ein oder mehrere 
Exemplare auf eigene Rechnung hat anfertigen laſſen. Hier erhebt 
ſich bei Beendigung des Mietverhältniſſes die Frage, ob er ver⸗ 
pflichtet iſt, auch den oder die Hausſchlüſſel dem Vermieter aus⸗ 
zuhändigen, die ſein Eigentum ſind. Die Frage iſt, ſoviel ich ſehe, 
in der Rechtſprechung noch nicht, in der Literatur dagegen ſchon 
mehrfach berührt worden, jedoch überall nur in aller Kürze. 

Planck zu BGB. § 556 Nr. Ib Abſ. 2 beſchränkt ſich auf die 
Bemerkung: „Mit der Sache ſelbſt hat der Mieter ſelbſtverſtändlich 
auch das Zubehör zu übergeben, namentlich bei einer Wohnung 
die Schlüſſel und zwar nicht nur die vom Vermieter übergebenen, 
ſondern auch die von ihm ſelbſt beſchafften.“ 

Mittelſtein, Die Miete nach dem Rechte des Deutſchen Reiches, 
2. Aufl. 1909 S. 280 Nr. 1 Anm. 2 meint: „Hatte der Mieter ſich 
einen Hausſchlüſſel machen laſſen, fo kann der Vermieter nicht ver- 
langen, daß der Mieter den Schlüſſel herausgibt, ſondern nur, daß 
der Mieter ihn unbrauchbar macht. Tut der Mieter das nicht, ſo 
kann der Vermieter auf Koſten des Mieters das Schloß ändern 
laſſen.“ Ebenſo Niendorff, Mietrecht (9) 1912 S. 246. 

Strauß, Die Miete nach dem BGB. 1908 S. 128 8 30 wieder⸗ 
holt den Satz Plancks mit der Begründung: „denn es kann dem 
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Vermieter nicht zugemutet werden, die Schlüſſel jemand zu über⸗ 
luſſen, den ein Recht an den Mieträumen nicht mehr zuſteht.“ 

Joſef in der DIg. 7, 552 teilt Mittelſteins Meinung und 
begründet ſie mit der Erwägung, daß nach Beendigung des Miet⸗ 
verhältniſſes der Mieter nicht mehr befugt ſei, den Schlüſſel zu 
befigen und zu gebrauchen zufolge ſtillſchweigender Ber- 
einbarung. 

Man ſieht, mit der Begründung für und wider hat man ſich 
teine große Mühe gebeben, wofern man fie ſich nicht ganz erſpart 
bat. Und doch iſt das Problem des Nachdenkens wert; denn wenn 
es auch noch nicht praktiſch geworden iſt, ſo kann es dies doch leicht 
jeden Tag werden. 

Die Freirechtslehre wird vielleicht raſch dadurch helfen, daß ſie 
den neuen Rechtsſatz einführt, der Mieter müſſe den Schlüſſel her⸗ 
geben, etwa mit der Einſchränkung: „gegen Erſatz ſeiner Auf⸗ 
wendungen“; jo verlange es die verſtändige Würdigung der Intereſſen⸗ 
lage. Aber ſoweit ſind wir noch nicht, daß die Schaffung neuer 
Rechtsſäbze mit Rückſicht auf die ſubjektive Würdigung der Intereſſen⸗ 
lage durch den Richter Anerkenmmg gefunden hätte. Noch immer 
erheiſcht die richterliche Entſcheidung eine aus dent vorhandenen 
Rechte geſchöpfte Begründung. 

Für den Satz, daß der Mieter den in ſeinem Eigentum ſtehenden 
Hausſchlüſſel zurückzugeben habe, läßt ſich eine ſolche nicht finden. Es 
ſoll nicht geleugnet werden, daß int erſten Moment ein unbeſtimmtes 
Empfinden jenen Satz als allein billig und dem praktiſchen Be⸗ 
dürfnis entſprechend erſcheinen laſſen könnte. Allein bei kühler Erwägung 
wird dieſes Empfinden feine Bedeutung verlieren. In den weitaus 
meiſten Fällen iſt bei der Miete der Vermieter der wirtſchaftlich 
Stärkere. Atze die Mietvertragsformulare der Hausbeſitzervereine 
zeigen, ſind die Wohnungsvermieter in der Diktierung läſtiger Miet⸗ 
bedingungen nicht verlegen. Iſt dem Vermieter daran gelegen, 
gegebenenfalls den Hausſchlüſſel ſeines Mieters ausgehändigt zu 
bekommen, ſo nehme er eine dahingehende Klauſel in den Mietvertrag 
auf, Unterläßt er dies, fo verſteht ſich die Klauſel nicht von ſelbſt. 
Will man dies Recht des Vermieters auf Übertragung des Eigentums 
am Schlüſſel des Mieters oder auf Unbrauchbarmachung dennoch 
behaupten, jo muß man es auf Rechtsſätze ſtützen können. 

Es ließe ſich daran denken, daß ein Gewohnheitsrechtsſatz des 
erwähnten Inhalts ſich gebildet habe. Allein, unbeſchadet der Möglich⸗ 
keit, daß ein ſolcher einmal noch nachgewieſen wird, zurzeit wird 
niemand behaupten wollen, daß er nachgewieſen ſei. Zu einem Ge⸗ 
wohnheitsrecht gehören gleichförmige Übungsakte, die nicht durch Akte 
entgegengeſetzter Übung unterbrochen wurden. Hierüber fehlt zurzeit 
alles Material, da ja die Rechtſprechung, wie geſagt, gar keine Aus⸗ 
beute ergibt. 

Man könnte in zweiter Linie eine Verkehrsſitte (Uſance) an⸗ 
nehmen wollen, wonach jeder Mieter zur Ablieferung ſeiner eigenen 
Schlüſſel verpflichtet fein ſoll, fo daß jeder Mietvertrag nach BGB. 
$ 157 in dieſem Sinne auszulegen wäre. Aber auch das geht nicht 
an. Denn es fehlt an dem auszulegenden Objekte, wenn der Vertrag 
lediglich Mietſache, Mietzins und Mietzeit eindeutig feſtſetzt, und es 
fehlt vor allem der Nachweis der Exiſtenz einer bezüglichen Verkehrs⸗ 
ſitte. Dieſe wäre gerade thema probandum. Auch die ſtillſchwei⸗ 
gende Vereinbarung Joſefs (a. a. O.) iſt die pure Willkür. 

So bleibt nichts übrig, als daß man ſich an das Geſetz hält: 
BGB. § 556. Danach beſchränkt ſich die Rückgabepflicht des Mieters 
nach Beendigung der Miete darauf, die gemietete Sache zurück⸗ 
zugeben. Daß der vom Mieter ſelbſt angeſchaffte Schlüſſel ein Be⸗ 
ſtandteil der gemieteten Sache ſei, wird niemand behaupten wollen; 
auch handelt es ſich um eine Rückgabepflicht des Mieters, d. h. nur 
was er bei Beginn der Miete erhalten hat, muß er wieder zurück⸗ 
geben. Was die Gegner ihm zumuten, iſt aber Herausgabe ſeines 
Gigentums oder wenigſtens ſeines Beſttzes an einer Sache, die er 
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Hausfriedensbruches ausſetzen. Aber ſeinen Schlüſſel braucht er ſich 
nicht nehmen zu laſſen, wenn es ihm Freude macht, ihn unter Glas 
und Rahmen in ſeiner Stube aufzuhängen, ſo wenig wie einen 
Dietrich, den er ſich hat anfertigen laſſen. h 8 
Wenn aber Joſef a. a. O. S. 653 zur Begründung ſeiner Meinung 
anführt, daß der Vermieter eine weitere Einwirkung auf die Miet: 
ſache durch den geweſenen Mieter nicht zu dulden braucht, fo ſchießt 
dieſes Argument ganz neben das Ziel. Denn eine derartige Duldungs⸗ 
pflicht behauptet niemand. Daraus aber, daß er die Einwirkung 
nicht zu dulden braucht, folgt doch noch lange nicht, daß er Be 
ſeitigung der Möglichkeit einer ſolchen Einwirkung verlangen könne. 


Profeſſor Dr. Hellmann, München. 


Der Verkehr mit Geſchüftsanteilen einer Geſellſchaft 
mit heſchrüänkter Haftung. (Zu der Entſcheidung des RG. vom 
27. September 1912, vgl. JW. 1912, 1109.) 

1. Die Abtretung von Geſchäftsanteilen einer Geſellſchaft m. b. H. 
iſt gemäß § 15 des Geſetzes vom 20. April 1892 in der Faſſung vom 
10. Mai 1897 an beſondere Schwierigkeiten geknüpft, ſie iſt ähnlich 
erſchwert wie die Übereignung von Grundſtücken. Ebenſo wie dort 
iſt auch hier ſchon die Vereinbarung, durch welche die Verpflichtung 
eines Geſellſchaſters zur Abtretung eines Geſchäftsanteils begründet 
wird, an gerichtliche oder notarielle Form gebunden — eine Form, 
der hier auch die Realiſierung des Vertrags, die endgültige Abtretung 
unterliegt. Ebenſo wie gemäß § 313 Satz 2 BGB. der Formfehler 
des obligatoriſchen Vertrags durch Auflaſſung und Eintragung geheilt 
wird, wird hier der Formfehler bei Abſchluß des Abtretungsverpflichtungs⸗ 
vertrags durch formgerechte Abtretung geheilt. 

II. Der Zweck der Beſtimmung des § 15 iſt klar: Die er⸗ 
ſchwerte Form ſoll hindern, daß die Anteilsrechte der Geſellſchafter 
zu einem Gegenſtande des Handelsverkehrs werden (Pariſius⸗Crüger, 
Textausgabe 8 15 Anm. 5). Wenn wir nach den Gründen forſchen, 
ſo liegen dieſe auf der Hand. Das Geſetz über die Geſellſchaft 
m. b. H. geſtattet Sacheinlagen. Durch unrichtige Wertangaben der 
Sacheinlagen kann zwiſchen Nominalwert des Geſchäftsanteils und 
wirklichem Wert leicht ein Mißverhältnis hergeſtellt werden. Dieſer 
und andere Umſtände bedingen, daß die Geſellſchaft m. b. H. mehr 
der individualiſtiſchen Geſellſchaftsform zuneigen muß, wenn Schäden 
Dritter vermieden werden ſollen. Hinzu kommt, daß der Minimal⸗ 
wert eines Geſchäſtsanteils der Geſellſchaft m. b. H. nur 500 % 
beträgt und daher die Gefahr der Schädigung gerade kleiner Leute 
beſteht. Der Gegenſatz zwiſchen der Art der Veräußerung von 
Geſchäſtsanteilen der Geſellſchaft m. b. H. und von Aktien iſt daher 
wohl begründet, begründet insbeſondere auch durch die Erfahrung, 
daß gerade die Möglichkeit der Sacheinlagen Schwindelgründungen, 
durch die vor allem Heine Leute geprellt wurden, begünftigte. 

III. Es beſteht daher durchaus kein praktiſches Bedürfnis, den 
Handel mit Anteilen der Geſellſchaft m. b. H. zu erleichtern. Tat⸗ 
ſächlich tut dies eine Entſcheidung des RG. vom 27. September 1912. 
(JW. 1912, 1109 8.) 

Wenn wir dieſen Fall ſeiner konkreten Eigenſchaften entkleiden, 
ergibt ſich: 

erwirbt in der Form des § 15 als Kommiſſionär des B 
Geſchäftsanteile einer Geſellſchaft m. b. H.; anſtatt dem B dieſe 
Anteile herauszugeben, überträgt A nur das Verfügungsrecht über die 
Geſchäftsanteile formlos auf B, behält aber mit Einwilligung des B 
die Geſchäftsanteile; B und ſeine Rechtsnachfolger handeln beliebig 
ohne jeden Formzwang mit dem Verfügungsrecht über die in der 
Hand des A bleibenden Anteile. 

Dieſe offenbare Umgehung des § 15 hat das NG. gebilligt, 
meines Erachtens mit Unrecht. 

Die obenerwähnten Bedenken gegen die Zulaſſung der Geſchäfts⸗ 
anteile der Geſellſchaft m. b. H. zum freien Handelsverkehr ohne 
Formzwang beſtehen; unter dieſen Umſtänden wird es nötig ſein, bei 
der Auslegung der jeweils auf vorſtehende Weiſe zuſtande gekommenen 
Verträge nicht an der buchſtäblichen Bezeichnung des Geſchäftes zu 
haften, vielmehr den wirklichen Willen zu erforſchen: Iſt aber der 
wirkliche Wille auf tatſächliche Abtretung der Geſchäftsanteile und 
auf Umgehung des § 15 gerichtet, dann wird auch die dort vor⸗ 
eſchriebene Form zu wahren ſein. 5 
EN Das on x Neichögerichtöentfepeibung kommt e nicht 
zum vollen Ausdruck, daß ſich das RG. auf ähnliche 0 ſtütt. 
(RG. 53, 268 z. B.), Diet über 90 17 BGB. ergangen find, ſtützt. 
i i älle doch anders: 8 f 
June e 9 die formloſe Abtretbarkeit der gemäß 8 813 
BGB. erworbenen Rechte zugelaffen, hier die formloſe Abtretbarkeit 
eines erſt von einem Dritten formgerecht erworbenen Rechtes; dort 
iſt der Zweck des Vertrags Erfüllung der Obligation; hier iſt der 
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Juriſtiſche Wochenſchrift. 


9. 1913. 


abgeſchloſſene Vertrag Selbſtzweck. Dort iſt der wirtſchaftliche Er⸗ 
folg der einmalige formloſe Erwerb der Rechte aus dem Vor⸗ 
vertrag, hier iſt der wirtſchaftliche Erfolg die Mobiliſierung der 
Geſchäftsanteile der Geſellſchaft m. b. H., die auf dieſe Weiſe freie 
Handelsware ähnlich wie Aktien werden — ein Erfolg, der dem 8 15 
zuwiderläuft. — 

Um nun andererſeits das wirtſchaftliche Leben nicht durch unnötige 
Formen zu beſchweren, wird die Entſcheidung in der Praxis darauf 
abzuſtellen fein, ob der Abtretende in der Form des 8 15 er- 
worben hat oder nicht: Iſt erſteres der Fall, dann iſt nicht erwieſen, 
daß das Rechtsgeſchäft die Umgehung des § 15 bezweckt; hat aber 
bereits der Abtretende ein ſolches Verfügungsrecht formlos erlangt, 
ſo iſt zum mindeſten der Anfang eines Beweiſes dahin gegeben, daß 
eine Umgehung des $ 15 Zweck der Übung iſt. Für letzteren Fall 
muß Nichtigkeit des Vertrages eintreten, wenn anders die Recht⸗ 
ſprechung nicht zum Ventil von Geſetzesumgehung werden ſoll, die 
durch die wirtſchaftliche Lage allgemein nicht erfordert wird. 


Dr. jur. Fritz Blum, Frankenthal (Pfalz). 


Ralenderreklame.) Die Firma „Deutſches Handelskontor 
Adolf Hager“ in München, welche „Meißlers Agenten-Kalender“ 
(AG.⸗K.) vertreibt, wendet ſich mit einem Schreiben an Rechts⸗ 
anwälte, in dem u. a. folgendes geſagt wird. Als unerläßliche Be⸗ 
dingung für den Ausbau und die Steigerung des Gebrauchswerts 
des Kalenders erachten wir „die bereits im vorigen Jahre getroffene 
Anordnung, an jedem der im AG.⸗K. verzeichneten Orte einen 
Rechtsanwalt zu benennen, den unſere Abonnenten als er⸗ 
fahrenen Vertrauensanwalt mit der Erledigung ihrer Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten, wie ſie ſich im Handelsverkehr im allgemeinen und im 
beſonderen zwiſchen Kaufleuten im Sinne des Handelsgeſetzbuches 
ergeben, betrauen konnen. Dieſe getroffene Einrichtung hat ſich 
vorzüglich bewährt. Da zur Aufnahme in unſeren AG. K. 
ſelbſtredend die Zuſtimmung der ſehr verehrlichen Herren 
Anwälte erforderlich iſt, beehren wir uns hiermit ergebenſt 
anzufragen, ob wir für Ihren Platz und Bezirk Sie als Ver⸗ 
trauensanwalt aufführen dürfen. Wir ſehen Ihrer hochwerten 
Genehmigung um ſo ſicherer entgegen, als nach unſerem Dafür⸗ 
halten die Aufnahme der werten Anwaltsadreſſen auch 
nicht im geringſten mit der Standesehre kollidiert 
Der Kalender iſt in vielen tauſend Exemplaren über ganz Europa 
verbreitet und hat ſich namentlich in Deutſchland in jedem größeren 
Kontor eingebürgert. Wir geſtatten uns darauf hinzuweiſen, 
daß erfahrungsgemäß die Kaufmannſchaft mit Vorliebe 
die im AG. ⸗K. aufgeführten Rechtsanwaltsadreſſen 


bevorzugt. Die Aufnahme Ihrer werten Adreſſe geſchieht völlig 
koſtenlos. ... Wir bitten um Ihren gefl. Beſcheid innerhalb 
14 Tagen. Sollten wir bis dahin noch ohne Nachricht ſein, 


ſehen wir uns gezwungen, uns an eine andere Adreſſe zu 
wenden.“ In dem dem Schreiben beigefügten Poſtkartenformular 
— welches „der Einfachheit halber“ zur „Beſtellung“ (ö) benutzt 
werden ſoll — iſt mit dem ſchamhaften Vermerk „Nicht Gewünſchtes 
bitte zu durchſtreichen“ vorgedruckt: „In Akzeptierung Ihrer 
Offerte beantrage und bewillige ich andurch die Aufnahme 
meiner Anwalts⸗ und Notarsadreſſe ... mit der Maß: 
gabe, daß die Aufnahme vollkommen gratis erfolgt. 
1 Exemplar des AG.⸗K. erbitte nach Erſcheinen zum Preiſe 
von 4,50 %. — Es wäre intereſſant, zu erfahren, ob auch bei 
Durchſtreichung dieſer Beſtellung die Aufnahme der Adreſſe 
in den Kalender erfolgt? D. 


Ortliche Anwaltsvereinigungen. 


Berliner Anwaltverein. Der Berliner Anwaltverein hielt 
am 17. April im Anwalthaus eine zahlreich beſuchte Verſammlung 
ab. Der Vorſitzende, Juſtizrat Goldmann, gedachte mit ehrendem 
Nachruf des verſtorbenen Mitgliedes Juſtizrat Ludwig Flatau. Zum 
Vortrag gelangte das Thema: „Kino⸗äſthetiſche und kino⸗ rechtliche 
Fragen“. Über erſtere ſprach der Schriftſteller Julius Bab. Er 
reihte die Kinematographie in die nachahmenden Künſte ein und 
legte dar, daß ſie nicht zur Malerei und nicht zur Dichtkunſt, aber 
zum Theater gehöre, und daß ihre Verwendung auf der Zauberbühne, 
dem Wundertheater berechtigt ſei und eine Zukunft habe. Kino⸗ 


1) Siehe auch JW. 1911, 672, 736; 1912, 888; 1913, 62, 398. 


rechtliche Fragen behandelte Rechtsanwalt Profeſſor Dr. Oſterrieth, 
indem er fi über das Kino⸗ Urheberrecht verbreitete. Geſchützt iſt 
der Film als Werk der Photographie, ferner der für die Aufnahme 
erfundene Vorgang, ſeit er ſich als kinographiſches oder panto⸗ 
mimiſches Werk darſtellt, endlich jeder erfundene Vorgang, der 
schriftlich feſtgelegt iſt. Die „Regie⸗Schöpfungen“ find heute, ſoweit 
ſie nicht durch Schriftwerke zu identifizieren ſind, noch ſchutzlos. 
Gegen die Benutzung durch das Kino ſind Schriftwerke und deren 
Unterarten geſetzlich geſchützt. — Beide Vorträge, die in je etwa 
einſtündiger Dauer ihr Thema behandelten, wurden mit lebhaftem 
Beifall auſgenommen. 


* 
* 


Leipziger Anwaltverein. Im Leipziger Anwaltverein ſprach 
am 16. April d. J. Rechtsanwalt Dr. Wünſchmann⸗Leipzig über 
„Das Reichsgeſetz über den Verſicherungsvertrag“. Die Aus⸗ 
führungen des Vortragenden, der die vichtigſten Grundſätze dieſer 
neueren Privatrechtskodifikation beſprach, begegneten dem lebhaften 
Intereſſe der gutbeſuchten Verſammlung. — Zu Beginn der Sitzung 
teilte der Vorſitzende, Juſtizrat Barth, mit, daß der aus den Neu⸗ 
wahlen der letzten Sitzung hervorgegangene Vorſtand ſich wie folgt 
konſtituiert hat: Juſtizrat Barth, Vorſitzender; Dr. Siecke, ſtell⸗ 
vertretender Vorſitzender; Dr. Kallir, Schriftführer; Juſtizrat 
Dr. Dietſch, Kaſſierer. Außerdem berichtete der Vorſitzende über 
eine mit dem Herrn Juſtizminiſter gehaltene Rückſprache in Sachen 
der Kammerteilung und über die Gründe, die den Miniſter zu 
ſeiner ablehnenden Entſchließung beftimmt haben. (Vgl. hierzu 
S. 456.) D. 


Grundlegende Entſcheidungen. 


Entſch. Nr. 2 begründet unter ausführlicher Darlegung 
der bisherigen Rechtſprechung eine Abweichung von derſelben, 
indem als Regel anerkannt wird, daß in allen Fällen der 
Geſamtvertretung der eine Vertreter dem andern Einwilligung 
11 Zuſtimmung zur ſelbſtändigen Geſchäftsvornahme erteilen 
ann. 

In Entſch. Nr. 6 wird dem § 326 BGB. die Anwend⸗ 
barkeit auf zur Ausführung gebrachte, wenn auch nur aus zwei 
Perſonen beſtehende Geſellſchaften verſagt. 

Die „Entrichtung“ der Vertragsſtrafe im Sinne des 8 343 
BGB. erfordert eine Leiſtung des Schuldners in Anerkennung 
der Verpflichtung. Daß der Gläubiger auf Grund der vertrag⸗ 
lichen Feſtſetzung erklärt, die Anzahlung als Strafe behalten 
zu wollen, läßt die Strafe noch nicht als „entrichtet“ erſcheinen 
(Entſch. Nr. 7). 

Verweigert das Vormundſchaftsgericht die Genehmigung zu 
einem Rechtsgeſchäft des geſetzlichen Vertreters, das ſeitens des 
anderen Vertragsteiles ſchon ganz oder teilweiſe erfüllt war, ſo 
liegt eine ungerechtfertigte Bereicherung des Vertretenen durch 
die Leiſtung des Vertragsgegners nur inſoweit vor, als dieſe 
Leiſtung oder ein Erſatz dafür in das Vermögen des Ver⸗ 
tretenen gelangt iſt (Entſch. Nr. 10). 

Bei Entſcheidung der Frage, ob der zur Herſtellung der 
häuslichen Gemeinſchaft verurteilte Ehegatte dem Urteile ein 
Jahr lang in böslicher Abſicht nicht Folge geleiſtet hat 
($ 1567 Abſ. 2 Nr. 1 BGB.), find Tatſachen nicht zu berück⸗ 
ſichtigen, die den böſen Glauben des zur Eheherſtellung Ver⸗ 
urteilten ausgeſchloſſen hätten, wenn er ſie gekannt hätte, die 
ihm aber tatſächlich innerhalb der Jahresfriſt nicht bekannt 
geworden ſind (Entſch. Nr. 15). 

Bei Beurteilung der Entgeltlichkeit oder Unentgeltlichkeit 
einer vom Vorerben getroffenen Verfügung iſt zu prüfen, ob 
und inwieweit ein Vorerbe, der auf ſeine künftige Herausgabe⸗ 
pflicht gegenüber den Nacherben gebührend Rückſicht nimmt, 
ſich nach den ganzen Umſtänden des Falles zu einer Verfügung 
über Nachlaßgegenſtände zugunſten Dritter bewogen finden 
durfte, die mit mehr oder weniger begründeten Anſprüchen gegen 
den Nachlaß an ihn heranträten (Entſch. Nr. 16). N. 
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